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48. Sitzung 

Bonn, den 9. Dezember 1987 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN hat fristgerecht eine 

Änderung der heutigen Tagesordnung beantragt. 
Diesen Antrag werden wir im Anschluß an die Frage-
stunde behandeln. 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Die Fraktion der CDU/CSU hat gemäß Nr. 1 c der 

Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem Thema 

Vorgehen der DDR-Behörden gegenüber 
Menschenrechts- und Friedensgruppen 

verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-

geordneter Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Geschehen in Ost-
Berlin vermittelt von der DDR-Führung ein Bild ner-
vöser Unsicherheit. Dieses Geschehen ist auch nur 
vordergründig erledigt. Zwar sind die Verhafteten 
entlassen und die Verfahren formell auch eingestellt, 
aber es ist doch ein rigoroser, totalitärer Gebrauch 
der Macht sichtbar gemacht worden, der hier erörtert 
werden muß. 
Zunächst möchte ich aber darauf hinweisen, daß es 

schon sehr bedeutsam ist, daß der gemeinsame Pro-
test aller Fraktionen dieses Hauses offensichtlich Er-
folg gehabt hat. Ich glaube, daraus sollten wir lernen, 
daß wir uns diese gemeinsame Sensibilität zu bewah-
ren haben, um auch künftig möglicherweise Betroffe-
nen so helfen zu können. 
Bedeutsam, meine Damen und Herren, war auch, 

daß die evangelische Kirche in der DDR solidarisch 
zusammengerückt ist und auch so das Los der Betrof-
fenen erleichtert hat. Da ich einige der Betroffenen 
persönlich kenne, möchte ich hinzufügen: Der Erfolg 
freut mich auch für sie. 
Aber der Konflikt ist — ich habe schon darauf hin-

gewiesen — nur vordergründig beigelegt, weil eben 
doch deutlich geworden ist, daß Regierung und SED 
bereit sind, gegen Verträge und feierliche Verpflich-

tungen in bezug auf Menschen- und Bürgerrechte zu 
verstoßen, wen sie dies aus Machterhaltungsgründen 
für erforderlich halten. Da wird nach der Devise „Pa-
pier ist geduldig" verfahren, und notfalls wird selbst 
gegen die eigene Verfassung verstoßen. In der heißt 
es in Art. 30 Abs. 1 immerhin wörtlich: 

Die Persönlichkeit und Freiheit jedes Bürgers der 
Deutschen Demokratischen Republik sind unan-
tastbar. 

In Art. 27 ist angeblich auch die Meinungsfreiheit ga-
rantiert und in Art. 28 angeblich auch noch die Ver-
sammlungsfreiheit. 

Meine Damen und Herren, das alles hat den eige-
nen Leuten nichts genützt. Staatssicherheitsdienst 
und Polizei kommen in der DDR eben notfalls vor der 
Verfassung. Das ist natürlich für uns eine deprimie-
rende Erfahrung, denn die DDR-Führung bringt da-
durch ein Element der Unsicherheit in die Ost-West-
Beziehungen und auch in das innerdeutsche Verhält-
nis. Bloße Schönwetterverläßlichkeit, wie sie hier zu-
tage tritt, ist für ernsthafte Beziehungen keine geeig-
nete Basis. Die DDR verunsichert auf diese Art und 
Weise die Verhandlungspartner auf einem politischen 
Feld, das geradezu von der Vertrauenswürdigkeit der 
Handelnden lebt. Die DDR fordert von uns immer Ver-
läßlichkeit und Kalkulierbarkeit, und wir sind bereit, 
das zu akzeptieren, aber gleiches muß natürlich auch 
umgekehrt gelten und gefordert werden. 

Die DDR bietet bei all dem Geschehen ein Bild der 
Unsicherheit. Dieser Eindruck wird noch durch die 
Tatsache verstärkt, daß ein geradezu lächerlich nich-
tiger Anlaß Grund für diese Polizeiaktion war. Die 
„Frankfurter Rundschau" umschreibt das so: 

Damit war weltweit wieder das Bild von der häß-
lichen DDR in den Vordergrund gerückt, einer 
DDR, die noch nicht einmal ein hektografiertes 
Blättchen 

— ich habe es mitgebracht und kann es Ihnen zei-
gen — 

von  600 Exemplaren ertragen kann, in dem steht, 
was ohnehin die meisten wissen oder sich hinter 
vorgehaltener Hand erzählen. 

Deshalb müssen wir schon verwundert die Frage 
stellen, ob das als Grund ausreicht, zu den Hand- 
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lungsmustern aus der Zeit des Kalten Krieges zurück-
zukehren. Dadurch ist bei uns und in der Weltöffent-
lichkeit ein fataler Eindruck entstanden. 
Die DDR sollte bei solchem Vorgehen bedenken, 

daß auch hier bei uns die politische Vertretbarkeit von 
Leistungen der Bundesregierung zunächst erreicht 
werden muß. Wir brauchen die Zustimmung der 
Mehrheit unserer Bürger. Die Akzeptanz ist in der 
Deutschlandpolitik die Basis, und diese Akzeptanz 
und dieses Basis werden durch Vorgänge, wie wir sie 
da erlebt haben, im Kern geschädigt. Ich hoffe, daß 
kein irreparabler Schaden eintritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Büchler. 

Büchler (Hof) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Lintner, ich 
möchte Ihre Rede ausdrücklich würdigen. Ich glaube, 
das ist eine Basis, auf der man miteinander reden 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Sozialdemokraten in Fraktion und Partei haben 

unmittelbar bei Bekanntwerden der Vorgänge in und 
um die Zionskirche in Ostberlin reagiert, und zwar 
jeder aus seiner besonderen Aufgabe heraus etwas 
unterschiedlich, aber einheitlich in der Verurteilung 
dieser repressiven Vorgänge, die gegenüber den 
Friedens- und Umweltgruppen getätigt worden sind. 
Dies ist eine Selbstverständlichkeit; das möchte ich 
deutlich sagen. Alle Fraktionen des Bundestages ha-
ben dem Sinne nach Ähnliches geäußert. 
Die SPD hat den ersten möglichen Kontakt mit der 

DDR-Seite genutzt, sich direkt an die Spitze der SED 
zu wenden. Hans-Jochen Vogel hat diesen Vorgang 
am vergangenen Dienstag öffentlich gemacht. Die 
DDR muß sich ohne Frage seit Helsinki und seit ihrem 
UNO-Beitritt den internationalen Gepflogenheiten 
und der internationalen Menschenrechtsdiskussion 
stellen; sie muß auch wissen, ob es ihrer Außenpolitik 
nützt oder schadet, wenn sie gegen Pazifisten und 
gegen Umweltschützer vorgeht. 

Es ist ein großes Verdienst, möchte ich sagen, nicht 
zuletzt der sozialdemokratischen Entspannungspoli-
tik, daß die DDR der Menschenrechtsdiskussion nicht 
mehr ausweichen kann. Es ist dabei kein Schaden, 
hier in aller Sachlichkeit festzustellen, daß sich die 
DDR noch nicht veranlaßt gesehen hat, nach unserem 
Beispiel den individuellen und den politischen 
Grundrechten einen entsprechenden Stellenwert bei-
zumessen; bedauerlicherweise ist dies so. 
Bei den sozialen Grundrechten, die die DDR stets 

für wichtiger erklärt, braucht sich die Bundesrepublik 
keineswegs zu verstecken. Wir haben — noch ist es 
so, wenn der Kollege Blüm nicht weiter zuschlägt — 
eine umfassende Versorgung im Gesundheitswesen; 
wir haben keine Wohnungsnot, wie in der DDR; wir 
haben immer noch, wenn auch durch die neue BAföG-
Regelung eingeschränkt, ein für alle zugängliches Bil-
dungswesen; wir haben auch — immer unter der Vor-
aussetzung, daß der Mann mit der Axt im Innenmini-
sterium nicht an die Wurzeln geht — ein liberales 

Demonstrationsrecht und Koalitions- und Versamm-
lungsfreiheit. Ich glaube, dies ist alles gut so. Dies 
alles hat die DDR nicht oder nur mit qualitativen Ein-
schränkungen, um es deutlich zu sagen. Bei uns ist 
dies verwirklicht. Umgekehrt verhält es sich aller-
dings ein bißchen mit der Arbeitslosigkeit, wie wir alle 
wissen. 

Das jüngste Vorgehen der DDR gegen die Friedens- 
und Umweltgruppen ist ein weiterer Beweis für den 
prinzipiellen Vorzug unserer freiheitlichen Ordnung 
vor der Ordnung der DDR. 

Ich habe dieses Vorgehen der DDR-Organe einen 
unverständlichen Affront genannt und auch gegen-
über der SED angekündigt, daß darüber gesprochen 
wird. Dabei bleiben wir. Dies ist, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, geschehen. 
Heute muß allerdings darüber hinaus gesagt wer-

den: Die Einstellung der Strafverfahren zeigt auch 
an, daß es einen Streit innerhalb der Führung der DDR 
gibt, einen Streit, der sicherlich auch etwas mit den im 
SPD-SED-Papier angesprochenen Themen zu tun hat, 
Meinungsverschiedenheiten auszutragen und zu ei-
ner gewissen Öffnung der DDR-Gesellschaft auf diese 
Weise zu gelangen. 
Wir sollten deshalb durch den Wettbewerb der Sy-

steme zu einer neuen Art von politischer Auseinan-
dersetzung kommen. Diese Auseinandersetzung 
sollte es nicht beim Austausch gegenseitiger Positio-
nen und bei wechselseitigen Vorwürfen belassen. Wir 
sollten zu einer neuen Art der Kultur des politischen 
Streits untereinander und vor allem mit der DDR kom-
men. 

Dabei bleibt natürlich unverrückbar: Für uns müs-
sen Frieden und die politische Ordnung in der Bun-
desrepublik, die den Menschen Freiheit garantiert, 
Vorrang haben. Dies zusammengenommen ist die 
Grundlage für die eigentliche praktische Politik, die 
auch den Menschen in der DDR zusätzliche Freiheiten 
bringen kann. Dies ist das erklärte Ziel der Sozialde-
mokraten hier im Deutschen Bundestag. 
Der Bundespräsident hat einmal formuliert, daß wir 

mit unserer Freiheit verantwortlich umgehen müssen; 
vor allem komme es nicht auf den lauten Beifall in den 
eigenen Reihen an, sondern auf die stille Zustimmung 
der Menschen in der DDR. Das sollten alle Redner in 
dieser Aktuellen Stunde, die ja zum Teil auch nach 
innen gerichtet ist, bedenken, und das wäre gut für 
diese Politik. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine beiden Vorredner haben schon 
darauf hingewiesen, daß der Protest — übrigens aus 
allen Fraktionen — des Deutschen Bundestages in ei-
ner deutschlandpolitischen Frage — eine Tatsache, 
die man vielleicht noch einmal ganz besonders her-
vorheben sollte — bereits Wirkung gezeigt hat. 
Diese Aktuelle Stunde wäre natürlich ihrem An-

spruch, aktuell zu sein, vor einer Woche noch eher 
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gerecht geworden, wie übrigens ursprünglich bean-
tragt, als das heute der Fall sein kann. Aber gerade 
wenn wir aus dieser unmittelbaren Aktualität bereits 
heraus sind, ist es vielleicht angebracht, einen kurzen 
Blick zurück auf die Entwicklung des Verhältnisses 
der beiden Staaten zueinander zu werfen. 

Hier kann es — auch in den vergangenen Jahren — 
niemandem verborgen geblieben sein, daß wir nur mit 
kleinen Schritten vorangekommen sind und vermut-
lich auch in der Zukunft nur kleine Schritte werden 
tun können. Es kann aber genausowenig übersehen 
worden sein, daß in dem Verhältnis zueinander auch 
immer wieder Rückschläge eingetreten sind, zur Zeit 
der sozialliberalen Koalition ebenso wie unter der jet-
zigen Koalitionsregierung. Wir haben diese Rück-
schläge immer wieder gehabt und haben sie durch 
Beharrlichkeit, durch Geschlossenheit, durch Konti-
nuität unserer Deutschlandpolitik doch zu überwin-
den vermocht. 

Es hat in diesen Jahren — wer könnte es bestrei-
ten — eine Verbesserung der Situation gegeben. Es 
hat mehr Rechte, mehr Freiheiten, mehr innere Frei-
heit für die Menschen in der DDR gegeben. Zwischen-
menschliche Beziehungen sind mehr geworden. Um 
so bedauerlicher ist es, daß wir nun wieder einen sol-
chen Rückschlag haben erleben müssen, der leider 
geeignet ist, dieses Verhältnis und diese Entwicklung 
zumindest im Augenblick stagnieren zu lassen. Der 
Rat, den man in dieser Situation geben kann, kann 
natürlich nur der sein, an dem erklärten Ziel unserer 
Deutschlandpolitik mit der gleichen Beharrlichkeit 
und manchmal auch mit der gleichen Gelassenheit 
festzuhalten, wie wir das in der Vergangenheit getan 
haben. 

Es hat diese Lockerungen gegeben. Ausgegeben 
wurden sie von der DDR allerdings nicht als Ergebnis 
unserer Deutschlandpolitik der gemeinsamen Bemü-
hungen, sondern als eine, wie es hieß, selbstverständ-
liche Konsequenz aus der fortgeschrittenen inneren 
gesellschaftlichen Entwicklung des sozialistischen 
Staates. Aber übersehen wir, z. B. bei den größeren 
Zahlen der Reisegenehmigungen, auch nicht, daß es 
dafür immer noch keinen einklagbaren Rechtsan-
spruch gibt, sondern daß hier immer noch Wohlwollen 
von Funktionären die Voraussetzung dafür ist, daß 
sich solche Dinge ereignen und weiterhin vollziehen 
können. 

Wir haben mit den Vorgängen um die Zions-Kirche 
eine bittere Enttäuschung erlebt. Ich glaube aber, wir 
sollten diesen Zustand der Enttäuschung so schnell 
wie möglich zu überwinden trachten. 

Wenn ich eines mit aller Deutlichkeit hinzufügen 
darf: Hüten wir uns auf unserer Seite, aus der komfor-
tablen Situation eines Bürgers eines freiheitlichen 
Rechtsstaates nicht nur zu protestieren, sondern de-
nen, die in diesem Staat und mit diesem Staat leben 
müssen, etwa Ratschläge darüber zu geben, wie man 
mit einem solchen Staat umgeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich glaube, das wissen die drüben besser als wir. Wir 
selbst haben alle Veranlassung, auf das zu hören, was 
die Betroffenen selbst sagen, und ich meine nicht zu-
letzt die Kirchen im sozialistischen Staat der DDR. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Hensel. 

Frau Hensel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit tiefer Betroffenheit und Empö-
rung habe ich das Vorgehen der DDR-Behörden ge-
gen die Mitglieder der Umweltbibliothek in Ost-Ber-
lin verfolgt, und dies um so mehr, als der Besuch von 
Erich Honecker, der hier und, ich glaube, auch in der 
DDR viel Hoffnung geweckt hat, erst einige Wochen 
zurückliegt, die Debatte um mehr Glasnost unverän-
dert weitergeführt wird und das Mittelstreckenab-
kommen kurz vor der Unterzeichnung stand. Diese 
Zusammenhänge haben sehr viel Sensibilität in der 
Öffentlichkeit hervorgerufen, die in einen einhelligen 
internationalen, aber auch bundesdeutschen Protest 
gemündet sind. Dies und die Verurteilung der Vor-
fälle in der DDR haben offenbar dazu geführt — das 
sagten auch schon meine Vorredner — , daß die DDR-
Führung bereit war einzulenken. Die verhafteten Mit-
glieder der Zionsgemeinde wurden freigelassen, und 
ihre Anwälte haben, was für DDR-Verhältnisse sehr 
ungewöhnlich ist, volle Akteneinsicht bekommen, 
und es gibt auch Anzeichen dafür, daß die Verfahren 
eingestellt werden sollen. 
Allerdings stehen im Widerspruch zu dieser Ent-

wicklung im Inneren, auch die Einreiseverbote gegen 
Mitglieder der SPD und der GRÜNEN, die sich auch 
gegen mich selbst gerichtet haben. Sie wissen, daß die 
GRÜNEN auch in der Vergangenheit bei ähnlichen 
Übergriffen der DDR-Behörden in aller Deutlichkeit 
ihren Protest immer artikuliert haben, damit aber mei-
stens ziemlich allein auf weiter Flur standen. Um so 
mehr begrüßen wir es heute, daß diesmal von allen 
Parteien hier im Bundestag klare Worte gefunden 
wurden und daß auch die SPD diesmal klare Worte 
findet und offenbar gewillt ist, das gemeinsame Papier 
mit der SED in dieser Frage mit Leben zu füllen. 
Glaubwürdigkeit setzt eben auch einen erweiterten 

Dialogbegriff voraus, der die Problematik der Men-
schenrechte nicht ausklammern kann. Auch Teile der 
Union machen Fortschritte, nachdem sie erst vor kur-
zem die Existenz der staatsunbhängigen Gruppen of-
fiziell zur Kenntnis genommen haben. Ich begrüße 
dies ausdrücklich. Es ist doch so, daß die Aufnahme 
dieser Kontakte, die beispielsweise dazu führt, daß 
man Menschenrechtsverletzungen anspricht, nicht 
mehr nur im Osten, sondern auch in Chile und Süd-
afrika wahrgenommen wird. Das hat die Union in der 
Vergangenheit nie so eindeutig belegt. Ich möchte an 
dieser Stelle auch sagen: Nach unserem Verständnis 
ist ein gespaltenes Verhältnis zu den Menschenrech-
ten und der Friedenspolitik bei der Union leider nach 
wie vor vorhanden. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie sprechen von 
Ihrer Fraktion, Frau Kollegin!) 

— Das möchte ich an dieser Stelle einfach zurückge-
ben. 
Die Politik der Union ist so lange wenig glaubhaft, 

wie sie nur Drittstaaten gegenüber propagiert wird. 
Wer gegen staatliche Willkürmaßnahmen in der DDR 
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protestiert, darf nicht gleichzeitig in der Bundesrepu-
blik das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung und 
Demonstrationsfreiheit untergraben. Wer wie Innen-
minister Zimmermann ständig an bundesdeutschen 
Grundrechten knabbert, kann sich erst dann glaub-
haft für Menschenrechte und Meinungsfreiheit in der 
DDR einsetzen, wenn er sein grundsätzliches Verhält-
nis zur Demokratie eindeutig geklärt hat. Zwischen 
Menschenrechten und Demokratie nach außen und 
nach innen besteht genauso ein kausaler Zusammen-
hang wie zwischen dem inneren und äußeren Frieden. 
Meine Partei hat immer versucht, dieser Prämisse ge-
recht zu werden. 
Schon vor längerer Zeit haben die GRÜNEN des-

halb einen viel weitergehenden gleichberechtigten 
Dialog auf allen Ebenen sowohl mit der DDR-Führung 
als auch mit unabhängigen Gruppen gefordert und 
auch praktiziert. Wir sind der festen Überzeugung, 
daß es nur dann eine gemeinsame europäische Zu-
kunft geben wird, wenn die Freizügigkeit der Begeg-
nung und ein freier Reiseverkehr gewährleistet ist 
und wenn überall freie Meinungsäußerung, ein freier 
Gedankenaustausch möglich ist. Dies sind die Vor-
aussetzungen für einen befruchtenden kulturellen 
Austausch über die heutigen Grenzen hinweg, und sie 
dienen dem Abbau von Feindbildern und einer län-
gerfristigen Friedenssicherung über Raketenabkom-
men hinaus. 
Weder das Vorgehen in der DDR gegen die staats-

unabhängigen Friedensgruppen noch die Einreise-
verweigerung gegenüber einigen Kollegen und mir 
werden die GRÜNEN davon abbringen, auf ein 
Europa ohne Grenzen und ohne Blöcke hinzuarbei-
ten. 
Wenn es, wie ich hoffe, interfraktionelle Gemein-

samkeiten zu den angesprochenen Fragen in diesem 
Hause gibt, so sollten wir diese aufgreifen, um einen 
übergreifenden, gleichberechtigten Dialog mit der 
DDR auf allen Ebenen besser führen zu können. 
Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort der 
Frau Bundesministerin für innerdeutsche Beziehun-
gen. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wir alle haben wohl mit Bestürzung vor 14 Tagen 
die Nachrichten von der Polizeiaktion gegen die 
„Umwelt-Bibliothek" in der Zionsgemeinde in Berlin 
aufgenommen. Das nächtliche Vorgehen der DDR-
Sicherheitsorgane hat uns wiederum vor Augen ge-
führt, daß wir es im anderen Teil Deutschlands mit 
einem Staat zu tun haben, in dem nach wie vor die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit des gedruckten 
Wortes als Bedrohung empfunden und deshalb eben 
nicht zugelassen werden. Den Ablauf der Ereignisse 
brauche ich nicht mehr nachzuzeichnen. Wir haben 
mit Erleichterung vernommen, daß alle Festgenom-
menen wieder frei sind und daß die Ermittlungsver-
fahren eingestellt werden sollen. 
Doch damit können wir nicht und erst recht nicht die 

betroffenen Kreise in der DDR den Vorfall ad acta  

legen; denn er wirft eine Reihe von Fragen auf, etwa: 
Signalisiert die Aktion eine Verhärtung des innenpo-
litischen Klimas in der DDR, insbesondere eine Ver-
schlechterung des Verhältnisses Staat/Kirche? Muß 
der Vorgang vielleicht im Zusammenhang mit ande-
ren kürzlich geschehenen Ereignissen gesehen wer-
den, u. a. der Absage der Informationsgespräche zwi-
schen Staat und evangelischer Kirche oder den Auf-
trittsverboten für kritische Liedermacher auch in 
kirchlichen Räumen? Liegt hier etwa der Beginn eines 
Abrückens von dem seit 1978 verfolgten staatlichen 
Kurs gegenüber den Kirchen? 

Meine Damen und Herren Kollegen, ich bezweifle, 
daß wir schon heute diese Fragen abschließend beant-
worten können. Wir sollten — darin sind wir uns ja 
auch alle einig — diese Aktuelle Stunde zum Anlaß 
nehmen, über den Vorfall sehr nüchtern und beson-
nen jenseits aller Rhetorik und Polemik nachzuden-
ken. Ich denke, damit helfen wir unseren Landsleuten 
am besten. 

Die beiden christlichen Kirchen in der DDR, insbe-
sondere die traditionell größere evangelische Kirche, 
haben sich unter dem offiziellen Kurs seit 1978 eine 
Stellung verschafft, die den einzigen außerstaatlichen 
Freiraum ermöglicht, den es in der sozialistischen Ge-
sellschaft außerhalb des privaten Bereiches gibt. Die 
evangelische Kirche hat im Rahmen dieser Entwick-
lung verschiedenen Gruppen Raum gegeben, u. a. 
Umweltschützern, Friedens- und Menschenrechtsver-
fechtern, die zum Teil nur wenig kirchliche Bindun-
gen haben. 

Neben allen anderen Aspekten wirft der Vorfall in 
der Zionskirchengemeinde deshalb auch ein Schlag-
licht auf das Dilemma, in dem sich die Kirche gegen-
über den mehr oder weniger kirchlichen Gruppen 
befindet, die unter ihrem Dach Schutz suchen. Die 
Kirche soll nach einem Wort von Bischof Leich für alle, 
aber nicht für alles da sein. Zwischen Staat, kirchen-
treuen Gemeindemitgliedern und den vielfältigen 
Gruppen bewegt sich die Kirche drüben auf einer 
schwierigen Gratwanderung. Angesichts dieser kom-
plizierten Situation sollten wir von hier aus weiter Ent-
fernung mit Bewertungen und Ratschlägen Zurück-
haltung üben. Ich stimme allen Kollegen zu, die dies 
soeben auch schon zum Audruck gebracht haben. 

Leitende kirchliche Kreise in der DDR gehen nach 
den Gesprächen, die mit staatlichen Stellen dort ge-
führt worden sind, davon aus, daß es längerfristig 
nicht zu einer Verschlechterung des Verhältnisses von 
Staat und Kirche kommen wird. Sie haben die Aktion 
als Warnung an alle autonomen Gruppen einge-
schätzt, ihren Spielraum nicht zu überschätzen und 
oppositionelle Aktivitäten zu unterlassen. Es bleibt 
aber — dies müssen wir festhalten — , daß es sich nicht 
nur innenpolitisch, sondern auch im Verhältnis zur 
Kirche bei den Geschehnissen um einen schwerwie-
genden Vorgang handelt. Aus unserer Sicht eines frei-
heitlich-demokratischen Rechtsstaates haben die Si-
cherheitsbehörden der DDR mit ihrer Nacht-und-Ne-
bel-Aktion gegen fundamentale rechtsstaatliche Prin-
zipien verstoßen. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Richtig!) 
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Bereits jetzt steht fest, daß die DDR dafür einen nicht 
unerheblichen Preis zahlen muß. Das internationale 
Ansehen der DDR hat gelitten. Auch aus der Sicht von 
Tendenzen in der kommunistischen Welt, die mit den 
Begriffen wie Glasnost und Perestrojka umschrieben 
werden, ist das Vorgehen der DDR-Behörden als 
Rückschritt zu werten. 
Letztlich ist auch nicht gering einzuschätzen, daß 

sich- die Kirche mit Zustimmung vieler Gemeinde-
mitglieder mit allen Gruppen solidarisiert und solida-
risieren muß, die bei ihr Zuflucht suchen. 
Ich möchte auch nicht verschweigen, daß Vorfälle 

dieser Art auch die innerdeutschen Beziehungen im-
mer wieder zu belasten drohen. Die Bundesregierung 
hat in jüngster Zeit im Interesse der Menschen in bei-
den Teilen Deutschlands viel Positives erreicht. Der 
Besuch Honeckers in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat gerade bei unseren Landsleuten drüben neue 
Hoffnungen geweckt. Angesichts dieser guten Bilanz 
bedauern wir die jüngsten Vorfälle außerordentlich. 
Aber der Bundesregierung war auch immer bewußt, 

daß übertriebene Erwartungen und Hoffnungen auf 
eine freiheitliche Entwicklung in der DDR nach wie 
vor nicht angebracht sind. Dennoch gibt es zu dem 
mühsamen Dialog mit der DDR für uns keine Alter-
native. Wir werden dabei unseren Verhandlungspart-
nern immer wieder deutlich sagen, daß Vorfälle, wie 
sie jetzt geschehen sind, das Verhältnis zur Bundesre-
publik Deutschland wie auch zu anderen westlichen 
Ländern spürbar belasten, weil sie Geist und Buchsta-
ben der KSZE-Schlußakte von Helsinki widerspre-
chen. 
Wir werden auch weiterhin über klare und einfor-

derbare Vereinbarungen mit der DDR reden. Wir wer-
den den Dialog mit der DDR mit Geduld und Augen-
maß weiterführen. Wir werden aber auch nicht darauf 
verzichten, Unrecht als das, was es ist, beim Namen zu 
nennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Haack. 

Dr. Haack (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Maßnahmen des Staatssicherheits-
dienstes der DDR vor zwei Wochen in Räumen der 
Ost-Berliner Zionsgemeinde sind in der Bundesrepu-
blik einhellig verurteilt worden. Wir tun dies auch im 
Bundestag einmütig. Nacht-und-Nebel-Aktionen mit 
Verhaftungen und Beschlagnahmen passen nicht 
mehr in eine Zeit, in der von neuem Denken, Offen-
heit und einer Kultur des politischen Streits gespro-
chen wird. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Im Interesse der Betroffenen sind wir froh, daß die 
Verhafteten wieder frei sind und die Ermittlungen der 
DDR-Behörden mittlerweile wieder eingestellt sind. 
Die SED muß aber wissen, daß sie bei vergleichbaren 
Vorfällen in der Zukunft in gleicher Weise mit unse-
rem Protest rechnen muß. 
Die Aktionen der DDR-Behörden geschahen zur 

selben Zeit, in der in Ost-Berlin der zehnte Schriftstel-

lerkongreß stattfand, auf dem die Zensur als überlebt, 
nutzlos, paradox, menschenfeindlich, volksfeindlich, 
ungesetzlich, verfassungswidrig und strafbar ange-
prangert wurde. 

Stephan Hermlin sagte in diesem Zusammenhang 
zu den Vorgängen am Prenzlauer Berg, die Polizeiak-
tionen hätten jene zu verantworten, die von der Bewe-
gung hin zur Öffnung und zum Abbau von Feindbil-
dern nichts hielten. Zu diesen Verantwortlichen ge-
hört das Politbüromitglied Kurt Hager, der vor kurzem 
kritisierte, daß die Einmischung in DDR-Angelegen-
heiten vom Westen aus dazu diente, „DDR-Bürger zu 
verunsichern und ihrem Staat zu entfremden". Welch 
groteske Unterstellung! Nicht wir mit unserer an den 
Menschenrechten orientierten berechtigten Kritik 
verunsichern DDR-Bürger, dies tun vielmehr die SED-
Propagandisten des alten Denkens. 

Kurt Hager hat es in einem Interview mit einer Illu-
strierten im April dieses Jahres weit von sich gewie-
sen, Glasnost oder Perestrojka in der DDR einzufüh-
ren, mit dem mittlerweile geflügelten Wort: „Würden 
Sie, wenn Ihr Nachbar seine Wohnung neu tapeziert, 
sich verpflichtet fühlen, Ihre Wohnung ebenfalls neu 
zu tapezieren?" Wir sollten Herrn Hager zurufen: 
Auch die DDR hat einen Tapetenwechsel nötig. 

In dem von Generalsekretär Gorbatschow ange-
strebten „Europäischen Haus" muß auch die SED ihre 
Wohnung instand setzen und modernisieren, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

wenn sie den berechtigten Wünschen der Menschen 
in ihrem Herrschaftsbereich gerecht werden will. 

Das Prinzip der Abgrenzung ist überlebt. Auch die 
DDR braucht eine Öffnung nach innen und außen. Die 
einsichtigen SED-Politiker wissen dies. Wissenschaft-
ler und Künstler, Wirtschaftsfachleute und Arbeiter, 
die Bürger der DDR warten auf diesen Prozeß. 

Wir wollen niemanden bevormunden, sondern wir 
wollen diesen notwendigen Öffnungsprozeß auch im 
Interesse der Beziehungen zwischen beiden deut-
schen Staaten unterstützen. Wir sind gegen polizei-
staatliche Methoden, weil sie den Menschenrechten 
widersprechen. Auch die DDR-Behörden müssen sich 
selbstverständlich an die Schlußakte von Helsinki hal-
ten. 

Nur so können auf Dauer friedliche Beziehungen 
entwickelt werden. Friedensfähigkeit, meine ich, ist 
mehr als die Bereitschaft, einen Krieg zu verhindern. 
Die Friedensfähigkeit eines Staates erweist sich auch 
im Umgang mit seinen Bürgern. Zur Friedensfähig-
keit gehört auch, Vereinbarungen einzuhalten. Die 
SED hat schon kurz nach Verabschiedung des ge-
meinsamen Papiers der Akademie für Gesellschafts-
wissenschaften beim ZK und der Grundwertekommis-
sion der SPD viermal gegen Geist und Inhalt dieses 
Papiers verstoßen: erstens in einem Referat Kurt Na-
gers auf einer „Partei aktiv"-Tagung der Bezirkspar-
teiorganisation in Frankfurt (Oder), zweitens in einem 
Gespräch des Rektors der Akademie für Gesell-
schaftswissenschaften beim ZK der SED, Prof. Rein-
hold, mit dem „Neuen Deutschland" , drittens durch 
die in dieser Aktuellen Stunde kritisierten Maßnah- 
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men, viertens durch die Zurückweisung von Abgeord-
neten, zuletzt des SPD-Bundestagsabgeordneten 
Weisskirchen am vergangenen Freitag, der mit Ver-
tretern kirchlicher Gruppen in Ost-Berlin sprechen 
wollte. 
Das letzte Kapitel dieses genannten Papiers ist 

überschrieben: „Neues Denken, neues Handeln. " 

Die Vorgänge der letzten Wochen zeigen: Altes 
Denken, altes Handeln. 
Durch den gestern unterzeichneten Vertrag zwi-

schen den USA und der Sowjetunion über die Ver-
nichtung atomarer Mittelstreckenraketen ist ein gro-
ßer Durchbruch erzielt worden, den wir in den beiden 
deutschen Staaten besonders begrüßen. 1983, nach 
dem Stationierungsbeschluß des Deutschen Bundes-
tages, hat Generalsekretär Honecker von einer not-
wendigen Schadensbegrenzung gesprochen. 
Diesen Begriff sollten wir in der aktuellen Diskus-

sion aufgreifen. Generalsekretär Honecker möge da-
für sorgen, daß nicht durch unbedachtes Vorgehen 
Schaden verursacht wird. 

Die deutsch-deutschen Beziehungen, zu denen 
auch ein ungehinderter Austausch von Ideen, Infor-
mationen und Meinungen sowie eine Öffnung der 
DDR-Gesellschaft gehören, dürfen nicht fahrlässig 
belastet werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben gestern im Zusammen-
hang mit dem Abrüstungsvertrag wieder große und, 
wie auch ich sage, goldene Worte gehört, und ich will 
sie auch gar nicht geringschätzen, etwa das Wort, daß 
man in der Sowjetunion weiterhin mehr Offenheit, 
mehr Demokratisierung betreiben werde; der Gene-
ralsekretär sagte auch, dieser Prozeß sei unumkehrbar 
geworden. 
Was in der Zionsgemeinde stattfand, war jedenfalls 

eher das Gegenteil davon. Das war weder Glasnost 
noch Perestrojka. Das war Abgrenzung, und das war 
Zensur. Ich danke dem Kollegen Haack, daß er Chri-
stoph Hein mit seinen Bemerkungen über Zensur in 
der DDR auf dem jüngsten Schriftstellerkongreß zi-
tiert hat. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Stephan Herm-
lin!) 

Man kann natürlich Bücher verbrennen und auf ei-
nen Index setzen. Man kann auch die Produktion von 
Büchern verhindern. Man kann auch die Einfuhr ver-
hindern. Aber alles das ist gegen Offenheit, gegen 
den freien Meinungsaustausch und gegen die freie 
Meinungsbildung. Ich meine jedoch, daß wir den Ver-
such machen wollen, Konsequenzen zu ziehen und 
weiterzukommen. Da knüpfe ich ebenfalls — ich 
freue mich über den hohen Grad an Übereinstimmung 
hier im Hause, bis auf eine kleine Ausnahme — an das 
Papier von SPD und SED an und nenne das Stichwort 
„Kultur des Streits". Aber Kultur des Streits setzt ja  

gewissermaßen voraus, daß ein solcher Streit mit be-
stimmten Mitteln und in bestimmten Formen stattfin-
den kann. Das setzt doch z. B. voraus, daß man drüben 
auch den „Vorwärts" lesen kann, vielleicht auch eine 
Zeitung, hinter der angeblich immer ein kluger Kopf 
steckt, oder irgendein anderes Blatt von Welt; wel-
ches, sei dahingestellt. 

Aber ich finde, wir sollten an dieser Stelle ganz kon-
kret werden und die andere Seite beim Wort nehmen, 
wenn es um diese Kultur des Streits geht. Es war 1967, 
glaube ich, und einer der Wortführer war Fritz Erler, 
als es um Redneraustausch und Zeitungsaustausch 
ging. Vielleicht können wir dort wieder anknüpfen. 
Der Bundestag hat damals einen Beschluß zur Ermög-
lichung des Zeitungsaustauschs gefaßt. Ich finde, daß 
wäre doch eine Möglichkeit, weiterzukommen. 

Oder ein anderes Beispiel, das als Begriff hier ja 
auch schon auftauchte: Alle Welt redet derzeit von 
Feindbildern. Ich meine, es ist in der Tat richtig: Man 
muß nicht nur Sprengköpfe, sondern muß auch die 
Feindbilder in den Köpfen der Menschen beseiti-
gen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

—Ja, aber selbstverständlich. 

(Beifall bei der SPD) 

— Ich sehe, daß Sie sich über die Übereinstimmung, 
die hier vorhanden ist, freuen. — Denn bekannterma-
ßen, meine Damen und Herren, ist es ja nicht so, daß 
die Waffen Spannungen produzieren. Vielmehr gibt 
es dann, wenn Ängste und mangelndes Vertrauen 
vorhanden sind, eine Eskalation der Rüstung und der 
Aufrüstung. 

Deshalb mache ich einen ganz einfachen Vor-
schlag, Frau Ministe rin — ich hoffe, Sie akzeptieren 
ihn und äußern ihn nach drüben hin — : Bilden wir 
doch eine gemeinsame, eine deutsch-deutsche Kom-
mission nach dem Vorbild der deutsch-polnischen 
Schulbuchkommission. Diese Kommission bekommt 
alle Bücher für Kinder, Jugendliche und Soldaten auf 
den Tisch. Die Mitglieder lesen sie durch, und dann 
kann man sich darüber unterhalten. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Das ist ein alter Vor

-

schlag, den haben wir in unseren Papieren 
schon lange  drin!)  

—Wunderbar, dann machen wir es doch jetzt einmal! 
Es geht ja darum, daß das gegenüber der DDR jetzt 
geäußert wird. Vielleicht besteht dann eine Chance, 
daß sie das akzeptiert. Aber natürlich habe ich meine 
Zweifel daran, daß sie das tut. Denn wir wissen ja, daß 
sie diesen kultivierten Wettstreit offenbar nicht so 
recht mag. Vorhin ist ja schon etwas zitiert worden. Ich 
führe jetzt einmal ein Zitat aus einem von der SED 
noch im Frühjahr 1985 aufgestellten Programm für 
die Bildungs- und Erziehungsarbeit an. Da heißt es: 
„Die Kinder sollen erfahren, daß es Menschen gibt, 
die unsere Feinde sind, gegen die wir kämpfen müs-
sen, weil sie den Krieg wollen." Wenn wir uns in dem 
Papier bescheinigen, daß wir friedens- und reformfä-
hig sind, dann stimmt das doch alles nicht mehr, dann 
kann das so nicht stehenbleiben. 

Ich meine, man sollte eben den Versuch machen, in 
einer solchen Kommission das zu lesen, was in den 
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Büchern steht, festzustellen, was Feindbilder sind. 
Dann kann man sie vielleicht auch abrüsten und be-
seitigen. Damit käme man auf dem Weg zu mehr Glas-
nost, mehr Verständigung und letztendlich auch mehr 
Frieden durch Vertrauensbildung ein Stück weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Terborg. 

Frau Terborg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir reden heute über die Situation der 
evangelischen Kirche in der DDR. Man hat uns nicht 
darum gebeten. Das Kanzleramt weiß, daß die DDR-
Kirchen ihren eigenen Weg im Spannungsfeld mit der 
Staatsgewalt finden müssen. 
Wir reden heute über umweltbewußte Bürger in 

der DDR. Sie haben uns nicht darum gebeten. Das 
Kanzleramt weiß, daß es ihnen eher schadet, als es 
ihnen nützt. Manchmal, so denke ich, sollten wir die 
Klappe halten. Wir sollten uns darauf verlassen, daß 
auf den bereits bestehenden vielfältigen Kanälen offi-
zieller und inoffizieller Kontakte mit der DDR mehr 
und Effektiveres erreicht wird. Was jetzt eigentlich 
gar nicht im Streit steht, denn alle Parteien — und 
auch das Kanzleramt — wissen, wie man etwas mehr 
Menschlichkeit, etwas mehr Bürgerlichkeit und ein 
paar Freiräume mehr verwirklichen kann, wenn man 
auf westlichen Podien etwas weniger laut poltert. 

(Beifall bei der SPD — Reddemann [CDU/ 
CSU]: Das meint ihr doch nicht im Ernst, 

Freunde!) 

Ich bitte Sie inständig, das zu beherzigen. 
Ich bin nun schon — wie alle meine Kollegen der 

SPD-Bundestagsfraktion — seit vielen Jahren im Ge-
spräch mit Kolleginnen und Kollegen der Volkskam-
mer im anderen Deutschland. Viele Stunden haben 
wir dazu gebraucht, um überhaupt miteinander ge-
sprächsfähig zu sein. Viele Stunden haben wir darauf 
verwandt, sachbezogen um Ergebnisse zu ringen. Ei-
niges haben wir bereits erreicht. Aber ich werde einen 
Teufel tun, Ihnen die Ergebnisse zu schildern. Uns 
reichen die Ergebnisse. Würden wir auf dem Markt 
der öffentlichen Meinung unsere Pfauenfedern sprei-
zen — wie das in der Politik ja nun so üblich ist —, 
hätten wir nichts erreicht. Mir kommt es darauf an, 
den Menschen, den jungen Menschen in beiden deut-
schen Staaten zu helfen. Wir können das, was wir wol-
len, nicht auf Plakaten vor uns hertragen. Wir können 
das, was wir versuchen, nicht in die Mikrophone re-
den. Wir können das, was wir anstreben, nur in gedul-
diger, ja in fast lautloser Kleinarbeit zu betreiben ver-
suchen. Mißerfolge sind dann noch immer drin. Aber 
ich kämpfe um die Chance, daß uns Minimalschritte 
im deutsch-deutschen Miteinander gelingen werden. 
Das können Minimalschritte für die Kirchen sein, das 
können Minimalschritte für die jungen Menschen im 
anderen Deutschland sein. 
Kolleginnen und Kollegen, bitte verschütten Sie 

diese Chance nicht durch öffentliches Getöse. Ma-
chen Sie sich mit uns auf die Reise in den offensiven 
Dialog mit einer anderen Gesellschaftsform, die wir  

nicht akzeptieren, deren Existenz wir aber zur Kennt-
nis nehmen müssen. 
Ich erinnere hier an den Antrag, der diesem Hohen 

Hause vorliegt, die Kontakte zur Volkskammer auf-
zunehmen. Dies ist ein Weg, wie man beginnen 
kann. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Ronnebur

-

ger [FDP] — Reddemann [CDU/CSU]: Nach 
den letzten Erfahrungen: Darf denn dann je

-

der Abgeordnete mit?) 
Seien Sie bitte bereit, diesen mühsamen deutsch-

deutschen Weg zu gehen. Ich denke, im Kanzleramt, 
Herr Reddemann, besteht mehr Bereitschaft dazu als 
bei manchen Sprechern, die ich hören mußte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, wir Deutschen hätten allen Grund, auf 
ebenso lautlose wie effektive Weise Verständigung da 
zu erreichen, wo dies über die Medien, die Podien, die 
Plenardebatten noch nicht möglich ist. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die Ak-
tionen des Staatssicherheitsdienstes gegen Umwelt-
und Friedensgruppen in Ost-Berlin und in vielen 
Städten der DDR waren ein denkbar schlechter Bei-
trag zur Förderung des vielzitierten „Klimas des Ver-
trauens" im geteilten Deutschland und im geteilten 
Europa. Im Gegenteil, es wurde Mißtrauen ge-
schürt. 
Ich bin, verehrte Frau Kollegin Terborg, der Mei-

nung, daß wir das deutlich aussprechen sollen und 
daß Leisetreterei in diesem Zusammenhang eine fal-
sche Politik wäre. Wir haben heute gehört, daß nicht 
zuletzt die Proteste aus der Bundesrepublik Deutsch-
land dazu geführt haben, daß keiner der Verhafteten 
noch inhaftiert ist. Ich glaube, das ist ein guter Erfolg 
unserer glücklicherweise gemeinsamen Politik in die-
ser Frage. 
Meine Damen und Herren, viele Menschen in unse-

rem Land stellen sich die Frage, ob die Art und Weise, 
wie wir mit der DDR umgehen, d. h. den innerdeut-
schen Interessenausgleich durch wirtschaftliche Lei-
stungen suchen, um menschliche Erleichterungen zu 
erreichen, die richtige Politik ist, wenn sich die DDR so 
verhält, wie es in der Aktion des Staatssicherheits-
dienstes zum Ausdruck kam, daß sie nämlich auf der 
einen Seite unser Entgegenkommen akzeptiert, aber 
auf der anderen Seite Verträge bricht, in denen sie 
sich zur Einhaltung der Menschenrechte verpflichtet 
hat. 
Das Vorgehen des Staatssicherheitsdienstes ver-

stößt einmal mehr gegen auch von der DDR aner-
kannte Normen des Völkerrechts, wie sie z. B. in der 
Charta der Vereinten Nationen, den völkerrechtlich 
verbindlich wirkenden internationalen Menschen-
rechtspakten aus dem Jahre 1966 und auch in der 
KSZE-Schlußakte verankert sind. 
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Die Unterzeichnerstaaten von Helsinki — und na-
türlich gehört die DDR dazu — haben ausdrücklich 
die politische Bedeutung der innerstaatlichen Men-
schenrechtsverwirklichung für die internationalen 
Beziehungen herausgehoben. Die DDR ist hier gefor-
dert, sich entsprechend den Unterschriften zu verhal-
ten, die von ihren Führern bei diesen Konferenzen 
gegeben worden sind. 

Bei aller Freude über die zahlreichen praktischen 
Erfolge der Deutschlandpolitik dieser Bundesregie-
rung in den letzten Jahren bleibt nach diesen neuen 
Ereignissen die bittere Erkenntnis, daß sich im Grund-
sätzlichen in der DDR wenig geändert hat. Nach wie 
vor werden zahlreiche Familien auf Grund der Mauer 
getrennt, werden ganze Generationen von Kindern 
und Heranwachsenden zum Haß erzogen, sind Fami-
lien und Kirchen in der DDR ständiger Gängelung und 
Einflußnahme durch den mächtigen Partei- und 
Staatsapparat ausgesetzt. Ein gigantischer Sicher-
heitsapparat stellt eine ständige Bedrohung für jeden 
Bewohner der DDR dar. 

Bei dieser Aufzählung von Verstößen, meine Da-
men und Herren, handelt es sich weiß Gott nicht um 
Kalten Krieg, sondern um die bittere Alltagswirklich-
keit für Millionen mitteldeutscher Landsleute. 

Die Aktionen des Staatssicherheitsdienstes zeigen 
aber auch — und das deutlich gemacht zu haben war 
gewiß nicht dessen Absicht — : Wir, die Menschen in 
der Bundesrepublik Deutschland und in der DDR, sind 
e i n Volk. Uns beschäftigen schließlich dieselben The-
men, wir denken über dieselben Fragen nach: Wie 
schützen wir unsere Umwelt? Wie erhalten wir diese 
Umwelt für unsere Kinder? Wie sichern wir den Frie-
den? 

In einer dieser Zeitungen, die eine angeblich so 
große Bedrohung für die DDR darstellen, wurde z. B. 
das Schicksal des zum Tode verurteilten 19jährigen 
sowjetischer Studenten Ryskulbekow angesprochen, 
für den sich auch die Bundesregierung und viele Men-
schenrechtsbewegungen in Polen und in der Tsche-
choslowakei eingesetzt haben. 

Es wäre unklug und sachlich nicht richtig, wollte 
man die Umwelt- und Friedensgruppen in der DDR 
für irgendeine politische Richtung bei uns vereinnah-
men. Sicher gäbe es Anlaß zu einem kritischen Dialog 
auch mit diesen Gruppen. Diese Gruppen sind unter 
den besonderen gesellschaftlichen Bedingungen der 
DDR angetreten, und sie wirken dort. Unsere Aufgabe 
kann es nur sein, für sie, ihre Anhänger und alle 
Landsleute in der DDR die Menschenrechte und die 
Selbstbestimmung einzufordern, die zu gewähren 
und zu verwirklichen sich die Führer der DDR ver-
pflichtet haben. 

Die Aktionen des Staatssicherheitsdienstes haben 
auch sichtbar gemacht: Niemand kann das Denken 
verbieten. Das Fühlen, Denken und Handeln der 
Menschen in der Mitte Europas, mit denen sie sich 
den drängenden Fragen unserer Zeit stellen, ist und 
bleibt ohne Rücksicht auf das gesellschaftliche Sy-
stem, in dem sie leben, gleich. Ich finde, das ist eine 
beglückende Gemeinsamkeit, die wir heute hier ha-
ben, und ein Blick in die DDR zeigt, daß die Menschen  

dort von denselben Problemen umgetrieben werden, 
die auch uns beschäftigen. 
Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 

bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Hensel. 

Frau Hensel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte die Gunst der Stunde 
nutzen. Heute wurde sehr viel von allen Fraktionen 
gesagt, und ich habe einen gewissen Konsens festge-
stellt, über den ich sehr froh bin. Ich möchte aus die-
sem Konsens heraus noch einmal auf eine Sache ein-
gehen, nämlich auf den Rückschlag. Ich will darauf 
aufmerksam machen, daß wir vielleicht reflektieren 
sollten, ob das tatsächlich ein Rückschlag war oder ob 
es einfach nur die öffentliche Eskalation war, die die 
tagtägliche Praxis dort beschreibt. 
Alle Fraktionen haben eben gerade in den Reden 

wie auch ich in meiner letzten Rede in diesem Parla-
ment Vorschläge unterbreitet, wie man in dieser Sa-
che ein Stück weit vorankommen kann, auch aus die-
sem Parlament heraus ein bißchen mehr Bewegung, 
ein bißchen mehr Stabilität in den Beziehungen zur 
DDR schaffen kann. Ich möchte davor warnen, daß wir 
jetzt aus unterschiedlichen Motiven heraus in einen 
gewissen Aktionismus geraten, in den wir nicht gera-
ten wollen. Ich möchte deswegen zum Abschluß noch 
einmal darauf aufmerksam machen, daß ich beim letz-
tenmal den Vorschlag gemacht habe, in dieser Frage 
einen interfraktionellen Gesprächskreis zu initiieren. 
Ich möchte Sie noch einmal bitten, diesen Konsens, 
den wir heute erzielt haben, in einem Gesprächskreis 
fortzuführen, um unsere Gedanken, die den Dialog 
mit der DDR betreffen, in einen konzeptionellen Rah-
men zu bringen. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Kommen 
Sie doch immer mal in die Sitzungen des 

Innerdeutschen Ausschusses!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Meine ursprünglichen Sätze zur 
Seite legend, möchte ich auf zwei Beiträge eingehen. 
Frau Terborg, Ihnen wurde Leisetreterei vorgewor-
fen. Ich glaube, es wäre in der Tat nicht ganz richtig, 
sich politisch so zu verhalten, wie Sie es uns anemp-
fohlen haben, zum einen, weil die jeweils in der DDR 
betroffenen Landsleute etwas anderes von uns erwar-
ten. Sie erwarten nämlich, daß wir klar und deutlich 
die Stimme erheben. Sie erwarten aber zum anderen, 
daß wir nicht mit überzogenen Forderungen, die nicht 
sachgemäß und zeitgerecht sind, auftreten und damit 
unter Umständen die Schwierigkeiten noch vergrö-
ßern. Wir müssen also das eine tun und dürfen das 
andere nicht lassen. Und zu dem „das andere nicht 
lassen" gehört, daß wir die DDR unentwegt an die von 
ihr eingegangenen Rechtsverpflichtungen erinnern, 
ihr immer wieder den eigenen Spiegel vorhalten und 
anmahnen müssen, das einzuhalten, was sie im Rah-
men der KSZE-Vereinbarungen und der internationa-
len Pakte unterschrieben hat. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich auch ein 
Wort zu der Durchführung der Amnestie sagen, die 
zur Zeit ja läuft. Wir müssen mit Bedauern feststellen, 
daß offensichtlich zwar auch politisch Inhaftierte aus 
der Haft entlassen werden, aber eine große Zahl von 
Auflagen deren freien Bewegungsraum einengt. 

Wir müssen feststellen, daß einer Fülle von Aussied-
lungsanträgen eben nicht stattgegeben wird, aus wel-
chen Gründen auch immer. Es kann nicht sinnvoll 
sein, daß wir darüber einfach hinweggehen. 

Das zweite, was ich anmerken möchte, ist an den 
Herrn Kollegen Haack gerichtet. Herr Haack, wir 
freuen uns sicherlich, daß wir auf der Grundlage Ihrer 
Worte eine Übereinstimmung feststellen werden. Es 
ist sicherlich so, daß das neue Denken in der DDR 
zunächst ausschließlich für den Bereich der Verteidi-
gungs-, Sicherheits- und Außenpolitik reserviert wor-
den war. Aber auch die DDR ist ja nicht abgeschlossen 
von der Welt, und auch die DDR-Führung mußte und 
muß zur Kenntnis nehmen — das zeigen nicht zuletzt 
auch die Diskussionen, die zur Zeit an den Hochschu-
len der DDR geführt werden — , daß dieses neue Den-
ken selbstverständlich nicht nur in die unabhängigen 
Friedens- und Ökogruppen, sondern auch in die insti-
tutionalisierten Foren Eingang gefunden hat. Von 
dorther entsteht natürlich ein gewisser Druck inner-
halb der eigenen Reihen der SED nach oben, ein 
Druck, der — Sie sprachen Herrn Hager an — von 
oben wiederum manche groteske Form der Gegen-
reaktion hervorruft. 

Es sind also verschiedene Versuche der Kanalisie-
rung von unten nach oben im Hinblick auf mehr Libe-
ralisierung festzustellen — wie man das inhaltlich 
auch immer ausfüllen mag — , aber auch der Versuch 
der Kanalisierung von oben nach unten im Hinblick 
darauf, eine nunmehr erkennbar gewordene Bewe-
gung nicht ausufern, außer Kontrolle geraten zu las-
sen. Ich glaube, Herr Hager ist hier eben die eine 
Extremposition, die wir mit Bedauern zur Kenntnis 
nehmen müssen, so wie zumindest ich zur Kenntnis 
nehme, daß sich Erich Honecker — wenn ich einmal 
von den Einlassungen vor der Militärakademie ab-
sehe — differenzierter äußert. 

Ich glaube, wir müssen dort, wo wir das tun können 
— auf der Ebene des Kontaktes mit den Gesprächs-
partnern in der DDR — , alles unternehmen, um auf 
offiziellem Wege, aber auch auf dem informativen 
Wege unterhalb der offiziellen Ebene das Gespräch zu 
führen, das Gespräch auch und gerade kritisch zu füh-
ren über Ihr gemeinsames Papier mit der SED, 

(Beifall bei der SPD) 

das Anreiz zur Kritik bietet, das aber sicherlich in dem 
einen oder anderen Punkt — nicht zuletzt auf Grund 
der DDR-internen Wirkungen — auch unsererseits 
zusätzliche Gespräche notwendig macht. 

Deswegen sollten wir — nicht zuletzt auch wegen 
des Rückschlages, den es in Verbindung mit der Ak-
tion der Staatssicherheitsorgane in der DDR gegeben 
hat — wenigstens für uns daraus die Lehre ziehen, 
nun noch systematischer und nach Möglichkeit auch 
mit einem höheren Maß an Übereinstimmung unsere 
demokratischen Überzeugungen — und zu gegebe-
ner Zeit auch unsere politischen Divergenzen, die wir  

ja haben mögen — drüben glaubhaft zu vertreten und 
auf diese Weise einen aktiven Beitrag zu mehr Demo-
kratisierung und Liberalisierung in der DDR zu lei-
sten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD — Büchler [Hof] 

[SPD]: Eine bemerkenswerte Rede!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Zunächst ein Wort zu Ihnen, 
meine Kollegen von der Union. Sie haben heute zu 
zweit auf unser Ideologiepapier, vereinbart zwischen 
Beauftragten der SPD und SED, abgehoben und sich 
bereit erklärt, mit ihm zu arbeiten. Wir begrüßen das 
sehr und laden Sie dazu ein, das weiterzumachen. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, politische Auseinander-

setzungen, auch in scharfer Form ausgetragen, sind 
nichts Besonderes. Etwas sehr Besonderes und Bean-
standungswürdiges ist es aber, wenn solche Mei-
nungsverschiedenheiten mit dem Einsatz von Polizei 
und Staatsanwaltschaft verbunden sind und mit die-
sen Mitteln beendet werden sollen. Wer das tut, wie es 
die DDR im Bereich der Zionskirchengemeinde in 
Berlin getan hat, darf sich über die öffentliche Anteil-
nahme in anderen Ländern nicht wundern; er muß sie 
vielmehr erwarten. 

(Lintner [CDU/CSU]: Das sagen Sie Ihrer 
Kollegin Terborg!) 

In vielen Ländern ist die Neigung verbreitet, der Kir-
che vorzuschreiben, wieweit sie sich in politischen 
und gesellschaftlichen Fragen engagieren darf und 
wo sie sich herauszuhalten hat. Die Kirche darf sich 
das nirgends vorschreiben lassen. Nach ihrem Auftrag 
entscheidet sie selbst, wo sie und wie sie Verantwor-
tung wahrnimmt. Sie muß das tun, auch wenn sie im 
Einzelfall damit den Arger der Herrschenden erregt. 
Die Kirche spricht für sich selbst, auch in der DDR. 

Deshalb tun wir hier nicht gut daran — darin stimme 
ich Ihnen ausdrücklich zu, Herr Ronneburger — , etwa 
den großen Konflikt zwischen Kirche und Staat auszu-
rufen, den beide dort nicht so sehen und nicht haben 
wollen. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir haben kein Mandat — niemand hier hat es —, 

an Stelle der evangelischen Kirche in der DDR zu 
reden. Insofern, Frau Minister, finde ich es auch nicht 
glücklich, daß Sie hier feststellen, zu welcher Solida-
risierung die Kirche drüben verpflichtet ist. Es ist ihre 
Sache dort drüben, das festzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir sollten also nicht für sie reden, denn das hieße 
nämlich, diejenigen, die selbst Stimme und Artikula-
tionsmöglichkeit haben, zu bevormunden. 
Daß die kirchenleitenden Personen ihre Möglich-

keiten beherzt und erfolgreich zu nutzen verstehen, 
hat sich in den zurückliegenden Tagen eindrucksvoll 
gezeigt. Vielleicht werden darüber auch diejenigen 
Kritiker in der Bundesrepublik nachdenklich, die den 
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Kirchenführungen in der DDR mit oberflächlicher Be-
gründung im Sommer dieses Jahres Schwächlichkeit 
und Anpassung vorgeworfen haben. Solche Vorwürfe 
waren grob ungerecht. 

(Huonker [SPD]: Richtig!) 
Die Vertrauenswürdigkeit der Kirchenleitungen war 
nicht zu bezweifeln, und sie ist jetzt erneut bewie-
sen. 

Geradezu alltäglich, meine Damen und Herren, ist 
der Ärger regierender Politiker über Medien. Und 
doch sind diese ja nur der Spiegel dessen, was poli-
tisch geschieht. Manchmal sind sie Zerrspiegel. Aber 
es bedarf immer des Geschehenen, um ein Bild zu-
rückzuwerfen. Nicht sie sind schuld an kritikwürdi-
gen Zuständen, sie melden sie nur. Und gerade in 
Deutschland melden sie sie natürlich auch grenzüber-
greifend. Wenn sich die DDR-Politiker die Berichter-
stattung in den Westmedien verbitten wollen, dann 
mögen sie doch zunächst ihre eigenen Medien auf 
deren Berichte über die Bundesrepublik überprüfen. 
Im übrigen ist der Rückschlag des internationalen 

Ansehens der DDR, bei dem sie ja im Laufe der letzten 
Jahre viel dazugewonnen hat, wahrlich nicht von den 
Medien verschuldet. Verschuldet haben diesen Scha-
den die Veranlasser des kurzen Prozesses, des harten 
Durchgreifens. Andere Kräfte in der DDR-Führung 
haben sich mit ihrer Besonnenheit zum Glück durch-
gesetzt, und wir hoffen, daß ihnen das auch künftig 
gelingt. 

Und noch eines: Es dient dem Ansehen eines Staa-
tes wahrlich nicht, wenn er zum Gespräch einreisende 
demokratische Politiker an der Grenze zurückweist. 

(Lintner [CDU/CSU]: So ist es!) 

Nur aus ganz besonderen Gründen ist unsere kleine 
Gruppe, zu der Herr Weisskirchen in der letzten Wo-
che gehörte, nicht ganz umgekehrt. Aber wir sind 
nicht bereit, hinzunehmen, daß man uns aussortiert 
und bestimmt, wer reden darf und wer nicht. Gewiß 
soll und darf man die DDR nicht überfordern; aber ist 
es auch nur die Andeutung einer Überforderung, 
wenn einerseits DDR-Politker bei uns herumreisen 
dürfen, wie sie wollen, wenn sie ihre intensiven Kon-
takte — und mehr als das — zur DKP ungestört pfle-
gen dürfen, wenn sie andererseits uns aber sogar das 
schlichte Gespräch unmöglich machen wollen? Hier 
herrscht krasse Ungleichheit, und dabei darf es nicht 
bleiben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Meine Damen und Herren, bei konkreten Vorgän-

gen dieser Art zählt nicht die Heftigkeit und Schrille 
des ersten Schreis; es zählt die Beharrlichkeit im For-
dern, Mahnen und Verhandeln. Darin hat man sich 
auf uns Sozialdemokraten immer verlassen dürfen, 
und darin kann man auch künftig auf uns rechnen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Hen-
sel [GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Die Frau Kollegin Terborg hat  

gesagt, wir seien weder gefragt noch gebeten worden, 
etwas zu dem zu sagen, was sich vor 14 Tagen in Ost

-

Berlin ereignet hat. 

Nun gut, es gibt keinen Beschluß einer Synode. Es 
gibt sicher auch keinen Beschluß einer Vollversamm-
lung irgendeiner oppositionellen Gruppe. Aber selbst 
wenn es nicht einen einzigen Brief gäbe — wir haben 
in den letzten vierzehn Tagen eine Vielzahl erhal-
ten — , dann wäre es unsere Aufgabe; wenn eine 
Rechtsverletzung in einem Teil unseres Vaterlandes 
stattfindet, 

(V o r sitz : Vizepräsident Westphal) 

dies im Deutschen Bundestag zumindest in einer 
Aktuellen Stunde zu behandeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: So weit ist die 
SPD gesunken! — Jungmann [SPD]: Herr 

Sauer, Sie sind ein Scharfmacher!) 

Denn, meine Damen, meine Herren, wir als Deutscher 
Bundestag können doch nicht so tun, als gehe uns das, 
was in Ost-Berlin und was in der DDR passiert, nichts 
an, während wir uns zur gleichen Zeit zu allen mögli-
chen Stunden des Tages über Rechtsverletzungen in 
anderen Teilen der Welt ganz selbstverständlich un-
terhalten. 

(Sauer [Salzgitter] 	[CDU/CSU]: 	Sehr 
richtig!) 

Ich möchte die Frau Kollegin Terborg wirklich herz-
lich bitten, ihr Wort vom öffentlichen Getöse zurück-
zunehmen. Denn wenn es wirklich öffentliches Ge-
töse ist, daß wir uns über diese Rechtsverletzungen in 
Ost-Berlin nicht streiten, sondern daß wir darüber 
sprechen, dann ist wohl alles, was aus Ihrer Partei, was 
aus Ihrer Fraktion 

(Jungmann [SPD]: Sie wollen unbedingt die 
Konfrontation suchen! Die hat bisher ge-

fehlt!) 

zum Thema Südafrika, zum Thema Nicaragua, zum 
Thema Chile, zum Thema El Salvador gesagt wird, 
ebenfalls öffentliches Getöse. Im Interesse der Ge-
meinsamkeit hoffe ich, daß wir das so nicht auffassen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Büchler [Hof] 
[SPD]: Wir haben deutlich Stellung genom

-

men!)  

Meine Damen, meine Herren, warum sprechen wir 
denn heute hier? 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Doppel

-

bödige politische Moral!) 

Wir sprechen darüber, weil wir durch unseren öffent-
lichen Protest denen ein Stück Freiraum geben wol-
len, die derzeit in Ost-Berlin und in der DDR versu-
chen, sich von der dauernden parteipolitischen Bevor-
mundung zu befreien, innerhalb des dort herrschen-
den Systems ein Stück Freiheit für sich zu schaffen. 

(Beifall des Abg. Sauer [Salzgitter] [CDU/ 
CSU]) 

Ich meine, das ist für uns alle ein Anlaß, deutlich zu 
sagen, daß wir nicht einfach tatenlos zusehen oder 
zuhören, sondern daß wir offen sagen, wo Rechtsver- 
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letzungen geschehen, und protestieren, wo man ver-
sucht, das bißchen Freiraum, das sich gestaltet hat, zu 
beseitigen. Ich sage das in aller Offenheit auch des-
wegen, weil ein Teil der Gruppen in Ost-Berlin — wir 
kennen sie ja — durchaus nicht einmal den Kontakt zu 
meinen eigenen Parteifreunden wünscht. Auch denen 
gehört ganz selbstverständlich unsere Unterstützung 
und unsere Solidarität. Wir sollten das bitte nicht als 
öffentliches Getöse bezeichnen. 
Ein zweiter Punkt, warum wir heute hier sprechen 

müssen — er geht uns selbst an, meine Damen, meine 
Herren — : Wir haben erlebt, daß Mitglieder unseres 
Hauses nicht nach Ost-Berlin reisen durften, nicht 
weil böse kalte westliche Krieger — oder wie immer 
man das bezeichnet — sie daran hindern, sondern 
weil die Staatsorgane der DDR glauben, sie könnten 
eine Selektion vornehmen, sie könnten Mitglieder 
dieses Hauses oder Pressesprecher der GRÜNEN oder 
wen immer daran hindern, nach Ost-Berlin zu reisen, 
wenn sie nur befürchten müssen, daß dort Kontakte 
mit Menschen aufgenommen werden, über die man in 
der SED-Führung im Augenblick nur ungern 
spricht. 
Ich möchte mit allem Nachdruck sagen: Wir müssen 

als ganzer Deutscher Bundestag die Solidarität ge-
genüber diesen Kolleginnen und Kollegen beweisen, 
gleichgültig, welcher Partei sie angehören, und 
gleichgültig, welche Vorstellungen sie haben. Hier 
verstehe ich überhaupt nicht, Frau Kollegin Terborg, 
daß Sie in diesem Zusammenhang wieder einen Kon-
takt zur Volkskammer verlangen, 

(Huonker [SPD]: Das haben Sie nicht begrif-
fen, Herr Reddemann!) 

also zu denen, die uns mit daran hindern, 

(Lutz [SPD]: Sie müssen zuhören!) 
daß alle unsere Kollegen nach drüben gehen kön-
nen. 

(Jungmann [SPD]: Sie können die Rede noch 
einmal nachlesen: in Ruhe, ohne Zorn!) 

Meine Damen, meine Herren, lassen Sie mich eine 
Schlußbemerkung machen. Frau Kollegin Hensel hat 
in ihrer zweiten Rede gesagt, dies sei kein Rück-
schlag. Ich muß sagen: Dies ist leider ein sehr richtiger 
Satz. Denn das, was in Ost-Berlin geschehen ist, ist 
eben ganz gewöhnlicher Kommunismus, wie wir ihn 
seit vielen Jahren erlebt haben und wie er bis heute 
leider noch nicht so geändert wurde, daß man von 
einer freiheitlicheren Entwicklung reden kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe nun Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/1461 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Echternach zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten Dr. Sperling 
auf : 

Wie hat sich die Zahl der Baugenehmigungen im Wohnungs-
bau nach den bisher vorliegenden Zahlen im Verlauf dieses Jah-
res entwickelt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Echternach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident, wenn Sie damit einverstanden sind, 
würde ich beide Fragen gern im Zusammenhang be-
antworten. 

Vizepräsident Westphal: Dann muß ich den Abge-
ordneten fragen, ob er einverstanden ist. 

(Dr. Sperling [SPD]: Ja!) 
— Er ist einverstanden. Dann rufe ich auch Frage 2 
des Herrn Abgeordneten Dr. Sperling auf: 

Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregierung daraus? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Zunächst zur er-
sten Frage. In den ersten drei Quartalen dieses Jahres 
wurden für 146 507 Wohnungen Baugenehmigungen 
erteilt. Im entsprechenden Vorjahreszeitraum waren 
es 174 672. Dies ist ein Rückgang um 16,1 %. 
Die Entwicklung verlief in den Teilbereichen unter-

schiedlich. Während die Zahl der zum Bau genehmig-
ten Wohnungen in Zweifamilienhäusern um 46,2 % 
und in Mehrfamilienhäusern um 19,1 % zurückging, 
ist bei den Einfamilienhäusern eine Steigerung um 
3,5 % festzustellen. Auch in regionaler Hinsicht ist 
eine deutliche Differenzierung zu beobachten. So fiel 
der Rückgang bei den Stadtstaaten Bremen und Ham-
burg weit überdurchschnittlich aus. In Bayern betrug 
der Rückgang nur 9,6 %. 
Im Jahresverlauf zeigen sich im Wohnungsbau wie-

der positivere Tendenzen. Dies signalisieren — noch 
vor den Baugenehmigungen — die statistischen Zah-
len über die Auftragseingänge. Diese zeigen im Woh-
nungsbau seit März 1987 eine aufwärts gerichtete 
Tendenz. Die Auftragseingänge im Wohnungsbau la-
gen saisonbereinigt im dritten Quartal dieses Jahres 
bereits um 9,4 % über den Zahlen des zweiten Quar-
tals. Im September wurde das Niveau vom September 
1986 um 3,5 % überschritten. Es ist zu erwarten, daß 
sich diese Entwicklung wegen des zeitlichen Vorlaufs 
der Auftragseingänge schon bald auch in einer wieder 
positiveren Entwicklung bei den Baugenehmigungen 
niederschlägt. 
Was die Schlußfolgerungen angeht, so ist zu sagen: 

Die rückläufige Entwicklung der Genehmigungen im 
Wohnungsbau ist keine neue Erscheinung, sondern 
ist als Trend bereits seit den 70er Jahren zu beobach-
ten; sie verdeutlicht das hohe Versorgungsniveau. 
Dieser Trend wird aktuell unterschritten, einmal 
durch den starken Rückgang beim Zweifamilienhaus 
als Folge der Streichung der Steuervorteile zum 1. Ja-
nuar 1987, zum anderen durch die Nachfrageschwä-
che im Mietwohnungsbau. 
Für die Bundesregierung kommt es darauf an, durch 

eine entsprechende Gestaltung der Rahmenbedin-
gungen positive Voraussetzungen für die weitere Ent-
wicklung des Wohnungsbaues zu schaffen. In diese 
Richtung zielen auch die von der Bundesregierung am 
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2. Dezember 1987 beschlossenen Maßnahmen zur 
Stärkung des Wachstums. 
Dort, wo es sich auf regionalen Wohnungsmärkten 

als notwendig erweist, das Mietwohnungsangebot 
aus sozialen Gesichtspunkten zu stärken, ist es Auf-
gabe der Länder und Gemeinden, die erforderlichen 
Schritte zu tun. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
die Pressemeldung mit dem Brief Ihres Ministers an 
die Ministerkollegen Stoltenberg und Bangemann 
vom 4. Dezember bekannt, in dem Ihr Minister mehr 
Wohnungsbaumittel anfordert, um offensichtlich für 
die doch gar nicht so sehr befriedigende Entwicklung 
etwas zu tun? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
geht um die Ausgestaltung des Programms für die 
Stärkung des wirtschaftlichen Wachstums, das ich so-
eben ausdrücklich angesprochen habe. Es geht nicht 
darum — wie Sie den Brief offenbar mißverstanden 
haben — , etwa neue Förderprogramme im sozialen 
Wohnungsbau aufzulegen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Selbst wenn es darum geht, daß 
dort Mittel für den Wohnungsbau, nicht aber für den 
sozialen Wohnungsbau angefordert werden: Wie wird 
dieser Brief denn nun wirksam werden? Haben Sie da 
bereits Kenntnisse oder Einsichten? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Die Meinungsbil-
dung der Bundesregierung ist in vollem Gange, auch 
hinsichtlich der von Ihnen gestellten Frage. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, warum, wenn Wohnungsbaumittel im Rah-
men solcher Programme nötig werden, Wohnungs-
bauförderungsmittel im Kernhaushalt des Ministeri-
ums gestrichen worden sind? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Sie sprechen jetzt 
wieder die Mittel für den sozialen Wohnungsbau an. 
Sie wissen, daß der Haushalt des Bundesbauministers 
insgesamt eine Rekordhöhe erreicht hat. So hoch wie 
im nächsten Jahr, 1988, hat er bisher noch nie gele-
gen. Allerdings steuern wir um. Wir setzen verstärkt 
auf das Wohngeld. Sie wissen, daß die Wohngeldno-
velle eine kräftige Steigerung der Wohngeldleistun-
gen erbracht hat, und zwar um rund 50 %. Wir sind der 
Auffassung, daß das Wohngeld die auf dem Woh-
nungsmarkt noch bestehenden Probleme sozial weit 
treffsicherer und effektiver lösen kann als etwa di-
rekte Förderungsprogramme der öffentlichen Hand, 
die sich angesichts der bundesweiten Versorgungs-
lage und auch aus verfassungsrechtlichen Gründen 
ohnehin verbieten. Dort, wo noch sozialer Wohnungs-
bau zu leisten ist, ist er Sache der Länder, aber auch 
die Länder haben ihre Förderprogramme deutlich re-

duziert und reduzieren sie weiter, ganz besonders die 
sozialdemokratisch regierten Bundesländer. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Sperling? — Bitte. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, bedeutet 
Ihre jetzige Antwort nicht, daß mit dem Aufblähen 
konsumtiver Mittel die Wohnungsnot nicht beseitigt 
wird, sondern daß eigentlich mehr für Investitionen 
getan werden müßte, und sind das Zusammenstrei-
chen der Mittel im Bundeshaushalt und ihr Ersetzen 
durch einen Wunsch nach einem Programm nicht ein 
Indiz dafür, daß die schönen Schilderungen einer gün-
stigen Entwicklung, die Sie vorhin gegeben haben, 
sämtlich falsch sind, weil sie von einem unheimlich 
niedrigen Niveau, nämlich von einem Minusrekord im 
Wohnungsbau in diesem Jahr, ausgehen müssen? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, Herr 
Kollege Sperling, Sie verkennen die Wirkung des 
Wohngeldes, wenn Sie es so, wie eben geschehen, als 
schlichte Konsumausgaben qualifizieren, und ich be-
daure auch, daß der Mieterbund das Wohngeld immer 
so abqualifiziert. Ich glaube, daß es nicht nur sozial 
treffsicher ist, sondern daß es auch die Wohnkaufkraft 
der Bevölkerung stärkt und daß es insofern auch 
durchaus auf die Investitionsentscheidungen am 
Wohnungsmarkt einwirkt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir, indem Sie die Wohngelderhöhung als eine 
Leistung darstellen und gleichzeitig wissen, daß Sie es 
auf Grund der gestiegenen Einkommen anpassen 
mußten, darin zu, daß dieses Wohngeld in erster Linie 
eine direkte Subvention der Vermieter darstellt und in 
keiner Weise — wie Sie es darstellen — Investitionen 
anregt? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Das kann ich so 
nicht akzeptieren. Das Wohngeld stärkt gerade die 
Freiheit des Mieters am Wohnungsmarkt, während 
die früheren Förderungsmittel des sozialen Woh-
nungsbaus ausschließlich an den Vermieter gegan-
gen sind, und zwar mit der Möglichkeit der Fehlstreu-
ung und mit dem Problem des Mißbrauchs und der 
Mietverzerrung, mit dem wir es heute zu tun haben. 
Das Wohngeld ist eben sozial ungleich treffsicherer, 
weil es beim Mieter direkt ankommt, während die frü-
heren Förderungssysteme des sozialen Wohnungs-
baus eben nur teilweise und nur indirekt den Mieter 
erreicht haben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir bestätigen, daß der Bundesbaumini-
ster, und zwar unabhängig davon, wer es ist und wel-
cher Partei er angehört, zur Zeit insofern in einer 
schwierigen Situation ist, als die Bundesländer in den 
letzten Jahren sowohl hinsichtlich der Städtebauför-
derung als auch hinsichtlich der Wohnungsbauförde- 
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Dr.-Ing. Kansy 
rung immer für sich reklamiert hatten, die Zuständig-
keiten zu bekommen, aber dann, wenn es irgendwo 
brennt, in dieser Angelegenheit plötzlich wieder den 
Bund entdecken? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: In der Tat ist es ein 
wichtiges Moment in der Gestaltung der Haushalte, 
daß die Bundesländer einstimmig gefordert haben, 
daß ihnen die Kompetenzen im Wohnungsbereich 
und im Städtebaubereich übertragen werden. Ur-
sprünglich wollten sie ja vom nächsten Jahr an auch 
die Städtebauförderung in eigener Regie durchfüh-
ren. Auch in jüngster Zeit hat es solche Forderungen 
aller Bundesländer noch einmal gegeben, und inso-
fern müssen sich die Bundesländer, wenn sie die Zu-
ständigkeit für die Förderung in Anspruch nehmen, 
natürlich auch an ihrem eigenen Verhalten messen 
lassen. Dabei ist es im Hinblick auf die Frage des Kol-
legen Sperling schon interessant, daß die Bundeslän-
der ihre Förderung des sozialen Wohnungsbaus deut-
lich reduziert haben. An der Spitze der Länder, die 
den sozialen Wohnungsbau reduziert haben, steht das 
Land Nordrhein-Westfalen mit einer Reduzierung des 
sozialen Wohnungsbaus um 42 % und des Mietwoh-
nungsbaus sogar um 66 %. An zweiter Stelle liegt das 
Land Hamburg mit einer Reduzierung um 40 % , beim 
Mietwohnungsbau sogar um 57 %. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kansy, möchten Sie 
eine weitere Frage stellen? — Bitte schön. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Ja, ich möchte nach der 
Zusatzfrage des Kollegen Klejdzinski noch eine Frage 
stellen. Es waren ja zwei Fragen, und deswegen kann 
ich zwei Zusatzfragen stellen. 
Herr Staatssekretär, können Sie sich daran erin-

nern, ob bei der letzten Diskussion der Wohngeldno-
velle die SPD-Fraktion die Aufstockung des Wohngel-
des — von dem sie heute sagt, es würde nur in die 
Taschen der Vermieter laufen — beklagt hat oder ob 
sie sogar noch mehr gefordert hat? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihre Er-
innerung bestätigen. In der Tat haben die Sozialde-
mokraten auch da versucht, noch draufzusatteln. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, habe ich Sie denn vorhin in der Antwort auf die 
Frage von Herrn Dr. Sperling richtig verstanden, daß 
Sie eine waghalsige These aufstellen, nämlich, daß 
letztlich das, was den Mietern durch das soziale 
Wohngeld gegeben wird, insofern in den Konsum 
geht, als es vom privaten Investor wieder genutzt wer-
den kann? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Ich habe mich ge-
gen die Qualifizierung des Wohngeldes als schlichte 
Konsumzahlung gewandt und habe auf die indirekten 
Auswirkungen auf die Investitionsentscheidungen am 
Wohnungsmarkt hingewiesen. Insofern haben Sie of-
fenbar meine Antwort nicht ganz verstanden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, 
Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, auf die 
Gefahr hin, daß ich Ihre Antwort auch nicht verstehe, 
frage ich Sie trotzdem: Kann es nicht durchaus sein, 
daß, wenn Sie direkt fördern, beispielsweise indem 
Sie auf dem flachen Lande weiterhin das Wohneigen

-

tum  fördern, diese Zahlungen dazu beitragen, daß 
etliche Bürger bauen, die sonst nicht bauen könnten, 
und daß damit ein Investitionsstoß in diese Bereiche 
hineinkommt, der sonst nicht vorhanden wäre? 

Echternach, Parl. Staatssekretär: Genau aus diesem 
Grunde, Herr Kollege, haben wir ja unsere gesamten 
Förderungsmittel im sozialen Wohnungsbau auf den 
Eigenheimbereich konzentriert. Aber ich muß auch 
darauf verweisen, daß wir die steuerlichen Rahmen-
bedingungen für den Eigenheimsektor ebenfalls 
deutlich verbessert haben, indem wir die abschrei-
bungsfähigen Gesamtkosten um 50 % aufgestockt 
und indem wir gleichzeitig auch die Möglichkeit ge-
schaffen haben, die Grundstückskosten zu 50 % abzu-
schreiben. 

Vizepräsident Westphal: Das waren die Antworten 
zum Geschäftsbereich des Bundesministers für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau. Ich danke dem 
Staatssekretär für die Beantwortung der Fragen und 
rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Der Parlamenta-
rische Staatssekretär Dr. Probst steht zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Dr. Klej-

dzinski auf. 
Wie beurteilt die Bundesregierung prinzipiell das zwischen 

Amerikanern, Japanern und Europäern diskutierte Projekt einer 
Totalanalyse des menschlichen Erbgutes? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Präsident! 
Ein gemeinsam zwischen Amerikanern, Japanern und 
Europäern diskutiertes Projekt zur Totalanalyse des 
menschlichen Erbgutes, des sogenannten Genoms, ist 
der Bundesregierung bisher nicht bekannt. Die Ana-
lyse des menschlichen Erbgutes ist durch gentechni-
sche Methoden bis zur molekularen Ebene hin mög-
lich geworden. Eine Kartierung der gesamten 
menschlichen Erbinformation ist vorstellbar. Wie 
schnell dieses Ziel erreicht werden kann, ist heute 
jedoch noch nicht voraussagbar. 
Die Methoden der Molekularbiologie erlauben es, 

die Funktion einzelner Gene und ihre Steuerung zu 
erfassen. Diese Möglichkeiten gewinnen für die Dia-
gnose und Therapie genetisch bedingter Erkrankun-
gen — heute sind ca. 3 000 Erbkrankheiten be-
kannt — zunehmend an Bedeutung. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Ih-
nen das nicht bekannt ist, sind Sie dann bereit, sich zu 
erkundigen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ja, selbstverständ-
lich; das tun wir laufend. Dieses Thema wird selbst-
verständlich in Amerika, in Japan wie in verschiede-
nen europäischen Staaten diskutiert. 
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Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn es 
so ist und wenn ich vor allen Dingen das alles berück-
sichtige, was Sie vorgetragen haben, frage ich Sie: 
Denkt die Bundesregierung beispielsweise daran, sol-
che Analysen des menschlichen Erbgutes durch Da-
tenschutzbestimmungen zu schützen, damit eine sol-
che Analyse nicht weitergegeben werden kann und 
man auch ein Recht hat, über die eigene Analyse zu 
verfügen? Ich möchte insofern, wenn ich das sagen 
darf, darauf verweisen, daß man ja noch nicht einmal 
ein Recht an seiner eigenen Röntgenaufnahme hat. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
selbstverständlich, daß Genomanalysen dem Betroffe-
nen, von dem sie gemacht sind, unter Umständen 
auch schaden können. Er muß — da gibt es überhaupt 
keinen Zweifel innerhalb der Bundesregierung — das 
Recht haben, über diese Informationen selber und al-
lein zu verfügen. 
Nur: Diese Fragen heute rechtlich zu lösen ist nicht 

notwendig, denn nach derzeitigen technischen Mög-
lichkeiten dauert die Genomanalyse eines Menschen 
theoretisch — bis jetzt hat sie ja nicht stattgefunden —
100 Jahre. Wenn es gelingt, die Zeit erheblich zu ver-
kürzen — es gibt in der Zukunft Möglichkeiten der 
automatischen Genomanalyse; es müssen sehr viele 
chemische Untersuchungen automatisch gemacht 
werden — , dann kann nach heutiger Sicht eine Ver-
kürzung eintreten, so daß die Analyse immerhin noch 
20 Jahre in Anspruch nimmt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Meinung, daß uns diese lan-
gen Fristen, die Sie eben angedeutet haben, Gott sei 
Dank davor schützen, daß die von Ihnen als möglich 
bezeichnete Genomkartierung nicht nur günstige 
Tendenzen, z. B. hinsichtlich Erbkrankheiten, auf-
weist, sondern uns hinsichtlich Auslese und Selektion 
auch sehr bedrohliche Gefahren erwachsen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
teile diese Ansicht grundsätzlich nicht; denn wir müs-
sen zwischen der Wissensinformation und dem, was 
wir mit dem Wissen hinterher anfangen, unterschei-
den. Wir können nicht die Augen davor verschließen, 
daß diese Genomanalysen weltweit gemacht sind. 
Selbstverständlich müssen auch wir sie beherrschen. 
Aber hinterher nach dem Stand der wissenschaftli-
chen Möglichkeiten die Individualrechte zu schützen 
ist eine hohe und wichtige soziale Aufgabe. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, wenn das 
eine so wichtige Aufgabe ist: Warum wird sie denn 
dann beim Gesundheitskostendämpfungsprogramm 
des Kollegen Blüm nicht stärker in Betracht gezogen, 
nachdem dort bekannt wird, daß die Verdatung aller 
krankheitsrelevanten Angaben von Patienten bevor-
steht, und warum können wir dann heute in den Zei-
tungen lesen, welche Medikamente Herr Dr. Barschel  

genommen hat? Müßten Sie dann nicht angesichts der 
hohen Priorität, die Sie dieser Aufgabe zubilligen, 
schleunigst darangehen, entsprechende Datenschutz-
gesetze zu machen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Nein, weil bis jetzt 
eine Gefahr rein wegen der zeitlichen Horizonte nicht 
real ist. Aber zum gegebenen Zeitpunkt muß man das 
sehr wohl ins Auge fassen. Hier Gesetze zu machen, 
bevor man die wissenschaftlichen Inhalte kennt und 
beherrscht, ist sehr schwierig, weil man unter Umstän-
den die falschen Vorschriften erläßt. Deshalb muß das 
in der richtigen Abfolge geschehen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 4 des 
Abgeordneten Klejdzinski auf: 

Wird sich die Bundesregierung an derartigen Gesprächen zur 
Genomentschlüsselung beteiligen, wenn ja, in welcher Art und 
Weise? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Klej-
dzinski, Ihre Frage Nr. 4 beantworte ich wie folgt: 
Ein Programm zur Totalanalyse des menschlichen 

Genoms ist in der Bundesrepublik Deutschland nicht 
geplant. Mittelfristig werden Arbeiten an Genomab-
schnitten mit bereits identifizierten Genen jedoch 
auch zur Strukturaufklärung des gesamten Genoms 
beitragen. Quantitativ stehen diese Arbeiten hinter 
den Anstrengungen in den USA und Japan zurück. 
Um qualitativ und apparativ Anschluß an die interna-
tionale Entwicklung halten zu können, sollen die na-
tionalen Forschungsarbeiten auf diesem Gebiet künf-
tig verstärkt in europäische Programme einbezogen 
werden. Gespräche hierzu finden im Rahmen der zu-
ständigen EG-Gremien und innerhalb der internatio-
nalen Forschungskooperation statt. 

Vizepräsident Westphal: 	Zusatzfrage, 	Herr 
Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
sagen, es erfolgt keine Gesamtanalyse, aber eine Ana-
lyse von Teilabschnitten: Kann ich davon ausgehen, 
daß ich, wenn ich die Teilabschnitte zusammensetze, 
dann doch zu einer Gesamtanalyse komme? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ja, dazu wird ja 
auch ein Beitrag geleistet, wie ich eben ausgeführt 
habe. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorhin gesagt, daß es 20 Jahre dauert, bis man 
alle Informationen entschlüsselt hat. Stimmen Sie mit 
mir überein, daß Wissenschaftler durchaus die Mei-
nung vertreten, daß man durch die Entschlüsselung 
sogenannter Leitsubstanzen zu einer wesentlich 
schnelleren Analyse des Gesamterbgutes kommen 
kann und daß unter dieser Kenntnis Datenschutzbe-
stimmungen dann sicherlich früher notwendig wären, 
als sie erst dann in die Gesetzesmaschinerie hineinzu-
schieben, wenn das Kind bereits in den Brunnen ge-
fallen ist? 
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Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Entwicklung 
befindet sich in einem so frühen Stadium, daß diese 
Gefahren heute mit Sicherheit nicht zu befürchten 
sind. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Im „Bild der Wissen-
schaft" nachzulesen!) 

— Sie können natürlich sehr, sehr viele populärwis-
senschaftliche Abhandlungen zu diesem ja spektaku-
lären Thema lesen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Eine sehr seriöse Zeit-
schrift!) 

Innerhalb der Science Community, unter den Fach-
leuten, wird das bestritten. Es handelt sich auch nicht 
um 20 Jahre, sondern nach heutigen wissenschaftli-
chen Möglichkeiten dauert es, wenn 1 000 Teams 
daran arbeiten, 100 Jahre, bis ein einziges Genom 
analysiert ist. 

Vizepräsident Westphal: Dr. Lippelt, bitte schön, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, könnten Sie sich vorstellen, daß man etwas, was 
wissenschaftlich, technisch möglich ist, auch mal las-
sen könnte? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Aber selbstver-
ständlich. Das ist gerade unsere Kultur. Wir lassen vie-
les, was wir können, nur weil es nicht sinnvoll oder 
nicht menschlich ist. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Fragenbereichs. Ich danke dem Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Justiz auf. Der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Jahn steht zur Beantwortung der Fragen zur Ver-
fügung. 
Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Scherrer 

auf: 
Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen zur Verbesserung 

des gewerblichen Mieterschutzes, um zu verhindern, daß zu-
nehmend alteingesessene Handels- und Handwerksbetriebe 
aus den Innenstädten verdrängt werden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege Scherrer, daß vor allem klei-
nere Handels - und Handwerksbetriebe im Bild vieler 
Innenstädte immer seltener zu finden sind, hält die 
Bundesregierung für eine bedauerliche Entwicklung. 
Diese Entwicklung beruht jedoch, soweit ersichtlich, 
nicht primär auf Ursachen, die in den Bereich des 
gewerblichen Mieterschutzes fallen. Die Aufgabe 
oder Verlagerung des Geschäftsbetriebs hat vielmehr 
zumeist andere Gründe, wie Nachfolgeschwierigkei-
ten, mangelnde Erweiterungsmöglichkeiten oder all-
gemeine Rentabilitätsprobleme. 
Die Bundesregierung sieht deshalb in einer Verstär-

kung des Mieterschutzes für Gewerberaummieter 
kein geeignetes Mittel, um dieses Problem zu lösen. 
Ihr liegen bislang auch keine Nachweise dafür vor, 
daß das Mietrecht für die Verdrängung von Handels- 
und Handwerksbetrieben aus den Innenstädten ur-
sächlich ist. 

Die Bundesregierung hat in Würdigung der wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung des 
gewerblichen Mittelstandes darauf hingewirkt — dar-
auf möchte ich Sie auch noch hinweisen dürfen —, 
daß im neuen Baugesetzbuch sowie in der Baunut-
zungsverordnung die Belange des Mittelstandes im 
Interesse einer verbrauchernahen Versorgung mehr 
als bisher berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Scherrer, bitte schön, 
eine Zusatzfrage. 

Scherrer (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß am 4. Juni 1987 am Timmendorfer Strand 
eine Konferenz der Justizminister und Senatoren 
stattgefunden hat, die an Ihr Ministerium den klaren 
Auftrag erteilt hat, eine Sammlung wegen einer Ver-
änderung des gewerblichen Mieterschutzes zusam-
menzustellen, und ist diese Sammlung zusammenge-
stellt und entsprechend ausgewertet? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Scher-
rer, Sie nehmen bereits die nächste Frage vorweg. Es 
trifft zu, daß die Justizministerkonferenz am 4. Juni 
1987 folgenden Beschluß gefaßt hat — ich zitiere —: 

Die Justizminister und Senatoren haben die der-
zeitige Rechtslage bei der Beendigung von Ge-
schäftsraummietverhältnissen und die damit ver-
bundenen Probleme für mittelständische Gewer-
bebetriebe erörtert. Sie bitten den Bundesmini-
ster der Justiz, durch eine rechtstatsächliche Ma-
terialsammlung die Grundlage über die Beurtei-
lung der Frage zu beschaffen, ob in diesem Be-
reich ein Handlungsbedarf für den Gesetzgeber 
besteht. 

Der Bundesminister der Justiz hat daraufhin das 
Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik in Ber-
lin mit der Untersuchung beauftragt. Die Untersu-
chung bedarf noch der gründlichen Vorbereitung mit 
den Mitarbeitern des Instituts. Sie setzt, wenn sie sta-
tistisch relevante Erkenntnisse liefern soll, umfangrei-
che Befragungen von Gewerberaummietern und na-
türlich auch Expertengespräche voraus. Ich werde 
darauf hinwirken, daß die Ergebnisse im Laufe des 
nächsten Jahres vorliegen werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Scherrer. 

Scherrer (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem die 
Bundesregierung es abgelehnt hat, den gewerblichen 
Mieterschutz auszudehnen, frage ich Sie, was Sie 
dann den einzelnen Verbänden erklären wollen, die 
diese Forderungen ja sehr massiv vortragen. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Zunächst, Herr Kol-
lege Scherrer, müssen Sie auch die Nachteile der Ver-
stärkung des gewerblichen Mieterschutzes sehen. Es 
wird eine Spaltung des Mietrechts für Geschäfts-
räume eingeführt, und ein Sonderrecht mit verstärk-
ten Mieterschutzbestimmungen für Klein- und Mittel-
betriebe bringt weniger Chancen für die Anmietung 
attraktiver Geschäftsräume mit sich. Diese Bedenken 
bestehen nach wie vor. Wir haben auch mit den Ver-
bänden gesprochen, die Sie ansprechen. Soweit mir 
bekannt ist, haben sich die Verbände bisher nicht für 
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eine Gesetzesänderung ausgesprochen. So haben 
z. B. der Zentralverband des Deutschen Handwerks 
und die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzel-
handels auch die Nachteile, die mit einer von Ihnen 
befürworteten Regelung verbunden sind, gesehen. 
Wir haben von den Verbänden bis heute ein Votum in 
Ihrem Sinne nicht bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, 	Herr 
Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, würde es 
der Beschleunigung der vom Kollegen Scherrer ge-
wünschten Gesetzesnovelle dienlich sein, wenn Sie 
und Ihr Kollege Echternach vielleicht zu einem Spa-
ziergang in Ihren beiden Wahlkreisen anträten, um 
innerhalb der Städte einmal mit betroffenen kleinen 
und Mittelbetrieben, mit Handwerkern über die Miet-
konditionen zu reden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, Herr Kollege Echternach und ich gehen häufiger 
spazieren. 

(Dr. Sperling [SPD]: Aber an der falschen 
Stelle!) 

Wir erörtern eine Menge von Themen. Ich darf Ihnen 
sagen, daß die Untersuchung, die wir in die Wege 
geleitet haben, von uns sehr zügig vorangetrieben 
wird. Sie können sicher sein — ich habe das soeben 
gesagt — , daß ich darauf hinwirke, daß die rechtstat-
sächliche Untersuchung auch recht bald vorliegt. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 6 des 
Abgeordneten Scherrer auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
Forderungen nach einer Verlängerung des Kündigungsschut-
zes für Gewerbebetriebe, z. B. von drei auf sechs Monate? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, die 
Frage 6 habe ich soeben bei der vorhergehenden Zwi-
schenfrage, so meine ich, Herr Kollege Scherrer, hin-
reichend beantwortet. 

Vizepräsident Westphal: Dann hat der Abgeordnete 
Scherrer dazu zwei Zusatzfragen. Bitte schön, wenn 
Sie wollen. 

Scherrer (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
noch fragen: Was soll man in einer Diskussion dann 
einem aufgebrachten Mittelständler für Antworten 
geben, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Richtige!) 
der durch die ständige Konzentration, die ja vor allen 
Dingen in den Innenstädten der Fall ist, seine Existenz 
verloren hat und der das nachweisbar darauf zurück-
führen kann, daß ihm die Mietschraube dermaßen 
angezogen worden ist, daß er einfach nicht mehr kon-
kurrieren kann? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich selbst fühle mich 
dem Mittelstand verpflichtet, Herr Kollege Scherrer. 
Ich kenne die Probleme des Mittelstandes. Ich habe 
auch die Probleme, die Sie ansprechen, nicht geleug-
net. Ich habe nur darauf hingewiesen, daß diese Pro-

blematik nicht in erster Linie über das Mietrecht ge-
löst werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage? — Nein. Dann aber Frau Weyel, bitte 
schön. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen bei 
Ihren Spaziergängen mit dem Herrn Kollegen Echter-
nach gelegentlich einmal aufgefallen, daß freiwer-
dende Räume von Handel und Handwerk, vor allen 
Dingen in den Innenstädten, jetzt häufig von Spielhal-
len in Beschlag genommen werden, weil nur sie Miet-
angebote machen können, die wesentlich höher sind 
als die anderer Konkurrenten? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist in den 
Städten sehr unterschiedlich!) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, das, 
was Sie vortragen, ist mir nicht nur bei Spaziergängen 
mit Herrn Kollegen Echternach aufgefallen. Sie 
schneiden hier eine Problematik an, der sich die Bun-
desregierung ebenfalls verpflichtet weiß. Sie gehört 
aber nicht zur konkreten Frage, die hier zu beantwor-
ten war. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: In manchen 
NRW-Städten 300!) 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Müller 
möchte noch eine Zusatzfrage stellen. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Würden Sie mir zustim-
men, daß diese ganze Entwicklung ganz in das Kon-
zept Ihrer Deregulierungsabsichten paßt und insofern 
voll mit den Zielsetzungen der jetzigen Koalition 
übereinstimmt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müller, 
es ist richtig, daß wir im Mietrecht immer mehr die 
Soziale Marktwirtschaft anstreben. Gleichwohl haben 
wir die Problematik, die hier ansteht, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Fest im 
Griff!) 

gutachtlich untersuchen lassen. Ich möchte dem Un-
tersuchungsergebnis nicht vorgreifen. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Das hat auch 
noch etwas gekostet!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Sperling, Sie haben 
zu dieser Frage noch nicht — — 

Dr. Sperling (SPD): Ich habe eine Frage gehabt. Es 
sind aber zwei Fragen in einer Antwort zusammen-
hängend beantwortet worden. 

Vizepräsident Westphal: Ja, ich glaube, Sie haben 
recht. Dann haben Sie eine Zusatzfrage. Bitte schön. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
denn davon ausgehen, daß Sie Spielhöllen als Ergeb-
nis der freien Sozialen Marktwirtschaft als städtebau-
lichen Effekt begrüßen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Sie unterstellen mir 
eine Feststellung, die ich nicht gemacht habe. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Dezember 1987 	3325 

Vizepräsident Westphal: Dann sind wir am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekre-
tär für die Beantwortung der Fragen. 
Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
auf. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grüner steht 

zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 
Die Fragen 7 und 8 des Abgeordneten Schäfer (Of-

fenburg) und die Fragen 9 und 10 des Abgeordneten 
Seidenthal werden auf Grund von Nr. 2 Abs. 2 der 
Richtlinien schriftlich beantwortet. Sie sind also bei 
anderen Teilen der Tagesordnung schon mit dabei. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich kommen dann zur Frage 11 des Abgeordneten 

Susset: 
Kann die Bundesregierung die Meldung der „Neuen Züricher 

Zeitung" vom 18. November 1987 bestätigen, derzufolge das 
Institut für Polymere der ETH-Zurich ein Verfahren zur Herstel-
lung von biologisch abbaubarem, breit einsetzbarem Plastik auf 
der Basis von Starke anwendungsreif entwickelt hat? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Kollege, der Bundesregierung sind verschiedene Ver-
fahren zur Herstellung biologisch abbaubarer Kunst-
stoffe bekannt. Über das Verfahren der Eidgenössi-
schen Technischen Hochschule Zürich liegen noch 
keine Informationen vor, so daß über die Anwendbar-
keit dieses speziellen Verfahrens noch keine Aussa-
gen gemacht werden können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Susset. 

Susset (CDU/CSU): Wäre die Bundesregierung 
dann bereit, sich dort zu erkundigen, ob nicht in der 
Zwischenzeit doch schon weitere Erfahrungen vorlie-
gen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja gerne, Herr Kollege, 
wir behalten dieses Verfahren, auf das Sie uns auf-
merksam gemacht haben, im Auge. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Susset? 

Susset (CDU/CSU): Keine. 

Vizepräsident Westpahl: Sie haben aber eine wei-
tere Frage. Ich rufe die Frage 12 des Abgeordneten 
Susset auf: 

\Venn ja, sieht die Bundesregierung in dieser neuen Techno-
logie Möglichkeiten für einen Beitrag zu einer umweltfreundli-
chen Müllentsorgung sowie für einen verstärkten Einsatz von 
Agrarrohstoffen, und was gedenkt die Bundesregierung zur 
Realisierung dieser Möglichkeiten zu tun? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Entwicklung biolo-
gisch abbaubarer Kunststoffe wird von der Bundesre-
gierung grundsätzlich begrüßt. Allerdings liegen über 
die Anwendungseigenschaften dieser Kunststoffe im 
Verpackungsbereich und ihre Eignung für die unter-
schiedlichen Füllgüter bisher nur unzureichende In-
formationen vor. Dies gilt auch für die Umweltverträg-
lichkeit der Abbauprodukte. Wegen ihrer nur beding-
ten Wasserfestigkeit und fehlender Gasdiffusions-

dichtigkeit, also der Barriereeigenschaften, ist eine 
breite Anwendung voraussichtlich nicht möglich. Ins-
besondere im Lebensmittelbereich, wo es besonders 
auf Aromakonservierung und hygienischen Schutz 
ankommt, ist die Verwendung von biologisch abbau-
baren Kunststoffen derzeit noch mit Vorbehalt zu be-
trachten. 
Bei dieser Sachlage beabsichtigt die Bundesregie-

rung derzeit nicht, auf einen Einsatz dieser Technolo-
gie direkt hinzuwirken. Allerdings könnten sich die 
derzeit im Umweltministerium angestellten Überle-
gungen zur Kennzeichnung von Kunststoff nach § 14 
Abs. 1 des Abfallgesetzes fördernd auf den Einsatz 
von Produkten aus biologisch abbaubaren Kunst-
stoffen auswirken. 
Eine weitere unterstützende Maßnahme könnte in 

der Auszeichnung dieser Kunststoffe mit dem Um-
weltzeichen, dem blauen Umweltengel, bestehen, so 
daß der Verbraucher auch den zur Zeit gegenüber 
anderen Kunststoffen höheren Preis aus Umweltge-
sichtspunkten akzeptieren könnte. Das Zeichen muß 
allerdings vom Hersteller beantragt werden und wird 
nur nach eingehender Prüfung verliehen. 

Vizepräsident Westpahl: Zusatzfrage, Herr Susset. 

Susset (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung bereit, 
auf das Ministerium für Forschung und Technologie 
einzuwirken, ob hier nicht doch Möglichkeiten beste-
hen, daß man durch Forschung vielleicht rascher zum 
Ziel der umweltfreundlichen Verpackung kommt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es wird 
auf diesem Gebiet seit Jahren in breiter Front ge-
forscht, insbesondere auch von der Industrie selbst. 
Ich will aber gerne auch im Kontakt mit dem For-
schungsministerium feststellen, was auf diesem Sek-
tor bisher getan worden ist und ob weitere Möglich-
keiten für öffentliche Mittel in diesem Bereich gese-
hen werden. 

Susset (CDU/CSU): Ist die Bundesregierung bereit, 
hier auch Forschungsergebnisse aus dem Ausland zu 
berücksichtigen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Selbstverständlich. 
Solche Forschungsergebnisse würden sich, wenn sie 
die Erwartungen erfüllen würden, die man an sie rich-
ten muß, mit Windeseile am Markt durchsetzen. 

Vizepräsident Westpahl: Das war schon Ihre zweite 
Zusatzfrage, Herr Susset. 
Dann hat Herr Dr. Sperling noch um eine Zusatz-

frage gebeten. Bitte schön. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, könnte die 
Haltung Ihres Hauses dadurch geändert werden, daß 
Sie sich über die umweltschädliche Wirkung biolo-
gisch nicht abbaubarer Kunststoffe mehr Gedanken 
machten und Erkenntnisse darüber sammelten, was 
die an tatsächlichen Kosten bewirken, indem Sie viel-
leicht in dem Buch von Herrn Wicke nachschlagen: 
durch Ausgaben für die Ökologie mindestens 100 Mil-
liarden DM Vermögensverluste der deutschen Wirt-
schaft, zum Teil auch durch Deponien mit solchen 
nicht abbaubaren Kunststoffen? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
ein Teil unserer intensivsten Arbeit, die etwa mit dem 
Abfallgesetz einhergeht und mit der Kennzeichnung 
gefährlicher Stoffe. Auf dieser Front wird in breitem 
Umfange gearbeitet. Gerade vor diesem Hintergrund 
haben andere, biologisch abbaubare Kunststoffe eine 
reelle Chance. Wir wünschten uns das, aber wir kön-
nen sie nicht befürworten, solange wir nicht sicher 
sind, daß sie nicht andere negative Eigenschaften ha-
ben, wobei zu den negativen Eigenschaften natürlich 
auch die mangelnde Einsatzfähigkeit als Verpak-
kungsmaterial im Sinne der Verbraucher zählen 
würde. 

Vizepräsident Westphal: Dann kommen wir zu 
Frage 13 der Abgeordneten Frau Wollny: 

Ist die Bundesregierung mit uns der Ansicht, daß die im Stör-
fallbericht der Gesellschaft für Reaktorsicherheit von 1986 vor-
genommene veränderte Interpretation der Kategorie N von bis-
her „Dies sind in der Regel Vorkommnisse die über routinemä-
ßige Ereignisse hinausgehen und im Sinne der BMI-Kriterien 
von Bedeutung sind" zu „Vorkommnissen von untergeordneter 
Bedeutung, die nur wenig über routinemäßige betriebstechni-
sche Bedeutung hinausgehen", eine deutliche Abschwächung 
der Bedeutung dieser Kategorie bedeuten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die Bun-
desregierung ist nicht der Ansicht, daß die Gesell-
schaft für Reaktorsicherheit eine geänderte Interpre-
tation der Kategorie N der meldepflichtigen Vor-
kommnisse in Kernkraftwerken vorgenommen hat. 
Im Bericht der Gesellschaft für Reaktorsicherheit ist 
lediglich derselbe Sachverhalt wie 1985 mit den Wor-
ten des Jahres 1987 beschrieben worden. Da lautete 
die Definition der Kategorie N — 1985 — : „Dies sind 
in der Regel Vorkommnisse, die über routinemäßige 
betriebstechnische Ereignisse hinausgehen und im 
Sinne der BMI-Sicherheitskriterien von Bedeutung 
sind. 
Diese Definition ist für den Leser schwer verständ-

lich, wenn er nicht die Sicherheitskriterien des Bun-
desinnenministeriums — heute ist es das Bundesum-
weltministerium — zur Hand hat, auf die sich diese 
Definition stützt. Die Gesellschaft für Reaktorsicher-
heit hat daher im Bericht für das Jahr 1986 mit ver-
ständlichen Worten knapp die Bedeutung der beson-
deren Vorkommnisse erläutert, die typischerweise 
unter der Kategorie N zu melden sind. Die oben zi-
tierte amtliche Definition der Kategorie N bleibt da-
von unberührt, ebenso die 21 technischen Einzelkrite-
rien, die unter dieser Kategorie zusammengefaßt 
sind. 
Der Eindruck einer geänderten Interpretation kann 

schließlich nur entstehen, wenn man, wie Sie es getan 
haben, unvollständig zitiert. Das vollständige Zitat 
lautet: „Diese besonderen Vorkommnisse gehen im 
allgemeinen" — die Worte „im allgemeinen" haben 
Sie weggelassen — „nur wenig über routinemäßige 
betriebstechnische Ereignisse hinaus. Sie werden er-
faßt und ausgewertet, um eventuelle Schwachstellen 
bereits im Vorfeld zu erkennen." Auch diesen letzten 
Satz haben Sie bei Ihrem Zitat weggelassen. 
In der Tat haben wir in der Bundesrepublik 

Deutschland eine sehr niedrige Schwelle für die Mel-
depflicht. Das bedeutet, daß auch vergleichsweise un-
bedeutende Betriebsvorkommnisse gemeldet werden  

müssen. Wir haben dies gerade deswegen durchge-
setzt, weil wir eventuelle Schwachstellen im Vorfeld 
erkennen wollen und nicht erst dann, wenn ein ern-
ster Störfall schon eingetreten ist. Wenn Sie sich ein-
mal die Mühe machen, über die Jahre hin die beson-
deren Vorkommnisse der Kategorie N durchzugehen, 
werden Sie bestätigt finden, daß diese Vorkommnisse 
im allgemeinen tatsächlich nur wenig über routine-
mäßige betriebstechnische Ereignisse hinausgehen. 

Vizepräsident Westphal: 	Zusatzfrage, 	Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Das ist etwas unverständ-
lich. Ich meine, es ist eine Abschwächung, wenn man 
nun sagt, daß die Vorkommnisse wenig über normale 
Ereignisse hinausgehen, während man vorher gesagt 
hatte, daß die Vorkommnisse über normale Ereignisse 
hinausgehen. Das Wort „wenig" führt ja wohl zu ei-
nem Unterschied. 
Übrigens: Das wir bestimmte Zitatstellen weggelas-

sen haben, ist nicht unsere Schuld. Die Fragen waren 
vollständig. Aber sie wurden uns zurückgeschickt, 
weil sie zu lang waren. Folglich mußten wir sie kür-
zen. 

Vizepräsident Westphal: Aber ich habe das Frage-
zeichen nicht entdeckt, Frau Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Doch; ich hatte gefragt, ob es 
nicht ein Unterschied in der Qualität der Beurteilung 
ist, ob man sagt, sie gehen über normale Vorfälle hin-
aus, oder ob man sagt, sie gehen wenig über normale 
Vorfälle hinaus. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Also, Frau Kollegin, ich 
betone noch einmal: Es ist nichts geändert worden. Es 
ist in all den Jahren nach den gleichen Kriterien beur-
teilt worden. Wir haben ja viele Kriterien, die zu unter-
schiedlichen Meldepflichten führen. Diese Katego-
rie N ist eines unter vielen Kriterien für diese Vorfälle. 
Es hat bisher keinerlei Anlaß gegeben, an der Defini-
tion und der Handhabung dieser Kategorie Zweifel zu 
äußern. Entscheidend ist — und das war ja Inhalt Ihrer 
Frage — , daß es keine Änderung in der Bewertung 
gegeben hat und daß wir in der Verdeutlichung des-
sen, was gemeint ist, unserer Zielsetzung Rechnung 
tragen, möglichst umfassend und auch öffentlich über 
alle Vorkommnisse zu unterrichten, die im Bereich der 
kerntechnischen Sicherheit eine Rolle spielen kön-
nen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu-
satzfrage. 

Frau Wollny (GRÜNE): Soll das bedeuten, daß ein 
Störfall, der zu einer Reaktorschnellabschaltung we-
gen Störung in der Turbine führt, z. B. — 1985 — eine 
Störung in der Turbinenregelung oder — 1986 — eine 
abgerissene Turbinenstellventilspindel — beides hat 
zu Schnellabschaltungen geführt — 1986 eine andere 
Qualität als 1985 hatte; und worin liegt dieser Quali-
tätsunterschied? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
möchte hier auf den ausführlichen schriftlichen Be- 
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richt verweisen, den der Bundesumweltminister dem 
Umweltausschuß zugleitet hat, 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das ist einfach!) 
und beschränke mich darauf, noch einmal daran zu 
erinnern, daß wir hinsichtlich der Meldepflichten ins-
gesamt fünf Kategorien haben, nämlich die Katego-
rie S, Sofortmeldung, die Kategorie E, Eilmeldung, 
die Kategorie N, nach der Sie hier gefragt haben, Nor-
malmeldung, und zwar schriftlich, spätestens nach 
fünf Arbeitstagen, und die Kategorie V, Meldung in 
angemessener Frist, spätestens nach zehn Arbeitsta-
gen. Diese Einteilung und Handhabung haben sich 
bewährt, und ich sehe keinen Ansatzpunkt für eine 
berechtigte Kritik an dieser Handhabung. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Lip-
pelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, Sie werden ja wahrscheinlich auch einmal in die 
Störmeldungen hineingeguckt haben. Sehen Sie dann 
nicht vielleicht einen Zusammenhang mit dem Um-
stand, daß 1985 63 Fälle in der Kategorie N gemeldet 
waren, 1986 aber 317 Fälle, und meinen Sie nicht, daß 
das dazu geführt haben könnte, jetzt zu sagen „Das 
geht wenig über routinemäßige Sachen hinaus" und 
nicht mehr zu sagen „Das geht über routinemäßige 
Sachen hinaus"? In dem Wort „wenig" liegt doch eine 
Verharmlosung, und hat das nicht mit diesem eklatan-
ten Anstieg der Störfälle zu tun? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
sondern es handelt sich darum, daß sich insbesondere 
durch die Inbetriebnahme von neuen Kernkraftwer-
ken die Zahl der Vorfälle, die nicht erheblich waren, 
die aber trotzdem meldepflichtig sind, erhöht hat. Ins-
besondere verweise ich darauf, daß es keine Meldun-
gen in einem Bereich gegeben hat, der schon in einer 
höheren Kategorie angesiedelt wäre, die also als nicht 
mehr im Vorfeld von möglichen Störungen liegend 
bezeichnet werden können. 
Aber ich wäre sehr dankbar, wenn ich noch einmal 

auf den ausführlichen Bericht, auf die breite Veröf-
fentlichung dieser Störfallmeldungen hinweisen 
dürfte, die wir ja auch dem Umweltausschuß zugelei-
tet haben. 

Vizepräsident Westphal: Frau Hensel, Sie möchten 
eine Zusatzfrage stellen. 

Frau Hensel (GRÜNE): Sie haben vorhin gesagt, es 
sei nichts geändert worden. Aber es existiert ja eine 
veränderte Interpretation im Störfallbericht der Ge-
sellschaft für Reaktorsicherheit. Ist denn die Bundes-
regierung der Ansicht, daß die Erhöhung dieser Art 
von Störfällen das Gesamtrisiko der AKWs erhöht, 
und glaubt sie, das Sicherheitsniveau deutscher 
AKWs durch Uminterpretation erhöhen zu können? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich betone noch ein-
mal, daß nicht umformuliert worden ist. Wir sind der 
Meinung, daß eine sehr intensive, auf breitester Front 
erfolgende Verpflichtung zur Meldung die Chancen 
für vorbeugende Sicherheitsmaßnahmen erhöht und 
etwaige denkbare Schwachstellen insbesondere im 
Vorfeld erkennen läßt. Es ist selbstverständlich, daß  

wir in der Ausdehnung dieser Meldepflichten ein Ele-
ment vorsorgender Sicherheit sehen und deshalb an 
dieser Ausdehnung außerordentlich interessiert sind, 
ohne daraus die Schlußfolgerung ziehen zu dürfen, 
daß die erhöhte Zahl der Fälle etwas mit verminderter 
Sicherheit zu tun habe. 

Vizepräsident Westphal: Frage des Abgeordneten 
Weiss (München). 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
kann die Bundesregierung bestätigen, daß z. B. ein 
durch mangelhafte Steckverbindung nicht fahrberei-
ter Steuerstab, wie es am 7. September 1986 im AKW 
Philippsburg II eingetreten war, im Falle einer 
Schnellabschaltung weitreichende Konsequenzen ha-
ben könnte, und sind Sie deshalb dann nicht auch der 
Auffassung, daß die Bezeichnung eines solchen Stör-
falls als Störfall von untergeordneter sicherheitstech-
nischer Bedeutung nicht angemessen oder gar sitten-
widrig ist, und warum hat nach Ansicht der Bundes-
regierung ein Störfall, z. B. Reaktorschnellabschal-
tung wegen Störung in der Turbine, wie es z. B. 1985 
im KKI eingetreten ist, im Jahre 1986 eine andere 
Qualität als 1985 bzw. worin liegt der Qualitätsunter-
schied solcher Ereignisse in den Jahren 1985 und 
1986, z. B. 1986: KKB, abgerissene Turbinenstellven-
tilspindel, 1985: KKI, Störung in der Turbinenrege-
lung? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, jeder 
dieser von Ihnen geschilderten Vorfälle ist melde-
pflichtig. Die Einstufung, die Sie hier unterlegen, 
kann ich nicht bestätigen; denn ein gerissenes Ventil 
— ich bin kein Techniker — kann unterschiedliche 
Auswirkungen haben. 
Entscheidend ist doch, Herr Kollege, daß wir die 

Verpflichtung der Kernkraftwerksbetreiber haben, 
bei Ereignissen, die Anlaß zur Besorgnis geben, eine 
Sofortmeldung zu erstatten. Es gibt die zweite Kate-
gorie der Eilmeldung, wenn es sich um eine wirklich 
wichtige Sache handelt. Die hier in der Fragestunde 
angesprochene Kategorie N, Normalmeldung — 
schriftliche Meldung spätestens nach fünf Arbeitsta-
gen — , bedeutet, daß es sich um Vorkommnisse han-
delt, deren Meldung keineswegs eilbedürftig ist. Sie 
sind deshalb auch bezüglich der Einschätzung ihres 
Gefahrenpotentials von untergeordneter Bedeutung. 
Wichtig ist für uns allerdings, daß sie gesammelt 

werden, um durch die Fülle möglicher und im Einzel-
fall nicht bedeutender Vorfälle ein Signal zu erhalten, 
um unter Umständen im Vorfeld zusätzliche Sicher-
heitsmaßnahmen zu ergreifen oder anzuordnen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 14 der 
Abgeordneten Frau Wollny auf: 

Wie groß werden von der Bundesregierung z. Z. die Probleme 
beim Planfeststellungsverfahren für die Atommülldeponie in der 
stillgelegten Eisenerzgrube „Konrad" eingeschätzt, und wie se-
hen die konkreten Pläne aus, um das ehemalige Salzbergwerk 
ASSE II als Ausweichstandort einzurichten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
betrachtet die im Rahmen des Planfeststellungsver-
fahrens für das Endlager „Konrad" aufgeworfenen 
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Fragestellungen als lösbar und geht davon aus, daß 
nach Prüfung des Vorliegens der atomrechtlichen 
Voraussetzungen ein positiver Planfeststellungsbe-
schluß erteilt wird. Von daher trifft die in der Frage 
enthaltene Unterstellung, die Bundesregierung suche 
einen Ausweichstandort, nicht zu. 
Die Asse II wird bis Mitte der 90er Jahre als For-

schungsstätte zur Durchführung der Demonstrations-
versuche für ein Endlager in Salz benötigt. Die Bun-
desregierung hat sich vorbehalten, nach Vorlage und 
Bewertung der Ergebnisse der Standortuntersuchun-
gen sowie unter Berücksichtigung des Fortgangs des 
Planfeststellungsverfahrens zum Endlager „Konrad" 
zu entscheiden, ob gegebenenfalls auch eine Endla-
gerung radioaktiver Abfälle in der Asse angestrebt 
werden soll. 

Vizepräsident Westphal: 	Zusatzfrage, 	Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß zu Grube „Konrad" ein neues hydrogeologi-
sches Gutachten in Auftrag gegeben wurde, und be-
inhaltet der Auftrag neue Untersuchungen, oder sol-
len die Berechnungen in den PTB-Gutachten lediglich 
noch einmal überprüft werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es trifft zu, Frau Kolle-
gin, daß im Rahmen der Prüfung der Nachweise und 
Rechnungen für die Langzeitsicherheit vom nieder-
sächsischen Umweltministerium, der Planfeststel-
lungsbehörde, zusätzliche Rechnungen gewünscht 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, bitte 
schön, Frau Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Welche Kriterien müssen 
nach Ansicht der Bundesregierung für eine Langzeit-
sicherheit erfüllt sein bzw. sind geboten, und wie defi-
niert die Bundesregierung „Langzeitsicherheit"? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wie das Wort es sagt: 
Sicherheit auf sehr, sehr lange Zeit, mit den Möglich-
keiten, die heute physikalisch und technisch gegeben 
sind. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Wie lange?) 
— Endlos lange, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Westphal: Nun wissen wir es. 
Eine weitere Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, bedeutet dies, daß vorher im Genehmigungsver-
fahren der Aspekt der Langzeitsicherheit noch nicht 
beachtet wurde, und hat das vielleicht damit zu tun, 
daß kritische Gutachten, die die Stadt Salzgitter in 
Auftrag gegeben hat, Ihrem Nachdenken doch etwas 
aufgeholfen haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
richtig, daß wir gerade bei der Langzeitsicherheit 
nicht auf Erfahrungen zurückgreifen können, die in 
diesem Zusammenhang irgendwo anders auf der Welt 
gemacht worden wären. Deshalb muß die Genehmi-
gungsbehörde mit großer Akribie pflichtgemäß jedem 

Einwand, jedem Argument, das im Planfeststellungs-
verfahren auftaucht, nachgehen. 
Wir legen als Bundesregierung sehr großen Wert 

darauf, daß es kein Argument gibt, das vorgebracht 
wird, das nicht auch wirklich gründlich mit den heute 
gegebenen technischen Möglichkeiten geprüft wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Hen-
sel. 

Frau Hensel (GRÜNE): Herr Staatssekretär, kann 
sich die Bundesregierung der Ansicht anschließen, 
daß die Bevölkerung durch die Menge der radioakti-
ven Transporte besonderen Belastungen ausgesetzt 
ist, und beabsichtigt die Bundesregierung, die Proble-
matik des Transports von radioaktivem Müll in das 
Planfeststellungsverfahren mit einzubeziehen, und 
wenn nicht, warum nicht? 

Vizepräsident Westphal: Hier kann ich nicht den 
Zusammenhang mit der Frage erkennen; aber wenn 
der Herr Staatssekretär antworten will, dann will ich 
ihn nicht hindern. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Doch, es ging um das 
Planfeststellungsverfahren bei „Konrad" !) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es ist 
gar keine Frage, daß jeder Transport, auch der Müll-
transport, für die, die da wohnen, eine zusätzliche 
Belastung darstellt. Ich bin jetzt fachlich nicht in der 
Lage, Ihnen die Frage zu beantworten, ob das in das 
atomrechtliche Planfeststellungsverfahren oder in ein 
anderes Verfahren einzubeziehen ist. Dazu bin ich 
nicht in der Lage. Aber selbstverständlich wird allein 
schon auf der Grundlage der Umweltverträglichkeits-
prüfung und anderer Vorschriften auch die Belastung 
für die Bevölkerung durch die Transporte mit berück-
sichtigt werden müssen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Weiss (München). 

Weiss (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt bzw. kann die Bundesregierung bestä-
tigen, daß die Planung für die oberirdischen Bauten 
jetzt ansteht, daß sie schon ausgeschrieben worden ist 
für „Konrad", und zwar trotz des noch laufenden Plan-
feststellungsverfahrens, und stellt das nicht einen Ein-
griff in ein schwebendes Planfeststellungsverfahren 
dar, durch den dieses präjudiziert wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist nicht der Fall, 
Herr Kollege, sondern das Planfeststellungsverfahren 
wird ordnungsgemäß mit dem nötigen Zeitaufwand 
durchgeführt. Es wird keine Präjudizierung durch 
parallel laufende Bauentscheidungen geben. Das 
Planfeststellungsverfahren in dieser Frage ist für sich 
selbst zu sehen und zu bewerten. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Was soll dann 
jetzt die Ausschreibung?) 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereiches. Ich danke dem Herrn 
Staatssekretär für die Beantwortung der Fragen. 
Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. Herr Par- 
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lamentarischer Staatssekretär Rawe steht zur Beant-
wortung der Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 15 des Abgeordneten Börnsen 

(Ritterhude) auf: 
Bezieht die Bundesregierung die bei der Deutschen Bundes-

post Beschäftigten in einen vom Bundesministerium für das 
Post- und Fernmeldewesen propagierten offenen Dialog ein, 
und wie beurteilt die Bundesregierung ein Fernschreiben der 
Oberpostdirektion Bremen vom 30. Oktober 1987, in dem von 
den Amtsstellenleitern eine aktive Vertretung der Position des 
Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen erwar-
tet wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, wenn 
der Herr Kollege Börnsen einverstanden ist, würde ich 
gerne seine nächste Frage gleich mit beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Ich sehe, er ist einverstan-
den. Ich rufe auch noch die Frage 16 des Herrn Abge-
ordneten Börnsen (Ritterhude) auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß zur Durchset-
zung einer Neustrukturierung der Deutschen Bundespost eine 
breite Übereinstimmung gesucht und gefunden werden muß in 
der Gesellschaft, bei den Bürgern und bei den Beschäftigten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Danke schön. — Herr 
Kollege Börnsen, ich kann Ihre Frage uneinge-
schränkt bejahen. Die Bundesregierung bezieht die 
Mitarbeiter des Unternehmens Deutsche Bundespost 
in den Dialog über die Reform des Unternehmens mit 
ein. Wie in jedem Unternehmen kann auch der Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen erwar-
ten, daß seine Führungskräfte sich aktiv für die Unter-
nehmensziele und die hieraus abzuleitenden Maß-
nahmen einsetzen. 
Auch Ihre Frage 16 bejaht die Bundesregierung. Sie 

ist der Auffassung, daß zur Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost eine breite Übereinstimmung 
in der Gesellschaft, bei den Bürgern und bei den Mit-
arbeitern gesucht und gefunden werden muß. Aus 
diesem Grund hatte die Bundesregierung 1985 die 
Kommission „Fernmeldewesen" ins Leben gerufen, 
die ein konsensfähiges Konzept zur Reform des Fern-
meldewesens vorbereiten sollte. Auch während der 
Erstellung der Gesetzesvorlage werden in Gesprä-
chen die Meinungen der verschiedenen gesellschaft-
lichen Gruppen, der bei der Deutschen Bundespost 
vertretenen Gewerkschaften und auch die Meinun-
gen der Mitarbeiter gehört und soweit wie möglich in 
das Konzept mit einbezogen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Börnsen, bitte schön, 
Zusatzfrage ein. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn Sie einen offenen Dialog mit den Beschäftigten 
bei der Deutschen Bundespost suchen, meinen Sie 
nicht, daß gerade in einer Phase vor der Beschlußfas-
sung über ein zu beratendes Gesetz, welches noch 
eine lange Zeit in Anspruch nehmen wird, und zwar 
bis in das nächste Jahr hinein, solch ein offener Dialog 
voraussetzt, daß die politische Meinungsbildung der 
bei der Post Beschäftigten auch ohne Vorgabe einer 
momentanen Meinungsbildung im Ministerium von-
statten gehen sollte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das geschieht ja auch 
nicht in der Weise, wie Sie es darstellen, Herr Kollege 
Börnsen. Sie wissen, daß die Tarifpartner des Unter-
nehmens Deutsche Bundespost ihre Meinungen zum 
Teil sehr einseitig vertreten. Wenn es wirklich zu ei-
nem Dialog kommen soll, muß man die Meinungen 
auch gegeneinandersetzen dürfen. Wenn z. B. in vie-
len Flugblättern, wie Sie wissen, von Privatisierung 
und ähnlichen Dingen die Rede ist, die in keinem Kon-
zept je gestanden haben und die auch nicht in der 
Regierungserklärung dieser Bundesregierung stehen, 
sondern da ausdrücklich ausgeschlossen sind, dann 
meine ich schon, daß es zu einer vernünftigen Unter-
nehmensführung gehört, daß man wirklich über das 
aufklärt, über das man gerade nachdenkt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Börnsen, zweite Zu-
satzfrage. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, es 
gibt sicher in der politischen Diskussion unterschied-
liche Ansätze in der Bewertung eines jetzt vorliegen-
den Berichtes einer Regierungskommission. Ist nicht 
zu unterscheiden zwischen der politischen Diskussion 
auch der bei der Post Beschäftigten einerseits und 
einer Vorgabe, die von der Exekutive dem Führungs-
personal bei der Post gegeben wird, und würden Sie 
es als einen offenen Dialog bezeichnen, wenn dem 
Führungspersonal vorgegeben wird, daß es aktiv die 
Position des Postministers zu vertreten habe, obwohl 
noch nicht einmal eine parlamentarische Beratung 
über diesen Themenbereich stattgefunden hat? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 
wir werden im weiteren Verlauf der Fragestunde 
hierzu noch genauer Stellung nehmen müssen, weil 
Fragen in ähnlicher Richtung gestellt worden sind. 
Aber glauben Sie denn nicht auch, daß zu einem 
Dialog gehört, daß die Leitung des Unternehmens zu-
nächst einmal ihre Meinung den Mitarbeitern mitteilt 
und nicht nur meinetwegen die von Ihnen politisch 
vertretene Meinung vorgibt, wobei ich Ihnen gerne 
konzediere — das will ich hier auch herausstellen —, 
daß Sie in der letzten Haushaltsdebatte ausdrücklich 
anerkannt haben, daß in dieser Frage Handlungsbe-
darf bestehe? Das läßt mich auf einen Konsens hof-
fen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich danken Ihnen natürlich ausdrücklich, daß Sie mir 
sozusagen eher eine staatsbürgerliche Haltung zu-
trauen als der Deutschen Postgewerkschaft. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das war nicht meine 
Ausführung. 

(Heiterkeit) 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Aber gehen Sie nicht 
trotzdem mit mir darin einig, daß das, was Sie eben 
zitiert haben — die Einsicht in die Notwendigkeit 
einer Neustrukturierung der Deutschen Bundes-
post — , auch von der Deutschen Postgewerkschaft so 
ausgeführt wird? Wenn dem so ist, müßte es dann 
nicht eher so sein, daß man in den Diskussionsprozeß 
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ohne abgeschlossene Meinung gehen muß, um am 
Ende dieses Prozesses, nämlich vor der gesetzlichen 
Beratung und Beschlußfassung, zu einer breiten Über-
einstimmung zu kommen, von der Sie gesagt haben, 
daß sie uneingeschränkt zu bejahen sei? Denn anson-
sten ist es nicht möglich, einen Dialog zu führen, wenn 
man nämlich bereits einen abgeschlossenen Stand-
punkt hat. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich habe gar nicht von 
einer abgeschlossenen Meinungsbildung gespro-
chen. Sie werden sich erinnern können, daß der Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen nach 
Vorlage des Berichts zunächst im zuständigen Aus-
schuß dieses Hohen Hauses darüber berichtet und 
ausdrücklich gesagt hat, er könne sich eine Konzep-
tion in dieser Richtung vorstellen. Darüber, wie sie 
dann endlich zustande komme, müßten wir alle mit-
einander noch einmal sprechen. 
In diesem gegenseitigen Dialog befinden wir uns im 

gegenwärtigen Zeitpunkt. Mit Vorgaben hat das gar 
nichts zu tun. Nur, jeder muß schon sagen, was er 
eigentlich zu dieser Reform meint. Das tun beide Sei-
ten offensichtlich. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt Herr Börnsen 
mit seiner vierten Zusatzfrage. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
darf ich feststellen, daß hinsichtlich dieses gemeinsa-
men Zieles einer breiten Übereinstimmung auch noch 
eine erhebliche Bewegungsfähigkeit des Herrn Post-
ministers zu erwarten sein wird? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Die Bereitschaft dazu 
haben wir von Anfang an gezeigt, Herr Kollege Börn-
sen. Wenn Sie nur einmal daran denken, daß wir 
schon eine erhebliche Anzahl von Gesprächen auch 
mit der Deutschen Postgewerkschaft geführt haben. 
Heute abend, nach Schluß der namentlichen Abstim-
mung, begeben wir uns erneut nach Frankfurt, um 
dort mit dem Hauptvorstand dieser Gewerkschaft 
über das Problem zu diskutieren. Daraus ersehen Sie, 
wie groß unsere Bereitschaft zum Dialog ist. 

Vizepräsident Westphal: Damit keine Irrtümer ent-
stehen: Sie meinen die namentliche Abstimmung 
morgen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich bin 
Ihnen dankbar, wenn Sie sagen, daß heute um 18 Uhr 
keine namentliche Abstimmung stattfindet. 

Vizepräsident Westphal: Ich richte mich insoweit 
lieber nach den Geschäftsführern und frage sie nach-
her noch einmal. 
Eine Zusatzfrage, Herr Paterna, bitte schön. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich, nach-
dem Sie in einer Antwort auf eine Frage des Kollegen 
Börnsen wörtlich formuliert haben, daß der Tarifpart-
ner „zum Teil auch sehr einseitig" informiert habe, 
daraus schlußfolgern, daß Sie die Informationspolitik 
Ihres Ministers damit auch als sehr einseitig charakte-
risieren wollten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, das dürfen Sie 
nicht. Ich habe in diesem Fall die Opposition gemeint, 
die zunächst auch immer von Verprivatisierung ge-
sprochen hatte. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stiegler, bitte schön. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
denn wirklich für mit der Meinungsfreiheit des 
Grundgesetzes vereinbar, wenn Beschäftigte der 
Bundespost verpflichtet werden, eine politische Ent-
scheidung des Hauses aktiv zu vertreten, und stellen 
Sie diese Entscheidung, die Sie getroffen haben, etwa 
auf die gleiche Ebene wie beamtenrechtliche Grund-
sätze, z. B. den Grundsatz des aktiven Eintretens für 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich kenne natürlich Ih-
ren Informationsstand nicht. Nur, ich kenne keine ein-
zige Entscheidung, die so endgültig getroffen worden 
ist, wie Sie es gerade dargestellt haben. Deswegen 
kann eine solche Entscheidung bislang auch nieman-
dem vorgegeben worden sein. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie aber 
von Ihren Beschäftigten erwarten, daß sie die Mei-
nung des Hauses aktiv verteidigen, müssen Sie auch 
wohl an diejenigen, die davon angesprochen sind, 
appellieren, einen Standpunkt zu vertreten, der mög-
licherweise nicht ihrer Meinung entspricht, und hal-
ten Sie das wirklich, auch abgestimmt mit dem Innen-
minister, für mit dem Grundgesetz vereinbar? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich habe nicht von den 
„Beschäftigten" unseres Unternehmens gesprochen, 
sondern von den „Mitarbeitern" dieses Unterneh-
mens. Ich meine in der Tat, daß die führenden Mitar-
beiter schon die Meinung der Leitung des Hauses ver-
treten müssen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hät-
ten Sie die Freundlichkeit, das Haus mal wissen zu 
lassen, ob seither Gespräche ausschließlich mit der 
Deutschen Postgewerkschaft geführt worden sind 
oder ob sich diese Gespräche auf einen größeren Kreis 
von Gesprächsteilnehmern beziehen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, ich habe gesagt, daß wir mit den Verbänden 
und mit unseren Tarifpartnern — ich habe also nicht 
nur von der einen Gewerkschaft gesprochen, sondern 
von den Tarifpartnern — gesprochen haben. Ich habe 
allerdings bei dem einen Tarifpartner eine gewisse 
Einseitigkeit festgestellt. Und dazu bekenne ich 
mich. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Sie können 
noch eine zweite Frage stellen, Herr Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie bei Ihrer Aussage zu Frage 16 des Kollegen 
Börnsen auch weiterhin bleiben, nämlich der Offen-
heit der Gespräche, auch wenn gerade mit Blick auf 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Dezember 1987 	3331 

Pfeffermann 

die jüngste Verlautbarung der Deutschen Postge-
werkschaft der Eindruck entstanden ist, daß Gesprä-
che, die geführt wurden, mehr der öffentlichen Agita-
tion seitens der Postgewerkschaft als der Konsensfin-
dung dienen? Bleiben Sie trotzdem ausdrücklich da-
bei, daß die Gespräche fortgeführt werden, was ich 
begrüßen würde? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Als ein guter Demokrat 
bleibe ich selbstverständlich dabei, Herr Kollege Pfef-
fermann. Sie können davon ausgehen, daß das auch 
die Bundesregierung tut; denn wir wollen möglichst 
weitgehende Übereinstimmung erzielen, und wir las-
sen uns auch durch Propaganda nicht verwirren. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
einerseits sagen, es gebe keine abgeschlossene Mei-
nungsbildung des Hauses — das kann ich bestäti-
gen — 

(Parl. Staatssekretär Rawe: Ich bedanke 
mich!) 

und andererseits sagen, Sie müßten die Führungs-
kräfte in den Stand setzen, die Unternehmensziele 
entschlossen zu vertreten: Können Sie uns dann bitte 
begreiflich machen, wie die Führungskräfte etwas ak-
tiv nach außen vertreten können sollen, was es noch 
gar nicht gibt? 

(Stiegler [SPD]: Vorauseilender Gehorsam!) 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
wenn hier ein neues Modell oder meinetwegen auch 
mehrere neue Modelle diskutiert werden sollen, dann 
muß ich diese doch vorgeben. Diese Modelle kann ich 
sehr wohl positiv und aktiv nach draußen vertreten. 
Dann merke ich aus dem Rückfluß, wie sehr sie ei-
gentlich umsetzbar sind oder nicht. Aber ich kann von 
den Führungskräften nicht erwarten, daß sie sich sel-
ber erst gar nicht der Mühe unterziehen, ihren Mitar-
beitern klarzumachen, was mit Modellen erreicht 
werden soll. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe nun die Frage 17 
der Frau Abgeordneten Faße auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Bericht der 
Regierungskommission Fernmeldewesen nicht bindend sein 
kann für die Meinungsbildung der bei der Deutschen Bundes-
post Beschäftigten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
hoffe, daß Frau Kollegin Faße damit einverstanden ist, 
daß ich beide Fragen zusammen beantworte. 

Vizepräsident Westphal: Ja, sie ist es. 
Dann rufe ich auch die Frage 18 der Frau Abgeord-

neten Faße auf: 
Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß vor Inkrafttreten 

von Gesetzen die Meinungsbildung auch von Beamten, Ange-
stellten und Arbeitnehmern der Deutschen Bundespost nicht 
durch die politische Führung vorgegeben und festgelegt werden 
darf? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die Re-
gierungskommission Fernmeldewesen war von der 

Bundesregierung eingesetzt worden, um angesichts 
des technischen Zusammenwachsens von Telekom-
munikation, Datenverarbeitung und Bürotechnik die 
Aufgabenstellung im Bereich des Fernmeldewesens 
sowie die Möglichkeiten zur Verbesserung der Aufga-
benerledigung zu untersuchen. Der Bericht der Re-
gierungskommission, der nach zweieinhalbjähriger 
Arbeit der Bundesregierung übergeben wurde, ent-
hält Empfehlungen zu dem Umfang, den Grenzen und 
der Struktur einer staatlichen Betätigung im Bereich 
des Fernmeldewesens sowie zu der besonderen Rolle 
der Deutschen Bundespost als eines organisatori-
schen, wirtschaftlichen und rechtlichen Gebildes und 
zu der Mitwirkung von Privaten innerhalb eines ge-
setzten Rahmens. Die Ergebnisse haben Empfeh-
lungscharakter und liefern somit der Bundesregie-
rung wichtige Hinweise für die Neustrukturierung 
des Fernmeldewesens. Auf den Empfehlungen auf-
bauend wird die Bundesregierung eine Kabinettsvor-
lage erstellen. 
Daraus folgt schon zwingend der Schluß, den auch 

der Kollege Börnsen oder der Kollege Paterna — ich 
weiß nicht, wer es war — gezogen hat, daß es eine 
umfassende Diskussion darüber geben wird. Erst nach 
umfassender parlamentarischer Beratung wird ein 
Gesetz erstellt werden, das dann allerdings bindende 
Wirkung haben wird. 
Zu Ihrer Frage 18: Der Bundesminister, der mit der 

Erarbeitung eines Gesetzentwurfes vom Bundeskabi-
nett beauftragt wurde, bemüht sich, während der Er-
arbeitung des Gesetzentwurfs die vielfältigen Mei-
nungen der unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen zur Reform zu erfassen und so weit wie mög-
lich in das Konzept einzubeziehen. Es kann keine 
Rede davon sein — auch das habe ich vorhin schon 
deutlich gemacht —, daß hier von der politischen Füh-
rung eine strikt zu befolgende Vorgabe gemacht 
würde. 

Vizepräsident Westphal: Frau Faße, bitte schön, Zu-
satzfrage. 

Frau Faße (SPD): Wenn wir uns in der Phase der 
Diskussion befinden: Wie beurteilen Sie dann öffent-
liche Aussagen von Bediensteten, die mit den Vor-
schlägen der Kommission nicht identisch sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wenn sie fachlich gut 
gemacht sind, höre ich sie mir gerne an und versuche 
zu überlegen, ob sie in das Konzept einbezogen wer-
den können. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage, Frau 
Faße. 

Frau Faße (SPD): Das heißt also, daß kritische bzw. 
abweichende Äußerungen Bediensteter für diese 
keinerlei negative Auswirkungen haben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wo gibt es denn das in 
der Bundesrepublik? 

Frau Faße (SPD): Das ist eine Gegenfrage gewesen 
und keine Antwort. 
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Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, darf ich 
das ausnahmsweise als Antwort betrachten? Ich kann 
es sonst auch anders formulieren. 

Vizepräsident Westphal: Ich kann das nur so fest-
stellen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Danke. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Frau Faße, 
eine dritte Zusatzfrage. 

Frau Faße (SPD): Sehen Sie — das betrifft meine 
Frage 18 — die Festlegungen und Vorgaben auch 
nicht durch Veranstaltungen gegeben, zu denen im 
besonderen Multiplikatoren eingeladen wurden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein. Gerade die Mul-
tiplikatoren müssen wir einladen, um eine breite Mei-
nungsbildung in Gang zu setzen. Wie wollen Sie das 
denn sonst veranstalten? 

Vizepräsident Westphal: Vierte Zusatzfrage, Frau 
Faße. 

Frau Faße (SPD): Teilen Sie meine Meinung, daß 
sachliche Informationen zur Meinungsbildung sicher-
lich richtig sind, daß man sich aber auch fragen muß, 
inwieweit es möglich sein kann, daß die Antworten zu 
sehr vielen Bereichen jetzt schon vorliegen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, woher 
Sie Ihre Informationen bezogen haben. Ich habe jetzt 
mehrfach deutlich gemacht, und der Kollege Paterna, 
der sich gern dessen berühmt — ich bestätige ihm, 
daß er meistens recht hat — , die Vorgänge in unserem 
Hause sehr genau zu kennen, hat es vorhin ausdrück-
lich bestätigt: Es gibt keine solche Vorlage, von der 
Sie sprechen. 

Vizepräsident Westphal: Heißt das, Herr Börnsen, 
daß Sie eine Zusatzfrage stellen wollen? 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Ich würde das gerne 
tun. 

Vizepräsident Westphal: Dann dürfen Sie das jetzt 
tun. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn wir auch darin übereinstimmen, daß es noch 
keine Vorlage und kein Konzept gibt: Ist es trotzdem 
zutreffend, daß bei der Unterrichtung der Führungs-
kräfte der Deutschen Bundespost bei entsprechenden 
Fragen, die von den Mitarbeitern der Deutschen Bun-
despost gestellt werden und die dann entsprechend 
vorformuliert wurden, die Antworten gleich mitgelie-
fert wurden. 

(Stiegler [SPD]: Es gibt kein Konzept, aber 
einen Maulkorb!) 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ob die Fragen und Ant-
worten vorformuliert worden sind, kann ich Ihnen 
nicht bestätigen. 

(Stiegler [SPD]: Sprechzettel! Nur ja nicht 
denken!) 

Aber Sie bestätigen immer das, was ich die ganze Zeit 
schon ausführe: daß wir in einem ausgesprochen gu

-

ten Dialog mit den Mitarbeitern unseres Unterneh-
mens sind. 

(Börnsen (Ritterhude) [SPD]: Mal abwarten: 
— Stiegler [SPD]: Einkanalhören!) 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Abgeord-
neter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
darf Sie zu Frage 17 fragen: Ist dieser Bericht der Re-
gierungskommission überhaupt für jemanden bin-
dend, und hat nicht auch der Postminister in seiner 
Wertung dazu in einzelnen Punkten durchaus abwei-
chende Stellungnahmen abgegeben, weswegen die 
Grundunterstellung der Bindung des Kommissionsbe-
richts an sich schon eine nicht ganz korrekte Frage-
stellung ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ihre Feststellung, Herr 
Kollege Pfeffermann, ist korrekt. Deshalb hatte ich 
vorhin auch ausdrücklich gesagt, daß der Bericht die-
ser Regierungskommission empfehlenden Charakter 
habe und daß wir ihn auch als solchen ansehen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie zur Frage 18 bestätigen, daß die zur Unter-
richtung der Mitarbeiter erarbeitete Unterlage 
—nämlich der Riesenkatalog, der da zusammenge-
tragen worden ist — ausdrücklich die Stellungnahme 
aller möglichen Verbände, Parteien und Gewerk-
schaften enthält, übrigens — wenn ich das einflechten 
darf — mit Ausnahme der der CDU/CSU, weswegen 
wir als einzige hätten betroffen sein können 

(Paterna [SPD]: Ihr habt ja auch keine! Ihr 
könnt sie nicht verteilen! — Stiegler [SPD]: 
Wer seine Hausaufgaben nicht macht, ... !) 

— die Hausaufgaben waren gemacht, meine Damen 
und Herren, Sie wissen das; der Paterna zeigt sich im 
Moment unwissender, als er in der Tat ist —, .. . 

Vizepräsident Westphal: Augenblick, bitte fragen 
Sie. 

Pfeffermann (CDU/CSU):... und daß gerade die-
ser Katalog deutlich macht, daß die Mitarbeiter über 
die gesamte Breite der Argumente unterrichtet wer-
den sollen, die zur Frage der Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost von den beteiligten Verbän-
den und Gewerkschaften in die Diskussion einge-
bracht worden sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, ich will Ihnen das nicht nur bestätigen, sondern 
auch ausdrücklich sagen, daß wir alles, was uns bis zu 
diesem Zeitpunkt, also bis zu dem Zeitpunkt der Er-
stellung dieser Unterrichtungsmappe, an Meinungs-
bildern — mit Ausnahme der Stellungnahme Ihrer 
Fraktion — bekannt war, in dieser Mappe veröffent-
licht haben. Ich gehe einfach einmal davon aus, daß 
wir, weil wir das so gemacht haben, auch das Interesse 
der anderen Seite des Hauses geweckt haben. 
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Vizepräsident Westphal: Bevor ich das Wort zu ei-
ner Fragestellung weitergebe, will ich Ihnen mittei-
len, daß es heute nach übereinstimmender Auskunft 
sämtlicher vier Fraktionsgeschäftsführer keine na-
mentliche Abstimmung gibt, wohl aber morgen. Im 
übrigen hat das auch die Verwaltung noch einmal 
bestätigt, aber die kommt hinterher. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wir möchten uns 
nachdrücklich bedanken, Herr Präsident, 
wenn ich das für alle anderen mit tun 

kann!) 

Ich rufe Frage 19 des Herrn Abgeordneten Paterna 
auf: 

Welche Maßnahmen und Veranstaltungen hat die Bundesre-
gierung nach Vorlage des Berichts der Regierungskommission 
Fernmeldewesen durchgeführt, um die Beschäftigten der Deut-
schen Bundespost auf die politische Position des Bundesmini-
sters für das Post- und Fernmeldewesen festzulegen, und wie 
hoch waren die Kosten dafür? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
bei der Neustrukturierung des Post- und Fernmelde-
wesens handelt es sich um eine volkswirtschaftlich 
notwendige Maßnahme, die nicht einseitig in Zusam-
menhang mit politischen Positionen steht. Dies wird 
— ich sagte das vorhin schon — auch dadurch bestä-
tigt, daß die Opposition die Notwendigkeit einer Re-
form des Post- und Fernmeldewesens anerkennt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde-
wesen sowie die oberen Führungskräfte des Ministe-
riums informieren zur Zeit in direktem Kontakt, zum 
Teil auch in besonderen Veranstaltungen — darüber 
haben wir schon gesprochen — die Mitarbeiter der 
Deutschen Bundespost über die Ziele und den Sach-
stand — ich betone: den Sachstand — des Reformvor-
habens. 
Insbesondere wurden folgende Informationsmaß-

nahmen durchgeführt: ein Brief des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen an alle Mitarbeiter; 
zentrale Informationsveranstaltungen für Präsiden-
ten, Abteilungsleiter, Amtsvorsteher und Referatslei-
ter; dezentrale Veranstaltungen bei den Oberpostdi-
rektionen. Die Durchführung dieser Maßnahmen ist 
Bestandteil der normalen Führungsmaßnahmen und 
kann deshalb nicht im einzelnen — ich hoffe, Sie ha-
ben Verständnis dafür — kostenmäßig quantifiziert 
werden. 
Wenn es denn richtig ist, was Ihre Kollegen vorher 

so nachdrücklich angemahnt haben, daß zu einem 
breiten Dialog auch eine breite Unterrichtung der Öf-
fentlichkeit gehört, dann werden Sie verstehen, daß 
wir uns tatsächlich auch mit einer breit angelegten 
Öffentlichkeitsarbeit bemühen, die Pläne zur Neu-
strukturierung des Post- und Fernmeldewesens be-
kanntzumachen. Meinungsbildner und die breite Öf-
fentlichkeit wurden in überregionalen Wirtschaftszei-
tungen und Magazinen sowie in regionalen Tages-
und Kaufzeitungen unterrichtet. 

Ich bedaure, daß ich Ihnen aus Wettbewerbsgrün-
den die Schaltkosten nicht mitteilen kann, aber ich 
denke, wenn wir die erste Ausschußsitzung zu dem 
Problem haben und sich die Kostenseite etwas abge-
rundet hat, kann ich Ihnen eine konkrete Auskunft  

darüber geben, was insgesamt aufgewendet worden 
ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Paterna, erste Zusatz-
frage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem ich 
feststelle, daß ich für Ihr mangelndes Kostenbewußt-
sein kein Verständnis habe, frage ich Sie: Gibt es im 
Hause keine Zahl darüber, welche Papier- und Ver-
vielfältigungs- und Portokosten entstehen, wenn der 
Minister allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ei-
nen Brief schreibt? Wenn es die Zahl doch gibt, wäre 
ich dankbar, wenn sie hier genannt würde. Gibt es in 
Ihrem Haus keine Zahl darüber, was es kostet, wenn 
300 Führungskräfte aus dem ganzen Bundesgebiet 
zweimal in der Führungsakademie zusammengezo-
gen werden? Hat da niemand die Reisekosten und die 
Ausfalltage berechnet? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das läßt sich sicher be-
rechnen, und ich habe Ihnen gesagt, daß ich auch 
gerne bereit bin, Ihnen das nachzuliefern. Ich habe 
aber auch gleichzeitig gesagt, daß ich aus Wettbe-
werbsgründen nicht gerne die Schaltkosten in den 
Zeitungen nennen möchte. Das ist meine Antwort. 
Aber ich appelliere noch einmal an Sie: Sie fordern 

doch so den notwendigen Dialog. Nun führen wir ihn, 
auch mit diesem Aufwand, und trotzdem höre ich aus 
Ihrer Frage eine gewisse Kritik heraus. Das bedrückt 
mich, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Nächste Zusatzfrage, Herr 
Paterna. 

Paterna (SPD): Das kann ich vor der Weihnachtszeit 
nicht verantworten. Herr Präsident, da wir hier keinen 
Dialog über unsere Begriffe von Dialogfähigkeit füh-
ren, möchte ich mich mit der Zusage einverstanden 
erklären, daß die erbetenen Zahlen nachgeliefert wer-
den, und auf weitere Zusatzfragen verzichten. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich bedanke mich sehr 
herzlich, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Gilt das für die Frage 19 
und die Frage 20 des Abgeordneten Paterna, die lau-
tet: 

Welche Kosten sind der Deutschen Bundespost (DBP) nach 
Übergabe des Berichts der Regierungskommission Fernmelde-
wesen für Anzeigen in Zeitungen und Zeitschriften entstanden, 
um die Öffentlichkeit ausschließlich aus ihrer Sicht über die 
Neustrukturierung der DBP zu beeinflussen und zu unterrich-
ten? 

— Ja. — Dann wünsche ich einen angenehmen wei-
teren Dialog. 

(Heiterkeit — Zurufe) 
Es kommt noch eine Zusatzfrage des Abgeordneten 
Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Der Dialog ist nie zu 
Ende!  
Herr Staatssekretär, nachdem Herr Paterna die An-

zeigen angesprochen hat, möchte ich aus einer An-
zeige zitieren: 

Leitlinie für diesen Prozeß 
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— der Neugestaltung der Bundespost — 
ist ein umfassendes langfristiges Konzept, nach 
dem sich die Post neu organisiert. So soll die Ar-
beitsweise verbessert und die Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft neu geregelt werden. 

Zum Schluß heißt es dann: 

Wenn Sie mehr über unseren Weg in die Zukunft, 
über eine neue, stärkere Post wissen wollen, 
schreiben Sie mir bitte. 
Der Postminister 

Wir hatten vorhin in der Auseinandersetzung festge-
stellt, es gebe noch kein Konzept. In der Öffentlichkeit 
wird ein Konzept als vorliegend angekündigt. Meinen 
Sie, daß es möglich wäre, daß auch das Parlament 
über dieses Konzept unterrichtet wird? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 
Sie sind mir nicht böse: Den Zusammenhang mit der 
Kostenfrage erkenne ich nicht. Aber ich beantworte 
selbstverständlich gern Ihre Frage, wenn der Präsi-
dent es gestattet. 

Vizepräsident Westpahl: Ja, ich bestätige Ihnen zu-
nächst einmal, daß der Zusammenhang nicht erkenn-
bar ist. Sie wollen aber trotzdem antworten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wenn ich darf, Herr Prä-
sident, tue ich das gerne. 

Vizepräsident Westpahl: Bitte! 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich habe mehrfach da-
von gesprochen, daß es keine abgeschlossenen Kon-
zepte gibt, daß es aber sehr wohl Modellvorstellungen 
dazu gibt, wie man das neu ordnen kann. Herr Börn-
sen, so blauäugig, daß Sie diese Konzepte nicht längst 
kennen, sind Sie auch nicht. 

Vizepräsident Westpahl: Nun machen wir mit die-
sem Dialog für heute aber erst einmal Schluß. 
Jetzt kommt die Frage 21 des Abgeordneten Müller 

(Pleisweiler) zu einem anderen Teilthema des Postge-
schehens: 

Wieweit muß bei einem Nichtfunktionieren des TV-Sat der 
Bund für die Gesamtverluste (einschließlich Startkosten) auf-
kommen, und wieviel ist durch Versicherungen abgedeckt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müller, für 
das TV -Sat - 1 -Projekt hat der Bundesminister für For-
schung und Technologie 485 Millionen DM aufge-
wendet. Der Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen hat für den Satelliten weitere 100 Millio-
nen DM verausgabt. 
Da Satellitenhersteller nach internationaler Praxis 

keine Gewähr für das Funktionieren von Satelliten 
im Orbit übernehmen, hat die Deutsche Bundespost 
in Anbetracht der bekannten Risiken eine Versiche-
rung abgeschlossen. 
Die Ausgaben für die Wiederbeschaffung eines Sa-

telliten und für einen Start betragen 390 Millionen 
DM. Sollte es zu einem Totalverlust des Satelliten 
kommen, erhält die Deutsche Bundespost eine Ent-
schädigung von 180 bzw. 90 Millionen DM, je nach-

dem, ob die Fehlerursache vor oder nach der Tren-
nung des Satelliten von der Rakete aufgetreten ist. 

Vizepräsident Westpahl: Eine Zusatzfrage, Herr 
Müller, bitte. 

Mü ller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatssekretär, da 
mich Ihre erste Auskunft etwas verwunderte, muß ich 
nachfragen. Sie sagen, das habe 485 plus 100 Millio-
nen gekostet. Nach einer Information der „Media-Per-
spektiven", die normalerweise richtig informiert sind, 
kostet allein der TV-Sat 1 1,5 Milliarden DM. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sie hatten gefragt, was 
die Bundesregierung aufgewendet hat. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Richtig. Ich wollte das 
nur nachschieben, weil ein Dissens zwischen meiner 
Information und der Ihren besteht. Kann ich — unter-
stellt, diese Information mit den 1,5 Milliarden 
stimmt — daraus schließen, daß nur ein Bruchteil des-
sen, was dieses System gekostet hat, durch eine Ver-
sicherung abgedeckt ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das können Sie in der 
Tat daraus schließen. Nur ist vorher der Dissens nicht 
ganz aufgeklärt worden. Sie haben nach den Kosten 
des Satelliten gefragt, 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Ja!) 
aber selbstverständlich braucht man auch eine ent-
sprechende Projektorganisation und alles, was weiter 
dazugehört, wenn das Ding läuft. Da können erhebli-
che andere Kosten angefallen sein, über die ich jetzt 
aber leider keine Übersicht habe; ich bin gern bereit, 
sie Ihnen nachzuliefern. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Und von diesem anderen 
ist nichts versichert? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das kann man nicht ver-
sichern; das nimmt Ihnen keine Versicherung ab. 

Vizepräsident Westpahl: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen. Ich danke dem Staatsse-
kretär für die Beantwortung der Fragen. 
Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers des Auswärtigen. Frau Staatsminister 
Dr. Adam-Schwaetzer ist zur Beantwortung der Fra-
gen bei uns. 
Die Fragen 22 und 23 der Abgeordneten Frau 

Nickels sind von der Fragestellerin zurückgezogen 
worden. 
Wir kommen zu Frage 24 des Abgeordneten 

Dr. Lippelt (Hannover): 
Stimmt die Bundesregierung mit mir darin überein, daß die 

USA mit ihrem bereits laufenden Projekt (vergleiche FAZ vom 
28. Oktober 1987), Mini-Atomreaktoren zur Versorgung von 
SDI-Komponenten zu bauen und in erdnahen Umlaufbahnen zu 
postieren, gegen die bisherige Regel, keine Kernreaktoren in 
erdnahe Schichten zu bringen, verstößt, und daß sie damit den 
Auslöser zur nuklearen Verseuchung der Atmosphäre gibt? 

Bitte schön, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Kollege Lippelt, es gibt bislang 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Dezember 1987 	3335 

Staatsminister Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

keine internationale Vereinbarung, nach der es unzu-
lässig wäre, Satelliten mit nuklearen Energiequellen 
an Bord in eine erdnahe Umlaufbahn zu bringen. So 
unterhält die Sowjetunion einige Satelliten mit nu-
klearen Energiequellen in solchen Umlaufbahnen. 
Sollten die USA, wie in dem vom Ihnen zitierten 

Artikel behauptet wird, Mitte der 90er Jahre Raum-
flugkörper mit nuklearen Energiequellen in eine erd-
nahe Umlaufbahn bringen, würde dies gegen eine 
internationale Regelung verstoßen. 
Im übrigen bewirken Satelliten mit nuklearen Ener-

giequellen an Bord in erdnahen Umlaufbahnen keine 
nukleare Verseuchung der Atmosphäre. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Staatsmini-
ster, würden Sie mir zustimmen, daß in dem Artikel 
von dem bisherigen Brauch, nukleare Quellen in erd-
ferne Umlaufbahnen zu senden, die Rede ist, von wo 
keine baldige Rückkehr möglich ist, und daß bei die-
sem neuen Entwicklungsprojekt, von dem hier ge-
sprochen wird, gewissermaßen eine bisher beachtete 
Regel — ich sage nicht „ein internationales Abkom-
men", sondern spreche von einer bisher beachteten 
Regel — durchbrochen würde? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich habe in meiner Antwort bereits ausge-
führt, daß die Sowjetunion bereits seit einer ganzen 
Reihe von Jahren Satelliten, die mit solchen nuklearen 
Energiequellen ausgestattet sind, in diesen erdnahen 
Umlaufbahnen betreibt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Staatsmini-
ster, da ich Ihnen nicht widersprechen möchte und das 
hier auch zu weit führen würde, frage ich Sie: Wären 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß damit ja auch 
Unfälle zusammengehangen haben und daß die So-
wjetunion, so weit es bekannt ist, so etwas in erdna-
hen Schichten nicht betreibt? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich kann die Auskunft nur wiederholen. Sie 
hatten ja bereits den Unfall angesprochen, der 1978 
dadurch eingetreten ist, daß ein mit einem Kernreak-
tor ausgerüsteter sowjetischer Radarsatellit über Ka-
nada abgestürzt ist. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das war 
aber erdfern!) 

Dabei ist Gott sei Dank niemand zu Schaden gekom-
men. Die Auskunft, die ich Ihnen gegeben habe, daß 
die Sowjetunion in erdnahen Bahnen Satelliten be-
treibt, bleibt unberührt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Weiss. Bitte schön. 

Weiss (München) (GRÜNE): Frau Staatsminister, 
gibt es denn einen Unterschied — Sie haben diesen 
nicht gemacht — zwischen den bisher verwendeten 
Radioisotopenbatterien, die auch in erdnahem Umlauf 
verwendet werden, und nuklearen Reaktoren, die  

doch im Gefährdungspotential eine ganze Stufe höher 
liegen? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege, die Frage des Kollegen Lippelt bezog sich 
darauf, ob in erdnahen Umlaufbahnen derartige Sa-
telliten betrieben werden oder ob, wenn denn eintritt, 
was in dem Artikel angekündigt ist — — 

Weiss (München) (GRÜNE): Sie haben nicht unter-
schieden zwischen Isotopenbatterie und Reaktor. Sie 
haben bloß von nuklearem Antrieb gesprochen. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Ja, in 
der Tat. 

Weiss (München) (GRÜNE): Nach dieser Differenz, 
die in dem Artikel klar ist, habe ich gerade gefragt. 

Vizepräsident Westphal: Das hat die Frau Staatsmi-
nister auch verstanden. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich glaube, daß aus der Antwort auf die näch-
ste Frage des Kollegen Lippelt besonders deutlich 
wird, worauf es der Bundesregierung ankommt, näm-
lich, daß, wenn denn überhaupt solche Satelliten be-
trieben werden, dieser Betrieb für uns alle sicher von-
statten geht. Dazu sind einige Bemühungen bei den 
Vereinten Nationen im Gange. Aber darauf gehe ich 
noch in der Antwort auf die nächste Frage des Kolle-
gen Lippelt ein. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 25 des 
Abgeordneten Dr. Lippelt auf. 

Wenn ja, wann und in welcher Form wird die Bundesregie-
rung ihren Protest gegenüber der US-Regierung zum Ausdruck 
bringen? 

Bitte schön, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege Lippelt, unter den gegebenen Umständen 
sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, gegen eine 
mögliche Positionierung amerikanischer Satelliten 
mit nuklearen Energiequellen in einer erdnahen Um-
laufbahn zu protestieren. 
Der Weltraumausschuß der Vereinten Nationen be-

faßt sich gegenwärtig mit der Ausarbeitung eines 
Prinzipienkatalogs für den Einsatz solcher mit nukle-
aren Energiequellen betriebenen Satelliten. Ziel ist 
u. a., international anerkannte Sicherheitsanforde-
rungen für den Betrieb solcher Satelliten festzuschrei-
ben. Dies gilt auch in bezug auf die jeweilige Umlauf-
bahn eines Satelliten. Die Bundesregierung beteiligt 
sich im Rahmen der Vereinten Nationen aktiv an der 
Ausarbeitung des Prinzipienkatalogs und hofft auf ei-
nen positiven Ausgang der Verhandlungen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE) : Frau Staatsmini-
ster, da in den USA diese Diskussion im Zusammen-
hang mit SDI entbrannt ist und man befürchtet, daß 
aus diesem Grunde die Regel durchbrochen wird, 
frage ich Sie: Meinen Sie denn überhaupt, daß SDI-
Komponenten, wenn es denn jemals dahin kommt, so 
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sicher betrieben werden können, daß davon keine 
Verschmutzung der erdnahen Atmosphäre ausgehen 
kann? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege Lippelt, ich möchte noch einmal darauf hin-
weisen, daß nach unseren Erkenntnissen und unserer 
Auffassung diese unterstellte Tatsache, daß hier eine 
Regel durchbrochen worden sei, so nicht zutrifft, weil 
ja bereits in erdnahen Umlaufbahnen nuklear betrie-
bene Satelliten kreisen. 
Zum anderen kommt es uns — ganz gleichgültig, 

wie die Forschung zum SDI-System in den Vereinig-
ten Staaten weitergeht — darauf an, im Rahmen der 
Vereinten Nationen ausreichende Sicherheitsstan-
dards zu vereinbaren, damit ganz klargestellt wird, 
daß aus dem Einsatz und dem Betrieb solcher Satelli-
ten, für welchen Zweck sie auch eingesetzt sein mö-
gen, keine Gefährdungen für die Menschen eintre-
ten. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Staatsmini-
ster, müßte es bei der Unterscheidung zwischen So-
wjetunion und USA, die Sie gemacht haben — ich 
nehme sie jetzt einmal so hin — , nicht Aufgabe zumin-
dest deutscher Politik sein, nicht aus dem schlechten 
Beispiel der Sowjetunion die Legitimation für die Ver-
schlechterung des bisher anderen Verhaltens der USA 
herzuleiten, sondern umgekehrt auf die USA einzu-
wirken, daß sie daran festhalten, in erdnahen Schich-
ten nicht zu positionieren, und darauf hinzuwirken, 
daß sich die Sowjetunion dieser Regel anschließt? 
Wenn ich ergänzen darf: Sind Sie nicht auch der Mei-
nung, daß Außenpolitik ökologisiert werden muß und 
daß man über solche Dinge in Ihrem Hause stärker 
nachdenken muß? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege, ich bin mit Ihnen der Auffassung, daß Außen-
politik selbstverständlich, gerade weil wir unsere Um-
welt in den nationalen Begrenzungen allein nicht 
mehr schützen können, einen sehr starken ökologi-
schen Bezug hat und braucht. Gerade deshalb setzen 
wir uns in den Vereinten Nationen dafür ein, daß es 
zur Festschreibung solcher für alle verbindlichen 
Standards kommt, damit eben eine solche Gefähr-
dung nicht eintreten kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Fischer hat noch eine 
Zusatzfrage. 

Fischer (Homburg) (SPD): Wenn Sie davon ausge-
hen, daß eine 100 %ige Sicherheit anzustreben oder 
gegeben sei, wenn Miniatomreaktoren zur Versor-
gung von SDI-Komponenten hochgeschossen wer-
den: Können Sie uns einmal sagen, mit welchem Trä-
gersystem solche Miniatomreaktoren mit 100 %iger 
Sicherheit hochgeschossen werden sollen? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Lieber 
Herr Kollege Fischer, ich glaube, das überschreitet 
jetzt etwas die Kompetenzen des Auswärtigen Amtes. 
Ich kann Ihnen dazu keine Sicherheitsphilosophie 
vortragen. Ich weiß allerdings, daß auf dieser Erde 
ganz offensichtlich nichts mit 100 %iger Sicherheit zu 
betreiben ist. Ihre Frage nach der Trägerrakete wird  

ein anderes Ministerium sicher kompetenter als das 
Auswärtige Amt beantworten können. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 26 
des Abgeordneten Stiegler: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung der CSSR bei den der-
zeitigen Gesprächen zur Einführung von Tagesvisen an den 
Grenzen zur CSSR nach der gegenwärtigen Rechtslage noch 
keine Gegenseitigkeit anbieten kann, und was wird sie unter-
nehmen, um z. B. durch eine Änderung des Ausländergesetzes 
(§ 20) — zumindest auf Gegenseitigkeit — sicherzustellen, daß 
auch die mit der Paßnachschau beauftragten Behörden ermäch-
tigt werden, normale Sichtvermerke auszustellen? 

Bitte schön, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege Stiegler, es trifft zu, daß über Erleichterungen 
im Reiseverkehr gesprochen werden soll. Ich kann 
Ihnen bestätigen, daß das deutsche Ausländerrecht 
keine Bestimmungen enthält, die der zwischenstaatli-
chen Vereinbarung von Erleichterungen oder ihrer 
Durchführung entgegenstehen würden. Es ist derzeit 
allerdings nicht beabsichtigt, den Grenzbehörden ge-
nerelle Zuständigkeiten zur Erteilung von Sichtver-
merken zu übertragen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stieg-
ler. 

Stiegler (SPD): Frau Staatsminister, wie wollen Sie 
denn dann sicherstellen, daß auch wir der CSSR auf 
Gegenseitigkeit die Möglichkeit geben, Tagesvisen 
zu erteilen? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege Stiegler, die Bürger der Tschechoslowakei 
haben natürlich die Möglichkeit, die Visaerteilung in 
der deutschen Vertretung, also in der Botschaft in 
Prag, zu beantragen. Es ist sichergestellt, daß die 
Sichtvermerksbewerber diese Visa sehr rasch erteilt 
bekommen. Sichtvermerksbewerber, die ihren An-
trag bis 12 Uhr vorlegen, können den Sichtvermerk 
noch am Nachmittag desselben Tages erhalten. So-
fern sie erst neun Tage nach der Antragstellung reisen 
wollen, erhalten sie den Sichtvermerk unter der Be-
dingung sofort, daß sie erst nach Ablauf von neun 
Tagen in die Bundesrepublik Deutschland einrei-
sen. 
Die Gebühr — wenn ich das vielleicht noch anmer-

ken darf — für die Erteilung eines Sichtvermerks be-
trägt 15 DM. Die Gebühr für die Erteilung eines Sicht-
vermerks durch die Botschaft der CSSR in Bonn be-
trägt demgegenüber etwa doppelt so viel. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stieg-
ler. 

Stiegler (SPD): Frau Staatsminister, Sie wissen ja, 
daß wir wollen, daß die CSSR an der Grenze, z. B. in 
Waidhaus, die Sichtvermerke ausstellt, und daß von 
tschechoslowakischer Seite natürlich gesagt wird: 
Wenn wir an der Grenze spontan ausstellen sollen, 
erwarten wir von der Bundesrepublik Deutschland 
Gegenseitigkeit. Was wird denn nun getan, damit 
nicht möglicherweise die Tagesvisen dann zwar in 
aller Munde sind, wir sie aber wegen der fehlenden 
Gegenseitigkeit in der nächsten Zeit nicht bekommen 
werden? 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege Stiegler, die Bundesregierung hat bereits zu-
gesagt, einen zusätzlichen Übergang an der Grenze 
zur CSSR einzurichten. Darüber hinaus werden Ge-
spräche über Reiseerleichterungen geführt werden, 
und dabei wird das sicherlich ein Thema sein. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Hiller, 

Hiller (Lübeck) (SPD): Frau Staatsminister, halten 
Sie es für denkbar, daß man mit der CSSR eine ähnli-
che Regelung anstrebt, wie wir sie im grenznahen 
Bereich zwischen den beiden deutschen Staaten ha-
ben? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister: Herr 
Kollege, aus der Sicht des Auswärtigen Amtes ist es 
begrüßenswert, alles anzustreben, was eine Erleichte-
rung des Grenzverkehrs beinhaltet. Ich muß aller-
dings an dieser Stelle darauf aufmerksam machen, 
daß all diese Fragen ebenfalls mit unseren Partnern im 
Schengener Übereinkommen besprochen werden 
müssen und daß dies Dinge sind, die dann zunächst 
erörtert werden müssen. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 27 und 28 des 
Abgeordneten Böhm (Melsungen) werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Fragen 29 und 30 der Abgeordneten Frau Hen-

sel werden gemäß Ziffer 2 Abs. 2 der Richtlinien für 
die Fragestunde schriftlich beantwortet. Die jeweili-
gen Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbereichs. 

Vielen Dank, Frau Staatsminister. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Finanzen auf. Der Parlamentarische Staatssekre-
tär Dr. Voss steht uns zur Beantwortung der Fragen 
zur Verfügung. 
Die Frage 31 des Abgeordneten Verheugen kann 

nicht hier, sondern muß wegen Ziffer 2 Abs. 2 der 
Richtlinien für die Fragestunde schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 32 des Abgeordneten Hiller (Lü-

beck) auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung den Abdruck einer partei-

politischen Polemik gegen die SPD des  schleswig-holsteini-
schen CDU-Vorsitzenden und Bundesministers der Finanzen, 
Dr. Stoltenberg, aus dem CDU-Pressedienst (DUD vom 3. Sep-
tember 1987) wenige Tage vor der schleswig-holsteinischen 
Landtagswahl im offiziellen Pressedienst des Bundesministeri-
ums der Finanzen (BNIF-Finanznachrichten 36/87 vom 4. Sep-
tember 1987) im Hinblick auf das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 2. März 1977 (BVerGE 44, 125ff)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege Hiller, in den vom Bundes-
ministerium der Finanzen herausgegebenen „BMF-
Finanznachrichten" sind seit deren Einrichtung im 
Jahre 1968 Pressemitteilungen, Interviews und son-
stige Beiträge der Minister und der Parlamentarischen 
Staatssekretäre nachgedruckt worden. Dabei haben 
sich die „Finanznachrichten" als sinnvolle Einrich-
tung erwiesen, um wichtige Vorhaben und allgemein 
interessierende Fragen der Steuer- und Haushaltspo-
litik zu erläutern und darzustellen. Es ist zur ergän-

zenden Meinungsbildung der an der Finanzpolitik in-
teressierten Bezieher der „Finanznachrichten" sinn-
voll, auch auf die Kritik der jeweiligen Opposition an 
der Politik der Bundesregierung einzugehen. Von die-
ser Möglichkeit haben auch die Finanzminister und 
Parlamentarische Staatssekretäre der SPD Gebrauch 
gemacht. 
Auch bei kritischer Betrachtung des von Ihnen er-

wähnten Beitrags vermag ich keinen Bezug auf die 
Landtagswahl in Schleswig -Holstein zu erkennen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
zutreffend, daß es Staatsorganen von der Verfassung 
her versagt ist, sich in amtlicher Funktion im Hinblick 
auf Wahlen mit politischen Parteien oder Wahlbewer-
bern zu identifizieren und sie unter Einsatz staatlicher 
Mittel zu unterstützen oder zu bekämpfen, insbeson-
dere durch Werbung die Entscheidung des Wählers 
zu beeinflussen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie zi-
tieren hier nach meiner Kenntnis die Grundsätze des 
Verfassungsgerichts aus dem Jahre 1977. Aber die 
sehe ich in diesem Fall in keiner Form tangiert. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß in den Hauptzollämtern in Schleswig-Hol-
stein ausdrücklich darum gebeten wurde, gemäß Ver-
teiler in den Dienststellen diesen besagten Presse-
dienst zu verteilen, in dem steht: „Nach wie vor ist die 
sozialdemokratische Partei zu einer ernsthaften und 
sachbezogenen steuerpolitischen Diskussion nicht 
bereit?" 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Ausgabe der „Finanznachrichten", die Sie hier zitie-
ren, befaßt sich mit dem Umstand, daß indirekte Steu-
ern von der sozialdemokratischen Partei während ih-
rer Regierungszeit erhöht worden sind. Die „Finanz-
nachrichten" werden an einen größeren Bezieher

-

kreis, zu dem auch der von Ihnen genannte gehört, 
verschickt, und von daher besteht die Möglichkeit, 
daß davon auch Gebrauch gemacht worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Zur Frage 32 noch eine 
Zusatzfrage, Herr Jansen? 

(Jansen [SPD]: Ja!) 
— Bitte schön, dann haben Sie das Wort. 

Jansen (SPD): Herr Staatssekretär, könnten Sie 
meiner Auffassung zustimmen, daß diese Veröffentli-
chung in den „Finanznachrichten" — zumal sie die 
Überschrift hat: „Im Deutschlanduniondienst" , also in 
einem CDU-Organ wird dieser Text des Ministers ab-
gedruckt — gegen die konkrete Forderung der Leit-
sätze des Bundesverfassungsgerichts verstößt, die da 
sagt: „Weder dürfen Verfassungsorgane des Bundes 
anläßlich von Wahlen in den Ländern, noch dürfen 
Verfasssungsorgane anläßlich von Wahlen zum Bun-
destag gegen Parteien argumentieren?" 
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Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich vermag Ihnen 
nicht zuzustimmen, Herr Kollege. Im übrigen ist das 
ein Usus. Ich habe hier Beispiele an der Hand, bei-
spielsweise vom früheren Finanzminister Matthöfer, 
der vorher einen Artikel im Sozialdemokratischen 
Pressedienst veröffentlicht hatte, der dann anschlie-
ßend in den „Finanznachrichten" veröffentlicht wor-
den ist. Was die sachliche Seite betrifft, habe ich so-
eben bereits gesagt, daß es sich hier um die Erhöhung 
von indirekten Steuern handelte, die mit dem Wahl-
kampf in Schleswig-Holstein nicht das Geringste zu 
tun hatte. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 33 des 
Abgeordneten Hiller auf: 

Wird die Bundesregierung in Zukunft dafür Sorge tragen, daß 
nicht auch in Bonn — wie in Kiel — staatliche Einrichtungen 
und/oder Instrumente der staatlichen Öffentlichkeitsarbeit für 
parteipolitische Interessen in Dienst genommen werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hiller, 
die Bundesregierung wird auch in Zukunft Beiträge 
und Erklärungen der politischen Leitung des Bundes-
finanzministeriums in den „BMF-Finanznachrichten" 
veröffentlichen, soweit dies der Information und der 
Meinungsbildung der Bezieher der Finanznachrich-
ten über die Arbeit und Absichten der Bundesregie-
rung dient und dafür erforderlich ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Ist zu erwarten, daß die Bun-
desregierung auch im anstehenden schleswig-holstei-
nischen Wahlkampf in ähnlicher Weise über diesen 
Pressedienst Nachrichten verbreiten wird? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hiller, 
es ist zu erwarten, daß die Bundesregierung sowohl in 
diesem Falle, aber auch in anderen Fällen die Grund-
sätze des Verfassungsgerichtes, die ich soeben bereits 
zitiert habe, beachten wird. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hiller, weitere Zu-
satzfrage. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Ist die Bundesregierung be-
reit, Ihre Ausführungen zu den entsprechenden Fra-
gen ebenfalls über diesen Pressedienst des Bundesfi-
nanzministeriums allen Dienststellen zugänglich zu 
machen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Es wird von Fall zu 
Fall darüber entschieden, Herr Kollege Hiller, ob Ant-
worten und Fragen, die in dieser Fragestunde behan-
delt worden sind, aber auch diejenigen, die schriftlich 
beantwortet worden sind, in den „Finanznachrichten" 
veröffentlicht werden. Ich selbst nehme an diesem 
Prozeß keinen Anteil. Das macht in der Regel die Pres-
sestelle. Ich will aber Ihre Anregung gerne aufneh-
men, damit diese Frage in den „Finanznachrichten" 
publiziert wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Jansen. 

Jansen (SPD): Könnten Sie mir in diesem Zusam-
menhang mindestens zusagen, daß nach all dem, was 
im Augenblick in dieser Republik diskutiert wird,  

auch im Finanzministerium darüber nachgedacht 
wird, ob es nicht einer neuen Sensibilität dafür bedarf, 
die Vermischung von staatlichen Aufgaben und Par-
teiaufgaben wirklich nicht in dieser Form — Zitate aus 
Parteizeitungen im amtlichen Mitteilungsblatt des Fi-
nanzministeriums — zu praktizieren? Wäre das nicht 
ein Weg, den wir im Interesse demokratischer Gewal-
tentrennung alle gehen müssen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich will 
gerne zugeben, daß neue Sachverhalte und neue Um-
stände dazu dienen sollen, in einen Prozeß des Nach-
denkens zu geraten. Ich sehe aber speziell in dem Fall, 
der hier heute zur Debatte steht, keine Veranlassung, 
darüber nachzudenken; denn hier besteht keine sol-
che Beziehung. Grundsätzlich will ich Ihnen Recht 
geben. Ich darf Ihnen sagen, daß wir im Bundesfi-
nanzministerium ebenso sensibel sind, wie, so glaube 
ich, alle Angehörigen anderer Ressorts, aber auch an-
derer politischer Gruppierungen. 

Vizepräsident Westphal: Na, denn denken Sie man 
schön. Die Fragen 34 und 35 des Abgeordneten Lo-
wack und die Fragen 36 und 37 des Abgeordneten 
Heistermann sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen nun zur Frage 38 der Abgeordneten 

Frau Bulmahn: 
Aus welchem Grund teilte der Parlamentarische Staatssekre-

tär beim Bundesminister der Finanzen, Dr. Voss, mir auf meine 
Fragen vom 1. Oktober 1987 mit, daß die Bundesregierung über 
kein Informationssystem verfüge, um Angaben über die regio-
nale Verteilung von Bundesausgaben zu machen, wenn es nach 
einer Meldung der WIRTSCHAFTSWOCHE vom 6. November 
1987 dem Bundesminister der Finanzen durchaus möglich war, 
eine Liste über „Leistungen aus dem Bundeshaushalt an das 
Land Schleswig-Holstein" vorzulegen, und der Parlamentari-
sche Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft, 
Dr. Riedl, in der Fragestunde vom 7. Oktober 1987 zusagte, „ihn 
so bald wie möglich schriftlich über die Richtigkeit der in der 
WIRTSCHAFTSWOCHE vom 4. September 1987 abgedruckten 
Zahlen zur regionalen Verteilung von Bundesaufträgen zu un-
terrichten"? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Bul-
mahn, sind Sie damit einverstanden, daß ich Ihre bei-
den Fragen im Zusammenhang beantworte? 

Frau Bulmahn (SPD): Nein, ich würde Sie bitten, die 
beiden Fragen getrennt zu beantworten. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Dann beantworte ich 
die erste Frage wie folgt: Ihre Fragen vom 1. Oktober 
1987 konnten in der Sache nicht beantwortet werden, 
weil eine umfassende Information über die regionale 
Verteilung von Bundesausgaben nicht vorliegt. Die in 
der „Wirtschaftswoche" vom 6. November 1987 und 
4. September 1987 zitierten Aufstellungen basieren, 
soweit sie den Bundeshaushalt betreffen, nur auf einer 
teilweisen Regionalisierung der Gesamtausgaben des 
Bundes. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Bulmahn (SPD) : Herr Staatssekretär, wie er-
klären Sie sich, daß der Bundesminister der Finanzen, 
Herr Stoltenberg, im Landtagswahlkampf über derar- 
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Frau Bulmahn 

tige Daten verfügte und diese dort auch verwendet 
hat? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Hier handelt es sich 
um eine Spezialausarbeitung mit Spezialfragestellun-
gen beispielsweise auch zu Investitionen der Bundes-
post und Investitionen der Bundesbahn. Sie hatten 
aber in Ihrer damaligen Frage nach den gesamten 
Sachinvestitionen des Bundes, gegliedert nach den 
einzelnen Ministerien, für alle Bundesländer gefragt. 
Das ist eine Frage, für die es keine Unterlagen gibt. 
Diese Aufgabe war auch in der Kürze der Zeit, die uns 
für die Beantwortung von derartigen Fragen zur Ver-
fügung steht, nicht zu lösen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Kann ich aus der Tatsache, 
daß sich die Bundesregierung zur Zeit außerstande 
sieht, eine Liste über die Verteilung von Bundesauf-
trägen und -ausgaben auf die einzelnen Bundeslän-
der vorzulegen, schließen, daß sich nicht nur in der 
Staatskanzlei in Kiel, sondern auch im Bundesministe-
rium der Finanzen Beamte für den Landtagswahl-
kampf der CDU in Schleswig-Holstein eingesetzt ha-
ben und eingesetzt wurden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Das können Sie abso-
lut nicht schließen, Frau Kollegin. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß es auch früher schon solche Papiere mit 
Leistungen des Bundes für das Land So-und-so gab, 
und wäre es nicht zweckmäßig, wenn diese Papiere, 
die regelmäßig erstellt werden, auch regelmäßig dem 
gesamten Parlament oder zumindest dem Raumord-
nungsausschuß zugänglich gemacht würden, weil die 
räumliche Verteilung der Bundesmittel in der Tat eine 
erhebliche politische Aussagekraft hat und weil ein 
solches Verfahren auch der Kontrollaufgabe des Bun-
destages insgesamt dienlich wäre? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha-
ben für einige Bereiche diese Aufstellungen, die Sie 
ansprechen; nur liegen sie in der umfassenden Form, 
wie sie Frau Kollegin Bulmahn angefordert hatte, und 
nach Ressorts verteilt nicht vor. Ich weiß nicht, Herr 
Kollege, ob dieser Verwaltungsaufwand die Mühe 
lohnte. Einerseits muß ich Ihnen zugeben, daß man für 
die eine oder andere Frage dann natürlich eine bes-
sere Grundlage hätte, als man sie im Moment hat. 
Aber Sie wissen andererseits auch, daß wir schon so 
viele Statistiken und Unterlagen haben, daß man auch 
einmal versuchen sollte, diesen Wust von Papier in 
gewissen Grenzen zu halten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
besonders Ihren letzten Ausführungen entnehmen, 
daß Sie eine aktualisierte Neuauflage der Daten für 

Schleswig-Holstein vor dem 8. Mai nicht anfertigen 
werden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Davon können Sie 
ausgehen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, dürfen wir 
davon ausgehen, daß es also solche statistischen 
Sammlungen gibt, die wohl in den Ländern vorliegen, 
aber dem Bundesfinanzminister nicht bekanntgege-
ben werden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Es ist in der Tat so, 
daß es eine Reihe von statistischen Erhebungen der 
Länder gibt, die nicht automatisch dem Bundesfinanz-
minister zur Kenntnis gebracht werden. Der Bundes-
finanzminister hat natürlich die Möglichkeit, die Län-
der zu bitten, ihm diese Erhebungen zur Verfügung zu 
stellen. Das wird in vielen Fällen auch gemacht, nur 
nimmt es natürlich etwas Zeit in Anspruch. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe jetzt die Frage 39 
der Abgeordneten Frau Bulmahn auf: 

Wie verteilen sich die „Leistungen aus dem Bundeshaushalt 
1986" auf die einzelnen Bundesländer? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Die im Bundesfinanz-
ministerium geführten Übersichten über ausgewählte 
Bundesleistungen an die Länder umfassen alle Lei-
stungen auf Grund der Gesetze über die Gemein-
schaftsaufgaben und die Geldleistungsgesetze sowie 
Finanzhilfen. Danach verteilen sich die für 1986 erfaß-
ten rund 21 Milliarden DM auf die Bundesländer wie 
folgt: Baden-Württemberg 3,3 Milliarden DM, Bayern 
3,7 Milliarden DM, Berlin 0,9 Milliarden DM, Bremen 
0,3 Milliarden DM, Hamburg 0,8 Milliarden DM, Hes-
sen 1,6 Milliarden DM, Niedersachsen 2,5 Milliarden 
DM, Nordrhein-Westfalen 5,1 Milliarden DM, Rhein-
land-Pfalz 1,0 Milliarden DM, Saarland 0,4 Milliarden 
DM, Schleswig-Holstein 1,0 Milliarden DM, und nicht 
aufteilbar ist ein Betrag von 0,8 Milliarden DM. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Bul-
mahn, bitte schön. 

Frau Bulmahn (SPD): Meine Frage hatte sich auch 
auf die Verteilung der Sachinvestitionen der Bundes-
aufträge bezogen. Ich frage Sie, Herr Staatssekretär: 
Wird die Bundesregierung zukünftig bereit sein, das 
Volumen der Sachinvestitionen der Bundesaufträge, 
der Subventionen und sonstigen Zuweisungen und 
Zuschüsse des Bundes auch regional aufzuschlüs-
seln? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen be-
reits gesagt, Frau Kollegin, daß es diese Unterlagen 
bisher nicht gibt. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Ich weiß!) 
Ich habe Ihnen auch gesagt, daß es einen sehr großen 
Verwaltungsaufwand und Arbeitsaufwand nach sich 
ziehen würde, wenn man sie machen würde. Von da-
her muß überlegt werden, ob es sinnvoll ist. Zur Zeit 
ist es jedenfalls nicht geplant. 
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Vizepräsident Westphal: Frau Bulmahn hat eine 
weitere Zusatzfrage. 

Frau Bulmahn (SPD): Herr Staatssekretär, wie, 
glauben Sie, kann der Bund seiner gesetzlichen Ver-
pflichtung, für gleichwertige Lebensverhältnisse in 
der ganzen Bundesrepublik zu sorgen, nachkommen, 
wenn er die dafür nötigen Daten nicht hat und nicht 
erhebt? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Es gibt lediglich 
keine statistischen Unterlagen in der Form, wie Sie sie 
gefordert haben, Frau Kollegin. 

(Frau Bulmahn [SPD]: Sie wären dafür aber 
notwendig!) 

Ich habe Ihnen ja eben schon eine Reihe von stati-
stisch vorhandenen Unterlagen vorgelesen. Sie kön-
nen natürlich, wenn Sie das wollen, das natürlich für 
den Einzelfall eruieren. Nur, es liegt nicht vor. Und 
das war ja der Grund, warum wir es Ihnen nicht mit-
teilen konnten. 
Im übrigen neige ich dazu, jedem Kollegen dieses 

Hauses möglichst viel an Information zu geben. Nur, 
wenn die notwendigen Unterlagen nicht vorliegen, ist 
es natürlich im Einzelfall einmal nicht möglich. Und 
das war hier so ein Einzelfall. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt der Abgeord-
nete Stiegler zu einer Zusatzfrage. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich mich 
richtig erinnere, sind früher solche Sonderausarbei-
tungen, die für den Minister oder den Staatssekretär 
zusammengestellt worden sind, immer in einer grü-
nen Reihe, die, glaube ich, „Beiträge zur Wirtschafts- 
und Finanzpolitik" heißt, veröffentlicht worden. Wer-
den Sie denn darauf hinwirken, daß in Zukunft, wenn 
wieder Sonderausarbeitungen der gehabten Art für 
den Minister oder für Sie oder für einen anderen 
Wahlkämpfer erstellt werden, diese dann veröffent-
licht werden und damit allgemein zugänglich sind? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Dem steht grundsätz-
lich nichts im Wege, Herr Kollege. Nur, es wird zu 
prüfen sein, ob eine derartige Ausarbeitung so viel 
allgemeines Interesse findet, daß eine Publikation in 
der Form, die Sie vorschlagen, sich lohnt. Aber das 
kann man ja dann von Fall zu Fall prüfen. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt haben wir das Ende 
der Fragen zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen erreicht. Denn die drei weiteren 
Fragen, die Frage 40 des Abgeordneten Gansel und 
die Fragen 41 und 42 des Abgeordneten Catenhusen, 
sollen auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
Schönen Dank, Herr Staatssekretär. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für Wirtschaft. Die Fragen beantwortet der Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. von Wartenberg. 
Ich rufe Frage 43 des Abgeordneten Uldall auf: 

Welche Regionen des Zonenrandgebietes würden nicht mehr 
gefördert werden, wenn im Geltungsbereich des Zonenrandför-
derungs-Gesetzes die gleichen Indikatoren zur Beurteilung der 

Fördergebiete herangezogen würden wie in den übrigen Gebie-
ten der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (GA)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Uldall, das 
Zonenrandgebiet ist nach dem Zonenrandförderge-
setz und dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
kraft Gesetzes bevorzugtes Fördergebiet der Gemein-
schaftsaufgabe. Eine Bestimmung der Förderbedürf-
tigkeit der Arbeitsmarktregionen des Zonenrandge-
biets nach ökonomischen Indikatoren ist daher nicht 
notwendig. 
Die Aufhebung der Förderbedürftigkeit des Zonen-

randgebiets kraft Gesetzes und die Ermittlung der 
Förderbedürftigkeit wie bei Nicht-Zonenrandarbeits-
marktregionen nach den üblichen ökonomischen In-
dikatoren der Gemeinschaftsaufgabe — so wie es die 
Hamburger Initiative zur Differenzierung der Zonen-
randförderung beabsichtigt — würde 6,5 % der Bun-
desbevölkerung in 17 ganz oder teilweise im Zonen-
randgebiet liegenden Arbeitsmarktregionen von der 
Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
ausschließen. Hiervon wären insbesondere die voll-
ständig im Zonenrandgebiet liegenden Arbeitsmarkt-
regionen Lübeck, Helmstedt, Herzogtum Lauenburg, 
Kiel-Neumünster und Segeberg-Stormann sowie im 
Zonenrandgebiet liegende Teile von zwölf weiteren 
Arbeitsmarktregionen betroffen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Uldall, Zusatzfrage? 

Uldall (CDU/CSU): Nein. Es war hervorragend be-
antwortet. 

Vizepräsident Westphal: Toll. 
Nun kommt die Frage 44. 

(Stiegler [SPD]: Zusatzfrage! — Böhm [Mel

-

sungen] [CDU/CSU]: Zusatzfrage!) 
— Zu Frage 43 gibt es Zusatzfragenwünsche. Wir wa-
ren so überrascht. — Zuerst Herr Stiegler, dann Herr 
Böhm. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, welche zwölf 
weiteren Arbeitsmarktregionen wären das denn? 
Würden Sie uns eine vollständige Information geben 
oder schriftlich nachreichen? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stiegler, ich reiche Ihnen die Information gern 
nach. 

Vizepräsident Westphal: Herr Böhm, bitte schön, 
Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Ansicht, daß die Initiative des 
Stadtstaates Hamburg letztlich darauf hinausliefe, 
daß der deutschlandpolitische Charakter der Zonen-
randförderung nicht mehr gewahrt wäre und die Zo-
nenrandförderung nur noch als eine Art Unterfall re-
gionaler Strukturpolitik erschiene? 
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Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, ich teile Ihre Auffassung. 

Vizepräsident Westphal: Auch noch eine Zusatz-
frage, Herr Hiller, zu Frage 43? — Ja. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, wären 
Sie auch bereit, die Liste der 17 Arbeitsmarktregio-
nen, soweit das vorhanden ist, hier jetzt schon be-
kanntzugeben? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Prä-
sident, ich bin gern bereit, die Arbeitsmarktregionen 
kurz vorzulesen. Es sind dies die Arbeitsmarktregio-
nen Bayreuth, Alfeld, Lübeck, Helmstedt, Herzogtum 
Lauenburg, Hildesheim, Schweinfurt, Kiel-Neumün-
ster, Gelnhausen-Schlüchtern, Fulda, Hersfeld-Ro-
thenburg, Kassel, Braunschweig-Salzgitter, Sege-
berg-Stormarn, Hannover, Wolfsburg und Hamburg. 

Vizepräsident Westphal: So, jetzt kommt aber die 
Frage 44 des Abgeordneten Uldall: 

Welche Regionen außerhalb des Zonenrandgebietes könnten 
bei gleichbleibendem Fördergebietsumfang statt dessen in die 
Förderung einbezogen werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Uldall,würden durch eine solche Initiative 6,5 % 
der Bundesbevölkerung im Zonenrandgebiet von der 
Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
ausgeschlossen, müßte bei gleichbleibendem Förder-
gebietsumfang der Bund-Länder-Planungsausschuß 
für regionale Wirtschaftsstruktur darüber entschei-
den, welche Arbeitsmarktregionen statt dessen in das 
Fördergebiet aufgenommen würden. Über die genaue 
Anzahl und welche Arbeitsmarktregionen dies sein 
könnten, kann zum jetztigen Zeitpunkt noch nichts 
ausgesagt werden. Offen ist dabei auch die Frage, ob 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaft die 
Aufnahme anderer Arbeitsmarktregionen an Stelle 
von Zonenrandgebieten überhaupt genehmigen 
würde. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stieg-
ler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie meine 
Auffassung, daß die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften die Zonenrandförderung als solche 
— bisher jedenfalls — nicht mehr beanstandet und 
daß frühere Bedenken zurückgestellt worden sind? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Kraft Ver-
einbarung mit der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften ist das Zonenrandgebiet zwar Gegen-
stand der Verhandlungen. Wir wissen aber, daß bei 
dem Bemühen, die Förderkulisse insgesamt zu redu-
zieren, gerade in den Neuverhandlungen ein politi-
scher Anlaß gesucht werden könnte, die Zonenrand-
förderung insgesamt in Frage zu stellen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wird die Bundesregierung am deutschlandpoliti-

schen Charakter der Zonenrandförderung festhal-
ten? 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Was ist „deutsch

-

landpolitischer Charakter"?) 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich nun die 
Frage 45 des Abgeordneten Stiegler auf: 

Welche Auswirkungen hätte die Hamburger Initiative zur Än-
derung des Investitionszulagen- und des Zonenrandförderungs-
gesetzes auf die Zonenrandförderung insgesamt, und was wird 
die Bundesregierung unternehmen, um die Länder Hamburg 
und Schleswig-Holstein zu veranlassen, ihre bilateralen Pro-
bleme ohne Gefährdung der Zonenrandförderung zu lösen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stiegler, die Initiative des Bundeslandes Ham-
burg hätte zur Folge, daß alle Förderregionen im Zo-
nenrandgebiet, deren Wirtschaftsstruktur günstiger 
ist als die der schwächsten, nicht zum Regionalförder-
gebiet gehörenden Arbeitsmarktregion, nicht mehr 
kraft Gesetzes zum Fördergebiet der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" gehören würden. Davon wären die vollstän-
dig im Zonenrandgebiet liegenden Arbeitsmarktre-
gionen — ich hatte sie genannt — Lübeck, Helmstedt, 
Herzogtum Lauenburg, Kiel-Neumünster und Sege-
berg-Stormarn sowie Teile von weiteren 12 Arbeits-
marktregionen, also insgesamt 6,5 % der Bundesbe-
völkerung, betroffen. 
Der gesetzlich vorgesehene Präferenzvorsprung für 

das Zonenrandgebiet bei den Fördersätzen und bei 
der Mittelzuteilung bei der Gemeinschaftsaufgabe, 
bei der regionalen Investitionszulage, bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge und die Sonderabschrei-
bung für das Zonenrandgebiet würden dann nur noch 
für die Teile des Zonenrandgebiets gelten, die auf 
Grund der wirtschaftlichen Kriterien, die für die Ab-
grenzung des Fördergebiets nach dem Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" angewendet werden, als 
förderbedürftig einzustufen wären. 
Die Bundesregierung wirkt seit Jahren intensiv dar-

auf hin, die Regionalförderung im Hamburger Um-
land zurückhaltend zu praktizieren, zuletzt wieder auf 
der Sitzung des Bund-Länder-Planungsausschusses 
vom 2. Juli dieses Jahres unter Vorsitz von Bundesmi-
nister Bangemann. Auf dieser Sitzung hat der Vertre-
ter Schleswig-Holsteins das Bemühen von Schleswig-
Holstein betont, die Förderung im Hamburger Um-
land so restriktiv wie möglich zu handhaben. Da nach 
dem Grundgesetz — Art. 91 a — und dem Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" die Durchführung der Re-
gionalförderung allein in die Zuständigkeit der Län-
der fällt, hat die Bundesregierung keine weitergehen-
den Einwirkungsmöglichkeiten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stieg-
ler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wie verträgt 
sich Ihre Darstellung mit einer Information, die wir 
kürzlich im Innerdeutschen Ausschuß und im Zonen- 
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Stiegler 

randausschuß bekommen haben, daß Schleswig-Hol-
stein die Förderhöchstsätze grundsätzlich immer aus-
schöpft und nicht etwa differenziert, wie Sie es soeben 
vorgetragen haben, und was werden Sie unterneh-
men, um mit der schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung an Hand von Klagefällen, die die Hamburger 
haben, wirklich zu reden, damit das Problem an Ort 
und Stelle geregelt wird und nicht zu Lasten des ge-
samten Zonenrandgebiets durch eine Gesetzesände-
rung oder durch Brüsseler Interventionen gelöst wer-
den muß? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stiegler, die Bundesregierung ist bemüht, in den 
Planungsausschußsitzungen derartige Streitigkeiten 
oder Meinungsverschiedenheiten immer wieder zur 
Sprache zu bringen und zu einer einvernehmlichen 
Regelung zu kommen. Es ist Angelegenheit der Län-
der, sich hier zu einigen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem hier 
aber auch Bundesinteressen berührt sind, nämlich die 
Zonenrandförderung insgesamt, frage ich Sie: Wäre 
es nicht besser, der Bundeswirtschaftsminister würde 
mit den beiden Landeswirtschaftsministern über die-
ses Problem reden und eventuell anregen, daß Ham-
burg und Schleswig-Holstein in einem Verwaltungs-
abkommen oder in einem Staatsvertrag — wie immer 
das zu machen ist — ihre Probleme zu Hause und 
nicht auf dem Rücken anderer lösen? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stiegler, im Rahmen der Hamburger Initiative 
und der sich daraus ergebenden Diskussion führen 
wir Gespräche mit beiden Teilen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Böhm, bitte schön. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, hat die Bundesregierung dem Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg deutlich klargemacht, daß 
sie die Initiative, die von dort ausgegangen ist, in kei-
ner Weise unterstützen und fördern will, sondern an 
der bisherigen Form der Zonenrandförderung festhal-
ten wird? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Böhm, wir werden den Hamburger Senat in ge-
eigneter Form darauf hinweisen, daß ein derartiger 
Antrag die gesamte Zonenrandförderung in Frage 
stellen könnte. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Wie beurteilt die Bundesregie-
rung in diesem Zusammenhang die völlige Absurdität 
in der Förderpraxis, daß Unternehmen, die im Norden 
Hamburgs eine Neuinvestition vornehmen wollen, 
keinerlei Unterstützung bekommen, während sie bei 
einer Ansiedlung 250 m weiter zum Teil mit Höchst-
sätzen gefördert würden? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Uldall, uns ist das Problem bekannt, das dadurch 
entsteht, daß wenige Kilometer auseinandergelegen 
sich zwei Regionen befinden, die in einen Subven-
tionswettlauf eintreten, um Investitionen in ihren ei-
genen Bereich zu ziehen. Deshalb haben wir mehr-
fach appelliert, in diesem Grenzbereich von aggressi-
ver Werbung abzusehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Ist die Bundesregierung auch 
bereit, mit der schleswig-holsteinischen Landesregie-
rung über eine Veränderung der dortigen Förde-
rungspolitik zu sprechen? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege, es gibt Gesetze und Bestimmungen, nach denen 
jedes Land seine Strukturpolitik betreiben kann. 

Vizepräsident Westphal: Die Frage 46 des Abgeord-
neten Gansel wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Fragen 47 und 48 der Ab-
geordneten Frau Eid sowie die Fragen 49 und 50 der 
Abgeordneten Frau Beer werden auf Grund von Nr. 2 
Abs. 2 der Richtlinien für die Fragestunde schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 
Jetzt sind wir am Ende dieses Geschäftsbereichs. 

Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 
Wir haben jetzt noch genau zwei Minuten und 

20 Sekunden Zeit für die Fragestunde. Den Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und So-
zialordnung brauche ich nicht aufzurufen, da die Fra-
gen 51 des Abgeordneten Müller (Pleisweiler) und die 
Fragen 52 und 53 des Abgeordneten Schulhoff auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ist der Abgeordnete Gerster (Worms) anwesend? — 

Dann kommen wir zu den Fragen aus dem Bereich des 
Bundesministers der Verteidigung, und zwar zu-
nächst zu Frage 54. — Ich sehe, daß Herr Staatssekre-
tär Würzbach nicht mehr anwesend ist. Er war aber 
eben noch im Saal. 

(Gansel [SPD]: Er hat sich der Fragestunde 
durch die Flucht entzogen, und der ist für die 

Verteidigung zuständig!) 
Es ist wohl nicht genügend beachtet worden, daß wir 
zuvor eine Aktuelle Stunde hatten, die über 14 Uhr 
hinausgegangen ist. 

(Gansel [SPD]: Ich habe versucht, mich ihm 
noch in den Weg zu stellen, aber er hat mich 

überrannt!) 
Wir wollen kein Riesenproblem daraus machen, 

aber morgen findet ja keine Fragestunde statt. Es wä-
ren jetzt exakt die letzten zwei Fragen gewesen. 
Ich bitte, das im Gespräch mit Herrn Würzbach zu 

klären. Er ist offensichtlich einem Mißverständnis er-
legen und hat nicht genügend beachtet, daß die Fra-
gestunde ein paar Minuten länger dauert. 
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Vizepräsident Westphal 

Die Frage 54 und alle übrigen Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Wir schließen die Fragestunde. 

Meine Damen und Herren, ich muß Ihnen zunächst 
eine amtliche Mitteilung machen. Interfraktionell ist 
vereinbart worden, die heutige Tagesordnung um die 
Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 11/1489, um die Beratung der Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses auf Drucksache 
11/1455 und um die Beratung der Sammelübersich-
ten 33, 35 und 36 auf den Drucksachen 11/1493, 
11/1495 und 11/1496 zu erweitern. 

Darüber hinaus soll von der Frist für den Beginn der 
Beratungen abgesehen werden, soweit es zu einzel-
nen Punkten der Tagesordnung erforderlich ist. — Ich 
höre dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, wie bereits heute mittag 
mitgeteilt, hat die Fraktion DIE GRÜNEN fristgerecht 
beantragt, die heutige Tagesordnung zu erweitern um 
die Beratung der Anträge auf den Drucksachen 
11/1096 und 11/1097. Wird dazu das Wort zur Ge-
schäftsordnung verlangt? — Die Abgeordnete Frau 
Eid hat das Wort zur Geschäftsordnung. 

Frau Eid (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Präsident. Ich 
beantrage, die Anträge, die Sie eben genannt haben, 
auf den Drucksachen 11/1096 und 11/1097 heute auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

Wir debattieren hier heute über die Frage, welche 
Möglichkeit die Bundesregierung hat, zur Überwin-
dung der Apartheid beizutragen. Dabei kommt Sank-
tionen und Boykotten eine zentrale Rolle zu, insbeson-
dere auch dem Rüstungsembargo der Vereinten Na-
tionen gegenüber Südafrika. Unsere genannten An-
träge beschäftigen sich mit dem U -Boot -Geschäft der 
Firmen HDW und IKL mit Südafrika. Der Bundes-
kanzler und die Bundesregierung werden darin auf-
gefordert, dem U-Boot-Untersuchungsausschuß des 
Deutschen Bundestages die nötigen Akten zur Verfü-
gung zu stellen, damit dieser Ausschuß seine Pflicht 
tun und die Wahrheit herausfinden kann. Ferner geht 
es darum, die Geschäftsbeziehungen des Bundes zu 
den genannten Firmen aufzukündigen bzw. zu über-
prüfen, da das ganze bisherige Verhalten dieser Fir-
men darauf hindeutet, daß sie nicht gewillt sind, in 
Zukunft das UN-Embargo gegen Südafrika einzuhal-
ten. 

Es gibt zwei aktuelle Gründe, die Anträge der GRÜ-
NEN heute im Rahmen der Südafrikadebatte zu be-
handeln: 

Erstens. Der südafrikanische Premier Botha hat vor 
kurzem bekanntgegeben, daß Südafrika jetzt 
— wahrscheinlich mit deutscher Hilfe — dabei ist, 
U-Boote zu bauen. Die Firmen HDW und IKL haben 
für Südafrika das Kriegsschiff SAS Drakensberg ge-
baut und wollen jetzt mit demselben Team in Süd-
afrika U-Boote bauen. 

Bei HDW handelt es sich um ein Bundesunterneh-
men. Der Bundestag kann nicht hinnehmen, daß sich  

ein staatliches Unternehmen derart unverfroren über 
internationales Recht hinwegsetzt. Die Glaubwürdig-
keit der deutschen Südafrikapolitik steht auf dem 
Spiel. Heute könnte der Bundestag zeigen, daß er es 
ernst meint mit der Verwirklichung möglicher Schritte 
zur Überwindung der Apartheid, denn die Überwin-
dung der Apartheid meint an erster Stelle auch, keine 
Waffen und keine Rüstungsgüter an Südafrika, die es 
dem Apartheidstaat ermöglichen, weiter Krieg gegen 
die eigene schwarze Bevölkerung und gegen die 
Nachbarländer zu führen. 

Zweitens. Der U-Boot-Untersuchungsausschuß hat 
beschlossen, ein Beschlagnahmeverfahren gegen die 
Firmen HDW und IKL durchzuführen, um an die Ak-
ten der Unternehmen heranzukommen. Es geht 
darum, an Hand der Akten zu klären, ob das U-Boot-
Geschäft mit Südafrika weiterläuft und ob die Bundes-
regierung hiervon Kenntnis hat. Der Bundeskanzler 
selbst könnte dazu beitragen, daß hier die Wahrheit 
ans Licht kommt. Er weigert sich jedoch, Druck auf 
das Bundesunternehmen HDW auszuüben, damit die-
ses die Akten freiwillig zur Verfügung stellt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unfug!) 

Diese Weigerung des Bundeskanzlers wollen wir hier 
heute diskutieren. Wir wollen wissen, warum der Bun-
deskanzler die Firmen deckt. Wir wollen wissen, was 
der Bundeskanzler und die Firmen zu verbergen ha-
ben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir wollen von dem Bundeskanzler erfahren, ob er 
Kenntnis darüber hat, daß Südafrika jetzt tatsächlich 
U-Boote baut, wie es Premier Botha behauptet. 
Schließlich hat der Bundeskanzler seinerzeit ausführ-
lich mit Herrn Botha über das U-Boot-Thema gespro-
chen. 

Wir bitten um Zustimmung, unsere beiden Anträge 
hier heute zu debattieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zur Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Im Grunde genommen 
weiß man kaum, was man zu Ihren völlig haltlosen, 
abwegigen und auch wahrheitswidrigen Angriffen 
gegen den Bundeskanzler sagen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es gehört wirklich schon viel Unverfrorenheit dazu, 
das so auszuführen, zumal Sie bis zum jetzigen Zeit-
punkt keinen Beweis dafür haben, daß die Konstruk-
tionsunterlagen rechtswidrig geliefert worden sind. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Es gibt ein UNO-Waf

-

fenembargo!) 

Das können Sie heute guten Gewissens nicht vor dem 
Hohen Hause behaupten. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Es gibt seit 1977 ein 
UNO-Rüstungsembargo!) 
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Was die Behauptung angeht, der Bundeskanzler 
kneife, er wolle irgend jemanden in Schutz nehmen: 
Er ist ja vor dem Untersuchungsausschuß aufgetreten. 
Sie hatten ja gar keine Fragen mehr. Sie wußten ja gar 
nicht — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, — — 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident, ich gebe zu, daß 
ich mich am Rande dessen bewege, — — 

Vizepräsident Westphal: Nein. Die Frage, wo der 
Rand ist, muß ich hier bestimmen. Deswegen warne 
ich Sie davor, ihn weiter zu überschreiten. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident, nachdem Sie die 
Ausführungen der Kollegin Eid nicht zum Anlaß ge-
nommen hatten, etwas zu sagen, dachte ich nur, ich 
könnte darauf erwidern. Aber ich akzeptiere das, was 
Sie sagen. 

Ich glaube, Frau Kollegin Eid, Sie entwerten doch 
das Thema Südafrika ganz gewaltig. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Das ist doch uner-
hört!) 

Es geht in der Südafrika-Debatte nicht um HDW oder 
IKL, sondern es geht um Südafrika. Sie sollten nicht 
versuchen, dem müden Aufguß eines totgeborenen 
Untersuchungsausschusses wieder einen Hauch pu-
blizistischen Interesses einzuflößen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Sie wollen ihn sterben 
lassen! Das ist das Problem!) 

Dieser Untersuchungsausschuß dümpelt zu Recht vor 
sich hin, und dabei wird es wahrscheinlich auch blei-
ben. Das ist auch gut so. 

(Toetemeyer [SPD]: Das ist gut so?) 

Sie versuchen, Angelegenheiten des Untersu-
chungsausschusses in das Plenum zu bringen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Damit Ihre Kollegen ein-
mal sehen, was Sie im Untersuchungsaus-

schuß boykottieren!) 

Damit untergraben Sie die Stellung des Untersu-
chungsausschusses. Ich halte das für ganz, ganz 
schlimm. Wenn wir als Plenum dem Untersuchungs-
ausschuß einen Auftrag geben, dann soll dieser auch 
mit seinen Instrumenten und den Verfahren, die dort 
vorgegeben sind, handeln. Am 12. November 1987 
hat dieser Ausschuß ja beim Bonner Amtsgericht den 
Antrag gestellt, die noch ausstehenden Akten zu be-
schlagnahmen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Warum gibt HDW die 
Akten denn nicht heraus?) 

Dieses Verfahren ist also von dem Untersuchungsaus-
schuß eingeleitet worden. 

Ich weiß gar nicht, was Sie wollen. Was soll eigent-
lich jetzt diese Einmischung in dieses Verfahren hier 
vor dem Deutschen Bundestag? 

(Frau Eid [GRÜNE]: Wir wollen, daß der 
Finanzminister tätig wird!)  

Sie wollen doch letztlich nur für publizistisches Inter-
esse sorgen, das Sie im Ausschuß und in der Öffent-
lichkeit nicht erreichen. Das ist Ihr Problem. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ist es!) 
Deshalb sind Ihre Anträge sachfremd und für die 

Behandlung des heutigen Themas, wie ich finde, 
schädlich. Sie sind auch verfassungsrechtlich bedenk-
lich. Wir werden deshalb Ihre Anträge ablehnen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Begründen Sie, warum 
sie verfassungswidrig sind!) 

Für Ihre Anträge gilt die alte Seemannsweisheit: 
Kaum ausgelaufen, schon aufgelaufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort zur Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Präsident, ich kann verstehen, 
daß Sie Schwierigkeiten mit dem Elan des Kollegen 
Bohl hier im Plenum haben. Mir geht das im Untersu-
chungsausschuß auch oft so. Ich kann das nachemp-
finden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das liegt aber an Ihnen, 
Herr Kollege!) 

Ich möchte kurz ein paar Punkte zu dem Antrag der 
GRÜNEN sagen. Erstens. Eigentlich hätte ich jetzt 
gerne Herrn Stoltenberg hier gesehen, der in der Sa-
che dazu etwas hätte sagen können, warum von ei-
nem öffentlichen Unternehmen keine Akten an den 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß ausge-
liefert werden. Aber Herr Stoltenberg sitzt zur Zeit in 
Schleswig-Holstein vor einem anderen Untersu-
chungsausschuß. Es ist eben so, daß bestimmte Regie-
rungsmitglieder zur Zeit mit Untersuchungsausschüs-
sen ihre Probleme haben. 

(Beckmann [FDP]: Zur Geschäftsordnung! 
— Frau Schoppe [GRÜNE]: So dümpelt man 
von Untersuchungsausschuß zu Untersu

-

chungsausschuß!) 
Zweitens. Ich habe gesagt: eigentlich. Mir ist klar, 

daß es sehr wohl aktienrechtliche Begründungen da-
für geben kann, daß eine Anweisung nicht von dem 
Bundeskanzler an den Finanzminister und nicht von 
dem Finanzminister — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, ich muß 
auch Sie unterbrechen. Sie müssen zur Geschäftsord-
nung sprechen. Sie dürfen keine inhaltliche Debatte 
über den Untersuchungsausschuß führen. Ich habe 
bei allen versucht, es so eng wie möglich zu halten. 
Aber Sie sehen, wie schwierig das ist. Nun müssen Sie 
sich auch daran halten. 

Gansel (SPD): Ja, Herr Präsident, das will ich auch 
tun, indem ich darauf hinweise, daß sich die Anträge 
der GRÜNEN auf zwei Punkte beziehen: einmal auf 
die Herausgabe der Akten und zum anderen auf die 
Entziehung der Aufträge bei HDW. Dazu lassen Sie 
mich folgendes sagen. Das ist ein Thema, das man 
jetzt nicht extra in eine Debatte hineinquetschen 
kann. Dazu brauchen wir Zeit. Das zu sagen ist ge-
schäftsordnungsmäßig zulässig. 
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Vizepräsident Westphal: Ja, das ist zur Geschäfts-
ordnung. 

Gansel (SPD): Und zwar brauchen wir deshalb Zeit 
dazu, weil es bei Konsequenzen der Bundesregierung 
bei dem öffentlichen Unternehmen nicht darum ge-
hen kann, durch Auftragsentzug Arbeitsplätze zu ge-
fährden, sondern es muß darum gehen, daß dort Ord-
nung geschaffen wird, daß Gesetze eingehalten wer-
den, damit dort wieder sichere Aufträge hinkommen 
und Arbeitsplätze gesichert werden können. Um das 
Problem geht es. Aber das im einzelnen zu diskutieren 
haben wir heute im Rahmen einer Südafrika-Debatte 
nicht ausreichend Zeit. 
Es ist — da gebe ich den GRÜNEN recht — ein 

Skandal, daß wir diese Akten nur stückweise und jetzt 
in sehr gekürzter und gesäuberter Form erhalten ha-
ben. 

(Zuruf von der FDP: Das ist doch nicht zur 
Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Westphal: Schon wieder der Über-
gang, Herr Kollege Gansel. 

Gansel (SPD): Aber dieses hat dazu geführt, daß der 
Untersuchungsausschuß nun auf dem Klageweg vor-
gehen muß. Ich halte es für sinnvoll, diese Klage zu-
nächst einmal abzuwarten, bevor das Problem aus 
dem Untersuchungsausschuß in das Plenum hinein-
gezogen wird. 
Deshalb, Herr Präsident, auch wenn es mir schwer-

fällt, nicht auf die Behauptung des Herrn Bohl zu ent-
gegnen, daß der Untersuchungsausschuß vor sich hin-
dümpele, weise ich doch darauf hin, daß wir nach dem 
Grundgesetz nicht nur das Recht, sondern die Pflicht 
haben, in öffentlicher Sitzung Beweise über den Un-
tersuchungsauftrag zu erheben, und zwar im Untersu-
chungsausschuß, nicht hier im Plenum, über die ille-
gale Lieferung von Blaupausen für den U-Boot-Bau 
nach Südafrika. Da wollen wir es auch tun, nicht heute 
hier im Plenum. Deshalb bitte ich darum, daß diese 
Anträge nicht heute, sondern bei anderer, passender 
Gelegenheit debattiert werden. 
Die SPD lehnt den Antrag, sie heute auf die Tages-

ordnung zu setzen, ab. 
Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Jetzt waren wir beim Thema!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Bötsch, wenn 
Sie alle wüßten, daß das eine gute Vorbereitung auf 
die morgige Altestenratssitzung war! Denn dort steht 
dieses Thema an, was man sagen darf und was nicht, 
wenn man das Wort zur Geschäftsordnung bekom-
men hat, und wie der arme jeweilige Präsident damit 
fertig werden muß. 
Ich komme zur Abstimmung über den Antrag der 

Fraktion DIE GRÜNEN auf Erweiterung der Tages-
ordnung. Wer für diesen Antrag stimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann ist dieser Antrag, die Tagesord-
nung zu erweitern, mit großer Mehrheit abgelehnt 
worden. 

Ich rufe nun den Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Südafrika 
—Drucksache 11/807 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Eid und Dr. Lippelt und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Südafrika 
—Drucksache 11/870 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung dieser Ta-
gesordnungspunkte zwei Stunden vorgesehen. — Ich 
sehe dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Fragen der Menschen-
rechte, ihres Schutzes und ihrer Verwirklichung ha-
ben den Bundestag in dieser Legislaturperiode schon 
oft beschäftigt. Heute geht es wieder um Menschen-
rechte, und zwar nicht in einem abstrakten, abgeho-
benen Sinn, sondern ganz konkret um die Frage, was 
wir tun können, um die täglichen millionenfachen 
Menschenrechtsverletzungen in Südafrika zu über-
winden. Und es geht um die Frage, welche Verant-
wortung wir selbst, die Bundesregierung und dieser 
Bundestag, für die Verhältnisse in Südafrika und ihre 
Fortdauer haben. Südafrika ist in den letzten Jahren 
ein Thema geworden, das die deutsche Öffentlichkeit 
immer stärker bewegt. In den großen gesellschaftli-
chen Gruppen, vor allen Dingen in den Kirchen und 
Gewerkschaften, wird mit großem Engagement, mit 
großem Ernst die Frage nach dem deutschen Beitrag 
zur Bekämpfung der Apartheid diskutiert. Ich weiß 
— alle wissen das — , daß diese Diskussionen nicht 
immer frei von Emotionen sind. Aber wer könnte das 
nicht verstehen? 

Was wir hier diskutieren und entscheiden, kann ja 
tiefgreifende Auswirkungen haben auf die Lebenssi-
tuation vieler Menschen, die von einem rassistischen 
System zu einem rechtlosen Dasein verurteilt sind. 
Wir hören zwar, daß sich die weiße Minderheitsregie-
rung in Südafrika auf den Weg von Reformen bege-
ben habe. Und in der Tat sind einige in den letzten 
Jahren vorgenommenen Veränderungen am System 
der Apartheid wichtig und anerkennenswert. Ein 
paar Jahre früher hätten diese Maßnahmen vielleicht 
sogar zu einer Befriedung und zu einer Öffnung für 
eine Verhandlungslösung führen können. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wenn man genauer hinschaut, dann sieht man aber, 
daß diese Veränderungen die Substanz der Apartheid 
nicht berühren, ja daß sie noch nicht einmal in der 
Praxis das bewirken, was sie angeblich bewirken sol-
len. 

Die Rassendiskriminierung der alten Art ist für Süd-
afrika heute im Grunde schon kein Thema mehr. Mit 
Ausnahme der ewig Gestrigen wissen auch die wei-
ßen Südafrikaner, daß sie das perfekt durchorgani- 
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sierte System der Rassentrennung — d. h. in der Pra-
xis: der Rassendiskriminierung auf allen Gebieten — 
natürlich nicht durchhalten können. Aber was uns als 
Reform der Apartheid angeboten wird, ist in Wahrheit 
nichts anderes als eine Anpassung des Systems an 
veränderte politische und wirtschaftliche Umstände. 
Es bleibt eben dabei: Apartheid ist ein System der 
politischen Unterdrückung zum Zwecke der wirt-
schaftlichen Ausbeutung. 

Im Zentrum der Diskussion in Südafrika steht die 
Machtfrage. Diese Frage wird von beiden Seiten 
völlig klar beantwortet. Die Weißen sind nicht bereit, 
allen Menschen in Südafrika demokratische Freiheits-
rechte zu gewähren. Ihr ganzes Bestreben ist darauf 
gerichtet, allein über die Macht im Lande verfügen zu 
können. Ebenso klar sagen die schwarzen Afrikaner, 
daß sie das Machtmonopol der Weißen nicht länger 
dulden wollen. Solange sich diese beiden Stand-
punkte unversöhnlich gegenüberstehen, so lange 
wird es keinen Frieden in Südafrika geben. 

Die in der Bundesrepublik ganz erstaunliche aktive 
südafrikanische Propaganda - und Lobbytätigkeit bis 
in das Haus hier hinein suggeriert uns, die Lage in 
Südafrika habe sich normalisiert, und für die Gewalt 
im Lande sei eine radikale schwarze Minderheit ver-
antwortlich. Das ist ganz falsch. Wenn das Land ruhi-
ger geworden zu sein scheint, so liegt das daran, daß 
der Unterdrückungsapparat unter den Bestimmungen 
des Ausnahmerechts besser funktioniert und daß die 
Zensurmaßnahmen merkwürdigerweise ganz beson-
ders in den deutschen Medien wirkungsvoll sind. Wir 
erfahren nicht mehr so direkt über die Medien, was im 
Lande wirklich vor sich geht. Aber wer sich etwas 
Mühe gibt, der kann das schon herausfinden. Er wird 
feststellen, daß sich die Lage zuspitzt. Eine friedliche 
Lösung ist nicht in Sicht. Wege zur Versöhnung wer-
den nicht angeboten. Die Voraussetzungen für einen 
Dialog über die Rassengrenzen hinweg sind nicht vor-
handen. 

Ich will diese Voraussetzungen nennen. Wer will, 
daß sich die Konfliktparteien in Südafrika an einen 
Tisch setzen, der muß dafür sorgen, daß alle politi-
schen Gefangenen freigelassen werden. Wir appellie-
ren an die südafrikanische Regierung, das zu tun: Las-
sen Sie die Gefangenen frei! Lassen Sie Nelson Man-
dela frei! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wer Voraussetzungen für Dialog schaffen will, muß 
dafür sorgen, daß die politischen Organisationen der 
Bevölkerungsmehrheit erlaubt werden, und er muß 
dafür sorgen, daß alle diskriminierenden Gesetze 
aufgehoben werden. Unter diesen Voraussetzungen 
gäbe es vielleicht doch noch eine hauchdünne Chance 
für eine friedliche und gewaltfreie Lösung der Kon-
flikte. Ich gehe davon aus, daß wir hier alle eine solche 
friedliche und gewaltfreie Lösung wollen. 

Dann können wir uns allerdings der Frage nicht ent-
ziehen, was wir beitragen können, um sie herbeizu-
führen. Ich denke, wir müssen versuchen, auf diejeni-
gen, die in Südafrika die Macht ausüben, mit allen 
unseren Möglichkeiten einzuwirken. 

Nun hat die Erfahrung gelehrt, daß die gewöhnli-
chen Mittel der Politik und der Diplomatie dazu nicht  

ausreichen. Jahrzehntelanger politischer Druck auf 
die Regierungen in Pretoria hat nichts bewirkt. Auch 
das starke wirtschaftliche Engagement der Bundesre-
publik in Südafrika hat den Wandel zum Besseren 
nicht gefördert. Die Hoffnung, man könne Südafrika 
durch gutes Zureden und durch Verstärkung der in-
ternationalen Wirtschaftsbeziehungen an westliche 
Menschenrechtsstandards heranführen, hat sich als 
eine vollständige Illusion erwiesen, wenn es denn je-
mals ernsthaft gewollt war. 

Was jetzt noch bleibt — damit befinde ich mich in 
Übereinstimmung mit Gewerkschaften, Kirchen und 
Bürgerrechtsorganisationen in Südafrika selbst — , als 
letztes friedliches Mittel, ist der Entzug wirtschaftli-
cher Unterstützung für ein System, das diese Unter-
stützung zur Unterdrückung und Ausbeutung vier 
Millionen Menschen mißbraucht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Für diese Politik hat sich weltweit der Begriff Sank-
tionspolitik eingebürgert. Ich mag diesen Ausdruck 
überhaupt nicht. Er trifft auch das eigentliche Ziel 
nicht. Im Beg riff Sanktionen steckt die Absicht, je-
manden bestrafen zu wollen. Darum geht es über-
haupt nicht. Es geht nicht um Bestrafung — in einer 
solchen Position sind wir als Deutsche wohl auch 
nicht — , sondern es geht darum, dem System der 
Apartheid die ökonomische Basis zu entziehen. Diese 
ökonomische Basis beruht auf der Bereitschaft der 
westlichen Industriestaaten, südafrikanische Roh-
stoffe zu kaufen und Südafrika mit hochentwickelter 
Technologie und mit Kapital zu versorgen. Das Sy-
stem der Apartheid könnte nicht überleben, wenn es 
von den westlichen Märkten abgeschnitten wäre und 
wenn seine Autarkiebestrebungen auf den Gebieten 
Rüstung, Energie, Kommunikation und Verkehr nicht 
weiter unterstützt würden. Die Geschäftsordnungsde-
batte hat uns ja soeben gezeigt, daß diese Unterstüt-
zung sogar in illegalen Formen vor sich geht 

(Bohl [CDU/CSU]: Das wissen Sie doch gar 
nicht!) 

und daß die Mehrheit des Hauses hier nicht einmal 
bereit ist, ernsthaft an der Aufklärung dieses schlim-
men Vorgangs mitzuwirken. 

Der Entzug der Unterstützung würde den weißen 
Südafrikanern deutlicher als alles andere zeigen, daß 
sie nicht mit dem augenzwinkernden heimlichen Ein-
verständnis der westlichen Demokratien handeln. 
Denn das glaube ich auch: Die weißen Südafrikaner 
sind inzwischen selbst Opfer der Täuschung gewor-
den, mit deren Hilfe sie die Außenwelt zu ihrem Ver-
bündeten machen wollen. Sie glauben an ihre eigene 
Lebenslüge. Sie glauben inzwischen selbst, daß sie in 
Südafrika die freiheitlichen Ideale demokratischer 
Gesellschaften gegen einen anbrandenden Kommu-
nismus verteidigen. In Wahrheit ist es genau umge-
kehrt: Wer den Fortbestand des Unrechts in Südafrika 
mit Antikommunismus rechtfertigt, der bereitet kom-
munistischer Propaganda in Südafrika in der Tat den 
Weg. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 
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Mir ist wohl bewußt, daß wirtschaftliche Maßnah-
men zur Durchsetzung politischer Ziele keine ganz 
einfache Sache sind. Gelegentlich wird behauptet, so 
etwas sei prinzipiell nicht möglich oder wenigstens 
mit unseren Ordnungsvorstellungen nicht vereinbar. 
Mit Verlaub gesagt: Das ist Unsinn, denn selbst unser 
Außenwirtschaftsgesetz sieht ja die Möglichkeit wirt-
schaftlicher Sanktionen im Interesse übergeordneter 
politischer Ziele ausdrücklich vor. Wir praktizieren 
das auch jeden Tag. Was ist die COCOM-Liste, die 
unseren Handel mit den RGW-Staaten einschränkt, 
denn anderes als eine wirtschaftliche Sanktion? Die 
Frage des Einsatzes wirtschaftlicher Sanktionen zur 
Durchsetzung von Menschenrechten oder zur Siche-
rung des Friedens muß von Fall zu Fall geprüft und 
entschieden werden. 

(Repnik (CDU/CSU]: Dort geht es um techni-
sches Know-how, Herr Verheugen!) 

— Lieber Herr Kollege Repnik, ich wäre ja schon froh, 
wenn sich diese Regierung wenigstens bereit erklären 
würde, für Südafrika die Maßstäbe gelten zu lassen, 
die für die COCOM-Liste gelten. Ich wäre ja schon 
froh, wenn sie wenigstens das täte. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann nicht sagen: einmal Sanktionen — immer 
Sanktionen. Auch umgekehrt wäre die Aussage nicht 
richtig. Entscheidend ist allein, ob das Instrument im 
Einzelfall etwas bewirken kann oder nicht. Im Falle 
Südafrika sind die Betroffenen davon überzeugt. Da 
können noch so viele fragwürdige, ja sogar gefälschte 
angebliche Umfragen in unserem Land verschickt 
werden: Wir wissen es, die Menschen in Südafrika, 
die wirklich das Vertrauen der schwarzen Mehrheit 
haben, sagen es uns, daß wirtschaftlicher Druck ihnen 
helfen würde. Uns steht nicht zu, das besser wissen zu 
wollen als die Betroffenen selbst. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wenn die unterdrückten Menschen bereit sind, 
schmerzliche wirtschaftliche Folgen in Kauf zu neh-
men, dann haben wir nicht das Recht, ihnen zu sagen, 
daß sie materielle Vorteile für wichtiger halten müß-
ten als Freiheit, Recht und Menschenwürde. 

Es kommt noch etwas Bedrückendes hinzu: Wenn 
es möglich ist, daß die wirtschaftlichen Beziehungen, 
die unser Land mit Südafrika unterhält, zur Stabilisie-
rung des Apartheidsystems gebraucht werden — es 
gibt unendlich viele Belege dafür, daß das so ist —, 
dann sind wir auch aus eigener Einsicht zum Handeln 
aufgerufen. 

Wir sehen mit Bestürzung, daß die im Südafrikage-
schäft tätigen deutschen Unternehmen immer noch 
nicht bereit sind, eindeutig und klar gegen die Apart-
heid Stellung zu beziehen. Die enge Verfilzung mit 
den Machthabern in Südafrika besteht immer noch. 
Es war ein bedrückender Beweis für diese Verfilzung, 
daß die Vertreter der deutschen Wirtschaft in Süd-
afrika die maßvollen Anregungen eines Vertreters der 
Bundesregierung in Johannesburg mit Pfiffen und 
Buh-Rufen quittiert haben. Ich möchte hier sagen, daß 
wir das, was der Vertreter der Bundesregierung bei 
dieser Veranstaltung der Industrie- und Handelskam-

mer in Johannesburg gesagt hat, ausdrücklich begrü-
ßen und unterstützen. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Der deutschen Wirtschaft möchte ich das eine sa-
gen: Die Kumpanei mit einer unmenschlichen, ver-
brecherischen Politik mag kurzfristig zu hohen Profi-
ten geführt haben; langfristig wird diese Kumpanei 
auf die deutsche Wirtschaft zurückfallen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben schon viele schöne Absichtserklärungen 
gehört, aber wo bleiben die Maßnahmen der deut-
schen Betriebe zur Verbesserung der Aufstiegs- und 
Ausbildungschancen ihrer schwarzen Mitarbeiter, wo 
bleibt ihr Engagement für die politischen und sozialen 
Rechte ihrer Belegschaften, wo bleibt ihre Bereit-
schaft, mehr zu tun, als der ihnen aufgenötigte und 
vielfach unterlaufene EG-Verhaltenskodex verlangt? 
Die Forderung nach dem totalen Rückzug der deut-
schen Unternehmen aus Südafrika wird kommen, 
und das jetzige Verhalten der deutschen Wirtschaft 
bietet keine Rechtfertigung für das Verbleiben in Süd-
afrika. Nur dann, wenn die Wirtschaft Partei ergreift, 
nur dann, wenn sie wirklich konkrete Schritte unter-
nimmt, die den Wandel in Südafrika unterstützen, 
kann es eine solche Rechtfertigung geben. 

Allerdings: Wie sollte die Wirtschaft auf eine solche 
Idee kommen, wenn die Politik der Bundesregierung 
sie geradezu ermutigt, so weiterzumachen wie bisher? 
Die Südafrikapolitik der Bundesregierung und der sie 
tragenden Koalitionsparteien ist widersprüchlich und 
unglaubwürdig wie eh und je. Wir werden natürlich 
auch heute wieder eine sehr scharfe Verurteilung der 
Apartheid hören, aber wir werden nichts hören, was 
den Hoffnungen und Erwartungen der schwarzen 
Mehrheit in Südafrika entgegenkäme. 

Ich begrüße ausdrücklich, daß der Bundeskanzler 
nach seiner Afrikareise erklärt hat, die Bundesregie-
rung wolle jetzt eine aktivere Rolle im südlichen 
Afrika spielen. Aber wenn diese aktivere Rolle darin 
besteht, daß jetzt zum erstenmal ein Vertreter der 
Bundesregierung offiziell in einem südafrikanischen 
Homeland aufgetreten ist; wenn diese aktivere Rolle 
darin bestehen soll, daß der bayerische Ministerpräsi-
dent irgendeine Art von Vermittlertätigkeit ausüben 
soll; wenn die aktivere Rolle darin besteht, daß die 
bisherigen Positionen in der Namibia-Frage aufge-
weicht werden, dann kann die SPD-Bundestagsfrak-
tion darin nicht nur keinen Fortschritt erkennen, son-
dern sieht sie einen klaren Rückschritt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich anerkenne die Bemühungen des Auswärtigen 
Amtes, in vielen Einzelfällen in Südafrika im Interesse 
der verfolgten Menschen auf die Regierung in Pretoria 
einzuwirken. Ich anerkenne auch die Bereitschaft, 
jetzt stärker mit den Frontstaaten zusammenzuarbei-
ten und der südafrikanischen Destabilisierungspolitik 
entgegenzuwirken. Aber das reicht nicht aus. Solange 
man nicht zum Kern des Problems vordringt und so-
lange man nichts gegen die Ursache des Übels unter-
nimmt, werden diese Maßnahmen wirkungslos blei-
ben. Natürlich braucht Mosambik wirtschaftliche 
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Hilfe, aber in erster Linie braucht Mosambik Frieden, 
und der Schlüssel zum Frieden liegt nicht bei uns, 
sondern in Pretoria. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Symbolische Handlungen der Bundesregierung wie 
die Wiederentdeckung Afrikas — die dritte jetzt — 
reichen nicht aus. Die Afrika-Initiative — wenn es 
eine war — sollte die Gefahr der außenpolitischen Iso-
lierung vermindern. Auf diesem Wege wird das nicht 
gelingen. 

Ich habe keine Garantie dafür, daß der Weg, den die 
SPD vorschlägt, schnell und sicher zum f riedlichen 
Wandel führt, aber sicher ist, daß Südafrika der Kata-
strophe immer näher kommt, wenn die Weißen nicht 
einsehen, daß sie in der Welt draußen, also auch bei 
uns, keine Unterstützung mehr finden können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Bötsch. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich meine, daß die heu-
tige Debatte fast so etwas wie eine Sternstunde hätte 
werden können, wenn man sie dazu genutzt hätte 

(Frau Eid [GRÜNE]: Sie haben noch die 
Chance!)  

oder wenigstens den Versuch machen würde, der 
Wahrheit über Südafrika die Ehre zu geben, ihr zum 
Durchbruch zu verhelfen, unsachliche und schädliche 
Beschuldigungen aufzugeben und Maßnahmen zu er-
greifen, die dem Wohl der Menschen in Südafrika 
— und nicht irgendwelchen Ideologien — wirklich 
dienen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Frau Eid 
[GRÜNE]: Dann machen Sie einmal einen 
Vorschlag! — Dr. Vogel [SPD]: Was, keiner 

klatscht?) 

Der Kollege Verheugen hat hier einen Politiker an-
gesprochen, nämlich Franz Josef Strauß, und hat ihn 
angegriffen. Dazu muß ich sagen, daß er als ein aner-
kannter, gefragter und sachkundiger Gesprächspart-
ner — — 

(Dr. Vogel [SPD]: Wer?) 

— Franz Josef Strauß! 

(Dr. Vogel [SPD]: Ich meine den Herrn 
Blüm!) 

Herr Vogel, er ist in all diesen Bereichen anerkannt 

(Jungmann [SPD]: Vor allem von den 
Schwarzen in Soweto ist er anerkannt!) 

und hat jetzt nicht umsonst eine Einladung nach Mo-
sambik erhalten, eine Einladung, die er auch anneh-
men wird, weil nämlich die von Ihnen so gescholtene 
Vermittlerrolle in diesem Bereich gerade bei den 
Ländern gefragt ist, die unmittelbar mit dem Gesche-
hen im südlichen Afrika verbunden sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
meine, diese Chance, die wir haben, würde verpaßt,  

wenn wir den Anträgen der SPD und der GRÜNEN 
zustimmen würden, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

weil mit diesen Anträgen nicht einmal der Ansatz 
eines Versuches unternommen wird, die südafrikani-
schen Probleme sachlich zu analysieren und Lösun-
gen vorzuschlagen. Wenn wir das, was SPD und 
GRÜNE in ihren Anträgen vorschlagen, verwirklichen 
würden, dann würde Südafrika nicht zu dem kom-
men, was vielleicht als Absicht dahintersteht — das 
unterstelle ich — , sondern es würde in Chaos und Bür-
gerkrieg versinken, und es würden Hunger, Armut 
und Krieg nicht nur über die Menschen in der Repu-
blik Südafrika, sondern auch über viele Menschen in 
den Nachbarstaaten im südlichen Afrika kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie von der Opposition, 
glaube ich, müßten das eigentlich wissen, denn viele 
von Ihnen haben sich in den vergangenen Jahren vor 
Ort ein Bild von den Verhältnissen machen können. 
Wenn Sie, aus welchen Gründen auch immer, an sol-
chen Anträgen festhalten, müssen Sie das selbst ver-
antworten. Ich glaube aber, die Ergebnisse wären 
wirklich verheerend. Sicherlich — da besteht Über-
einstimmung — können, gemessen an unseren demo-
kratischen Verhältnissen, die Verhältnisse in Süd-
afrika nicht einmal als zufriedenstellend bezeichnet 
werden. Immer noch gibt es Apartheid. Sie haben das 
natürlich zu Recht angesprochen und kritisiert. Es gibt 
Menschenrechtsverletzungen in Südafrika. 

(Jungmann [SPD]: Und Folter!) 

Meine Damen und Herren, aber Südafrika befindet 
sich an einem Wendepunkt. Es besteht trotz mancher 
Dinge, die auch heute noch besorgniserregend sind, 
Hoffnung auf einen friedlichen Wandel. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Aber nur bei der 
CSU!) 

Sie wissen doch, daß in vielen Bereichen die Apart-
heid abgeschafft wurde, wie beispielsweise durch die 
Aufhebung des Verbots gemischtrassiger Ehen, die 
Öffnung der Universitäten, die Öffnung der Ge-
schäftszentren für nichtweiße Unternehmen, die Be-
endigung der Zwangsumsiedlung, die Aufhebung der 
Zuwanderungs- und der Paßgesetze und die Abschaf-
fung der Rassentrennung in den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. Seit Ende der siebziger Jahre 

(Frau Eid [GRÜNE]: Dürfen die 23 Millionen 
wählen!) 

dürfen die Schwarzen freie Gewerkschaften bilden 
und besitzen sie das Streikrecht. 

Sicherlich sind das nur erste Schritte, aber sie wei-
sen in die richtige Richtung. Die Regierung ist zu 
einem nationalen Dialog und zur Ausarbeitung einer 
neuen Verfassung bereit, die auch den Schwarzen 
politische Rechte verleiht. Das ist ein langwieriger 
und umfangreicher Prozeß. 

Wir und gerade Franz Josef Strauß haben — das will 
ich noch einmal betonen — die südafrikanischen Ge-
sprächspartner immer wieder zur Eile und zur Be-
schleunigung dieses Reformprozesses gedrängt. Wir 
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haben das auch durch Taten unterstrichen. Wir haben 
die Sanktionen der EG mitgetragen; 

(Frau Eid [GRÜNE]: Aber nicht eingehalten! 
Was ist mit dem Stahl?) 

Wir haben das Kulturabkommen nicht erneuert, um 
eine Einbeziehung aller Bevölkerungsgruppen zu er-
reichen. 

Herr Kollege Verheugen, wenn Sie hier von einer 
Lobbytätigkeit der südafrikanischen Regierung spre-
chen, dann mache ich doch darauf aufmerksam, daß 
die Bundesrepublik Deutschland mit der südafrikani-
schen Republik diplomatische Beziehungen unter-
hält. Vielleicht hätten Sie beim nächsten Tagesord-
nungspunkt eher Gelegenheit gehabt, mit diesem 
Wort das zu umschreiben, was manche Regierungen 
uns hier zumuten. Ich kann mich nicht erinnern, daß 
irgend jemand — jedenfalls nicht bei mir — etwa den 
Versuch gemacht hat, eine solche Debatte heute hier 
zu verhindern. 

(Verheugen [SPD]: Aber eingeladen waren 
Sie auch schon! — Jungmann [SPD]: Das 

kommt nach dieser Rede!) 

— Leider nein, Herr Kollege Verheugen, ich nicht, 
aber mein Würzburger Oberbürgermeister, der Ihrer 
Partei angehört, war im Sommer dort unten und hat 
sich im übrigen dann in der Würzburger Presse aus-
führlich gegen Sanktionen ausgesprochen. Das will 
ich auch einmal sagen. Herr Vogel, Ihr früherer Mit-
arbeiter Dr. Zeitler — vielleicht fragen Sie einmal bei 
ihm nach — hat das auch öffentlich deutlich vertei-
digt, weil er es vor Ort gesehen hat und dann daraus 
die Konsequenzen gezogen hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
meine, daß eine Politik der politischen und wirt-
schaftlichen Isolierung Südafrikas den Reformgeg-
nern unter den Weißen Auftrieb geben würde. Getrof-
fen würden statt dessen die reformwilligen Kräfte, 
auch die Vertreter der südafrikanischen Wirtschaft, 
und das Los der schwarzen Arbeiter und auch der 
zahlreichen schwarzen Gastarbeiter aus den Nach-
barländern würde sich eklatant verschlechtern. Im 
Klima einer sich verschärfenden Wirtschaftsk rise 
würde die Durchführung der dringend notwendigen 
Reformen nur behindert, und die Radikalisierung 
würde gesteigert. 

Meine Damen und Herren, in dieser Haltung wer-
den wir nicht nur von den vielen weißen Apartheids-
gegnern — es gibt sehr viele — , sondern auch von 
einer ganzen Reihe von gemäßigten schwarzen Oppo-
sitionspolitikern unterstützt. 

(Toetemeyer [SPD]: Jetzt kommt Herr Buthe-
lezi!) 

—Ja, jetzt kommt Herr Buthelezi. Auch seine heutige 
Erklärung, vor zwei Stunden bekanntgeworden, hat 
an dieser Haltung nichts geändert. Auch er setzt auf 
eine Politik des friedlichen Ausgleichs, die es ermög-
lichen muß, daß alle Bevölkerungsgruppen, die in 
Südafrika gleichermaßen Heimatrecht haben, in Frie-
den, Freiheit und Wohlstand miteinander leben und 
über ihr Geschick entscheiden. 

Man fragt sich: Was soll mit Sanktionen eigentlich 
erreicht werden? Herr Kollege Verheugen, der Ver-

gleich mit der COCOM-Liste hinkt nicht einmal. Sie 
sollten sich einmal etwas damit beschäftigen, was mit 
ihr eigentlich erreicht werden soll. Hier geht es näm-
lich um technisches Know-how, das möglicherweise 
im militärischen Bereich gegen uns verwendet wer-
den könnte. Sie wollen aber, auch wenn Sie es hier 
anders ausgedrückt haben, mit den Sanktionen eine 
Bestrafungsaktion durchführen. 

(Verheugen [SPD]: Eben gerade nicht!) 

—Sie haben das verbal hier bestritten, aber in Wirk-
lichkeit dient es zu nichts anderem. 

(Verheugen [SPD]: Ich lasse mich nicht gerne 
als Lügner bezeichnen!) 

Meine Damen und Herren, Sie müssen sich deshalb 
schon die Frage gefallen lassen — vielleicht wird sie 
ein weiterer Redner beantworten — : Was wollen Sie 
damit eigentlich erreichen? Sie haben gefordert, daß 
man sich nicht mehr der Ausfuhr von Rohstoffen aus 
Südafrika bedient. Ja, cui bono, kann ich nur sagen. 
Die Ausfuhr an Gold, an Mineralien, an sonstigen 
Rohstoffen, an Metallen, an Edel- und Halbedelstei-
nen ergibt einen Ausfuhranteil von 80 %. Wenn diese 
Exporte zum Erliegen kämen, dann müßten die Berg-
werke schließen, und damit wären gravierende Ein-
kommens- und Beschäftigungsverluste gerade für die 
Bevölkerungsteile verbunden, deren Sorgen Sie hier 
angeblich vertreten. 

Ein lückenloser Handels-, Investitions- und Finanz-
boykott, der eingehalten würde, würde die Wirtschaft 
des Landes insgesamt ruinieren; das müssen wir se-
hen. Die Hauptleidtragenden einer solchen Sank-
tionspolitik wären die Beschäftigten. Im Bergbau sind 
dies vor allen Dingen die schwarzen Arbeitskräfte. In 
der Industrie würden, zugegeben, auch weiße Ar-
beitskräfte davon betroffen, die ein höheres Qualifika-
tionsniveau aufweisen. 

Noch gravierender wären die Folgen für die 
schwarzen Nachbarstaaten der südafrikanischen Re-
publik. Eine schwere wirtschaftliche Rezession in der 
südafrikanischen Republik hätte mit Sicherheit den 
wirtschaftlichen Zusammenbruch des gesamten Be-
reichs um die südafrikanische Republik im südlichen 
Afrika zur Folge; denn wir wissen doch, daß viele die-
ser Länder wirtschaftlich sehr eng mit Südafrika zu-
sammenarbeiten, um nicht zu sagen, daß sie von Süd-
afrika in großen Teilen wirtschaftlich sogar abhängig 
sind. 

(Toetemeyer [SPD]: Abhängig gehalten wer

-

den!) 

—Handel mit Südafrika zu treiben ist deren freiwil-
lige Entscheidung. 

(Toetemeyer [SPD]: Keine Ahnung!) 

Was heißt hier „abhängig gehalten werden"? Nie-
mand ist gezwungen, das zu tun. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sanktio-
nen sollen angeblich den wirtschaftlichen Zusammen-
bruch des — wie Sie das nennen — Apartheid-Re-
gimes, den Abbau der weißen Privilegien und eine 
Verschlechterung des bisherigen hohen weißen Le-
bensstandards bewirken. Durch die Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Lage der schwarzen Bevölkerung 
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solle endlich die ersehnte Revolution ausgelöst wer-
den. Angeblich würde eine durch Sanktionen er-
zwungene totale Kapitulation einem demokratischen 
Südafrika dann den Weg ebnen. Glauben Sie das 
wirklich? Ich meine, diese Vorstellung kann man nur 
als naiv bezeichnen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr gut!) 
Zur Frage der wirtschaftlichen Sanktionen hat es 

innerhalb des größten gewerkschaftlichen Dachver-
bandes CUSATU eine heftige Diskussion gegeben. Im 
Endergebnis hat sich in diesem Verband eine Mehr-
heit für Sanktionen ausgesprochen. Aber es ist immer-
hin bemerkenswert, daß sich in diesem Verband, der 
weiß Gott nicht im Verdacht steht, ein besonderer 
Freund der weißen Bevölkerung zu sein, immerhin 
eine Minderheit gegen wirtschaftliche Sanktionen 
ausgesprochen hat. Man hat hier erkannt, zu welchem 
Ergebnis solche Sanktionen führen würden, nämlich 
zur Arbeitslosigkeit und zum wirtschaftlichen Unter-
gang für diejenigen, denen man angeblich mit sol-
chen Sanktionen zu Hilfe kommen will. Es ergäben 
sich Nachteile für a lle, für Weiße, für Schwarze, für 
Farbige, für Asiaten. Die Folgen hat das gesamte süd-
liche Afrika zu tragen. 
Das sind andere Auswirkungen, als sie in Ihren An-

trägen hier heute dargestellt werden. Diese Sanktio-
nen würden den Verhandlungsprozeß verzögern, weil 
er den Anstiftern von Gewalt und Einschüchterung 
Auftrieb gibt und weil sie es dann nicht mehr für nötig 
halten würden, an den Verhandlungstisch zu kom-
men. Sie werden in ihrem Entschluß ermutigt, weiter-
hin Gewalt anzuwenden, um ihre politischen Ziele zu 
erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Toetemeyer? 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Nein. 
Die südafrikanische Regierung ist nicht gegen Re-

formen. Sie ist dabei, eine neue Ordnung zu schaffen, 
die auf demokratischen Grundsätzen und auf der An-
erkennung der Vielfalt der in Südafrika lebenden 
Menschen aufbaut. Das Hauptziel ist es, Verhandlun-
gen herbeizuführen, um ein gegenseitig akzeptiertes 
demokratisches Regierungssystem in Südafrika zu 
schaffen. Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, müssen sich entscheiden, ob Sie die Entwick-
lung in Südafrika in Richtung auf eine Verbreitung 
der Demokratie, in Richtung auf Gerechtigkeit und 
Frieden fördern wollen oder ob Sie Ihren Beitrag 
durch das Fordern von sinnlosen und gefährlichen 
Sanktionen leisten wollen, die Südafrika ins Chaos 
treiben. 
Sie haben hier schon vorher gesagt: Jetzt kommt 

Buthelezi. Ist es wirklich richtig, wenn man solche 
moderaten Sprecher wie Buthelezi überhört, die den 
Westen beschwören, von Sanktionen abzusehen, daß 
man dies einfach nicht zur Kenntnis nimmt? Ich 
meine, daß die Politik der südafrikanischen Regierung 
von der Einsicht bestimmt ist, in der Vergangenheit 
Fehler gemacht zu haben, auch Versäumnisse began-
gen zu haben, daß sie aber heute doch von der Bereit-
schaft bestimmt ist, versäumte Reformen nachzuholen  

und einen Wandel hin zu mehr Gleichheit und zu 
mehr Gerechtigkeit herbeizuführen. Dies ist für uns 
bisher zu langsam erfolgt — an dieser Feststellung 
gibt es keinen Zweifel — , und wir erwarten eine Be-
schleunigung dieses Wegs. Wir fordern eine Be-
schleunigung dieses Wegs. 
Unser Beitrag dazu kann aber nicht sein, wirtschaft-

liche Sanktionen zu ergreifen, sondern wir wollen un-
seren Beitrag dazu im Dialog leisten. Jeder ist dazu 
aufgerufen. Dialog ist der richtige, Sanktionen wären 
der falsche Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westpahl: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Es ist erst wenige Tage her, daß die Bun-
desregierung wieder einmal auf der internationalen 
Anklagebank saß; denn als sich am vergangenen Wo-
chenende in Kopenhagen die Regierungschefs der 
EG-Mitgliedsländer zu ihrem Gipfel trafen, tagten zur 
gleichen Zeit in Kopenhagen Vertreter von mehr als 
70 Antiapartheid-Organisationen, von Kirchen und 
Parteien aus elf EG-Staaten, um endlich ein klares 
und entschiedeneres Vorgehen der Europäischen 
Gemeinschaft gegenüber dem südafrikanischen 
Apartheid-Regime einzufordern. Zu Recht richtete 
sich der Protest der Anwesenden ganz besonders auch 
gegen die Bundesregierung, die weltweit als Bremser 
verbindlicher Sanktionsbeschlüsse, als einer der letz-
ten unermüdlichen Unterstützer des Apartheid-Regi-
mes gilt. 
Mehr als ein Jahr ist vergangen, seit sich der Bun-

destag zum letztenmal mit der Lage in Südafrika be-
faßt hat. Schon damals mußte Herr Kollege Hornhues 
eingestehen, daß die von der Kohl-Regierung erwar-
teten „positiven Veränderungen" in Südafrika ausge-
blieben seien. 

Man hat 
— so sagte er damals wörtlich — 

wohl eher den Eindruck, daß man weiter denn je 
von einer Lösung der Probleme, von der Beendi-
gung der Apartheid entfernt ist. 

(Toetemeyer [SPD]: Da hat er Recht!) 
Um wieviel mehr gilt diese Feststellung heute. Will 

dieser Bundestag heute erneut feststellen, daß wir 
weiter denn je von einer Lösung der Probleme entfernt 
sind? Wollen sich die Kolleginnen und Kollegen der 
CDU/CSU-Fraktion wieder hinter neuen trügerischen 
Hoffnungen verstecken und sich wieder dagegen aus-
sprechen, daß die Bundesrepublik endlich durch um-
fassende und verbindliche Sanktionen ihren Beitrag 
dazu leistet, daß das Unrecht in Südafrika ein Ende 
hat? Ohne daß die fünf wichtigsten Handelspartner 
Südafrikas, zu denen die Bundesrepublik zählt, end-
lich verbindliche Sanktionen gegen dieses menschen-
verachtetende Unrechtssystem in Südafrika verhän-
gen, wird sich auch in naher Zukunft nichts ändern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Südafrikas Propagandamaschine will uns zur Zeit 

wieder einmal die Reformbereitschaft des Botha-Regi- 
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mes vorgaukeln. Aber weder die Freilassung Govan 
Mbekis noch der angekündigte Abzug südafrikani-
scher Truppen aus Angola, erst recht nicht die Ände-
rung des Group Areas Act haben etwas mit Reform zu 
tun. Denn wie steht es beispielsweise um die Freilas-
sung der anderen politischen Gefangenen, um die 
Aufhebung des Verbots oppositioneller Organisatio-
nen und Parteien? 

Sie, Herr Kohl — leider ist er nicht hier; ich hätte es 
eigentlich anders erwartet —, haben vor mehr als ei-
nem Jahr eine neue politische Initiative zur Freilas-
sung Nelson Mandelas und der anderen politischen 
Gefangenen sowie zur Aufhebung des Organisations-
verbotes angekündigt. Ich hätte den Bundeskanzler 
gerne gefragt: Was hat er getan, damit diese Initiative 
zum Erfolg führt? 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Professor Horn

-

hues war dabei! Er wird berichten!) 

Nein, seit unserer letzten Debatte über Südafrika 
hat es dort nicht den geringsten Fortschritt gegeben. 
Im Gegenteil: Die Bergarbeiter sahen sich unter exi-
stensgefährdenden Bedingungen zu einem landes-
weiten Streik gezwungen, wie er in der Geschichte 
des Landes bisher einmalig war. Mehr als 4 000 Kin-
der und Jugendliche wurden seit der Verhängung des 
Ausnahmezustandes in Gefängnisse geworfen und 
werden dort immer noch gefangengehalten. 

(Lowack [CDU/CSU]: Das ist falsch!) 

Unüberhörbar sind die Protestrufe internationaler Ju-
ristenkommissionen, die vor wenigen Monaten von 
grausamer Folter an Kindern und Jugendlichen be-
richtet haben. Die Pressezensur wurde verschärft, um 
die letzten öffentlichen oppositionellen Stimmen im 
Land noch totaler unterdrücken zu können. Zwei 
Apartheid-Gegner wurden zum Tode verurteilt und 
hingerichtet, 32 weitere sitzen in den Todeszellen. 
Gerade in diesen Tagen hat die oberste Revisionsin-
stanz in Südafrika wieder gegen sechs Apartheid

-

Gegner die Todesurteile bestätigt. 

Dieses Regime bedeutet nicht nur Rassismus, Folter, 
Terror, Ausbeutung und Unterdrückung nach innen, 
sondern auch Terror, Krieg und Instabilität nach au-
ßen. Der Krieg, den dieses Regime seit Jahren gegen 
seine Nachbarstaaten führt, hat Hunderttausende von 
Menschenopfern gefordert. Das ist die erschreckende 
Bilanz, für die auch die Politik dieser Bundesregie-
rung mitverantwortlich ist. 

Die GRÜNEN werden im kommenden Jahr ver-
stärkt auf die südafrikanische Destabilisierungspoli-
tik gegenüber den Frontstaaten aufmerksam machen. 
Als ersten Höhepunkt werden wir im Rahmen einer 
gemeinsamen Kampagne von Hilfswerken und Soli-
daritätsgruppen eine öffentliche Anhörung mit Ver-
tretern aus Mosambik im Bundestag durchführen. 

Wir begrüßen, daß der Herr Bundeskanzler vor we-
nigen Wochen Mosambik besucht und Nahrungsmit-
telhilfe sowie weitere Unterstützung zugesagt hat. 
Sein politisches Auftreten dort wie auch seine Erklä-
rung vor wenigen Tagen anläßlich der Haushaltsde-
batte aber geben keinen Anlaß zu der Hoffnung, daß  

sich die Südafrikapolitik dieser Bundesregierung än-
dern könne. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zwar hat er den Terror der RENAMO-Truppen verur-
teilt, dabei aber hat er systematisch verschwiegen, 
daß das südafrikanische Apartheid-Regime die 
Schuld an der Destabilisierung der ganzen Region 
trägt. 

(Toetemeyer [SPD]: So ist es!) 

Er sprach sich nach wie vor gegen Sanktionen gegen 
das Apartheid-Regime aus, nicht zuletzt mit dem Ar-
gument — was wir immer wieder hören — , daß darun-
ter besonders die Schwarzen in Südafrika und die 
Menschen in den Frontstaaten zu leiden hätten. 

Warum verschweigen Sie, Herr Bundeskanzler, daß 
sich Ihre Gesprächspartner in Mosambik eindeutig für 
Sanktionen aussprechen? Wenn dieses Argument 
schon angeführt wird, muß sich der Bundeskanzler 
auch die Frage gefallen lassen: Was hat er denn getan, 
um den Frontstaaten das Überleben auch mit Sanktio-
nen und deren Auswirkungen zu erleichtern? Nichts 
haben Sie dazu beigetragen. CDU und CSU lehnen 
bis heute beispielsweise jeden finanziellen Beitrag 
zum sogenannten Afrika-Fonds der Blockfreien ab, 
der die Frontstaaten in ihrem Widerstand gegen das 
Apartheit-System stärken soll. 

Sie, Herr Bundeskanzler, sprechen jetzt wieder von 
Reformen und von Dialog. Zu welchen Reformen, zu 
welchem Dialog war denn dieses von Ihnen ge-
schützte Regime bisher bereit und in der Lage? Wel-
che zukünftigen Reformen wollen Sie in Aussicht stel-
len? 

Herr Bundeskanzler, Ihre Regierung hat, kaum sind 
Sie aus Maputo heimgekehrt, der Öffentlichkeit ge-
zeigt, was Sie unter Reformen verstehen. Ein Mitglied 
Ihres Kabinetts, Staatssekretär Lengl vom Ministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, hat am Wo-
chenende an den Feierlichkeiten zur zehnjährigen 
Unabhängigkeit des Homelands Bophuthatswana 
teilgenommen und sich dort, wie die FAZ von diesem 
Montag berichtet, offiziell als Mitglied der Bundesre-
gierung feiern lassen. Dies ist der dritte Versuch in 
den letzten Monaten, daß Mitglieder Ihrer Regierung 
Vorstöße zu einer indirekten Anerkennung der süd-
afrikanischen Homeland-Politik betreiben. 

Herr Staatsminister Schäfer, wir fordern Sie auf, sich 
noch heute unmißverständlich von diesem Schritt zu 
distanzieren und diese Politik ausdrücklich zu mißbil-
ligen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ein Zweites erwarten wir heute von Ihnen: ein kla-
res Wort zur Aufklärung und zur Beendigung des bun-
desdeutschen U-Boot-Geschäfts mit Südafrika. 

Die staatseigenen Howaldtswerke-Deutsche Werft 
AG und das Ingenieurkontor Lübeck haben für Süd-
afrika das Kriegsschiff SAS Drakensberg gebaut. Die 
Drakensberg ist ein U-Boot-Mutterschiff, dessen Auf-
gabe darin besteht, die südafrikanischen U-Boot-Ein-
sätze vor den Küsten von Mosambik und Angola zu 
koordinieren. Es ist erwiesen, daß Südafrika U-Boote 



3352 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Dezember 1987 

Frau Eid 

für Sabotageaktionen gegen Hafenstädte und Indu-
strieanlagen der Frontstaaten einsetzt. 

(Lowack [CDU/CSU]: So ein Schmarren!) 

Dank bundesdeutscher Hilfe verfügt dieses Land, wie 
Premier Botha jüngst selbst erklärte, jetzt über genü-
gend Know-how, um eigene U-Boote bauen zu kön-
nen. Botha teilte sogar mit, daß dasselbe Team, das die 
Drakensberg entworfen und gebaut hat, nunmehr 
auch den technischen Hintergrund für den geplanten 
U-Boot-Bau liefern werde. 

Nach allen vorliegenden Informationen handelt es 
sich bei diesem Team um Techniker und Ingenieure 
von HDW und IKL sowie um Südafrikaner, die vor 
allem in der Bundesrepublik bei IKL in Lübeck ausge-
bildet wurden. Dies geht aus den Akten hervor, die 
dem 4. Untersuchungsausschuß des 10. Deutschen 
Bundestages zur Verfügung standen, dem jetzigen 
Untersuchungsausschuß aber vorenthalten werden. 

Wenn sich die Behauptungen der Südafrikaner be-
wahrheiten, handelt es sich nicht nur um einen erneu-
ten eklatanten Bruch des UNO-Rüstungsembargos 
durch bundesdeutsche Firmen, sondern auch um ei-
nen innenpolitischen Skandal ersten Ranges. 

(Lowack [CDU/CSU]: Ein Skandal ist Ihre 
Rede und Ihre Behauptung, Frau Kollegin!) 

Denn es ist völlig undenkbar, daß eine derart weitge-
hende Rüstungskooperation den hiesigen staatlichen 
Stellen verborgen bleiben kann. 

Die Kieler Affäre hat gezeigt, wie leicht es möglich 
ist, daß hohe Staatsbeamte, Regierungsmitglieder und 
selbst Ministerpräsidenten die Öffentlichkeit syste-
matisch belügen. Nach der Botha-Äußerung verstärkt 
sich der Verdacht, daß auch beim U-Boot-Geschäft die 
Unwahrheit gesagt wird. 

Die Öffentlichkeit ist um so mißtrauischer gewor-
den, als die Bundesregierung und die Regierungsfrak-
tionen alles unternehmen, um die vom Bundestag ge-
wünschte Aufklärung des U-Boot-Skandals zu verhin-
dern. Finanzminister Stoltenberg weigert sich — mit 
Ihrer Unterstützung, wie wir ja soeben gesehen ha-
ben — , auf das bundeseigene Unternehmen HDW 
Druck auszuüben, dem Untersuchungsausschuß Ak-
ten zur Verfügung zu stellen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Frau Kollegin, jetzt 
werden Sie unsachlich!) 

Obwohl Bundeswirtschaftsminister Bangemann 
und Finanzminister Stoltenberg die ganze Angele-
genheit eigentlich unmittelbar an die Staatsanwalt-
schaft hätten abgeben müssen, geschah nichts der-
gleichen. Ein schwerwiegender Verstoß gegen das 
UNO-Rüstungsembargo gegen Südafrika wird als lä-
cherliche Ordnungswidrigkeit behandelt. 

(Lowack [CDU/CSU]: Ein großer Krampf ist 
das!) 

Ist diese Straffreiheit für die Rüstungsmanager der 
Preis dafür, daß die Bundesregierung nicht belastet 
wird? Ob in Südafrika tatsächlich gebaut wird oder 
nicht, war nie Gegenstand der Ermittlungen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Jetzt haben Sie 
eine üble Phantasie!) 

Herr Bundeskanzler, spenden Sie nicht nur Reis an 
Mosambik, tun Sie etwas gegen die Kriegsmaschine-
rie des Apartheid-Regimes! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Lassen Sie mich abschließend noch einmal unsere 
Forderungen zusammenfassen: 

Erstens. Wir fordern den Außenminister oder in sei-
ner Stellvertretung den Herrn Staatsminister auf, sich 
eindeutig vom Auftritt des Herrn Staatssekretärs 
Lengl in Bophuthatswana zu distanzieren und sein 
Vorgehen zu mißbilligen. 

Zweitens. Wir erwarten, daß Herr Minister Gen-
scher sich gegenüber der südafrikanischen Regierung 
mit allen Mitteln dafür einsetzt, daß die sechs von der 
Hinrichtung unmittelbar bedrohten Apartheidgegner 
begnadigt werden. 

Drittens. Wir fordern den Bundeskanzler auf, sich 
endlich für die Freigabe aller erforderlichen Akten an 
den U-Boot-Auschuß einzusetzen. 

Darüber hinaus verweisen wir auf unseren Antrag, 
der hier zur Abstimmung vorliegt. Wir warten auf die 
geforderte Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
und wünschen, gemeinsam mit den Kolleginnen und 
Kollegen aller Fraktionen im Auswärtigen Ausschuß 
möglichst bald eine öffentliche Anhörung zum Thema 
Südafrika durchzuführen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Irmer. 

Irmer (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Zunächst weise ich mit aller Entschiedenheit 
alle Versuche zurück, die hier von seiten der GRÜ-
NEN kamen, uns in eine Art Sympathiestellung oder 
Komplizenschaft mit dem Apartheid-Regime hinein-
zumanövrieren. 

(Beifall bei der FPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Nickels [GRÜNE]: Sa

-

gen Sie mal, wie es praktisch ist!) 

Frau Kollegin, wir lassen uns von niemandem über-
treffen, wenn es um die Verurteilung dieses verab-
scheuungswürdigen Systems geht. 

(Jungmann [SPD]: Das ist wahr; aber was tun 
Sie in der Praxis?) 

— Moment! Ich komme ja darauf, Herr Kollege. 

Ich weise aber darauf hin: Es ist doch völlig absurd, 
hier einen einzigen Vorschlag zu machen, nämlich 
Sanktionen zu verhängen, und dann das hochzustili-
sieren und zu ideologisieren und zu sagen: Das löst 
das ganze Problem. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Ich habe viel mehr ge

-

sagt!) 
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Auf der anderen Seite sollte niemand der Versu-
chung erliegen, das Regime in Südafrika zu verharm-
losen. 

(Zuruf des Abg. Jungmann [SPD]: Wie Herr 
Bötsch!) 

Es gibt meines Wissens auf der ganzen Welt kein 
Regime, das die Frage, ob ein Mensch alle Rechte hat, 
ob ein Mensch weniger Rechte hat oder ob ein 
Mensch gar keine Rechte hat, nur davon abhängig 
macht, welche Hautfarbe dieser Mensch hat. Das süd-
afrikanische Regime gesteht den schwarzen Men-
schen dort unten nicht einmal die Staatsangehörigkeit 
zu. Und wenn es wahr sein sollte, daß ein Mitglied der 
Bundesregierung — dann allerdings wohl nur in pri-
vater Eigenschaft — 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜNEN 
— Zuruf von der SPD: Wie geht das denn?) 

an Jubiläumsfeierlichkeiten in Bophuthatswana teil-
genommen hat, dann muß auch ich dies für meine 
Fraktion mißbilligen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Denn Bophuthatswana ist von niemandem anerkannt, 
und zwar mit vollem Recht. Diese Homelands sind 
Gebilde, die nicht lebensfähig sind und die auf der 
Landkarte willkürlich zusammengestückelt sind; man 
schaue sich den Fleckerlteppich Bophuthatswana ein-
mal an. Damit können und wollen wir nichts zu tun 
haben. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Das unhaltbare Apartheid-Regime führt natürlich 
dann auch dazu, daß hemmungslose Polizeistaatsme-
thoden angewendet werden. Wir sollten nicht so tun, 
als ob die angeblichen Reformen, die die Regierung 
jetzt durchgeführt hat, auch nur annähernd geeignet 
wären, von dem Problem irgend etwas zu lösen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Es handelt sich im wesentlichen um kosmetische Kor-
rekturen, die nur geeignet sind, die Weltöffentlichkeit 
über den nach wie vor bestehenden wahren Charak-
ter des Regimes zu täuschen. 

Jetzt hat man den Immorality Act angeblich abge-
schafft. Das mag ja sehr wohl so sein. Aber ich frage 
einmal: Was ist denn die Folge? Jetzt dürfen also 
schwarze und weiße Menschen zusammen Kinder 
zeugen. Ich frage: Was geschieht dann? Dann kommt 
ein Mischlingskind zur Welt, das dann gleich als 
coloured, als farbig, klassifiziert, in eine Schublade 
gesteckt wird und von vornherein weniger Rechte hat 
als sein weißer Vater oder seine weiße Mutter, dafür 
aber etwas mehr Rechte als der jeweils ganz schwarze 
Vater oder die ganz schwarze Mutter. Meine Damen 
und Herren, dies ist unter gar keinem Gesichtspunkt 
hinzunehmen. Man darf nicht müde werden, dies im-
mer wieder zu betonen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN — Zuruf von der SPD) 

— Ja, das ist eine weitere Frage; das ist sicher richtig, 
was Sie hier sagen. — 

Weshalb empören wir uns so über die Zustände in 
Südafrika? Doch deshalb, weil die Regierung in Süd-
afrika auch noch in Anspruch nimmt, sie täte all dies 
im Interesse der westlichen Werte und Ideale. Da wird 
dies doch sogar im Namen des Christentums gerecht-
fertigt. Da wird doch gesagt, das diene dem Kampf 
gegen den Kommunismus, den in Afrika natürlich nie-
mand will und der in Afrika auch nichts zu suchen hat. 
Aber dann muß sich die Regierung fragen lassen, 
warum sie — entsprechend ihrer eigenen Logik — 
nicht nur gegen Angehörige des ANC einschreitet, 
der ja bekanntermaßen auch Gewalt anwendet, son-
dern vorgestern auch den hochangesehenen Eric Mo-
lobi verhaftet hat, Angehörigen des Vorstandes der 
United Democratic Front, die sich ausdrücklich nur zu 
friedlichen Mitteln bekennt und diese anwendet. Die-
ser Mann ist verhaftet worden. Die Regierung ist völlig 
unglaubwürdig, wenn sie vorgibt, Gewalt bekämpfen 
zu wollen und dann auch solche Menschen festsetzt 
und an der Ausübung des Widerstandes, des friedli-
chen Widerstandes hindert, die sich hierzu ausdrück-
lich bekennen. Die Regierung entlarvt sich von Tag zu 
Tag doch selbst. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Zuruf von der SPD: Herr Bötsch, zu

-

hören! — Dr. Vogel [SPD]: Das paßt ihm 
nicht!) 

Meine Damen und Herren, es wird hier in der Bun-
desrepublik hin und wieder gesagt, man müsse die-
sem Regime weniger kritisch gegenüberstehen, weil 
deutsche Interessen auf dem Spiele stünden: Roh-
stofflieferungen, die strategisch wichtige, sehr wich-
tige Position Südafrikas am Kap. Aber, meine Damen 
und Herren, eine solche Argumentation wäre ganz 
kurzsichtig. Denn eines Tages wird die schwarze 
Mehrheit in Südafrika regieren. Wie sollen unserer 
Beziehungen zu dieser schwarzen Regierung dann 
ausschauen, wenn wir in der Tat nicht alles getan 
haben, um den Menschenrechten zum Durchbruch zu 
verhelfen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Unsere Glaubwürdigkeit auf dem gesamten Konti-
nent steht auf dem Spiel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Es darf auch nicht der Anschein der Komplizenschaft 
mit diesem Regime entstehen, 

(Toetemeyer [SPD]: Das ist genau der 
Punkt!) 

weil wir sonst in Afrika auf dem gesamten schwarzen 
Kontinent mit niemandem mehr reden können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie der 
Abg. Frau Hensel [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, was tut man, um die 
Verhältnisse dort zu verändern? Hier setzt jetzt meine 
Kritik an der Opposition ein. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, Augenblick! 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Und wie ist es mit 
den Regierungsfraktionen? Üben Sie erst 

einmal Selbstkritik!) 
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— Jetzt hören Sie mir doch bitte zu! — Sie sagen: 
Durch allgemeine Wirtschaftssanktionen kann die Si-
tuation verbessert werden. Ich will Ihnen eines sagen: 
Wenn ich wüßte, daß ich das Apartheid-Regime in 
absehbarer Zeit zum Verschwinden bringen könnte, 
wenn wir allgemeine Wirtschaftssanktionen verhän-
gen würden, dann wäre ich der erste, der sich dafür 
aussprechen würde. Aber Sie kennen doch die Buren, 
Sie wissen doch, wie sie reagieren. Glauben Sie denn 
wirklich, daß die Apartheid über Nacht verschwinden 
würde? Und ob Sanktionen wirken würden oder nicht, 
ist eine zweite Frage. 
Meine Damen und Herren, wir haben im Auswärti-

gen Ausschuß beschlossen, daß wir eine Delegation in 
die Länder des südlichen Afrika schicken, die berich-
ten soll. Es wird Aufgabe des Ausschusses sein, sehr 
sorgfältig zu prüfen, mit welchen Sanktionen man 
Druck wirkungsvoll ausüben kann. Aber ich bin es 
leid, immer wieder diese ideologischen Anschuldi-
gungen zu hören: Weil ihr Sanktionen nicht zustimmt, 
seid ihr für die Apartheid. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Heiße Luft! — Voigt 
[Frankfurt] [SPD]: Sie tun nur nichts dage-

gen, das ist das Problem!) 
Das ist nicht hinnehmbar. 
Auch heute wurde schon gesagt: Selbst die Schwar-

zen in Südafrika sind geteilter Meinung darüber, ob 
man Sanktionen verhängen sollte oder nicht. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sogar die Schwar-
zen hier im Parlament sind darüber unter-

schiedlicher Meinung!) 
Herr Kollege Voigt, lassen Sie mich Ihnen folgendes 
sagen. Es gibt Schwarze, die sagen „Wir sind dage-
gen", und es gibt Schwarze, die sagen „Wir sind da-
für". Wir müssen uns sehr sorgfältig überlegen, ob wir 
ohne weiteres das Argument zurückweisen, wir träfen 
bei wirkungsvollen Sanktionen genau diejenigen, de-
nen wir eigentlich helfen wollen. Das wische ich nicht 
mit einer Handbewegung vom Tisch. 
Ferner muß ich auf folgendes hinweisen: Viele von 

denen, die dieses behaupten, sind solche, die mit Si-
cherheit ihren Arbeitsplatz nicht verlieren würden, 
wenn die Sanktionen greifen sollten. Es sind zum Teil 
— ohne daß ich diesen Menschen etwas unterstellen 
will — Leute, die dieses zusätzliche Leiden, von dem 
in diesem Zusammenhang die Rede ist, gar nicht per-
sönlich auf sich nehmen müßten. Diejenigen, die sa-
gen „Wir haben jetzt so lange gelitten, auf ein bißchen 
mehr oder weniger kommt es da auch nicht mehr an! ", 
sind meistens solche, die davon nicht betroffen wä-
ren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Toete-
meyer? Wenn Sie die Frage zulassen, halte ich die 
Uhr an. 

Irmer (FDP): Dann lasse ich die Zwischenfrage zu. 

Toetemeyer (SPD): Herr Kollege, ich stimme Ihnen 
zu, daß man über die Frage, in welcher Weise die 
Sanktionen auf die Buren wirken, unterschiedlicher 
Meinung sein kann. Würden Sie mir zustimmen, daß 
unsere amerikanischen Kollegen in beiden Häusern  

des Kongresses sich diese Frage sehr ernsthaft über-
legt und dennoch mit Zweidrittelmehrheit wirtschaft-
liche Sanktionen beschlossen haben? 

Irmer (FDP): Darf ich Ihnen die Gegenfrage stellen, 
Herr Kollege, was diese wirtschaftlichen Sanktionen 
denn inzwischen bewirkt haben. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Weil es keine interna

-

tionale Solidarität gibt!) 
Herr Kollege, ich habe das zur Kenntnis genommen. 
Ich will ja nur, daß auch Sie einsehen, daß man, ohne 
ein Freund der Apartheid oder des Regimes zu sein, 
sehr wohl daran zweifeln kann, ob Sanktionen dieser 
Art der Weisheit letzter Schluß sind. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sie dürfen aber 
nicht nichts tun!) 

Diese Anträge gehen jetzt in den Ausschuß. Wir 
werden uns sehr sorgfältig, sehr intensiv und sehr 
ernsthaft damit beschäftigen müssen. Wir müssen 
überlegen: Was können wir tun, um diese entsetzli-
chen Verhältnisse in Südafrika endlich zu beenden? 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Nickels [GRÜNE]: 
Empörung ohne Folgen! Keine Konsequen

-

zen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Staatsminister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir beschäf-
tigen uns heute erneut mit Südafrika. Wir haben im 
Laufe der letzten Jahre kaum ein außenpolitisches 
Thema so häufig behandelt wie dieses. Hierfür gab es 
und gibt es gute Gründe, wie das heute in einigen 
Reden auch bereits anklang. 
Lage und Entwicklung in Südafrika sind unverän-

dert Anlaß zu großer Sorge. Die Ursachen der Fried-
losigkeit in diesem Land sind nicht behoben. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 
Fast täglich werden wir mit ihren schlimmen Folgen 
konfrontiert: Gewalt und Unrecht, deren Opfer zahl-
reiche Menschen und häufig sogar Kinder sind. Süd-
afrika ist das einzige Land der Welt, meine Damen 
und Herren, das die Mehrheit der eigenen Bevölke-
rung politisch und sozial ausbürgert, indem es Men-
schenrechte und Lebenschancen nach Hautfarbe zu-
teilt. Daran gibt es keinen Zweifel. 

Wenn es nicht bald gelingt, das verkrustete Apart-
heidssystem und Apartheidsdenken zu überwinden, 
wird sich die Eskalation der Gewalt fortsetzen und 
allen Bemühungen um einen friedlichen Wandel ein 
Ende bereiten. 

Meine Damen und Herren, bevor ich auf einzelne 
Fragen und Probleme eingehe, möchte ich feststellen: 
Die Südafrikapolitik der Bundesregierung stützt sich 
auf ein festes Fundament. Sie ist in ihren Kernberei-
chen in den Antworten der Bundesregierung auf An-
fragen aus dem Bundestag festgeschrieben. Ich nenne 
hier nur die wichtigsten: vom 21. Dezember 1983, vom 
14. April 1986 und vom 27. Mai 1986 über die verbind- 
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liche Regierungspolitik zu Südafrika und das südliche 
Afrika einschließlich Namibia. Die politischen Aussa-
gen dieser Antworten gelten unverändert und ohne 
Einschränkung auch bezüglich der Feststellungen 
und Forderungen, die die SPD und die GRÜNEN in 
ihren heutigen Anträgen formuliert haben. 

Alle demokratischen Parteien in unserem Lande 
und die große Mehrheit unserer Bevölkerung stim-
men überein: Rassendiskriminierung und Apart-
heidssystem sind Synonyme für Unrecht und für ein 
menschenrechtswidriges Gesellschaftssystem. Apart-
heid und Rassismus sind nicht reformierbar, sie müs-
sen abgeschafft werden. Wir wollen, daß dies friedlich 
geschieht. Gewalt, von welcher Seite und in welcher 
Form auch immer, lehnen wir ab. Sie führt zu Chaos 
und Bürgerkrieg. Dieser verhängnisvolle Prozeß, der 
Südafrika zu zerstören droht, darf nicht weitergehen. 
Konfrontation und Sprachlosigkeit zwischen Minder-
heit und Mehrheit müssen überwunden werden. 
Schwarz und Weiß müssen sich endlich am Verhand-
lungstisch treffen, um gemeinsam in einem nationalen 
Dialog über eine neue politische Ordnung zu beraten, 
die allen Südafrikanern gleiche Menschen - und Bür-
gerrechte garantiert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Mit der Umkehr müssen allerdings diejenigen be-
ginnen, die die Macht haben und die politische Ver-
antwortung für ihre Ausübung tragen. Einen nationa-
len Dialog kann es ja nur geben, wenn die südafrika-
nische Regierung die Voraussetzungen dafür schafft. 
Dazu gehören die Beendigung des Ausnahmezustan-
des, der nun schon seit Juni 1986 anhält, und die Wie-
derherstellung der Presse - und Meinungsfreiheit, die 
Entlassung von Nelson Mandela und aller anderen 
politischen Gefangenen aus dem Gefängnis. 

Am Montag — Herr Irmer hat darauf hingewie-
sen — haben wir erfahren, daß der UDF-Politiker Eric 
Molobi verhaftet worden ist, mit dem Bundesminister 
Genscher noch im November in Bonn gesprochen hat 
und mit dem auch der Bundespräsident und der Bun-
deskanzler im vergangenen Jahr zusammengetroffen 
sind. Wir haben seine Freilassung gefordert. Wer poli-
tische Gegner ins Gefängnis wirft, anstatt mit ihnen 
über die Zukunft des Landes zu reden, der vertieft die 
Gräben zwischen Schwarz und Weiß und trägt die 
Verantwortung für die Eskalation von Gewalt und 
Gegengewalt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Die politische Opposition — eine weitere Forderung 
— und die Interessenvertreter der Bevölkerungsmehr-
heit dürfen nicht länger kriminalisiert werden. Der 
ANC und die anderen verbotenen Organisationen 
müssen entbannt und als Dialogpartner behandelt 
werden. 

(Zustimmung des Abg. Schmude [SPD]) 

Es führt in eine politische Sackgasse, Politiker wie 
den ANC-Führer Govan Mbeki zu entlassen und sie  

dann durch Redeverbote mundtot zu machen. Was ist 
das für eine Politik, meine Damen und Herren? 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
sowie der Abg. Frau Eid [GRÜNE]) 

Wenn wir über die Lage und Entwicklung in Süd-
afrika seit der letzten Debatte zu diesem Thema spre-
chen, so müssen wir ganz klar sagen — das sagt die 
Bundesregierung, Frau Eid — , daß es bisher leider 
keine echten Fortschritte gegeben hat und auch we-
nig Hoffnung darauf besteht. Präsident Botha selbst 
hat erst vor wenigen Tagen auf dem Jahreskongreß 
der Nationalen Partei der Kap-Provinz erklärt, daß es 
in Südafrika keine politischen Gefangenen gebe. Die 
Tatsachen sehen, wie wir wissen, ganz anders aus. 
Wer die Realität verdrängt oder sie in ihr Gegenteil 
umkehrt, der gibt in der Tat denjenigen recht, die der 
südafrikanischen Regierung jede Glaubwürdigkeit, 
aber auch jede Reformfähigkeit absprechen. Es be-
steht kein Zweifel, Pretoria hält unverändert an den 
Eckpfeilern der Apartheid fest: Das Homeland -Sy-
stem wird aufrecht erhalten, es wird sogar noch aus-
gebaut. Hier werden schwarze Südafrikaner durch 
staatliche Willkür ausgebürgert. Diese Menschen ha-
ben das gleiche Recht auf ihre Heimat und ihre Staats-
angehörigkeit wie ihre weißen Mitbürger. 

Hier, Frau Eid, darf ich auf Ihre Anfrage zurück-
kommen. Sie haben mich aufgefordert, Stellung zu 
nehmen zur Reise von Staatssekretär Lengl. Es ist 
dazu zu sagen: Es gibt für die Bundesregierung keine 
Anerkennung der Homelands als eigenständige Staa-
ten, es gibt nicht die Anerkennung irgendwelcher 
Einrichtungen dieser Art. Homelands sind nach unse-
rer Auffassung und der Auffassung aller westlicher 
Staaten Teil der Republik Südafrika. Wir können nie-
mand daran hindern, dort hinzureisen, und mir ist 
nicht bekannt, daß Herr Lengl im Auftrag der Bundes-
regierung gereist ist. Davon haben wir jedenfalls im 
Auswärtigen Amt bis zur Stunde nichts gehört. Ich 
kann mir das nicht vorstellen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Daß Sie von etwas 
nicht gehört haben, spricht gegen das Aus

-

wärtige Amt! Was ist das für ein Sau

-

laden?) 

— Daß wir nichts davon gehört haben, spricht nicht 
gegen das Auswärtige Amt, Herr Kollege Voigt. Wenn 
Sie das von innen kennen würden, würde auch der 
Begriff „Sauladen" sicher nicht mehr von Ihnen ver-
wendet werden, der leider nicht zurückgewiesen wor-
den ist; ich tue das hiermit. Wir können niemanden 
daran hindern, weder aus Ihrer Fraktion noch aus der 
GRÜNEN-Fraktion, irgendwo hinzufahren und dort 
aufzutreten. Sie müssen zur Kenntnis nehmen, daß es 
sich auch hier nicht um einen offiziellen Auftrag der 
Bundesregierung gehandelt hat. Ich habe Ihnen das 
gerade gesagt. 

(Zuruf von der SPD: Aber Regierungsmit

-

glied!) 

— Regierungsmitglieder reisen gelegentlich auch pri-
vat. Das dürfte Ihnen, Herr Kollege, bekannt sein. 

(Verheugen [SPD]: Wann wird der Mann 
entlassen?) 



3356 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Dezember 1987 

Staatsminister Schäfer 

—Das ist eine Frage, die müssen Sie bitte nicht mir 
stellen. 

Auch das Beispiel von Oukasie — um auf die Situa-
tion in Südafrika zurückzukommen — bei Pretoria 
zeigt, wie die südafrikanische Regierung mit Men-
schen umgeht. Tausende von schwarzen Familien, die 
seit Jahrzehnten in einer Gemeinde zusammenleben, 
werden zwangszweise aus ihren Häusern vertrieben 
und umgesiedelt, weil ihre weißen Nachbarn sie los 
sein wollen. Es gibt immer noch keine ernst zu neh-
menden Initiativen zur Abschaffung der getrennten 
Wohngebiete. Was nützt es, wenn in Südafrika jetzt 
Schwarze und Weiße heiraten dürfen — Herr Irmer 
hat darauf hingewiesen —, sich aber nicht frei ent-
scheiden können, wo sie gemeinsam wohnen und le-
ben wollen? 

Zwar gibt es — das ist in letzter Zeit zu Recht be-
merkt worden — Ansätze zu „grauen" Wohngebieten 
—etwa in einer Vorstadt von Johannesburg —, aber 
sie werden von der Regierung als illegal angesehen. 
Niemand weiß, wie lange die Regierung sie duldet. 

Die Gesetzgebung über das getrennte Erziehungs-
und Gesundheitswesen besteht nach wie vor weiter. 
Die gemeinsame Exekutive für das Homeland Kwa-
zulu und die Provinz Natal ist ein positiver Ansatz, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

aber noch lange kein Durchbruch in Richtung auf eine 
gleichberechtigte Beteiligung aller Südafrikaner an 
der politischen Verantwortung. 

Der Gesetzentwurf der südafrikanischen Regierung 
über die Schaffung eines National Council kann sich 
auf keinen demokratischen Konsens berufen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Sie ist einseitig und vor allem an den Machtinteressen 
der Weißen orientiert. Kein schwarzer Politiker 
—auch Buthelezi nicht — ist bereit, sich an solchen 
Reformdiktaten zu beteiligen. 

Meine Damen und Herren, wir werden unsere kon-
struktive Politik fortsetzen. Unser Ziel ist es, Pretoria 
zum Umdenken zu bewegen, damit eine friedliche 
Überwindung der Apartheid und grundlegende Re-
formen in Südafrika möglich werden. Das bedeutet 
konkret Aufrechterhaltung des politischen Drucks auf 
die südafrikanische Regierung durch strikte Anwen-
dung der restriktiven Maßnahmen so, wie sie in den 
Luxemburger Beschlüssen von 1985 und in den Be-
schlüssen der europäischen Außenminister von 1986 
festgelegt sind. 

Wir werden in Menschenrechtsfragen weiterhin 
deutlich unsere Stimme erheben und gemeinsam mit 
den anderen Europäern unsere politischen und diplo-
matischen Mittel einsetzen, um den Opfern der Apart-
heid zu helfen. Die unter Ausnahmerecht Inhaftierten 
müssen freigelassen werden. Die Zwangsumsiedlung 
muß aufhören und die Homeland-Politik revidiert 
werden. 

Die von den südafrikanischen Gerichten ausgespro-
chenen Todesurteile gegen die „Sharpeville Six" dür-
fen nicht vollstreckt werden. Unser Botschafter hat 
bereits im Namen der Zwölf bei der südafrikanischen 
Regierung demarchiert, um eine Vollstreckung der 
Todesurteile zu verhindern. 

Die Bundesregierung wird ihre Kontakte mit den 
Führern der schwarzen Mehrheit, mit den Kirchen 
und Gewerkschaften weiter ausbauen und intensivie-
ren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Die Zusammenarbeit mit diesen Gruppen und Par-
teien ist ein wichtiger und unverzichtbarer Teil unse-
rer Südafrikapolitik. 

Mit unseren Partnern in der EG sehen wir von Sank-
tionen ab, die über die Beschlüsse der Europäer von 
1985 und 1986 hinausgehen, 

(Frau Eid [GRÜNE]: Sie sollten dafür sorgen, 
daß sie eingehalten werden!) 

weil wir bezweifeln — das ist heute durch Redner der 
Koalition zum Ausdruck gekommen — , daß sie die 
friedliche Beendigung der Apartheid beschleunigen 
könnten. Das gilt auch für die Anträge, die der heuti-
gen Debatte zugrunde liegen. Alle Bundesregierun-
gen haben — unbeschadet ihrer parteipolitischen Zu-
sammensetzung, Herr Kollege Verheugen — die Auf-
fassung vertreten, daß ein Wirtschaftsboykott kein 
geeignetes Mittel der Politik ist. 

Die südafrikanische Regierung muß aber wissen, 
daß unsere Geduld nicht unerschöpflich ist. 

(Jungmann [SPD]: Aber wie lange wollen Sie 
noch warten?) 

Wir werden die Entwicklung in Südafrika weiter kri-
tisch verfolgen. Die von den europäischen Regierun-
gen beschlossenen restriktiven Maßnahmen haben 
wir aus Solidarität und als politisches Signal an Preto-
ria mitgetragen. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht umgesetzt!) 

Unsere Südafrikapolitik wird auch in Zukunft ge-
meinsam mit unseren europäischen Partnern abge-
stimmt werden. Und zu Ihrer Beruhigung in der Oppo-
sition: Wir werden auch mit besonderem Interesse die 
weitere Südafrikapolitik der Vereinigten Staaten zu 
sehen haben, die für uns von großer Bedeutung 
bleibt. 

Die Bundesregierung mißt ebenso wie die anderen 
europäischen Staaten vor allem positiven Maßnah-
men große Bedeutung zu. Sie sind Zeichen der Soli-
darität und Hilfe für die Menschen in Südafrika, die 
durch die Apartheid nicht nur politisch, sondern auch 
beruflich und sozial diskriminiert werden. Diesen Op-
fern der Apartheid wollen wir helfen. 

Die Mittel für diese Maßnahmen sind aufgestockt 
worden. Sie werden auch in Zukunft weiter verstärkt. 
Parallel und die nationalen Programme verstärkend 
engagiert sich auch die Europäische Gemeinschaft 
mit positiven Maßnahmen in Südafrika. Für solche 
europäischen Programme werden für die Jahre 1986, 
1987 über 60 Millionen DM zur Verfügung stehen. 
Auch hieran sind wir finanziell maßgeblich beteiligt. 

Meine Damen und Herren, die von der Apartheid 
ausgehende Friedlosigkeit ist nicht auf Südafrika be-
schränkt. Sie wird durch grenzüberschreitende Ge-
walt und eine destabilisierende Hegemonialpolitik in 
das ganze südliche Afrika getragen. Die jüngsten süd-
afrikanischen Militäraktionen in Angola sind ein Bei-
spiel hierfür. Der provozierende Besuch, meine Da- 
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men und Herren, von Präsident Botha und südafrika-
nischen Ministern bei ihren auf angolanischem Terri-
torium operierenden Truppen wird von der ganzen 
internationalen Staatengemeinschaft zu Recht als 
Ausdruck ungezügelter Machtausübung und arro-
ganter Politik angeprangert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lowack 
[CDU/CSU]: Dann sprechen Sie auch mal 

über Kuba!) 

Die Europäische Gemeinschaft hat dieses Verhalten 
der Südafrikaner in einer Erklärung vom 27. Novem-
ber in schärfster Form verurteilt und den bedingungs-
losen Rückzug der südafrikanischen Soldaten aus An-
gola gefordert. — Herr Kollege Lowack, wir sprechen 
auch über Kuba, und wir haben auch dessen Anwe-
senheit verurteilt; aber wir können nicht akzeptieren, 
daß mit solchen windelweichen Begründungen üble 
Außenpolitik mit dem Überfall auf andere Staaten 
gemacht wird. Das ist nicht hinzunehmen. Das wür-
den Sie dem Osten genauso ankreiden, wie wir das 
den Südafrikanern ankreiden müssen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dafür haben wir uns auch im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen eingesetzt. Aber nicht nur Angola, 
auch Mosambik und andere Regionalstaaten sind Op-
fer dieser Destabilisierungspolitik. 

(Verheugen [SPD]: Die von der CSU unter-
stützt wird! — Jungmann [SPD]: Vom Lo-

wack, der hinreist!) 

Der Bundeskanzler hat in Mosambik den Terror ja 
verurteilt, der dieses Land seit Jahren bedroht und 
zunehmend die Existenzgrundlagen der Bevölkerung 
vernichtet. In den letzten Tagen erreichten uns be-
sorgniserregende Meldungen aus Botsuana, einem 
Staat, den ich im Frühjahr besucht habe. Auch hier 
versucht Pretoria, einem kleinen Nachbarstaat — der 
übrigens ein hervorragendes Beispiel für die Fähig-
keit der Schwarzen gibt, ihren Staat gut zu verwalten, 
was von einigen Vertretern der Apartheid immer wie-
der bestritten wird —, 

(Gansel [SPD]: Von Rassisten!) 

seinen politischen Willen durch die Androhung von 
Gewalt aufzuzwingen. 

Die Bundesregierung wird die bedrängten afrikani-
schen Staaten im Rahmen ihrer Möglichkeiten unter-
stützen. Dies hat der Bundeskanzler in Maputo klar 
gesagt. Wir werden unsere Wirtschaftshilfe an die 
Frontstaaten und ihre Regionalorganisation SADCC 
verstärken. Wir haben unsere Gesprächskontakte, 
wie Sie wissen, mit den afrikanischen Regierungen 
des südlichen Afrika intensiviert. Bundesminister 
Genscher ist im November in Angola gewesen. Der 
Bundeskanzler hat kurz darauf Mosambik besucht. 
Wie wichtig diese politischen Kontakte sind, habe ich 
selbst während meiner ersten Afrika-Reise in diesem 
Jahr nach Angola, Botsuana und Lesotho erfahren. 
Wir setzen diese Politik fort. Der Bundespräsident 
wird sich während seiner bevorstehenden Afrika-
Reise ebenfalls in einen Frontlinienstaat, nämlich 
nach Simbabwe, begeben. Dies sind klare Signale für 
unseren politischen Standort, meine Damen und Her-

ren. Wir hoffen, daß das in Pretoria verstanden 
wird. 

Meine Damen und Herren, zur Erhaltung und Si-
cherung des Friedens im südlichen Afrika gehört aber 
auch die Lösung der Namibia-Frage. Wir bekennen 
uns zu unserer historisch begründeten Verantwortung 
für dieses Land und seine Menschen. Deshalb haben 
wir aktiv am Zustandekommen von Resolution 435 
mitgewirkt, und deshalb wollen wir, daß sie schnell 
und ohne neue Bedingungen implementiert wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Bundesminister Genscher hat sich für eine Wieder-
belebung der Kontakt -Gruppe der fünf westlichen 
Staaten eingesetzt, übrigens auch nach unseren Ge-
sprächen in einigen afrikanischen Staaten, wo diese 
Bitte auch an uns herangetragen worden ist. 

Wir wollen jede Möglichkeit nutzen, die uns einer 
Verwirklichung der Sicherheitsratsresolution 435 nä-
her bringt. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an die-
ser Stelle einen weiteren Satz sagen: Dies alles ge-
schieht — und darauf müssen wir immer wieder hin-
weisen — in engster Abstimmung mit unseren Ver-
bündeten. Wer diese Politik ablehnt oder für überholt 
hält, muß sich darüber klar sein, daß er sich aus dem 
gemeinsamen westlichen Lager entfernt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Bötsch!) 

Auch das muß hier an dieser Stelle einmal sehr deut-
lich gesagt werden. 

Meine Damen und Herren, vor wenigen Wochen 
haben wir auf einer Konferenz der deutschen Bot-
schafter in Schwarzafrika über die Lage auf unserem 
Nachbarkontinent beraten und eine umfassende Be-
standsaufnahme unserer Afrika-Politik vorgenom-
men. In Dakar stand unsere Afrika-Politik mit allen 
ihren politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
sonstigen Aspekten auf dem Prüfstand. Unbeschadet 
einer engagierten Meinungsvielfalt zu Einzelfragen 
hatte die Konferenz ein eindeutiges Ergebnis: Sie be-
stätigte Grundlagen, Zielrichtung, Inhalt und Mittel 
unserer Afrika-Politik. Unsere Missionschefs haben 
mit großem Ernst darauf hingewiesen, daß die Pro-
bleme in Afrika sich in besorgniserregender Weise 
zuspitzen. Dies gilt vor allem für die fundamentalen 
Wirtschaftsprobleme Afrikas. Ich nenne hier die Ver-
schuldungskrise, die die Leistungskraft der afrikani-
schen Volkswirtschaften zu ersticken droht und die 
den Menschen Mut und Hoffnung auf eine bessere 
Zukunft nimmt. In Äthiopien und in anderen Teilen 
des afrikanischen Kontinents steht eine neue Hunger-
katastrophe bevor. Ökologische Fehlentwicklungen 
und die Zerstörung der natürlichen Lebensbedingun-
gen durch Klimaveränderungen, Desertifikation, 
Raubbau an Wäldern und Rohstoffen sind Probleme, 
die nicht auf Afrika beschränkt sind. Sie gehen uns 
alle an. Unser entwicklungspolitisches Engagement 
und unsere Hilfe für die wirtschaftlich schwachen 
Staaten in Afrika sind daher notwendige Investitionen 
in eine gerechte und friedliche Zukunft der Welt. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 
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Ein Vierteljahrhundert internationaler Entwick-
lungspolitik in Afrika hat nicht die Erfolge gebracht, 
die wir uns alle hiervon versprochen haben. Hunger 
und Not, Krankheit und Elend sind nicht überwunden. 
Das Pro-Kopf-Einkommen sinkt von Jahr zu Jahr. 
Alle entwicklungspolitischen Bemühungen werden 
scheitern, wenn es nicht gelingt, den erdrückenden 
Schuldenberg abzubauen und die Leistungskraft der 
afrikanischen Volkswirtschaften zu erhöhen. Diese 
Aufgabe kann nur gelöst werden, wenn alle Beteilig-
ten pragmatisch und vertrauensvoll zusammenarbei-
ten. 

Die Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nationen hat 1986 richtungsweisende Empfehlungen 
zur Überwindung der Wirtschaftsk rise in Afrika auf-
gestellt. Die Industriestaaten werden zu verstärkter 
Hilfeleistung und die afrikanischen Staaten zu wirt-
schaftlichen Reformen aufgerufen. Diese Empfehlun-
gen werden zur Zeit von beiden Seiten umgesetzt. 

Auch der Weltwirtschaftsgipfel in Venedig hat sich 
der Probleme der ärmsten und hochverschuldeten, 
aber reformwilligen Ländern Afrikas südlich der Sa-
hara angenommen. Die daraus resultierende entwick-
lungspolitische Gesamtstrategie trägt erste Früchte. 
Im internationalen Rahmen werden unter erheblicher 
deutscher Beteiligung deutliche Zeichen gesetzt, die 
Bemühungen um wirtschaftliche Reformen in diesen 
Ländern zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, die heutige Debatte un-
terstreicht erneut: Bedeutung und Gewicht der Afri-
kapolitik im Rahmen unserer Außenpolitik ist größer 
geworden. Unsere afrikanischen Freunde und Partner 
—ich hatte eben den Außenminister von Uganda hier, 
den ersten Außenminister dieses Landes, der die Bun-
desrepublik besucht hat — können sich auf unsere 
solidarische Hilfe und Unterstützung verlassen. 

(Verheugen [SPD]: Das stimmt nicht! Das ist 
nicht wahr! Da war schon einmal eine schöne 
Außenministerin da! In den 70er Jahren!) 

—Ich sagte ja auch: der erste Außenminister. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich habe sehr deutlich gemacht, daß es sich nicht um 
eine Ministerin gehandelt hat. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das war wieder 
nicht geschlechtsneutral!) 

Die westlichen Demokratien werden sich weder 
heute noch morgen mit Apartheid und Rassendiskri-
minierung abfinden. Europa muß und wird Afrika in 
seiner Not nicht allein lassen, sondern auch weiterhin 
mithelfen, die wirtschaftlichen Probleme in unserem 
Nachbarkontinent zu lösen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Eine liberale Zeitung, so sagt  

man, ist eine Zeitung, die im politischen Teil das be-
klagt, was sie im Wirtschaftsteil mit anrichtet. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Und als liberaler Politiker, Herr Kollege Irmer — da-
mit komme ich zu Ihnen — , haben Sie uns heute ein 
Beispiel dafür geboten, wie man in ein und derselben 
Rede politisch vortreffliche Fragen stellen kann und in 
den wirtschaftlichen Konsequenzen diesen beharrlich 
ausweichen, mit anderen Worten: jede Folgerung aus 
dem vermissen lassen kann, was man sich eben selbst 
als Aufgabe aufgestellt hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Da treiben Sie uns Sozialdemokraten durch Ihre sehr 
richtigen Darlegungen von einem Applaus in den an-
deren. Wenn unsere Spannung gewachsen ist, zu hö-
ren, was Sie nun für Konsequenzen daraus ziehen, 

(Irmer [FDP]: Dann hören Sie auf zu 
denken!) 

kommt eine große Null. Dann erzählen Sie uns, man 
wisse ja nicht, wie die Buren reagieren werden. 
Wie die Buren heute reagieren, kann man überall 

nachlesen. Sie sind dankbar für die Wirtschaftsbezie-
hungen, die florieren, und sie empfinden sie als per-
manente Bestätigung ihrer Politik. So reagieren die. 
Das wissen wir. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN 
— Abg. Graf von Waldburg-Zeil [CDU/CSU] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage) 
Wenn wir dann hören, es gebe ja die Sanktionen, 

die die EG beschlossen habe, und wenn Sie, Herr 
Staatsminister Schäfer, uns auch noch darauf hinwei-
sen, das geschehe alles in Abstimmung mit unseren 
Verbündeten, dann erinnere ich Sie beiläufig daran: 
Wer hat denn bei dem, was Sie Abstimmung nennen, 
in Wahrheit die Bremserrolle ganz massiv ausgeübt 
und wirksame Sanktionen in der EG mit verhindert? 
Das war Ihre Regierung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Schmude (SPD): Wenn ich das Thema noch wei-
terführen darf. — Was da an Sanktionen herausge-
kommen ist, wirkt so, als sei es konstruiert, um das 
Instrument der Sanktion generell zu diskreditieren. 

(Zustimmung bei der SPD — Gattermann 
[FDP]: Sanktionen bringen nichts! Das wis

-

sen wir schon lange!) 
Denn daß schwächliche Sanktionen nicht greifen kön-
nen, weiß man; das brauchte man nicht erst noch zu 
beweisen. — Aber nun, Frau Präsidentin, gestatte ich 
die Zwischenfrage. 

Vizepräsident Frau Renger: Graf Waldburg-Zeil, 
bitte sehr. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Kollege, 
würden Sie mir nicht zustimmen, daß es vielleicht bes-
ser wäre, Verallgemeinerungen wie „die" Buren zu 
unterlassen, denn Sie wissen wie ich, daß es Buren 
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gibt, die sehr wohl daran interessiert sind, das Apart-
heidsystem abzuschaffen? 

Dr. Schmude (SPD): Herr Kollege Waldburg-Zeil,. 
ich bin Ihnen für den Hinweis, den ich aufgreife, 
dankbar. Ich habe nur zitiert, was uns Herr Irmer 
sagte, als er meinte, man könne sich ja vorstellen, wie 
die Buren reagieren. Sie haben recht: Wir sollten da 
unterscheiden, damit wir auch unsere Freunde erken-
nen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Sehr geehrte Damen und Herren, es gibt ja immer 
wieder Kritiker unserer Haltung, die uns nahelegen, 
uns doch nicht mit Südafrika, sondern mit vielem an-
deren, was näherliegt, hier zu beschäftigen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Richtig!) 

— Sehen Sie, Herr Lowack, Sie sagen auch noch „rich-
tig" dazu. Ich frage Sie, Herr Kollege Lowack, ob Sie 
wirklich bei dieser Meinung bleiben können, ob Sie es 
vertreten können, dabei zu bleiben, wenn Sie sich 
noch einmal die Tatsachen vor Augen führen. Etwa 
die Tatsache, daß in Südafrika eine Rassendiktatur 
herrscht, die den Betroffenen und Verletzten keine 
Chance des Entkommens, keine Möglichkeit zur Bes-
serung ihrer Lage läßt. Der weitaus größte Teil der 
Bevölkerung wird rechtlos gestellt, darf weder poli-
tisch noch wirtschaftlich mitbestimmen, wird in Bil-
dung und Beruf konsequent niedergehalten. Und das 
auf Grund eines Rassenwahns, der seine ganze Ge-
meinheit doch erst zu entfalten begann, als der Ras-
senwahn in Deutschland militärisch besiegt und vor 
aller Welt als abschreckendes Beispiel entlarvt war. 
Da drängen sich Parallelen auf, so wenig sie umfas-
send, etwa durch eine Gleichstellung, gezogen wer-
den dürfen. 

Aber auch in Südafrika ist es ja nicht ein Regime 
chaotischer Desperados, das die schwarze Bevölke-
rungsmehrheit unterdrückt und terrorisiert, es ist ein 
moderner Staat, der ein ganzes System raffinierter 
Instrumente nutzt, um den schwarzen Bürgern den 
Weg zur Besserung ihrer Lage, den Weg zur Gleich-
berechtigung zu verstellen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Nickels [GRÜNE]) 

Vom Gesetzesrecht angefangen über die Praktiken 
der Verwaltung und Polizei bis hin zu gesellschaftli-
chen Mechanismen reichen die Schlingen dieses Net-
zes, in dem die Unterdrückten keinen Durchlaß fin-
den. Daran ändert sich auch dann nichts, wenn gele-
gentlich einige Maschen des Netzes neu geknüpft 
werden. 

Es wird ein Ausnahmerecht praktiziert, das die 
schwarze Bevölkerung mit aller Härte trifft. Polizei 
und Sicherheitskräfte sind zur Brutalität und Willkür 
ermächtigt, ohne dafür nach den dort geltenden allge-
meinen Gesetzen zur Rechenschaft gezogen werden 
zu können. Damit die so ermöglichten Abscheulich-
keiten nicht zu deutlich offenbar werden, sorgt eine 
strenge Pressezensur mit Verboten und Strafdrohun-
gen dafür, daß die staatliche Gewalttätigkeit weitge-
hend unbeobachtet wüten kann. Wie zum Hohn, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, für die Weltöffentlichkeit  

verstärken die von Südafrika bezahlten PR-Agentu-
ren und Informationsbüros ihre Propagandatätigkeit, 
während freie Journalisten mundtot gemacht worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Ganze, was ich Ihnen vorstellen muß, vollzieht 
sich ja nun nicht durch eine Diktatur eines exzentri-
schen Alleinherrschers, sondern durch einen Staat, 
der den Anspruch erhebt, eine Demokratie zu sein, 
und das für eine kleine Minderheit seiner Bürger ja 
auch wirklich ist. 

Da werden Demonstranten gejagt, auf sie wird 
scharf geschossen, und zahlreiche Todesopfer solcher 
Polizeieingriffe haben die Einschußwunden auf dem 
Rücken. In großer Zahl werden Menschen ohne Be-
gründung festgenommen, ohne Gerichtsurteil festge-
halten. Viele tausend Kinder sind in noch nicht einmal 
zwei Jahren darunter gewesen; viele sind immer noch 
in Haft. In der Haft wird geprügelt, gefoltert. Mit Fol-
ter schafft man Beweise. Beweise führen zu Verurtei-
lungen und, wie wir hören, immer wieder zu Hinrich-
tungen. Es kommt auch in der Haft zur Tötung von 
Häftlingen. Und das nun nicht in einer Gesellschaft, 
die sich der Ruchlosigkeit verschrieben hat, sondern 
unter einer herrschenden Schicht, die sich der christ-
lichen Botschaft verpflichtet weiß und die die entwür-
digende Behandlung der Mehrheit sogar theologisch 
begründen läßt. 

Daß wir an diesen Zuständen, an diesem menschli-
chen Leid und diesem unmenschlichen Unrecht nicht 
achtlos vorbeigehen dürfen, leuchtet auch ohne wei-
tere Gründe ein. Es gibt sie aber, diese weiteren 
Gründe; denn unser Land unterhält intensive wirt-
schaftliche Beziehungen zu Südafrika, erlaubte und 
leider auch unerlaubte, wie wir heute bei der Erwäh-
nung und Darstellung der Probleme des U-Boot-Aus-
schusses noch einmal sehen mußten. Viele Deutsche 
leben dort als Nutznießer des Systems. Es gibt kirch-
liche Beziehungen, die noch ins vorige Jahrhundert 
zurückreichen, und es gibt auch vielfältige politische 
Verbindungen. 

Wer trotz all dem zu Unrecht und Verbrechen 
schweigt, ja, sogar eine Politik, auch eine Wirtschafts-
politik, fortsetzt, die das Unrecht stärkt, enthält sich 
nicht der Stimme, er fördert die Täter und macht sich 
mitschuldig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Er macht sich mitschuldig daran, daß die Demokratie 
westlichen Musters in ihrem Ansehen bei den Völ-
kern der Dritten Welt herabgesetzt wird. Nicht als 
hilfreiche Einrichtung zur Entfaltung der Freiheit und 
zum Schutz der Menschenwürde wird die südafrika-
nische „Demokratie" von der Mehrheit im eigenen 
Land und von den Nachbarvölkern erfahren, sondern 
als Unterdrückungssystem, das die demokratischen 
Rechte und Freiheiten verhindert. Das fordert uns her-
aus, und für viele in unserem Land ist die Provokation 
dadurch besonders bitter, daß sich die südafrikani-
sche Verfassung ausdrücklich auf den allmächtigen 
Gott beruft. 

Es ist in dieser Debatte schon gesagt worden, wie 
abwegig es ist, diese Politik auch noch mit der Ab- 
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wehr des Kommunismus zu rechtfertigen. Sie betreibt 
nämlich das Gegenteil. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Der südafrikanische Präsident Botha schätzt es ja, die-
ses Hilfsargument zu verwenden, und er hat letztens 
auch gesagt, er verbitte sich jede Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten seines Landes. So hat er es 
dem SPD-Vorsitzenden Willy Brandt gegenüber er-
klärt, als dieser ihn auf Menschenrechtsverletzungen 
und undemokratische Zustände ansprach. Das ist ja 
nicht nur eine schlechte Verteidigung gegen den Vor-
wurf der Menschenrechtsverletzungen; es ist ein qua-
lifiziertes Geständnis. Wo Menschen gequält und ver-
folgt werden, gilt gegenüber schützender Fürsprache 
das Argument der Einmischung nicht. Wer will, mag 
den Vorgang bestreiten und zur Nachprüfung stellen, 
er mag vielleicht auch für eine andere Bewertung ein-
treten; statt dessen aber die Kritik als angebliche Ein-
mischung zurückzuweisen heißt, sich die Befugnis zur 
Menschenrechtsverletzung dreist und offen selbst zu-
zubilligen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Irmer 
[FDP]) 

Da sagen uns Fürsprecher der südafrikanischen Re-
gierung — und auch Herr Bötsch hat uns das heute 
wieder erklärt — , es habe doch aber Reformen gege-
ben und gebe sie noch. Gewiß hat es Verbesserungen 
gegeben, z. B. im Staatsbürgerschaftsrecht. Die ge-
naue Betrachtung freilich, Herr Kollege, zeigt, daß der 
Rechtsanspruch auf Verleihung und Wiederverlei-
hung der Staatsangehörigkeit für die meisten in Süd-
afrika lebenden Schwarzen unerreichbar ist. Gezielt 
sind die Voraussetzungen so gestaltet worden. Ähn-
lich sieht es mit dem Paßgesetz und mit dem Anspruch 
auf den für alle gleichen Paß aus. 

Die eigentlichen Härten und Schärfen der Apart-
heid werden durch solche Reformen ohnehin nicht 
gemildert. Rechtlosigkeit im politischen Leben sowie 
Benachteiligung und Unterdrückung in Wirtschaft 
und Arbeit bleiben für die Schwarzen unverändert 
bestehen. Bestätigt wird die Richtigkeit ihrer Forde-
rung, man könne die Apartheid nicht reformieren, 
man müsse sie abschaffen. Wir machen uns diese For-
derung zu eigen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es ist schon Anlaß zur Scham, wenn namhafte Poli-
tiker unseres Landes — ich nenne ausdrücklich den 
bayerischen Ministerpräsidenten Strauß — der politi-
schen Gleichberechtigung der Schwarzen in Süd-
afrika offen widersprechen. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Das stimmt so nicht, 
Herr Schmude!) 

— Entschuldigung, wer ist es, der nicht müde wird, 
öffentlich zu erklären „One man, one vote, das ist eine 
irrsinnige und abwegige Formulierung", wer ist 
das? 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Er spricht von der 
Durchsetzung!) 

Das ist eben der, von dem ich hier rede: Herr 
Strauß. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Wulff [CDU/CSU]: Das war nicht prä

-

zise!) 

Es führt in die Irre, wenn zur Begründung auf Ge-
waltanwendung durch Schwarze und unter Schwar-
zen hingewiesen wird. Gewiß hat es bei den Ausein-
andersetzungen unter Schwarzen bis in die letzten 
Tage abscheuliche Verbrechen gegeben, und zwar 
vor allem da, wo sich Wut, Verbitterung und Orientie-
rungslosigkeit durchgesetzt haben und auch der Afri-
kanische Nationalkongreß keinen Einfluß mehr aus-
üben konnte. Aber es ist die weiße Regierung, die 
Verantwortung und Schuld auf sich geladen hat, in-
dem sie unzählige schwarze Jugendliche in hoff-
nungslosem Elend leben läßt und ihnen statt einer 
angemessenen Ausbildung die Erfahrung gewalttäti-
ger Verfolgung, Verhaftung und auch der Folterung 
durch die Sicherheitsorgane vermittelt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sehr geehrte Damen und Herren, es wäre ein selbst-
verständliches Gebot der Vernunft, in einer solchen 
Situation eine Lösung darin zu suchen, daß verant-
wortungsbewußte und zur Vermittlung des friedli-
chen Ausgleichs befähigte Vertreter der schwarzen 
Mehrheit gestärkt und ermutigt werden. Es gibt sie ja 
in großer Zahl, vor allem in den Kirchen und Gewerk-
schaften. Aber die Chance zum friedlichen Wandel, 
die damit der südafrikanischen Regierung immer 
noch geboten ist, wird von dieser mit besonderem 
Nachdruck ausgeschlagen. Gerade die vernünftigen 
Kräfte werden verfolgt, schikaniert, bedrängt und ge-
schwächt. Wir haben heute wieder von zusätzlichen 
Verhaftungen dieser Art gehört. Statt maßvolle Füh-
rung zum friedlichen Wandel hin wahrnehmen zu 
können, stehen diese Kräfte vor ihren schwarzen Mit-
bürgern als Erfolglose da, von denen Hilfe nicht zu 
erwarten ist. Also bevorzugen viele gleich radikaleres 
Vorgehen und Gewalttätigkeit. 

Gut kann es auf diesem Weg in Südafrika nicht aus-
gehen. Ein katastrophaler und blutiger Bürgerkrieg 
mag sich durch weitere Unterdrückungsherrschaft 
noch eine Weile aufschieben lassen, aber er wird 
durch sie zugleich immer wahrscheinlicher. Den dro-
henden Schrecken dürfen wir nicht erst Wirklichkeit 
werden lassen, um dann zu erleben, wie er auch uns 
betrifft und erschüttert. 

Heute sind wir aufgefordert, mit aller Entschieden-
heit unsere Stimme zu erheben und ebenso durch 
unser Handeln für die unterdrückten Menschen in 
Südafrika und gegen das Unrecht aufzutreten. Das 
erfordert deutliche Worte, wie wir Sozialdemokraten 
sie in unserem Antrag gebrauchen, wie wir sie hier 
auch von Politikern der FDP gehört haben. Aber dabei 
ist uns aufgefallen: Die ablehnenden Reaktionen, 
Herr Staatsminister, auf Ihre Rede gab es nicht bei der 
Opposition; die gab es in den Reihen der Regierungs-
koalition. Dort hat sich zum Teil kein Beifall ge-
rührt. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Ich glaube, ich irre mich nicht darin, daß Sie eine 
undeutliche Sprache pflegen. Das gilt übrigens, Herr 
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Kollege Bötsch, heute auch wieder für Sie. Die Ver-
hältnisse in Südafrika seien nicht zufriedenstellend, 
haben Sie uns mitgeteilt. 

(Gattermann [FDP]: Stimmt das nicht?) 

Wissen Sie, das erinnert mich an das Wort eines ande-
ren Herrn aus Ihren Reihen, der meinte, es seien un-
feine Methoden in Chile angewendet worden. Ma-
chen Sie nur so weiter, aber beanspruchen Sie keine 
Glaubwürdigkeit! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es müssen wirtschaftliche und politische Maßnah-
men folgen, Maßnahmen, die die Gegner der und 
Kämpfer gegen die Apartheid ermutigen und nicht, 
wie in der Fortsetzung der jetzigen Praxis liegend, 
entmutigen. 

Diejenigen, die ihre Ruhe und das Thema vom Tisch 
haben wollen, täuschen sich. So fest man hier die 
Ohren auch verschließen mag, die südafrikanische 
Führung sorgt durch ihre Unterdrückungspraktiken 
dafür, daß der Skandal unüberhörbar bleibt. Der Auf-
gabe, die uns damit gestellt ist, können und dürfen wir 
uns nicht entziehen. 

(Abg. Dr. Pinger [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

—Tut mir leid, ich bin fertig. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Hornhues. 

(Repnik [CDU/CSU]: Professor!) 

—Wir benutzen eigentlich nur den Doktortitel. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lieber 
Herr Kollege Schmude, wenn Sie vieles von dem, was 
Sie gerade mit Schärfe angesprochen haben, in der 
Zeit, als Sie selber Regierungsverantwortung trugen, 
nur ein Stückchen weit versucht hätten in konkrete 
Politik umzuwandeln, vielleicht wäre dann das eine 
oder andere schon auf den Weg gebracht worden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]) 

—Ich will Ihnen eines sagen, Herr Lippelt. Es ist schon 
eine Geschichte — insoweit haben Sie recht — , wenn 
man die Dinge, wenn man der Verantwortung ledig 
ist, plötzlich mit neuer Schärfe erkennen kann und, 
wenn man in Verantwortung wieder sein sollte, viel-
leicht wieder anders sehen muß. 

(Dr. Schmude [SPD]: Wir sind doch inzwi-
schen fünf Jahre klüger, Herr Kollege!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in wieder-
holten Anmerkungen ist hier immer wieder suggeriert 
und Zweifel über die Position der CDU/CSU zur 
Apartheid gehegt worden. Deshalb lassen Sie mich 
zum wiederholten Mal und erneut feststellen: Die 
CDU/CSU lehnt die Apartheid entschieden ab, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil sie mit ihren eigenen Wertvorstellungen unver-
einbar ist und elementaren freiheitlich-demokrati-
schen Wertvorstellungen widerspricht. 

Zweitens. Wir stimmen dem Bundeskanzler zu, der 
hier im Bundestag am 25. September 1986 erklärt hat, 
daß der jetzige Zustand in Südafrika unhaltbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt die 
Bundesregierung in ihrem Bestreben, in Südafrika ei-
nen schnellen und friedlichen Wandel zu einer ge-
sellschaftlichen und politischen Ordnung zu begünsti-
gen, die von der Zustimmung aller Südafrikaner ge-
tragen wird und in der alle Südafrikaner einen ge-
rechten Anteil an der Gestaltung der Geschicke ihres 
Landes haben. Es geht um die Überwindung der 
Apartheid. Wir stimmen dem Bundeskanzler zu, der 
vor gut Jahresfrist in derselben von mir gerade schon 
zitierten Rede mit Blick auf die Situation in Südafrika 
erklärt hat: 

... der seit Jahrzehnten schwelende Rassenkon-
flikt in der Republik Südafrika hat sich ... zuse-
hends verschärft ... Gewalt und Gegengewalt 
haben ein neues Stadium der Eskalation erreicht 
. . Die Erfahrungen im Alltag der schwarzen Be-
völkerung, der die elementarsten Menschen- und 
Bürgerrechte vorenthalten werden, führen zu im-
mer mehr Enttäuschung, Verzweiflung und dann 
auch zur Radikalisierung. 

So weit die Rede des Bundeskanzlers vor einem Jahr 
vor diesem Hause. 

Ich muß feststellen, daß sich an dieser Beschreibung 
der Situation bis heute im Prinzip wenig geändert hat. 
Es trifft zu, daß nach außen hin manches ruhiger ge-
worden ist. Aber es ist festzustellen, daß dies unter 
den hier schon skizzierten Bedingungen des Ausnah-
mezustands erzwungen ist. Zwar wurden weitere Re-
formschritte angekündigt, aber der entscheidende 
Durchbruch zu einer — wiederum Zitat Bundeskanz-
ler Kohl — „fairen Teilhabe aller Südafrikaner an der 
politischen Willensbildung" wurde bisher nicht er-
reicht. Dies ist ganz grob skizziert die Situation. 

In dieser Situation werden als Lösung der Probleme 
nun erneut — von den GRÜNEN, von Ihnen, Herr 
Verheugen — verschärfte Sanktionen als der Weg zur 
Überwindung der Apartheid propagiert. Ich gestehe 
zu, ich habe mich gefreut, daß Sie heute immerhin 
zugestanden haben, daß Ihnen das Wort „Sanktio-
nen" nicht gefällt, daß Sie im Grunde keine Sanktio-
nen meinen, aber es sind Sanktionen, die Sie vorschla-
gen, und zwar durchaus empfindlich treffende, wenn 
sie verhängt würden, und daß Sie — das ist sehr wich-
tig — selber Zweifel haben, welche Wirksamkeit sie 
denn haben können. Ich hoffe, daß Sie wenigstens 
insoweit Abschied von der oft suggerierten Allheilwir-
kung Abschied nehmen, die man von Sanktionen er-
wartet. 

(Verheugen [SPD]: Habe ich nie gesagt!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Unter-
stellung, die hier in verschiedenen Debattenbeiträgen 
immer wieder deutlich wurde, war — dagegen möchte 
ich mit Entschiedenheit zur Wehr setzen — : Wer für 
Sanktionen ist, ist moralisch gut, und wer gegen Sank- 
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tionen ist, ist ein Kollaborateur des Rassismus in Sü-
dafrika. — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das haben 

wir nicht gesagt!) 
So einfach ist es nicht, und vor allen Dingen ist es 
falsch. 

(Verheugen [SPD]: Wer hat es denn ge-
sagt?) 

— Sie haben es suggeriert. — Wir verwahren uns 
gegen dieses Spiel. Offenbar geht es weniger um die 
Lösung der Probleme selbst, als manchmal — so habe 
ich den Eindruck — darum, wie man in bestimmten 
Kreisen bei uns innenpolitische Punkte gewinnen 
kann. Wenn dieses Spiel so weitergeht, kann ich es 
nur zutiefst bedauern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich gestehe zu, Herr Kollege Verheugen, daß sich 
Ihre Rede heute insoweit von Ihren alten Reden ein 
Stück abhob, da Sie dies nicht mehr mit der bisherigen 
Deutlichkeit angesprochen haben. Im Kern geht es 
um die Frage: Kann man mit Sanktionen tatsächlich 
zu einem schnellen Wandel beitragen? 
Gestern ist mir eine Studie des Deutschen Instituts 

für Entwicklungspolitik in Berlin zur Sanktionsfrage 
auf den Tisch gekommen. Im Vorwort dieser Studie 
heißt es: „Der Autor dieser Studie hält Sanktionen als 
letztes Druckmittel für die Einleitung eines evolutio-
nären Wandels in Südafrika für notwendig." Der Au-
tor Peter P. Waller stellt dann in dieser Studie auf 
Seite 7 fest: „Unbestritten ist, daß sich Sanktionen vor 
allem zu Lasten der schwarzen Bevölkerungsmehrheit 
auswirken werden und zu einer wesentlichen Ver-
schärfung der internen Unruhen führen werden." An 
anderer Stelle stellt er fest: „Eine Unterbrechung der 
Wirtschaftsbeziehungen mit der Republik Südafrika 
—Stichwort Gegensanktionen — hätte für Sim-
babwe, Sambia, Malawi, Mosambik katastrophale 
Folgen und würde zu einem völligen Zusammenbruch 
der Wirtschaft dieser Länder führen." 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer Sank-

tionen fordert, sollte all denjenigen, denen er versucht 
deutlich zu machen, daß dies ein guter, ein richtiger 
Weg, ein edler Weg sei, deutlich aufzeigen, welche 
Auswirkungen diese Sanktionen im funktionierenden 
Falle hätten; denn er trägt für diese Auswirkungen die 
entsprechende Verantwortung. Deswegen ist es bei 
aller Kritik am System Südafrikas nicht zulässig, ein-
fach zu sagen: Der Weg mit den Sanktionen ist genau 
richtig, weil er so schön einfach zu sein scheint. Sank-
tionen würden — davon bin ich zutiefst überzeugt — 
das weitere Versinken des gesamten Subkontinents in 
Blut und Chaos bedeuten. Wer glaubt, diesen einfa-
chen Weg gehen zu müssen, lädt gewaltige Verant-
wortung und Schuld auf sich. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Verheu-
gen? 

Dr. Hornhues (CDU/CSU) : Nein. 
(Verheugen [SPD]: Schade!) 

Herr Kollege Verheugen, Sie haben sich in Ihrer 
Rede erneut auf die schwarzen Führer berufen, die 
dies forderten. Mir ist bekannt, daß eine ganze Fülle 
von sehr namhaften Persönlichkeiten, die ich persön-
lich kenne und auch schätze, dies fordern. Mir ist 
genauso bekannt, daß es gegenteilige Aussagen gibt, 
und ich bin nicht bereit, hinzunehmen, daß derjenige, 
der eine schwarze Hautfarbe hat und sich gegen 
Sanktionen ausspricht, gemeinhin, wie dies häufig 
geschieht, als Kollaborateur Südafrikas diffamiert 
wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der FDP 
— Verheugen [SPD]: Das habe ich aber auch 

nicht getan!) 

— Ich habe auch nicht behauptet, daß Sie das gesagt 
haben. Beziehen Sie doch nicht alles auf sich! Es ha-
ben sich auch noch andere Redner zu dem Thema 
geäußert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt 
namhafte und qualifizierte Untersuchungen, die man 
nicht einfach wegwischen kann, die eines deutlich 
machen: Je härter die Befragten selber wirklich von 
Sanktionen betroffen würden, wenn sie selber in den 
Industriebereichen arbeiten, wo die Arbeitsplätze 
wegfallen würden, um so heftiger wird die Ablehnung 
von Sanktionen. Verantwortliche Politik kann es sich 
nicht so einfach machen, zu sagen: Die wollen dies 
ja. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nicht jeder, der 
das lautstark fordert, sagt das auch im priva

-

ten Gespräch!) 

Für uns bedeutet dies: Sanktionspolitik kann und 
wird nicht unsere Politik sein. Darum lehnen wir die in 
den Anträgen zum Ausdruck kommende weitere Ver-
schärfung von Sanktionen ab. Es ist — davon sind wir 
zutiefst überzeugt — der falsche Weg. Der Bundes-
kanzler hat hier im vergangenen Jahr für die Bundes-
regierung deutlich gemacht, daß die Schritte, die in 
der EG unternommen wurden, von ihm nicht gerade 
mit heißem Herzen getragen wurden, aber sie wurden 
aus Solidarität getragen, um eine Politik möglich zu 
machen. 

Wir sind der Überzeugung, daß die Möglichkeiten 
eines konkreten politischen Engagements zur Lösung 
der Probleme in Südafrika und im südlichen Afrika 
insgesamt noch längst nicht ausgeschöpft sind. Wir 
haben die Möglichkeiten des Einwirkens bisher 
—ich glaube, da sollten wir uns einig sein — nur 
höchst unzulänglich genutzt. Eine gelegentliche 
Reise, eine gelegentliche Debatte, ein gelegentlicher 
Zeitungsartikel, dies kann ja wohl nicht mit konkre-
tem politischen Engagement verwechselt werden. Der 
Kernpunkt des Bemühens muß darauf gerichtet sein, 
endlich die Regierenden in Südafrika mit den Vertre-
tern der schwarzen Bevölkerungsmehrheit an den 
Verhandlungstisch zu bringen. Es sind hier die Vor-
schläge des südafrikanischen Präsidenten angespro-
chen worden, einen Nationalrat zu schaffen, in dem 
erstmals auch gewählte schwarze Vertreter Mitglied 
sein sollen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann 
man einfach wegwischen und als Scheinansatz und 
ähnliches bezeichnen. Man kann auch die Probe aufs 
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Exempel machen. Allerdings wird ein solcher Weg 
nur erfolgreich sein können, wenn die südafrikani-
sche Regierung dazu im Vorfeld Bedingungen erfüllt, 
Vorbedingungen schafft, die hier schon genannt wor-
den sind und die — Herr Kollege Verheugen, Sie hät-
ten es vielleicht dazusagen sollen — immer wieder 
auch von dem oft kritisierten Chef der Inkartha, 
Gatsha Buthelezi, gefordert worden sind. Sie meinen 
die Freilassung Nelson Mandelas und aller politischen 
Gefangenen insgesamt. Sie meinen die Aufhebung 
der Verbannung und des Verbots bestimmter politi-
scher Organisationen wie des ANC, die Aufhebung 
des Ausnahmezustandes, um nur die wichtigsten For-
derungen zu nennen. 

Wichtig ist dies als Voraussetzung für Verhandlun-
gen — da stimme ich allen zu, die diese Forderung 
erheben — , weil es den Schwarzen nicht zugemutet 
werden kann, symbolisch gesprochen, mit einem Ge-
wehr im Rücken am Verhandlungstisch Platz zu neh-
men. 

Die Bundesregierung und insbesondere auch der 
Bundeskanzler haben sich diese Forderung zu eigen 
gemacht und auch die Forderung nach dem generel-
len Gewaltverzicht gestellt, die sich dann allerdings 
auch an den ANC richtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese 
Punkte nehmend, so ergibt sich hier, wie ich glaube, 
eine Fülle von Möglichkeiten zu einem konstruktiven 
Ansatz für eine konstruktive Politik, die mühselig ist, 
die nicht von heute auf morgen schnelle Erfolge brin-
gen wird, die aber erfolgreich sein wird, weil, wenn 
wir bereit sind, den Dialog auf allen Ebenen zu führen, 
uns nicht abzuschotten und andere nicht zu isolieren, 
die Erkenntnis auch im weißen Südafrika wachsen 
wird, daß es Zukunft für die Weißen in ihrem Land nur 
in dem Zusammenwirken mit den schwarzen Bürgern 
Südafrikas geben kann. Auf diesen Punkt, auf die 
wachsende Einsicht, so zäh der Weg dahin sein mag, 
setzen wir und nicht auf Sanktionen, die — das kön-
nen Sie drehen und wenden, wie Sie wollen, lieber 
Herr Kollege Verheugen — letztendlich doch als Be-
strafung oder ähnliches mehr empfunden werden 
müssen. 

Zu dem, was wir tun können, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, gehört vielleicht auch mehr, als 
daß wir hier darüber diskutieren, daß wir uns bemü-
hen — dazu haben wir auch als Abgeordnete Chan-
cen — , Personen zusammenzuführen, die es bis heute 
abgelehnt haben, miteinander zu sprechen, so daß 
wir, wenn der Gedanke des Hearings einmal wieder 
Fortsetzung findet, vielleicht das Kunststück schaffen 
könnten, zu einem solchen Termin Personen zusam-
menzubringen, die bisher nicht zusammenkommen 
konnten oder wollten, ein Hea ring, an dem Vertreter 
des ANC und Herr Buthelezi teilnehmen werden, ein 
Hearing, an dem Vertreter der internen Partei Nami-
bias, der DTA, und der SWAPO teilnehmen werden. 
Um dies hinzubekommen, bedarf es — das weiß jeder, 
der sich näher damit beschäftigt — gewaltiger An-
strengungen. 

Wir haben eine Fülle von Kreuz- und Querbezie-
hungen. Wir könnten sie auch einmal gemeinsam nut-

zen, anstatt hier nutzlose Debatten über Sanktionen 
zu führen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

die letztlich nur den Eindruck erwecken sollen, wir 
hätten wirklich etwas getan, für das wir letztlich kaum 
einen Preis zahlen müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, von daher 
begrüßen wir mit allem Nachdruck das verstärkte Be-
mühen der Bundesregierung gerade in den letzten 
anderthalb Jahren, sich nicht nur verbal, sondern auf 
einer Fülle von Ebenen zu bemühen, sich gerade für 
das Zustandekommen dieses Dialoges, für das Zu-
standekommen einer Verhandlungsrunde, an der alle 
teilnehmen können, zu engagieren. Dem dient vieles, 
was die Bundesregierung eingeleitet hat inklusive der 
Verstärkung des Sonderprogrammes „Südafrika", 
dem haben gedient und werden künftig dienen die 
Reisen ins südliche Afrika, die vorgenommen worden 
sind. 

Meine sehr geehrten Damen, lassen Sie mich nur 
dies sagen: Wenn man in Mosambik vielleicht mehr 
darauf setzt, daß ein bayerischer Ministerpräsident 
diesem Land in der Not helfen könnte, dann will ich 
sagen: Überlegen Sie es sich noch zweimal, ob Sie 
dies kritisieren wollen oder ob es nicht ein sinnvoller 
Schritt ist, jede Chance zu nutzen, die man ergreifen 
und bekommen kann, um für die Menschen in Süd-
afrika wirklich zu einem endlich befriedigenden Er-
gebnis zu kommen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Lieber Kollege Hornhues, vieles von dem, 
was Sie zu der Wirksamkeit von Sanktionen gesagt 
haben, wäre glaubwürdiger zu diskutieren, wenn je-
denfalls dort, wo Sanktionen beschlossen und binden-
des Recht sind, Verstöße gegen sie unnachsichtig auf-
geklärt und geahndet würden. 

Das ist der Grund, weshalb ich einige Worte zu 
einem Satz in dem Antrag der SPD-Fraktion sagen 
muß, in dem es heißt: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre

-

gierung auf, ... Verstöße gegen das Rüstungs

-

embargo der Vereinten Nationen aufzuklären. 

Eine solche Aufforderung ist notwendig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Seit 1978 gibt es das Rüstungsembargo der UNO, 
nach dem die Lieferung von Kriegswaffen, von Rü-
stungsgütern und -unterlagen sowie von Lizenzen an 
die Republik Südafrika verboten ist. Das ist binden-
des Völkerrecht, das ist umgesetzt in das innerdeut-
sche Recht. Ausnahmegenehmigungen können von 
der Bundesregierung nicht erteilt werden, und Ver-
stöße sind zu bestrafen. 

Jetzt stelle ich nur ein paar Fakten einander gegen-
über; ich werte sie zunächst nicht: 
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Im Juni 1984, als der südafrikanische Premiermini-
ster Botha Bundeskanzler Kohl besuchte, wurde zur 
Illustration eines eisigen Empfangsklimas das Sofa, 
auf dem sich die Staatsgäste sonst mit dem Bundes-
kanzler abbilden lassen, aus dem Bundeskanzleramt 
herausgetragen. 

Im Empfangszimmer selbst, in das die Fernsehka-
meras und die Mikrophone nicht hineinkamen, erör-
terte dann Bundeskanzler Kohl mit dem Premiermini-
ster Botha die technische Zusammenarbeit bei dem 
Bau von U-Booten, angeblich für die südafrikanische 
Küstenverteidigung. Wir wissen heute, daß der Bun-
deskanzler dem südafrikanischen Premierminister 
eine wohlwollende Prüfung der technischen Rü-
stungszusammenarbeit zugesichert hat. Er, Kohl, 
wolle sich selbst darum kümmern. Wir wissen, daß 
dann später auch wohlwollend geprüft wurde, ob man 
nicht gleich ganze U-Boote nach Südafrika liefern 
könne. 

Im September 1984, am Tage, nachdem Bischof 
Tutu den Nobelpreis für seinen Kampf um Menschen-
rechte und für seinen Widerstand gegen das südafri-
kanische Rassistenregime erhielt, trafen sich bei 
Herrn Schreckenberger im Amtszimmer des Bundes-
kanzleramtes Firmenvertreter mit Vertretern der Bun-
desregierung, um darüber zu diskutieren, wie man 
ganze U-Boote oder das Know-how für den Bau von 
U-Booten nach Südafrika entgegen der geltenden 
Rechtslage exportieren könne. 

Im November 1984, als in den ersten Wochen Hun-
derte dem Terror der südafrikanischen Polizei zum 
Opfer gefallen waren, gab es nicht nur ein vornehmes 
Kolleg der Hanns-Seidel-Stiftung mit dem südafrika-
nischen Außenminister in München — und Herrn 
Strauß sollte ein Orden überreicht werden — , nein, da 
wurden die ersten Pläne im Gepäck eines Kuriers der 
südafrikanischen Botschaft schwarz über die Grenze 
gebracht, von westdeutschen Rüstungsfirmen an Rü-
stungsfirmen in Südafrika. 

(Repnik [CDU/CSU]: Das ist eine Unver-
schämtheit, diese beiden Dinge in einen Zu-
sammenhang zu bringen! — Das ist eine 

Frechheit!) 

Als im Juni 1985 Südafrika auf dem Wege zum Aus-
nahmezustand war, kamen Vertreter der Rüstungsin-
dustrie zum Bundeswirtschaftsminister Bangemann, 
um seine Mithilfe zu erbitten bei dem Export der Teile 
des Rüstungsgeschäftes, die zu groß waren, um im 
Diplomatengepäck abgewickelt werden zu können. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Gattermann 
[FDP]: Was hat er gesagt, als er gefragt 

wurde? Er hat nein gesagt!) 

Im Juli 1985, als in Südafrika auf den Straßen Hun-
derte verprügelt und viele ermordet wurden, als über 
zusätzliche internationale Sanktionen debattiert 
wurde, war dem Bundeswirtschaftsminister bekannt, 
daß entgegen dem Rüstungsembargo Unterlagen 
nach Südafrika geliefert worden waren. Da hatte Wirt-
schaftsminister Bangemann die Firmenvertreter zwar 
verwarnt, aber er hatte nichts getan, um weitere Lie-
ferungen effektiv zu verhindern. Deshalb wurde am 
Tag nach dem Gespräch mit Wirtschaftsminister Ban-
gemann noch einmal Rüstungsmaterial im Diploma-
tengepäck außer Landes gebracht, übrigens gegen 

Quittung. Der Herr Schäfer, der vorhin so hehre Töne 
gewählt, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Und der 
jetzt so böse blickt!) 

als Vertreter der Bundesregierung von sich gegeben 
hat, hatte immerhin noch am 19. Juni 1986 als einfa-
cher Abgeordneter hier im Bundestag den Mut, zu 
sagen: „Schließlich, meine Damen und Herren, soll-
ten wir weiß Gott auch endlich einmal den südafrika-
nischen Militärattaché aus diesem Lande verweisen; 
denn wir haben ja nun wirklich keine militärischen 
Beziehungen." „Beifall" verzeichnet da das Proto-
koll. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 
Da wußten Sie nicht, Herr Schäfer, daß der Kurier der 
südafrikanischen Botschaft Rüstungspläne in Emp-
fang genommen hatte. Aber heute wissen Sie das. 
Und bis heute haben Sie nicht den Mut und die Kraft 
gehabt, diesen Angehörigen der südafrikanischen 
Botschaft außer Landes zu schicken, diesen Mann, der 
gegen Quittung Rüstungsunterlagen in Empfang ge-
nommen hat. Er treibt hier noch immer sein Unwesen. 
Sie haben noch nicht mal ihm gegenüber tätig werden 
können. 

(Beifall bei der SPD) 
Als dieses Gespräch bei Herrn Bangemann stattfand 

(Zuruf des Abg. Gattermann [FDP]) 
und als die ersten Untersuchungen noch behörden-
intern begonnen wurden, äußerte sich Herr Strauß 
— ich zitiere aus dem „Spiegel" ; und das ist nie de-
mentiert worden — zu dem Problem so: 

(Gattermann [FDP]: Vielleicht kommt es auf 
der letzten Seite in der nächsten Ausgabe 

des „Spiegel"!) 

Gensehers Afrikapolitik, so sagt Strauß bei jeder 
Gelegenheit, strotze vor Dilettantismus und rühre 
in den Primitivformeln. Der neue Entspannungs-
politiker Genscher solle endlich mit dem sub-
stanzlosen Geschwafel aus UNO-Resolutionen 
aufhören. 

Wer so über die Vereinten Nationen redet, wer so über 
mandatorische, völkerrechtlich verpflichtende Be-
schlüsse redet, hat keinen Respekt vor Völkerrecht, 
vielleicht auch keinen Respekt vor Menschenrechten, 
hat jedenfalls nicht den Willen, Verstößen nachzuge-
hen, an deren Vorbereitung — — 

(Abg. Schäfer [Mainz] [FDP] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Sie wollen eine Zwischenfrage stellen? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, Sie 
möchten eine Frage stellen. Sie lassen sie zu, Herr 
Abgeordneter Gansel? 

Gansel (SPD): Ja. Bitte. 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Kollege Gansel, ist Ih-
nen nicht bekannt, daß der besagte südafrikanische 
Militärattaché bereits seit einem Jahr nicht mehr in 
der Bundesrepublik akkreditiert ist 

(Verheugen [SPD]: Aber nicht abberufen!) 
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bzw. anwesend ist? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Gansel (SPD): Herr Schäfer, ich hatte einen Brief-
wechsel mit Ihnen nach einer Fragestunde hier im 
Deutschen Bundestag vor der Sommerpause. Ich hatte 
Sie gefragt, aus welchen Gründen Herr Steenkamp, 
der als Kurier der südafrikanischen Botschaft gegen 
Quittung die Mikrofilme bei IKL Lübeck über den Bau 
von U-Booten im Empfang genommen hat, noch im-
mer nicht außer Landes gewiesen worden sei. Und Sie 
haben mir darauf schriftlich geantwortet, Sie seien zur 
Zeit nicht in der Lage, eine Entscheidung zu treffen, 
weil die südafrikanische Botschaft entsprechende 
Briefe nicht beantwortet habe. Stimmt das, oder 
stimmt das nicht? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

— Ja, bitte. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie gestatten noch eine 
Zwischenfrage. 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Kollege Gansel, es ist 
schwierig, jetzt eine Antwort in Frageform zu geben. 
Aber ich versuche es trotzdem. Ist Ihnen nicht be-
kannt, daß meine damalige Antwort im Zusammen-
hang mit Ihrer Behauptung stand, Sie wüßten, wer 
von der südafrikanischen Botschaft mit Kurierpost 
diese Dokumente — — Und ich habe Ihnen damals 
sagen müssen: Wir wissen es nicht, weil die südafri-
kanische Botschaft uns keine Auskunft gegeben hat, 
also für uns nicht feststeht, wer das möglicherweise im 
Kuriergepäck nach Südafrika gebracht hat. Das war 
der Sachverhalt, Herr Kollege. 

Gansel (SPD): Sehen Sie, Herr Schäfer, das ist der 
Skandal. 

(Zuruf des Abg. Repnik [CDU/CSU]) 
Weil bisher nur die Oberfinanzdirektion Kiel ermittelt 
hat, weil bis heute weder eine Staatsanwaltschaft 
noch ein Gericht 

(Bohl [CDU/CSU]: Was sollen denn solche 
Bemerkungen? Ihr ganzer Vortrag ist doch 

wahrheitswidrig!) 

und noch nicht einmal die Oberfinanzdirektion Kiel 
die Firmenakten eingesehen hat, 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer soll denn sonst ermit-
teln? Sie wissen es doch besser! Es ist doch 
alles falsch! Ihr Vortrag ist wahrheitswid-

rig!)  

Firmenakten, die aber wir eingesehen haben, deshalb 
gibt es nur ein Dutzend Bundestagsabgeordnete, 

(Bohl [CDU/CSU]: Was Gansel behauptet, ist 
unwahr! Alle Behauptungen sind unwahr!)  

— Frau Präsidentin! — 

(Gattermann [FDP]: Also der Gansel weist 
auf Verdacht aus!) 

deshalb gibt es in diesem Bundestag ein Dutzend Ab-
geordnete, die die internen Firmenakten gesehen ha-

ben, die sich zur Zeit auch beim Untersuchungsaus-
schuß zu Teilen befinden, 

(Bohl [CDU/CSU]: Geben Sie doch mal die 
Antwort, Herr Gansel, auf die Frage von 

Herrn Schäfer!) 
die die Quittung von Herrn Steenkamp enthalten, 
noch am 19. Juni, einen Tag nach dem Gespräch mit 
Herrn Bangemann, 

(Repnik [CDU/CSU]: Haben Sie es ge

-

wußt?) 
Unterlagen bei IKL Lübeck für den U-Boot-Bau emp-
fangen zu haben. 
Und nun sage ich Ihnen, Herr Schäfer: Der Vertreter 

des Außenministeriums, des Wirtschaftsministeriums, 
des Finanzministeriums nimmt an jeder Sitzung des 
Ausschusses teil. Die Bundesregierung weiß es, sie 
kennt den Namen und tut nichts. Und Sie stellen sich 
hier dumm. Das wirft ein Schlaglicht auf die Glaub-
würdigkeit Ihrer Südafrikapolitik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Verheugen? 

Gansel (SPD): Bitte sehr. 
(Repnik [CDU/CSU]: Frau Präsidentin, er soll 
zuerst diese Frage beantworten! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 
— Ich habe sie beantwortet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Verheugen (SPD) : Herr Kollege Gansel — — 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, einen Augenblick! — Der Redner hat seine Frage 
so beantwortet, wie er es für richtig hält. Da gibt es 
keine andere Möglichkeit. 

(Bohl [CDU/CSU]: Unwahr bleibt es trotz

-

dem! — Repnik [CDU/CSU]: Ja oder nein 
hätte genügt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Verheugen (SPD): Herr Kollege Gansel, würden Sie 
sich in der Lage sehen, den Deutschen Bundestag 
darüber aufzuklären, daß in dem derzeit gültigen Ver-
zeichnis der in Bonn akkreditierten Diplomaten nach 
wie vor ein südafrikanischer Militärattaché aufgeführt 
ist, können Sie das bestätigen? 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist schon wieder et

-

was anderes! — Gegenruf von der SPD 
— Bohl [CDU/CSU]: Natürlich! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Gansel (SPD): Herr Kollege Verheugen, es ist nicht 
nur ein Militärattaché aufgeführt, sondern es ist nach 
wie vor bei der südafrikanischen Botschaft Herr 
Steenkamp tätig, dessen Unterschrift sich in den Ak-
ten des Untersuchungsausschusses auf der Quittung 
befindet, mit der bestätigt wird, daß in Lübeck Unter- 
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lagen über den Bau von U-Booten mehrfach in Emp-
fang genommen worden sind. Dies finde ich einen 
Skandal: 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN 
— Bohl [CDU/CSU]: Wieso eigentlich?) 

daß bei der Bundesregierung ein Papier existiert, in 
dem davon die Rede ist, daß Unterlagen über den 
U-Boot-Bau in Mikrofilmen über die Grenze gebracht 
werden sollen und daß man weiß, wer es getan hat, 
und den Betreffenden in Bonn trotzdem unbehelligt 
weiterarbeiten läßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann legen Sie 
die Quittung einmal vor! — Jungmann 
[SPD]: Die liegt im Untersuchungsausschuß 
in geheimen Akten! Da kann die Regierung 
hineingucken! — Dr. Hornhues [CDU/CSU]: 
Machen wir jetzt hier Untersuchungsaus-
schuß? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
Frau Präsidentin, das hat hier — — 

Vizepräsident Frau Renger: Also, meine Damen und 
Herren, einen Augenblick! — Das geht nun wirklich 
nicht, daß Sie hier von den Abgeordnetenbänken so 
massiv dazwischenrufen. Das ist zwar ganz lustig, 
aber das geht wirklich nicht. 

Gansel (SPD): Nein, das ist traurig. Entschuldigung, 
daß ich kritisiere, aber das ist nicht lustig. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Also, verehrter Herr 
Kollege, es ist wirklich ganz schwierig, es jedem recht 
zu machen. — Ich bitte darum, den Redner ausreden 
zu lassen. Er hat nur noch eine Minute 

(Hinsken [CDU/CSU]: Eine Minute ist für 
den viel zuviel! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 
und dann kommen Sie dran, meine Damen und Her-
ren. 

Gansel (SPD): Frau Präsidentin, ich habe vorhin nur 
einige Fakten einander gegenübergestellt. Jeder Zu-
sammenhang im Sinne von Vorsätzlichkeit ist mög-
lich, aber ich behaupte ihn nicht. Nur, diese einander 
gegenüberstehenden Fakten müssen doch einfach 
wehtun. Da muß man sich doch schämen, daß das alles 
möglich war. Da muß man sich doch schämen, daß es 
bis heute noch keine staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungen, noch keine Einsicht in Firmenakten, noch 
keine Strafe gibt. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Bohl (CDU/CSU) 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Ich habe mich in meiner politischen Laufbahn selten 
so geschämt wie bei dem Studium dieser Firmenak-
ten, wie bei dem Studium der Regierungsstellungnah-
men, bei denen Seite für Seite deutlich wurde: Erst 
kommt das Geschäft, dann kommt eine ganze Zeit 
überhaupt nichts, dann kommen viele Argumente ge-
gen Sanktionen, und dann kommen vielleicht auch 
Menschenrechte. Ich habe mich selten so geschämt! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Gansel (SPD): Bitte sehr. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Kollege Gansel, wie können 
Sie die Behauptung, die Staatsanwaltschaft habe 
nichts getan, 

(Jungmann [SPD]: Hat er doch gar nicht ge

-

sagt! — Repnik [CDU/CSU]: Doch!) 
angesichts der Tatsache aufrechterhalten, daß die 
Staatsanwaltschaft es nach Anlegung einer soge-
nannten Beobachtungsakte abgelehnt hat, ein Ermitt-
lungsverfahren einzuleiten, weil ein hinreichender 
Tatverdacht nicht gegeben ist? 

Gansel (SPD) : Kollege Bohl, die Staatsanwaltschaft 
hat bis heute keine Ermittlungsmaßnahme durchge-
führt. Der Staatsanwaltschaft ist aber seit Anfang des 
Jahres bekannt, daß eine Verletzung z. B. des 
deutsch-indischen Geheimschutzabkommens mög-
lich ist. Sie hat das Geheimschutzabkommen im Rah-
men ihrer sich weiter ausdehnenden beobachtenden 
Tätigkeit überhaupt erst vor wenigen Wochen ange-
fordert. Bis heute hat niemand Einsicht in die Akten 
der Unternehmen genommen außer der Untersu-
chungsausschuß des Deutschen Bundestages. Bis 
heute ist deshalb keine Beschlagnahme bei den Fir-
men erfolgt, keine Durchsuchung, keine wirkliche 
Aufklärung, keine Ahndung. 
Daß Vorschriften über Sanktionen verletzt werden, 

das kann vorkommen. Aber daß man Verletzungen 
passieren läßt, daß man Entschuldigungen dafür fin-
det, daß man ihre Ahndung hinausschiebt, 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch alles  un
-wahr!) 
das muß in der ganzen Welt den Eindruck erwecken, 
daß wir es mit den Beschlüssen der UNO und mit 
unserem Kampf für Menschenrechte in Südafrika 
nicht ernst nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Wollen Sie noch eine 
Zwischenfrage beantworten? 

Gansel (SPD): Bitte sehr. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Kollege Gansel, Ihnen mag 
es ja unangenehm sein, daß es die Staatsanwaltschaf-
ten — nicht nur die Staatsanwaltschaft in Kiel, son-
dern auch die Staatsanwaltschaft in Karlsruhe — in 
Kenntnis des Sachverhalts ablehnen, ein Ermittlungs-
verfahren einzuleiten. Aber wenn die Staatsanwalt-
schaften mangels eines hinreichenden Tatverdachts 
ein Ermittlungsverfahren nicht einleiten, wie können 
Sie dann den Vorwurf erheben, es werde nichts ge-
tan? Man kann doch keine Unschuldigen verfolgen! 

Gansel (SPD): Herr Bohl, die Generalbundesan-
waltschaft hat im Januar die Eröffnung eines Ermitt-
lungsverfahrens auf der Grundlage eines Gutachtens 
des Bundesverteidigungsministeriums abgelehnt. 
Dieses Gutachten ist uns inzwischen bekannt. Sie wis-
sen, daß dieses Gutachten die Frage einer Verletzung 
des Geheimschutzabkommens mit Indien ausdrück- 
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lieh offenläßt. Sie wissen inzwischen auch, daß dem 
Generalbundesanwalt der Vertrag der Firmen mit 
Südafrika nicht vorgelegt worden ist. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Lesen Sie doch mal 
die Strafprozeßordung, die Sie offenbar nicht 

kennen!) 
Sie wissen auch, daß die Generalbundesanwaltschaft 
bis heute keinen Einblick in die Firmenakten nehmen 
konnte. Sie wissen aus eigener Lektüre, Herr Bohl, 
was dort an belastendem Material über die Firmen 
vorhanden ist. 

(Jungmann [SPD]: Und er ist einer derjeni-
gen, die verhindern, daß es aufgeklärt 

wird!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wischnewski? 

Gansel (SPD): Bitte sehr. 

Wischnewski (SPD): Herr Kollege Gansel, könnten 
Sie den verehrten Kolleginnen und Kollegen mittei-
len, wieviel Senatoren der Vereinigten Staaten gegen 
diese Vorgänge protestiert haben und welche wichti-
gen internationalen Institutionen gegen diese Vor-
gänge sind? 

Gansel (SPD): Herr Kollege Wischnewski, das ist 
deshalb eine wichtige Frage, weil die Bundesregie-
rung im November 1986 auf der Grundlage eines Be-
richts der Oberfinanzdirektion Kiel staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungen mit dem Hinweis abgelehnt 
hat, die internationalen Beziehungen der Bundesre-
publik seien nicht erheblich gestört. Das konnten sie 
zu diesem Zeitpunkt ja auch nicht sein, weil die Bun-
desregierung es geschafft hatte, das Verfahren ein 
Jahr lang geheimzuhalten. Jetzt aber ist es bekannt. 
Ich habe hier eine fünfseitige Aufstellung vor mir, 

die vom 27. November bis zum April reicht. Auf jeder 
Seite stehen zehn Beschwerden von schwarzafrikani-
schen Staatschefs, Beschwerden der UNO, Beschwer-
den des indischen Außenministers, Beschwerden von 
42 Senatoren in einem Brief an den Bundeskanzler. 
Und da behauptet diese Bundesregierung noch im-
mer, die internationalen Beziehungen der Bundesre-
publik Deutschland seien nicht erheblich gestört! 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist der Vorwurf der 
Begünstigung! Sie werfen den Beamten vor, 
daß sie Begünstigung betreiben! Unglaub-

lich!) 
Was soll denn noch alles passieren, damit Sie sich 
bewegen? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, Sie 
haben jetzt noch fünf Sekunden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie werfen den Beamten 
strafbare Handlungen vor! Eine Frechheit ist 
das! Das ist unglaublich! — Abg. Gattermann 
[FDP] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluß. Lassen 
Sie bitte keine Zwischenfrage mehr zu. 

Gattermann (FDP): Herr Kollege Gansel, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß Sie deutschen Staatsan-
wälten Strafvereitelung vorwerfen, daß Sie Mitglie-
dern der Bundesregierung strafrechtliche Begünsti-
gung vorwerfen? 

(Verheugen [SPD]: Diese Frage würde ich an 
Ihrer Stelle nicht stellen!) 

— Es interessiert mich. 

Gansel (SPD) : Herr Kollege, für mich war dieses 
sogenannte U-Boot-Projekt zuerst ein Rüstungsex-
portskandal; nachdem ich in die Zusammenhänge 
hineingeschaut habe, war es für mich ein Skandal der 
Südafrikapolitik dieser Bundesregierung. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Jetzt dreht 
der eine neue Runde!) 

Jetzt, nach über einem Jahr, ist es für mich auch ein 
Skandal geworden, wie und in welchem Tempo Ver-
stöße gegen UNO-Resolutionen bei uns aufgeklärt 
und geahndet werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das geht ins Straf

-

recht! — Weitere, anhaltende Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Alle anderen Konsequenzen können Sie selbst aus 
dieser Antwort ziehen. 

(Beifall bei der SPD) 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir 

schlagen keinen totalen Boykott vor, aber wir sind der 
Meinung, daß die Solidarität mit den Unterdrückten 
wichtiger ist als das Geschäft. Deshalb sind wir für 
abgestufte und gezielte Maßnahmen, 

(Bohl [CDU/CSU]: Heuchlerisch!) 
die das Regime in Südafrika so treffen können, daß es 
mehr Raum gibt für die Verwirklichung von Demokra-
tie und Menschenrechten. Deshalb bitte ich um die 
Überweisung unseres Antrags an den Ausschuß. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist eine Tatsache, 
daß der Kollege Gansel den Untersuchungsausschuß 
als eine Art Lieblingsbeschäftigung ansieht — er 
spielt ja dort eher die Rolle des Ritters von der trauri-
gen Gestalt —, 

(Jungmann [SPD]: Und Sie verschleiern! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

und weil er dort nichts bringt, was er gerne haben 
möchte, versucht er, hier ein neues Forum zu finden. 
Das ist doch der Hintergrund. Ich verwahre mich da-
gegen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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daß diese Debatte dazu benutzt wird, die Themen 
eines Untersuchungsausschusses, der noch vor der 
Beweisaufnahme steht, so darzustellen, als ob sie be-
wiesen wären, und damit der Debatte einen falschen 
Hintergrund zu geben. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte jetzt wirklich um etwas Zurückhaltung. 
Das geht so nicht mehr weiter. — Bitte! 

Lowack (CDU/CSU): Sehr verehrte Kollegen, wer 
bei der außenpolitischen Bedeutung dieser Debatte in 
dieser Art und Weise Behauptungen aufstellt, die un-
wahr sind und überhaupt erst Gegenstand in einem 
Untersuchungsausschuß sind, der schädigt die Inter-
essen der Bundesrepublik Deutschland. So können 
wir von diesem Podium aus nicht Politik machen. Die-
ser Verantwortung müßte sich der Kollege Gansel 
endlich einmal bewußt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, was hier 

passiert — und das ist mein Vorwurf an die sozialde-
mokratischen Kollegen, die hier gesprochen haben, 
und an die GRÜNEN — , ist zunächst eine grundsätz-
liche Desinformation darüber, was sich in Südafrika 
tatsächlich abspielt. Sie tragen mit dazu bei, daß die 
Menschen bei uns oft fälschlicherweise Zustände in 
einem Land annehmen, das sie gar nicht kennen, die 
Sie aber so darstellen, als ob sie bestünden. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Aber wir 
kennen es!) 

Man kann Südafrika in seiner ganzen Struktur mit 
Deutschland und mit Europa nicht vergleichen. Man 
muß einfach anerkennen, daß andere Strukturen zu 
anderen Lösungen führen müssen. Wer das nicht ein-
räumt, wer hier Illusionen weckt, ist mitverantwortlich 
für eine Kampagne, die nicht dazu beiträgt, daß den 
Schwarzen geholfen, sondern dazu beiträgt, daß ih-
nen geschadet wird. 
Meine sehr verehrten Kollegen, ich habe manchmal 

den Eindruck, daß mit dieser Debatte und mit der Poli-
tik, die Sie machen, ideologische Spielchen auf dem 
Rücken der Schwarzen ausgetragen werden und daß 
nicht mehr der Wille im Hintergrund steht, den 
Schwarzen zu helfen. Sie tragen mit dazu bei, daß sich 
in Südafrika Gewalt durchsetzen kann. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ungeheuerlich! — Verheu-
gen [SPD]: Wer besucht denn Terroristen in 

Südafrika? Sie doch!) 
Sie beklagen, daß dort Kinder gefangen gesetzt wer-
den, Sie sagen aber nicht, daß man sie aufgefordert 
hat, gewalttätig zu werden; der ANC hat sie aufgefor-
dert, gewalttätig zu werden. Sie sagen auch nicht, 
welche ideologische Unterstützung für den ANC von 
Europa ausgeht. Sie tragen Verantwortung dafür, daß 
der ANC das Gefühl hat, daß seine Politik Unterstüt-
zung aus Europa bekommt und deshalb nicht bereit ist 
zu irgendwelchen Kompromissen. Er hält deshalb an 
einer Ideologie fest, die ihn in Übereinstimmung mit 
Moskau Politik machen läßt. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein kur-

zes Wort — es ist vorhin in der Debatte angesprochen  

worden — : Bophuthatswana. Ich wundere mich 
manchmal, wie dieses oder andere Länder in Süd-
afrika, die eine Loslösung erreichen möchten, immer 
wieder auf Widerspruch bei uns stoßen. Hier sollte 
eine Chance, ein Spielraum für die zukünftige deut-
sche Afrikapolitik genutzt werden. 
Sehr verehrter Herr Staatsminister Schäfer, ich habe 

eine Bitte. Wir haben ja insoweit Einigkeit erreicht. Ich 
bin der Auffassung, daß wir die Probleme, die das 
südliche Afrika hat, nicht immer aus Interventionen 
von Südafrika her ableiten dürfen. Damit vernebeln 
wir uns nur den Blick für die Realitäten und würden 
uns selbst von politischen Maßnahmen abhalten, die 
ich selbst für notwendig halte. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Wischnewski? 

Lowack (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Wischnewski (SPD): Herr Kollege, wären Sie so lie-
benswürdig, dem Hause mitzuteilen, wie viele Länder 
der Welt das von Ihnen genannte Land anerkannt 
haben? 

Lowack (CDU/CSU): Ich glaube, daran sollte nicht 
unbedingt eine politische Möglichkeit, die wir hätten, 
orientiert werden. Für mich ist es eine Frage des Er-
folgs. 

(Wischnewski [SPD]: Wieviel Staaten?) 
Wenn wir feststellen können, daß sich dort ein über-
wiegend von Schwarzen bewohntes Land mit einer 
Verfassung verwalten kann, die man akzeptieren 
kann, wenn dort der Wille zu einer eigenen staatli-
chen Ordnung gegeben ist, dann sollten wir eine sol-
che Entwicklung fördern, sie zumindest in unsere po-
litischen Überlegungen einbeziehen. 
Bitte schön, 

Wischnewski (SPD): Herr Kollege, ich habe nur da-
nach gefragt, wie viele Länder der Welt dieses Land 
anerkannt haben. 

Lowack (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr 
Wischnewski, ich habe darauf geantwortet, daß es 
nicht darauf ankommt, wie viele Lander der Welt die-
ses Land anerkannt haben. Ich habe von politischen 
Möglichkeiten gesprochen, die davon nicht abhän-
gen. 

(Wischnewski [SPD]: Seien Sie doch ehrlich 
und sagen Sie: Kein Land der Welt hat es 

anerkannt!) 
— Sehr verehrter Herr Wischnewski, ich habe gesagt: 
Und wenn es kein Land anerkannt hätte, käme es 
nicht darauf an, wenn wir eine gute politische Mög-
lichkeit sehen. 

(Wischnewski [SPD]: Vielleicht Bayern!) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, manch-

mal führen wir hier eine gespenstische Debatte. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das kann 
man wohl sagen! Seit fünf Minuten wahrhaf

-

tig! — Weitere Zurufe von der SPD) 
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Die beiden Anträge, die von den GRÜNEN und von 
der SPD eingebracht worden sind, sind doch im 
Grunde genommen von eimem unglaublichen Zynis-
mus geprägt. Hier wird zu einem Verhalten aufgef or-
dert, das in Südafrika zu Gewalt führt. Wir fördern 
damit nicht die notwendigen Reformen, sondern wir 
verhindern damit möglicherweise das, was in dem 
Land getan werden muß. 

Ich sage eins: Ohne Geduld werden wir alle die Pro-
bleme, die es gibt, nicht lösen können. Ich bitte Sie, 
positiv dazu beizutragen, daß in dem Land eine Ent-
wicklung stattfindet, bei der die Apartheid überwun-
den wird. Das ist aber nicht mit solchen abstrusen 
Anträgen möglich, wie Sie sie heute gestellt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Danke. 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Ausfüh-
rungen des Kollegen Gansel zwingen mich zu einer 
Erwiderung. 
Erstens. In der Konsequenz dessen, was ich in dieser 

von Ihnen zitierten Rede gesagt habe, ist mitzuteilen: 
Es gibt Gott sei Dank seit einem Jahr keinen Militär-
attaché der Republik Südafrika mehr in der Bundes-
republik Deutschland. Der Bundesaußenminister hat 
damals klargemacht, daß er nicht bereit sei, eine Neu-
akkreditierung eines Militärattachés zuzulassen, 
wenn die Amtszeit des alten auslaufe. Die ist dann 
sehr oft verlängert worden; er war sehr viel länger 
hier, als das normalerweise bei Diplomaten üblich ist. 
Es gibt keinen solchen mehr. 

(Verheugen [SPD]: Aber er steht noch auf der 
Liste!) 

Zweitens. Sie reden offensichtlich von jemand an-
derem, nämlich von einem, wie Sie behaupten, Kurier, 
einem Diplomaten, den Sie hier genannt haben. Herr 
Gansel, Ihre Erkenntnisse sind mir nicht zugänglich. 
Sie sagen, sie seien bei Ihnen im Panzerschrank. Ich 
habe keinen Einblick in Ihren Panzerschrank, um das 
deutlich zu machen. Ich bin auch nicht Mitglied des 
Untersuchungsausschusses, in dem möglicherweise 
mehr Informationen vorhanden sind, als sie uns zu-
gänglich sind. Mir jedenfalls sind sie nicht zugäng-
lich. 
Ich darf also feststellen, daß der von Ihnen genannte 

Herr, der angeblich als Diplomat im Kuriergepäck sol-
che Unterlagen nach Südafrika verbracht hat, nicht 
identisch ist mit dem Militärattaché. Hier liegt offen-
sichtlich eine Verwechslung vor. Aber das wurde 
eben alles ein bißchen durcheinandergebracht. 

Drittens. Wir hatten eine Debatte, in der es unter-
schiedliche Auffassungen gegeben hat — die gab es 
ja schon lange — über die Frage des Sinns oder des 
Unsinns von Sanktionen. Aber wenn Herr Gansel jetzt 
auch noch den Versuch unternimmt, so zu tun, als 
gäbe es eine von der Bundesregierung betriebene 
heimliche militärische Zusammenarbeit, dann muß  

ich das in aller Entschiedenheit für die Bundesregie-
rung zurückweisen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Ein Wort zur persönlichen Erwide-
rung — ich kann das nach der Geschäftsordnung auch 
vom Saalmikrophon aus machen — : Herr Schäfer, ich 
nehme meine Behauptung zurück, daß an der südaf-
rikanischen Botschaft zur Zeit ein Militärattaché tätig 
ist. Es tut mir leid, wenn ich Ihnen gegenüber daraus 
falsche Rückschlüsse gezogen habe. Für mich war 
maßgebend, daß diese Stelle noch in der Diplomaten-
liste steht. 
Im übrigen ist es dann wohl so, daß Herr Steenkamp 

in anderer Funktion Kurier für den illegalen Rüstungs-
export war. Ich bitte Sie, im Anschluß hieran mit mir in 
mein Büro zu kommen, damit ich Ihnen Einsicht ge-
ben kann in die Geheimakte. Nach der Verschlußsa-
chenordnung des Bundestages bin ich dazu berech-
tigt. Ich bitte Sie, von meinem Angebot Gebrauch zu 
machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der SPD zu 
Südafrika an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse zu überweisen. Ist das Haus damit einver-
standen? — Kein Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 
Wir kommen nunmehr zum Antrag der Fraktion DIE 

GRÜNEN zu Südafrika auf Drucksache 11/187. Die 
Fraktion DIE GRÜNEN hat beantragt, daß über ihren 
Antrag sofort abgestimmt wird. Die Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP beantragen Überweisung des 
Antrages an dieselben Ausschüsse wie bei dem An-
trag der Fraktion der SPD. Nach ständiger Übung geht 
die Überweisung der sofortigen Abstimmung vor. 
Wer der Überweisung zuzustimmen wünscht, den 

bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Die Überweisung ist damit beschlossen. 
Damit kann auch dieser Antrag beraten werden. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 3 und 
Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aussprache über die schlechte Versorgungs-
lage in Rumänien 
Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Versorgungslage in Rumänien 
— Drucksache 11/1489 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
gemeinsame Aussprache 30 Minuten vorgesehen. — 
Das Haus ist damit einverstanden. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-

geordnete Geiger. 
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Frau Geiger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Den Menschen in 
Rumänien geht es nun schon seit Jahren sehr schlecht. 
Von Winter zu Winter verschärft sich die Lage noch. 
Jetzt bereits im vierten Winter müssen die Bürger der 
Sozialistischen Republik Rumänien elend frieren und 
hungern, in den vergangenen Jahren allerdings rela-
tiv unbemerkt von der Weltöffentlichkeit. Erst am 
15. November 1987 bei den Volksratswahlen, den ru-
mänischen Kommunalwahlen, wurde die verzweifelte 
Situation, in der sich die Menschen in diesem Staat 
befinden, plötzlich deutlich. In Kronstadt stürmten 
aufgebrachte Arbeiter die Büros der Partei, des Bür-
germeisters und legten Feuer. „Wir wollen Brot", rie-
fen die Arbeiter und plünderten die Lebensmittella-
ger, die sich Parteifunktionäre für die Wahlsiegesfeier 
angelegt hatten. 

Wir Bundesbürger in unserem vorweihnachtlich-
festlich illuminierten Land können uns kaum vorstel-
len, was es heute bedeutet, in Rumänien zu leben. 
Bereits seit 1981 sind die Grundnahrungsmittel 
Fleisch, Brot, Zucker und Speiseöl rationiert. Seit vier 
Jahren wird immer mehr elektrische Energie einge-
spart, in diesem Winter noch einmal zusätzlich 30 %. 
Die Raumtemperaturen dürfen in Privatwohnungen 
und Amtsstuben 12 Grad nicht überschreiten — und 
das bei den teilweise mehr als minus 30 Grad Außen-
temperatur des rumänischen Winters. In jeder Woh-
nung darf nur eine einzige 40-Watt-Birne ihr spärli-
ches Licht verbreiten. Manchmal wird der Strom in 
ganzen Stadtvierteln ganz abgestellt, es wird sogar 
von Babys berichtet, die in den Brutkästen eines Bu-
karester Krankenhauses erfroren seien. Alte und 
kranke Menschen leiden auf unvorstellbare Weise. 

Dazu kommt die katastrophale Lage in der medizi

-

nischen Versorgung. Es gibt fast keine Medikamente, 
nicht einmal mehr einfache Schmerzmittel. Die Ärzte 
stehen vor einer nahezu ausweglosen Situation bei 
der Ausübung ihres Berufs. Statt den Menschen hel-
fen zu können, müssen sie ihnen sagen, daß sie zwar 
ihre Krankheit erkennen, daß sie aber nicht die Hilf s-
mittel haben, die Krankheit zu bekämpfen. Das gilt 
sowohl für die Medikamente als auch für die primitiv-
sten Mittel wie Spritzen, Kanülen, Pflaster, Salben 
und alle Verbandsstoffe, von den fehlenden ärztlichen 
Bestecken und Geräten ganz zu schweigen. Viele ru-
mänische Ärzte sind am Ende ihrer Kräfte und haben 
ihren Beruf hassen gelernt. Die Ohnmacht, Krankhei-
ten zu heilen, die zum großen Teil durch die Unterver-
sorgung und durch den Vitaminmangel entstehen, 
macht ihnen schwer zu schaffen. Ein Landarzt berich-
tete, daß er seit Monaten kein Medikament gesehen 
hat. 

Die Lebensmittelrationen erinnern uns an die 
schlimmsten Kriegs- und Nachkriegsjahre in unserem 
Land. Am Tag der Revolte in Kronstadt stand auf einer 
Mauer zu lesen: „Ob wir verhungern, erfrieren oder 
erschossen werden, das ist uns ganz egal. " Diejenigen 
Menschen, die von der Partei keine Extrarationen zu-
geteilt bekommen oder Pakete aus dem Westen erhal-
ten, sind am Verzweifeln. 

Meine Fraktion bekundet nachdrücklich ihr Mitge-
fühl und ihre Verbundenheit mit allen notleidenden 
Menschen in Rumänien, besonders auch mit den über 
250 000 deutschen Landsleuten, die in Siebenbürgen,  

im Banat und im Sathmarer Siedlungsgebiet leben. 
Seit ich im Namen meiner Fraktion Hilfe für die Men-
schen in Rumänien gefordert habe, erreichen mich 
täglich viele Briefe mit teilweise erschütterndem In-
halt. Viele Leute bei uns sind glücklicherweise bereit, 
den Rumänen zu helfen. Viele haben schon schlechte 
Erfahrungen gemacht, lassen sich aber trotzdem nicht 
davon abbringen, Sendungen nach Rumänien zu 
schicken. 

Die Nahrungsmittelpakete sind von der Bundesre-
publik bis Rumänien oft eine lange Zeit unterwegs. 
Für einen Warenwert von ca. 20 DM muß noch einmal 
fast soviel Porto bezahlt werden und müssen noch ein-
mal hohe Zölle entrichtet werden. Entweder müssen 
die rumänischen Bürger auf das Postamt gehen — dort 
werden die Pakete geöffnet — und müssen den Zoll 
zahlen, oder der Absender muß ihn bei uns hier gleich 
mitbezahlen. 

Leider sind Lebensmittelpakete bisher fast der ein-
zige Weg, wie vom Westen aus in Rumänien geholfen 
werden kann. Dazu braucht man jedoch Adressen. 
Wir kennen nicht von allen notleidenden Bürgern in 
Rumänien Namen und Anschrift. 

Die rumänische Regierung leugnet bis heute 
schlicht die schlimme Lage und steht offenbar auf dem 
Standpunkt, daß nicht sein kann, was nicht sein darf. 
Lebensmittellieferungen aus der EG sind nach ihrer 
Meinung nicht notwendig, weil es keine Hungerka-
tastrophe in Rumänien gibt. Vermutlich will der rumä-
nische Staat die desolate Lage nicht zur Kenntnis neh-
men, weil das als eine Bankrotterklärung des Systems 
ausgelegt werden könnte. Das zu klären ist heute 
nicht unser Anliegen. Aber es gibt nach meiner Auf-
fassung keine Entschuldigung dafür, die Bevölkerung 
weiter leiden zu lassen, wenn internationale Hilfe 
ohne Bedingungen und ohne alle Hintergedanken 
angeboten wird. 

Ich weiß durch die große Resonanz auf unsere Ak-
tion, daß es bei uns viele spendenwillige und hilfsbe-
reite Menschen gibt. Deshalb heute mein Appell an 
die rumänische Regierung: Haben Sie Mitleid mit 
Ihren Bürgern. Lassen Sie Hilfe zu. Verzichten Sie auf 
hohe Zölle und Schikanen aller Art bei Hilfslieferun-
gen. Ermöglichen Sie eine große konzertierte Hilfsak-
tion, so wie sie Anfang der 80er Jahre für die in Not 
geratenen Polen möglich war. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich bitte Außenminister Genscher, unseren Appell 
an die rumänische Regierung nächste Woche mit nach 
Rumänien zu nehmen und seinen ganzen Einfluß gel-
tend zu machen, daß der Bevölkerung geholfen wer-
den kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bitte ferner die Bundesregierung in aller Dring-
lichkeit zu prüfen, welche Hilfsmaßnahmen sie in ei-
gener Verantwortung der rumänischen Bevölkerung 
anbieten kann. Die Bundesregierung sollte außerdem 
nach Möglichkeiten suchen, wie die verschiedensten 
Hilfeaktionen der Landsmannschaften, des Roten 
Kreuzes, der Kirchen und vieler anderer Organisatio-
nen in geeigneter Weise koordiniert werden können. 
Ich bitte die Bundesregierung darüber hinaus, sich bei 
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der EG-Kommission für ein Soforthilfeprogramm ein-
zusetzen, damit der notleidenden rumänischen Bevöl-
kerung durch EG-Agrarüberschüsse geholfen werden 
kann. 

Ich erinnere an dieser Stelle auch an meinen Appell 
an den Bundespostminister, zu überprüfen, ob eine 
Portobefreiung für die Päckchen und Pakete begrenzt 
auf diesen Winter möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Nicht zuletzt appelliere ich an die Hilfsbereitschaft 
aller unserer Bürger, in diesem Winter so viele Päck-
chen und Pakete wie irgend möglich nach Rumänien 
zu schicken. Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bitte ich, unseren Antrag zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schmidt (Salzgitter). 

Schmidt (Salzgitter) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Roland Schönfeld 
schreibt kürzlich in „Politik und Zeitgeschichte" : 

Beschleunigter Aufbau einer möglichst komplet-
ten Industriestruktur und ausgeprägte Distanzie-
rung vom RGW als Instrumente einer betonten 
Autonomiepolitik erschwerten in den siebziger 
Jahren die Anpassung der rumänischen Volks-
wirtschaft an verschlechterte außenwirtschaftli-
che Rahmenbedingungen. Die Zahlungskrise 
1981/82 war Anlaß einer rigorosen Austerity-poli-
tik zum raschen Abbau der Hartwährungsschul-
den, die nicht nur der Bevölkerung schwere Bür-
den auferlegt, sondern bei weitgehendem Ver-
zicht auf westliche Investitionsgüter und Techno-
logie die Modernisierung der rumänischen Wirt-
schaft in gefährlicher Weise beeinträchtigt. 

Es heißt weiter an anderer Stelle in einem Bericht: 

Der offensichtlich wachsende Unmut der Bevöl-
kerung, ja, Anzeichen von Verzweiflung und 
Hoffnungslosigkeit sind eine Folge der von der 
Regierung seit Anfang der 80er Jahre rigoros 
durchgeführten Politik. 

Frau Kollegin Geiger hat darauf hingewiesen, daß 
es erhebliche Einschränkungen in Rumänien für die 
Bevölkerung gibt. Solche eben von mir zitierten Dar-
stellungen, mehr oder weniger kurz oder prägnant, 
gibt es schon seit längerer Zeit. Und: Sie häufen sich, 
meine Damen und Herren. Ich will hier gar nicht nä-
her auf Beiträge wie den von Wagner in „Die Zeit" 
vom 4. Dezember eingehen, der dort vom „Leben und 
Schreiben im real dahinvegetierenden rumänischen 
Sozialismus" spricht. Ansichten dieser Art sind offen-
bar auf internationaler Ebene zu finden. Bedeutender 
aber, meine Damen und Herren, sind für mich eigene 
Erkenntnisse und Berichte von Augenzeugen, nach 
denen die Versorgung der Menschen in Rumänien 
drastisch schlechter geworden ist. Dort müssen Kinder 
barfuß zur Schule gehen. Dort sind Grundnahrungs-
mittel in manchen Landstrichen nur schubweise und 
insgesamt ungenügend zu haben. Medikamente — es  

klang schon an — sind nur schwer erhältlich u. ä. 
mehr. 

Auslösender Faktor für die Aktivitäten von Parla-
mentariern und vielen anderen Menschen bei uns 
waren nun allerdings die Unruhen in Kronstadt oder 
Brasov, wie es rumänisch heißt. Sie haben mehr als 
andere Ereignisse deutlich die Brisanz der Lage der 
Menschen aufgezeigt. Da nützen auch die Bagatelli-
sierungsbemühungen von rumänischer Seite wenig, 
die darauf hinauslaufen, der internationalen Öffent-
lichkeit vorzugaukeln, daß die Unruhen lediglich aus 
betriebsinternen Gründen einer besonderen Lohnfin-
dung oder ähnlichen Anlässen entstanden seien. 

Wir wollen also helfen, und zwar wirksam. Damit 
werden wir nicht zugleich Freunde der Regieung 
Ceausescu. Es wäre aber sicher ein wenig mehr Ver-
ständnis für diese Regierung vorhanden, wenn sie 
eine solche Hilfe ermöglichen und erleichtern würde. 
Leider ist das bis heute nicht der Fall, im Gegenteil. 
Ich persönlich habe, von meinen Kolleginnen und Kol-
legen in der SPD-Fraktion mit entsprechenden Hin-
weisen versehen, bei derartigen Überlegungen und 
Vorhaben selten eine derart störrische Haltung ge-
spürt wie hier in dieser Zeit auf rumänischer Seite. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Dort meint man, klarmachen zu müssen, daß Rumä-
nien in seiner Geschichte Hilfe von außen prinzipiell 
nur dann akzeptiert hat, wenn eine besondere Not 
durch Naturkatastrophen eingetreten war. 

(Repnik [CDU/CSU): Das Regime ist eine 
Naturkatastrophe!) 

Ich selbst erinnere mich sehr deutlich daran, wie eine 
Naturkatastrophe Anlaß für das Entstehen einer Part-
nerschaft zwischen einer deutschen Stadt, meiner 
Heimatstadt Wolfenbüttel, und einer rumänischen 
Stadt, Satu Mare, war. Dies ist ein guter Ansatz gewe-
sen; das sollte man fortsetzen. Man sollte die einiger-
maßen Informierten nicht an der Nase herumführen, 
indem man ein rosarotes Bild der inneren Situation 
des Landes zeichnet. 

Meine Damen und Herren, noch schwerer wiegt 
jedoch für die SPD und mich, daß die heutige Debatte 
und ihre inhaltliche Abwicklung als „schwere Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten Rumäniens" 
empfunden wird; so jedenfalls hochrangige rumäni-
sche Vertreter in Gesprächen in diesen Tagen. Ich 
halte diese Reaktionen nicht nur für unverständlich, 
sondern ich halte sie auch — lassen Sie mich das deut-
lich sagen — für menschenverachtend 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

und für einen völlig falschverstandenen Stolz der Re-
gierung Ceausescu. Man verliert nach meiner außen-
politischen Erfahrung doch nicht das Gesicht, wenn 
man — möglicherweise nur für eine vorübergehende 
Zeit — humanitäre Hilfe zuläßt und erleichtert. Ich 
denke nur an Polen — Frau Geiger hat auch dies er-
wähnt —, wo man schließlich auch innerhalb des Ost-
blocks lebt und gern Hilfe aus dem Westen entgegen-
nimmt, ohne sich dabei großartig verbiegen zu müs-
sen. 

Rumänien handelt allerdings schon seit vielen Jah-
ren genau entgegengesetzt. Die hohen Einfuhrzölle 
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und die Abwehrmaßnahmen anderer Art sind ein be-
redtes Beispiel dafür. Schon eine drastische Senkung 
dieser Zölle könnte eine neue Welle der Hilfsbereit-
schaft in der Bundesrepublik erzeugen. Angeblich ist 
Rumäniens Regierung ja bereit, die Aktionen „von 
Person zu Person" zu fördern, die übrigens auch über 
deutsche Versandhäuser laufen, die in der Abwick-
lung wohl recht pfiffig handeln sollen. Allerdings 
bleibt diese Aussage Stückwerk, wenn keine konkre-
ten Verbesserungen umfassenderer Art eintreten. 

Meine Damen und Herren, auch auf der Basis der 
von vielen immer beschworenen Annäherung im Rah-
men der KSZE -Schlußakte wäre ein deutliches rumä-
nisches Zeichen mehr als überfällig. Wenn es nicht 
kommt, erlischt sicher auch das letzte Verständnis für 
die dort Regierenden. Es kann nicht nur — gewisser-
maßen einseitig — um die von Rumänien gewünschte 
industrieorientierte Wirtschaftshilfe gehen, obwohl 
sie für das Land und die Menschen sicher ihre Bedeu-
tung hat. 

Aus all diesen Gründen haben die vier Fraktionen 
des Bundestages zu Recht gemeinsam den vorliegen-
den Antrag eingebracht. In ihm wird die rumänische 
Regierung nicht direkt angesprochen; vielmehr wer-
den Bundesregierung und EG-Kommission zu schnel-
lem Handeln aufgefordert. 

Es gibt viele Menschen und Organisationen in der 
Bundesrepublik, die helfen wollen. Auf deutscher 
Seite könnten z. B. die Portoerleichterung und die 
Vergabe von EG -Überschußprodukten als Mittel an-
gesehen werden. Meine Damen und Herren, wenn 
Außenminister Genscher in der kommenden Woche 
Rumänien einen Besuch abstatten wird, sollte er sol-
che Angebote von deutscher Seite im Gepäck haben, 
um zugleich massiv Erleichterungsmaßnahmen der 
Rumänen einfordern zu können. 

Lassen Sie mich schließlich im Sinne einer abgerun-
deten Darstellung am heutigen Tage auch noch be-
merken, daß in der SPD-Bundestagsfraktion ebenso 
wie in weiten Teilen der deutschen Öffentlichkeit die 
Auffassung besteht, daß über den aktuellen Ansatz 
der humanitären Hilfe hinaus mehr zur rumänischen 
Situation hätte gesagt werden müssen oder bei pas-
sender Gelegenheit gesagt werden muß, und wir wol-
len das — meine Damen und Herren, dies kündige ich 
bereits heute an — im Frühjahr im Bundestag initi-
ieren. Dafür werden die rumänische Reaktion und das 
Maß an Aktivitäten der Bundesregierung zum heute 
besprochenen Vorgang für uns und sicherlich für das 
ganze Haus ein wichtiger Gradmesser sein. 

Als weitere Stichworte will ich jedoch auch die 
Menschenrechtssituation im Lande, die Möglichkei-
ten der Deutschen in Rumänien, zu einem gesicherten 
Leben in der rumänischen Staatsgemeinschaft zu ge-
langen, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

sowie die Chance für Rumäniendeutsche, in die Bun-
desrepublik überzusiedeln, nennen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Zu letzterem Punkt sei an dieser Stelle angemerkt, 
daß die SPD erwartet, daß die deutsche Bundesregie-
rung und die rumänische Seite auch in dieser Frage 

schon vor einer Bundestagsdebatte zu Fortschritten 
gelangen. Es geht nicht an, daß '70 000 Ausreisean-
träge — so die mir genannte Zahl — seit längerer Zeit 
unbearbeitet liegen 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und daß der Zugang zur deutschen Botschaft nur auf 
Vorlage einer Einladung der Botschaft möglich ist, 
wobei derartige Einladungen zeitweise zwei Jahre auf 
sich warten lassen. 

(Zustimmung der Abg. Frau Schmidt [Nürn

-

berg] [SPD]) 
Meine Damen und Herren, ich würde mir wün-

schen, daß die rumänische Regierung und ihre Vertre-
ter auch durch unsere Aktivität zur Besinnung kom-
men und noch mehr als heute erkennbar für die im 
Lande lebenden Menschen erträgliche Lebensbedin-
gungen schaffen. Dies ist der Sinn unseres Antrages, 
nicht mehr und nicht weniger, und deswegen bitte ich 
Sie alle um Zustimmung. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir wollen und können 
uns nicht in die inneren Angelegenheiten eines ande-
ren souveränen Staates einmischen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso?) 

Dies wäre mit den Prinzipien, die wir in Helsinki be-
schlossen haben, nicht vereinbar. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Da gibt es 
aber auch das Prinzip der Menschen

-
rechte!) 

Unser Antrag ist keine Einmischung. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: So ist das!) 

— Da werden Sie mir wohl zustimmen. Aber wenn von 
einem „gemeinsamen Haus Europa" gesprochen 
wird, muß es erlaubt sein, Hilfe anzubieten, wenn 
Hilfe nötig erscheint. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 
Es kann uns nicht gleichgültig sein, wenn in einem 
anderen Land die Grundversorgung der Menschen 
nicht mehr klappt. Es ist auch das Bedürfnis von Men-
schen, denen es gut geht, anderen, denen es schlecht 
geht, zu helfen. Das ist nicht selbstverständlich und 
sollte daher positiv bewertet werden. 
Es geht uns auch nicht um Sonderhilfe für rumäni-

sche Staatsbürger deutscher Abstammung. Unsere 
Hilfe soll alle erreichen. Wir wollen keine Gruppe 
bevorzugen. 

Hier und heute ist auch nicht die Stunde der Ursa-
chenforschung. Wir wissen, daß auch in Rumänien 
eine kritische Debatte über die Ursachen der Versor-
gungskrise im Gange ist. Wir wollen aus der Versor-
gungskrise in Rumänien kein politisches Kapital 
schlagen. Nichts liegt uns ferner, als durch unsere 
heutige Debatte eine Verschlechterung der deutsch-
rumänischen Beziehungen zu betreiben. Wir wollen 
aber die fundamentalen Unterschiede zwischen unse- 
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ren beiden Ländern, die unterschiedlichen Gesell-
schafts- und Paktsystemen angehören, nicht verwi-
schen. 

Es ist uns klar, daß wir Hilfe gegen den Willen der 
rumänischen Regierung nicht leisten können und daß 
spektakuläre Forderungen deshalb nicht hilfreich 
sind. Wir wollen uns darum bemühen, die existieren-
den Hilfsmöglichkeiten stärker zu nutzen. Die Wohl-
fahrtsverbände, die schon manche Hilfsaktion organi-
siert haben, sind auch hier der richtige Ansprechpart-
ner für weitere Hilfe. Ich darf auch an die seit dem 
2. November praktizierten Möglichkeiten des Gebüh-
renzettelverfahrens erinnern. 

Geben, meine Damen und Herren, ist oft leichter als 
nehmen. Falscher Stolz ist aber fehl am Platze. Ich 
erinnere mich gerne daran, daß Rumänien als erstes 
Land des Warschauer Paktes bereits 1967 wieder di-
plomatische Beziehungen mit der Bundesrepublik ge-
knüpft hat, daß wir im November 1979 ein Kulturin-
stitut in Bukarest eröffnet haben und daß Rumänien 
durch seine aktive und selbstbewußte Außenpolitik 
viel zur Verständigung und Entspannung in Europa 
gerade auch in schwieriger Zeit beigetragen hat. 

Entspannung, meine Damen und Herren, für die 
Rumänien viel getan hat, besteht aber nicht nur aus 
Abrüstung, sondern auch aus guten Beziehungen zwi-
schen den Menschen. Wie können diese Beziehungen 
besser gefördert werden als durch aktive Hilfe, so wie 
wir sie anbieten? 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Meine Fraktion begrüßt es 
außerordentlich, daß der Deutsche Bundestag endlich 
über die innenpolitische Situation in Rumänien dis-
kutiert, auch wenn diese Debatte beschämend kurz ist 
und — ich sage es mit Selbstkritik — beschämend 
spät kommt. 

Seit Jahren berichten uns Menschen über die zu-
nehmend elendere Versorgungslage, das Abschalten 
von Strom und Wasser und das Fehlen von Medika-
menten. Schriftsteller berichten über brutale Drang-
salierungen, Zensur und das Verbot, eine Schreibma-
schine ohne behördliche Genehmigung zu besitzen. 
Amnesty international legt Berichte über Folterungen 
in Gefängnissen, Todesstrafen z. B. wegen Fleisch-
diebstahls, Gefängnisstrafen für Fehler im Arbeitspro-
zeß und unerlaubtes Entfernen vom Arbeitsplatz vor. 
Zeitschriften wie das „Osteuropa-Info" veröffentlich-
ten Berichte über die Gründung einer freien Gewerk-
schaft im Februar 1977, brachten Interviews mit Vasile 
Paraschiv, einem ihrer Mitglieder, berichteten über 
seine Verhaftung und die Zerschlagung der Gruppe. 
Hier bei uns im Bundestag geschah nichts. 

Auf Grund solcher Berichte sagte Mitterrand 1982 
seinen Besuch in Rumänien ab und ließ statt dessen  

dem rumänischen Botschafter eine Liste mit Namen 
von Verschwundenen übermitteln. Die Regierungen 
der Bundesrepublik Deutschland dagegen preisen 
seit 20 Jahren die guten Beziehungen zwischen der 
BRD und Rumänien und betonen von Schmidt bis 
Strauß, von Carstens bis Kohl, daß die Bundesregie-
rung es nicht vergessen werde, daß Rumänien 1967 
als erster der kleineren osteuropäischen Staaten di-
plomatische Beziehungen zur BRD aufgenommen 
habe. War solche Unterstützung Rumäniens 1968 
noch verständlich, als Rumänien als einziger War-
schauer-Pakt-Staat sich weigerte, sich am Einmarsch 
in die CSSR zu beteiligen, so wurde der konservative 
Nationalismus der Innen- und Außenpolitik Rumä-
niens in den siebziger Jahren immer deutlicher. 

Die Bundesregierung betonte aber noch 1984, daß 
Ceausescu uns ein „willkommener Gast" sei, weil sie 
hoffte, Rumänien zur Diversifikation gegenüber der 
Sowjetunion nutzen zu können. Die Bundesregierung 
hat Milliarden-Kredite an Rumänien gegeben, obwohl 
sie sah, daß diese von Ceausescu zur Finanzierung 
sinnloser, menschliche Arbeitskraft und natürliche 
Lebensgrundlagen zerstörender Großprojekte ver-
wandt wurden, und obwohl sie sah, daß Ceausescu 
diese Kredite durch eine brutale Politik des Konsum-
verzichts auf dem Rücken der Menschen zurückzu-
zahlen versuchte. Bedenken kamen der Regierung 
nur, wenn allzu schlimme Praktiken bei der Behand-
lung der deutschen Minderheit bekannt wurden — 
Praktiken, die mindestens ebenso scharf, wenn nicht 
härter die Ungarn, die Juden und die Zigeuner in 
Rumänien treffen. 

Wir GRÜNEN unterstützen alle Hilfsmaßnahmen 
für die Menschen in Rumänien, die wir heute be-
schließen. Wir hoffen sehr, daß Herr Genscher die Ein-
richtung einer neutralen Verteilungsstelle in Rumä-
nien aushandeln kann — denn das ist sehr wichtig —, 
die dafür sorgt, daß diese Hilfe wirklich die betroffe-
nen Menschen erreicht, was bisher von Ceausescu lei-
der immer wieder abgelehnt wurde. 

Zugleich wünschen wir uns aber, daß endlich gese-
hen wird, wie sehr die Politik der Bundesregierung 
dazu beigetragen hat, daß sich Ceausescu an der 
Macht halten kann. Eine Entspannungspolitik, die mit 
dem Blockdenken nicht bricht, sondern alle Erschei-
nungen nur unter dem Gesichtswinkel des Nutzens 
für den eigenen Block sieht, ist mit schuld, daß solche 
Diktatoren wie Ceausescu sich als in Ost und West 
gefeierte Führer darstellen können. Es ist peinlich für 
die Bundesrepublik, daß erst, nachdem Reagan auf 
Grund von Protesten von Menschenrechtsorganisatio-
nen Rumänien die Meistbegünstigungsklausel ver-
weigerte, daß erst, nachdem Gorbatschow und Rea-
gan zu Abrüstungsvereinbarungen kamen und Ceau-
sescu nicht mehr gebraucht wird, sie sich erstmals 
auch um die Lage in Rumänien kümmerte. 

Wir würden es für ein gutes Zeichen halten, wenn 
der Herr Bundesaußenminister, der für nächste Wo-
che seinen Besuch in Bukarest plant, diesen Besuch 
nutzen würde, um auf Freilassung aller derer zu drän- 
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gen, die sich an den Aufständen in Brašov beteiligt 
haben und jetzt inhaftiert sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Staatsminister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren, die jüngsten 
Ereignisse in Kronstadt haben uns alle betroffen ge-
macht, und sie werfen auch ein Schlaglicht auf eine 
Situation, die Sie hier in Ihren Beiträgen beschrieben 
haben. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Versor-
gungslage der Bevölkerung in Rumänien schlecht ist. 
Die sich abzeichnende Notlage verfolgt die Bundesre-
gierung mit wachsender Sorge. Ihre Bemühungen 
galten und gelten dem Ziel, die Möglichkeiten, wirk-
same Hilfe nach Rumänien zu leisten, zu verbes-
sern. 

Ich darf darauf verweisen, daß seit dem 2. Novem-
ber dieses Jahres im Postverkehr mit Rumänien als 
erstem Mitgliedstaat des Warschauer Paktes das soge-
nannte Gebührenzettelverfahren eingeführt worden 
ist. Es gibt dem Absender in Deutschland die Möglich-
keit, die bei Geschenkpaketen nach Rumänien anfal-
lenden Abgaben und Zölle für den Empfänger in Ru-
mänien zu übernehmen, ohne Geschenkversandfir-
men in Anspruch zu nehmen. 

Darüber hinaus hat das Auswärtige Amt auf ver-
schiedenen Ebenen, auch durch den Bundesminister 
selbst, an die rumänische Seite appelliert, Zollschran-
ken und bürokratische Hemmnisse für humanitäre 
deutsche Hilfe abzubauen. Sie hat bei ihrem Appell 
deutlich gemacht, daß Hilfssendungen nicht einer be-
stimmten Volksgruppe, sondern selbstverständlich al-
len Hilfsbedürftigen im Lande zugute kommen sol-
len. 

Ich kann heute hier leider nur feststellen, was Kol-
legen vor mir schon getan haben, daß die rumänische 
Seite für Hilfsaktionen größeren Umfangs bislang kei-
nen Anlaß sieht und diese nicht wünscht. Sie wünscht 
schon gar nicht, daß ein bestimmter Bevölkerungsteil 
als Gruppe, so wie sie es versteht, privilegiert werde. 
Wenn dies in unserer Öffentlichkeit und auch in die-
sem Hohen Hause als unbefriedigend angesehen 
wird, so habe ich dafür volles Verständnis. 

Wir haben alle ein Interesse daran, daß die gegen-
wärtigen Hilfsmöglichkeiten, die unspektakulär ab-
laufen und von den Empfängern als eine wichtige 
Hilfe begrüßt werden, erhalten bleiben und ausge-
baut werden. In dieser Situation kann ich allen, die 
ihre Hilfsbereitschaft in die Tat umsetzen wollen, nur 
raten: Halten Sie sich an die gegebenen Möglichkei-
ten! — Engagement zur Linderung der Lage sollte im 
Interesse der Sache mit Umsicht, Augenmaß und Dis-
kretion verbunden sein. 

Die Bundesregierung wird weiterhin bei allen ihr 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Gesprä-
chen darauf hinwirken, daß die rumänische Regie-
rung ihre unbewegliche Haltung ändert. Ich selbst 
hatte auch ein Gespräch mit dem Botschafter, der mir  

sehr deutlich klarzumachen versucht hat, daß es sich 
hier um eine Einmischung handelt. 
Die Reise des Bundesaußenministers, von der Sie 

alle gesprochen haben, kann ich zur Zeit noch nicht 
bestätigen. Die Reise des Bundesaußenministers 
hängt noch von bestimmten Zusagen ab, die die rumä-
nische Regierung noch nicht gegeben hat. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sauer (Salzgitter). 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben uns 
heute nachmittag die Zeit genommen, über zwei 
Stunden das Thema Südafrika zu behandeln. Ich 
meine aber, daß es diesem Thema nicht angemessen 
ist, wenn wir es jetzt im Schnellverfahren in nur 30 Mi-
nuten für alle Fraktionen behandeln. Da die Bevölke-
rung in Rumänien seit vier Jahren besonders hungert 
und friert und die Menschenrechte dort verletzt wer-
den, meine ich, hier sollten wir uns wirklich die Zeit 
nehmen, die Probleme ausführlich zu debattieren. 
Wir haben von allen Seiten des Hauses gehört, daß 

die Bevölkerung in Rumänien wirklich um das nackte 
Überleben kämpft. Früher war Rumänien die Korn-
kammer Europas und hatte im Jahre 1940 sogar noch 
die größte Agrarproduktion in Europa. Die Grundnah-
rungsmittel — dies wurde vorhin nicht ganz deut-
lich — sind bereits seit 1981 rationiert, aber selbst 
Wasser, Strom, Benzin, Medikamente und Waschmit-
tel sind nur zu bestimmten Zeiten immer seltener und 
auch nur mit viel Glück zu erhalten. 
Wenn die Außentemperaturen selbst bis zu 30 Grad 

minus absinken, dürfen die Wohnungen auf 12 bis 
14 Grad beheizt werden, aber bei Fernwärme in den 
Städten werden nur 6 bis 8 Grad erreicht, und darun-
ter leiden insbesondere alte Menschen und Säug-
linge. In Kronstadt sind an einem Tag, als die Brutkä-
sten im Krankenhaus ausfielen — allein an einem 
Tag — 40 Säuglinge erfroren. 
Trotz der totalen Nachrichtensperre des Staates 

wissen wir — das sagte auch Frau Kollegin Geiger —, 
daß am 15. November die Arbeitnehmer in Kronstadt 
zu Tausenden vor das Parteibüro gezogen sind und 
das Rathaus gestürmt haben. Wir können 10 bis 15 
andere Städte nennen, wo ähnliches passiert ist. Das 
Land ist halt heruntergewirtschaftet, höchst verschul-
det, und es fehlt dem Land an westlicher Technologie 
und Modernisierung. Das Aufbegehren des Volkes ist 
die Folge von Lohnkürzungen, von Preissteigerungen 
und — ich sage es deutlich — von dem ins Absurde 
geführten Personenkult, von Funktionärsherrschaft, 
von Prestigeprojekten, von kirchenfeindlichen Aktio-
nen und menschenunwürdigen Praktiken, z. B. daß 
sich derzeit die Arbeitnehmerinnen in den Betrieben 
im Zwei-Monats-Rhythmus Zwangsschwanger-
schaftskontrollen unterziehen und sich noch rechtfer-
tigen müssen, warum sie nicht schwanger sind. Ich 
meine, mit Polizei, mit dem Militär und mit dem Secu-
ritate-Geheimdienst sind diese Probleme auf Dauer 
nicht zu lösen. 
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Wir wollen uns in der Tat, Herr Kollege Feldmann, 
nicht in die inneren Angelegenheiten dieses Landes 
einmischen, aber wenn wir uns weltweit für die Men-
schenrechte einsetzen, müssen wir auch hier eine 
klare und deutliche Sprache sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sollten auch feststellen, daß nichtregierungs-
amtliche Experten der Wirtschaft, wie Ion Iliescu oder 
Silia Prukan, klare Vorstellungen unterbreitet haben. 
Die rumänische Führung und die Wirtschaft müssen 
den Mut aufbringen zu neuen Strategien gegenüber 
und mit der Bevölkerung. Natürlich wünschen wir der 
Regierung auch den richtigen Weg, damit sie selber 
aus der Talsohle herauskommt, und ich füge in Sorge 
hinzu: ehe es für eigenständige Entscheidungen zu 
spät sein könnte. 

Der Gradmesser unserer Zusammenarbeit muß 
bleiben, wie sich der Staat und seine Einrichtungen 
gegenüber den Deutschen in Siebenbürgen und im 
Banat verhält. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir lassen uns davon auch nicht von dem rumäni-
schen Botschafter hier in Bonn abhalten. Ich sage das 
auch in vollem Bewußtsein in Richtung auf den Innen-
minister Postelnicu und seinen Nachfolger als Chef 
der Geheimpolizei Securitate, Julian Vlad. Wir möch-
ten Rumänien gern helfen. 

Bisher haben wir von der CDU/CSU bei allen Gele-
genheiten, ob bei der KSZE in Bern oder in Wien, bei 
Mitgliedern der Großen Nationalversammlung hier in 
Bonn, bei Mitgliedern der rumänisch-deutschen Par-
lamentariergruppe in Bonn diese Sorgen vorgetragen, 
ohne Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Die rumäni-
sche Regierung hat bisher nicht auf uns gehört. Darum 
bin ich dankbar, daß wir in Übereinstimmung mit al-
len Fraktionen des Hauses unsere Kollegen nach Ru-
mänien schicken, damit sie unsere Sorgen dort vortra-
gen, weil wir mit dem rumänischen Volk zusammen-
arbeiten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den interfrak-
tionellen Antrag zur Versorgungslage in Rumänien. 
Wer stimmt diesem Antrag zu? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung und Wissen-
schaft (19. Ausschuß) zu dem Antrag der Frak-
tion der SPD 

Einsetzung einer Enquete-Kommission „Zu-
künftige Bildungspolitik — Bildung 2000" zu 
dem Antrag der Abgeordneten Frau Hillerich 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Einsetzung einer Enquete -Kommission 
— Drucksachen 11/711, 11/801, 11/1448 —  

Berichterstatter: 
Abgeordnete Daweke 
Kuhlwein 
Neuhausen 
Frau Hillerich 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Kein Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Am 17. September haben 
SPD und GRÜNE im Deutschen Bundestag einen An-
trag auf Einrichtung einer Enquete -Kommission ein-
gebracht, die sich mit Fragen der zukünftigen Bil-
dungspolitik beschäftigen soll. Die Idee dazu ist übri-
gens in der SPD-Bundestagsfraktion geboren worden 
und nicht im Bonner Bildungsministerium, wie heute 
manchmal geargwöhnt wird. 
Ich habe von Anfang an sehr wohl die Grenzen 

einer Bundestagsenquete in einem Politikbereich ge-
sehen, in dem die Länder eigene und vom Bund unab-
hängige Zuständigkeiten reklamieren können. Ich 
habe allerdings nicht ahnen können, daß einige Län-
der schon eine Bestandsaufnahme durch den Bund im 
Bildungsbereich als Anschlag auf die verfassungsmä-
ßig garantierte Kulturhoheit werten würden. Wir ha-
ben die Empfindsamkeiten ernst genommen und ha-
ben den Bedenken dieser Länder weitgehend Rech-
nung getragen, weil es uns darum ging, im Bundestag 
zu einer Enquete-Kommission zu kommen, deren Ein-
setzungsauftrag von allen Fraktionen des Hauses ge-
tragen wird. 
Ich will nun auch nicht behaupten, daß ich manche 

Interventionen als kleinkariert empfunden hätte, 
auch wenn der DIHT sie als „kleinliches Zuständig-
keitsgerangel" bezeichnet hat. Bei der Vertretung von 
Interessen gehts ja manchmal, wie wir wissen, auch 
ums Kleingedruckte. Die Kultusministerkonferenz sei 
mein Zeuge dafür, wie wichtig gelegentlich selbst 
Fußnoten in einem gemeinsamen Beschlußpapier sein 
können. 

(Daweke [CDU/CSU]: Essentiell!) 
Ich will auch nicht darüber rechten, warum Frau 

Dr. Wilms als Bundesbildungsministerin sogar in ih-
rem Ministerium eine Tagung zur Allgemeinbildung 
veranstalten durfte, bei der höchstderoselbst der 
bayerische Kultusminister als Podiumsteilnehmer auf-
getreten ist, wohingegen der Deutsche Bundestag 
veranlaßt wurde, die Allgemeinbildung zu meiden 
wie der Teufel das Weihwasser. 
Ich werde schließlich auch niemandem einen Vorwurf 

daraus machen, wenn er die Rechte zum föderalistischen 
Schwur erhebt, während die Linke freudig nach Bundes-
mitteln für den Informatikunterricht greift. 
Ich bin allerdings nicht sicher, ob die Menschen in 

der Bundesrepublik diesen abstrakten Streit um Nor-
men noch verstehen, wenn ihnen gleichzeitig gesagt 
wird, sie sollten sich auf ein „Europa der Bürger" und 
auf immer enger werdende internationale Verflech-
tungen vorbereiten. Ob es da wohl wirklich eine ver-
trauensbildende Maßnahme für die Politik bedeutet, 
wenn die Bürger dann erfahren, daß wir stundenlang 
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darum gerungen haben, ob der Begriff „Schule" in 
unserem Einsetzungsauftrag vorkommen darf? Wie 
gesagt, ich bin ein Freund des Kulturföderalismus. 
Aber vielleicht sollte man ihn gelegentlich vor seinen 
allerbegeistertsten Bannerträgern in Schutz neh-
men. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Im übrigen hat die Auflistung dessen, wo der Bund 
inzwischen unbestreitbare Zuständigkeiten im Bil-
dungsbereich hat, manche überrascht. Wir sind des-
halb in unserem Ausschuß dem weisen Vorschlag des 
Rechtsausschusses gefolgt und haben die Bereiche 
mit Angabe der entsprechenden Grundgesetzartikel 
gleich in den ersten Absatz unseres Antrags aufge-
nommen. Da finden wir denn aus der ausschließlichen 
Gesetzgebung die auswärtigen Kulturbeziehungen 
und die Auslandsschulen, aus der konkurrierenden 
Gesetzgebung die betriebliche und überbetriebliche 
Berufsausbildung einschließlich der beruflichen Wei-
terbildung sowie die Regelung von Ausbildungsbei-
hilfen. Wir finden aus der Rahmengesetzgebung das 
Gebiet der  allgemeinen Grundsätze des Hochschul-
wesens, aus den Gemeinschaftsaufgaben den Ausbau 
und Neubau von Hochschulen einschließlich der 
Hochschulkliniken. Da findet sich die Möglichkeit der 
Übertragung auch von Kompetenzen der Länder auf 
zwischenstaatliche Einrichtungen, etwa auf die Euro-
päische Gemeinschaft. Da findet sich nicht zuletzt im 
Art. 91 b des Grundgesetzes ebenfalls als Gemein-
schaftsaufgabe die gemeinsame Bildungsplanung 
und Forschungsförderung. 

Meine Damen und Herren, dies alles sollte auch bei 
denen nicht in Vergessenheit geraten, die den Bund 
gern zum bildungspolitischen Nachtwächter machen 
wollen. Dabei gebe ich ja offen zu, daß die Bundesre-
gierung sich seit der Wende offenbar in dieser Rolle 
wohlfühlt. 

(Gattermann [FDP]: Das ist aber ein Irrtum, 
Herr Kollege!) 

Wenn die Kommission, wie es im Einsetzungsauf-
trag heißt, ihre Arbeit auf die Zuständigkeiten des 
Bundes beschränkt, dann wird sie sich dennoch nicht 
über Mangel an Arbeit beklagen können. Sie wird 
untersuchen müssen, ob es Chancengleichheit für alle 
Schichten und Gruppen in der Bildungsbeteiligung 
gibt und wie gegebenenfalls Bildungschancen ver-
bessert werden können. Sie wird sich mit der ersten 
Schwelle zwischen Schule und Berufsausbildung und 
mit der zweiten Schwelle zwischen Bildungs - und 
Beschäftigungssystem befassen und Antworten su-
chen müssen, wie diese Schwellen begehbar gemacht 
werden können. Sie wird sich mit den Inhalten von 
Berufsausbildung, Hochschule und Weiterbildung 
beschäftigen. Sie wird in diesen Bereichen Konse-
quenzen aus den neuen Kommunikationstechnolo-
gien ziehen. Sie wird das Schlagwort vom „lebenslan-
gen Lernen" in praktisch-politische Folgerungen für 
Organisation und Finanzierung der Weiterbildung 
umsetzen. Sie wird Prognosen für den Finanzbedarf 
der beruflichen Bildung, der individuellen Ausbil-
dungsförderung, des Hochschulbaus und der Hoch-
schulforschung wagen und Vorschläge machen, von 
wem die finanziellen Mittel aufgebracht werden sol-
len. Sie wird das Besoldungs- und Beamtenrecht dar-

aufhin abklopfen, wieweit es neuen Herausforderun-
gen im Bildungsbereich entspricht. Sie wird Vor-
schläge machen, wie die Bildungspolitik des Bundes 
aktiv an der Schaffung des europäischen Binnen-
marktes beteiligt werden kann. 
Die Enquete-Kommission wird bei allen Überlegun-

gen immer im Auge haben, daß es zwar dieselben 
jungen und erwachsenen Menschen sind, die mal 
nach Landesrecht und mal nach Bundesrecht gebildet 
werden, daß jedoch Blicke über den Gartenzaun nicht 
erwünscht sind. Es wird sich dennoch nicht ganz ver-
meiden lassen, daß die Kommission auch Begriffe wie 
Berufsbildungsfähigkeit oder Studierfähigkeit unter 
die Lupe nimmt. Sie sind zwar auf der einen Seite ein 
mögliches Ergebnis von Schule, auf der anderen Seite 
jedoch auch Voraussetzung für Berufsbildung und 
Hochschulbesuch, für die der Bund eigene Verant-
wortung trägt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich an die-
ser Stelle ausdrücklich bei den Berichterstattern der 
Koalitionsfraktionen bedanken, die in dem schwieri-
gen Prozeß der Abstimmung mit den B-Ländern nicht 
nur unseren Blick für die berechtigten Interessen der 
Länder geschärft, sondern auch eine Reihe zusätzli-
cher Anregungen für den Arbeitsauftrag beigetragen 
haben — dies gilt insbesondere für die Europafrage 
und für das Beamtenrecht — , besonders bei Herrn 
Daweke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Wir sollten uns jetzt in der Enquete-Kommission so 
konstruktiv wie im Ausschuß für Bildung und Wissen-
schaft an die Arbeit machen, um bildungspolitische 
Antworten auf die neuen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen zu finden. Vielleicht wird am Ende unse-
res Arbeitsprozesses auch mancher Länderkultusmi-
nister mit uns versöhnt sein, weil wir auch seinen eige-
nen Aufgabenbereich und die Bedeutung der Bil-
dungspolitik in Konkurrenz zu anderen Politikfeldern 
wieder stärker ins Bewußtsein gebracht haben. 
Meine Fraktion wird dem gemeinsamen Einset-

zungsantrag zustimmen. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Frau Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Enquete-Kommission, die 
wir heute einsetzen, ist die fünfte Enquete-Kommis-
sion, die der Deutsche Bundestag in dieser Legislatur-
periode installiert. Ich will deshalb gerne zu Beginn 
einen Gedanken vortragen, der in den internen Bera-
tungen meiner Fraktion eine große Rolle gespielt hat: 
Ich möchte die Frage erörtern, ob es eigentlich richtig 
ist, daß wir uns — wohl beginnend mit der 9. und 
10. Legislaturperiode, aber jetzt auch in der 11. — im-
mer mehr mit Enquete -Kommissionen und Unteraus-
schüssen beschäftigen und diese einsetzen. 
Ich will nur sagen, daß die große Gefahr besteht, 

daß wir das sozusagen als Politikersatz betreiben 
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könnten. Wenn man diese Gefahr sieht, glaube ich, 
kann man sie auch beherrschen. Aber man muß wis-
sen, daß natürlich die Arbeit in diesen Kommissionen 
sehr speziell ist und daß wir aufpassen müssen, nicht 
den Überblick, also die Gesamtschau, zu verlieren, 
wenn wir immer mehr in solches Spezialistentum und 
immer mehr in solche Detaildiskussionen geraten. 

Als zweiten Gedanken möchte ich vortragen — da 
sage ich kein Geheimnis — , daß wir uns sehr schwer-
getan haben mit dem Minderheitenrecht der SPD und 
der GRÜNEN, diesen Ausschuß zu beantragen, nicht 
nur wegen des sehr schwierigen Bund-Länder-Ver-
hältnisses, das mit dem Antrag angesprochen ist, son-
dern natürlich auch vor dem Hintergrund der Tatsa-
che — ich habe das hier schon einmal gesagt — , daß 
wir in der Bildungspolitik eine ganze Reihe von Koor-
dinierungsgremien haben. Dazu gehören die Bund-
Länder-Kommission, die diese Woche getagt hat, die 
KMK, die in der letzten Woche getagt hat, und man-
cherlei Gremien dieser Art; ich nenne ausdrücklich 
den Hauptausschuß des Instituts für Berufsbildung. Es 
gibt also eine große Zahl von Gremien, die Koordinie-
rung versuchen. Wir setzen mit unserer Kommission 
noch eine weitere solche Koordinierungsrunde hinzu. 
Das waren unsere inhaltlichen Bedenken in der Sa-
che. Aber ich sage ausdrücklich: Wir respektieren 
natürlich das Recht der Minderheit auf Einsetzung 
einer solchen Enquete-Kommission und haben des-
halb auch von Anfang an konstruktiv an der Ergän-
zung und der Erweiterung der Anträge von SPD und 
GRÜNEN mitgearbeitet. 

Herr Kuhlwein hat eben die inhaltlichen Themen 
genannt, die anstehen. Ich will mich ebenfalls aus-
drücklich dazu bekennen, daß wir — Fritz Neuhausen 
von der FDP, Herr Kuhlwein als Antragsteller und 
Frau Hillerich als Antragstellerin — sehr konstruktiv 
zusammengearbeitet haben. Das war nur dadurch 
möglich, daß sich die Sozialdemokraten und DIE 
GRÜNEN bewegt haben 

(Zurufe von der SPD: Auch Sie haben sich 
bewegt!) 

— und dadurch, daß wir uns mühsam bewegt haben; 
das gebe ich zu. Das ist aus der Zeit, die hinter uns 
liegt, eigentlich ein ganz gutes Beispiel dafür, daß 
man politisch zusammenarbeiten kann, unabhängig 
von der Tatsache — das muß ich sagen, damit Frau 
Hillerich nicht in ihrer eigenen Fraktion von den an-
deren Flügeln geprügelt wird — , daß Sie in der Sache 
natürlich ganz schlimme Positionen vertreten haben. 
Gleichwohl haben wir uns auf einen gemeinsamen 
Antrag geeinigt. Ich finde, das verdient Erwähnung. 

Die letzte Bemerkung meinerseits. Wenn wir schon 
eine Bildungs-Enquete -Kommission einsetzen, bitte 
ich, darauf zu achten, daß unser Text grammatisch 
richtig ist. Wir sollten uns, wenn es geht, einigen, daß 
im III. Abschnitt hinter dem zweiten Spiegelstrich 
statt „entwickelt hat" „entwickelt haben" stehen soll. 
Es handelt sich nämlich um eine Plural. Gerade eine 
Bildungskommission sollte auf solche Kleinigkeiten 
achten. 

Schönen Dank. 

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Hillerich. 

Frau Hillerich (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es liegt nahe: Auch wir bitten Sie, 
der Einsetzung der Enquete-Kommission „Zukünftige 
Bildungspolitik" zuzustimmen. 
Erfreulicherweise haben sich alle Fraktionen im 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft darauf ver-
ständigen können, daß Bildungspolitik, nimmt sie ih-
ren Auftrag im Hinblik auf die Bildungsbedürfnisse 
und Ansprüche der Menschen in unserer Gesellschaft 
ernst, sich mit Herausforderungen auseinandersetzen 
muß, wie — ich zitiere aus der gemeinsamen Be-
schlußempfehlung —: „dem Ziel der Gleichstellung 
der Geschlechter, den ökologischen Erfordernissen" 
— um nur diese beiden zu nennen — , Herausforde-
rungen, die weit über wirtschafts- und arbeitsmarkt-
politische Erwägungen im Hinblick auf zukünftigen 
Qualifikationsbedarf hinausgehen. Im Mittelpunkt 
der Arbeit der Enquete-Kommission sollen die Men-
schen, Jugendliche und Erwachsene, stehen, denn es 
geht um ihre Zukunft, um ihre Fähigkeiten zur akti-
ven und verantwortlichen Teilnahme und Gestaltung 
der sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Verän-
derungsprozesse in der Gesellschaft. 
Nicht bildungspolitischer Schlagabtausch mit Ex-

pertenhilfe, allerdings auch kein Spezialistentum, wie 
Herr Daweke befürchtete, sondern nüchterne, ehrli-
che Bestandsaufnahme nach wissenschaftlichen Maß-
stäben und Wertung der Ergebnisse unter bildungs-
politischen Zielperspektiven — das ist meine Vorstel-
lung von der Arbeitsweise der Kommission. Alle Be-
teiligten sollen ihre Zielvorstellungen, ihre Untersu-
chungsfragen in die konkrete Arbeit einbringen. Alle 
müssen sich aber auch gefallen lassen, ihre Annah-
men, Prognosen und auch ihre allgemeinen und spe-
ziellen Zielvorstellungen in Frage stellen zu lassen 
und möglicherweise zu modifizieren oder zu korrigie-
ren. Dies wird — ich gestehe dies zu — nicht leicht 
sein, denn wir wissen um die recht unterschiedlichen 
politischen Interessen und Zielvorstellungen über das, 
was Bildung und Berufsbildung leisten sollen — ge-
rade im Hinblick auf den Erhalt oder die Veränderung 
bestehender und sich abzeichnender Zustände in 
Wirtschaft und Gesellschaft. 
Dennoch hoffe ich, daß es durch diese Enquete-

Kommission gelingen könnte — die Vorarbeiten ha-
ben dies zumindest gezeigt — , wenigstens den Mini-
malkonsens über das, was im Bildungsbereich drin-
gend zu verändern ist, in einigen Punkten herzustel-
len. Und ich hoffe, daß die Enquete-Kommission darin 
übereinstimmt, während ihrer Arbeit und gerade mit 
Hilfe der Sachverständigen die öffentliche bildungs-
politische Diskussion zu bereichern. 
Allerdings, die teilweise schrillen Töne, die schon 

im Vorfeld der Enquete-Kommission zu hören waren, 
stimmen bedenklich. Erfreulich ist, daß es im Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft — trotz Verhin-
derungsversuchen von außen — zu einem klaren ge-
meinsamen Votum für die Einsetzung gekommen 
ist. 
Die grundgesetzlich fixierte Gemeinschaftsaufgabe 

von Bund und Ländern bei der Planung von Bildung 
und Forschung wurde im Ausschuß ernst genommen. 
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Das Ansinnen, der Bundestag solle wegen der Kultur-
hoheit der Länder in einer der entscheidensten Fra-
gen unserer Zukunft, der künftigen Gestaltung unse-
res Bildungswesens, auf eigenständige Beratung und 
Empfehlungen verzichten — von einem bayerischen 
Landtagsabgeordneten wird dies im „Bayernkurier" 
gar als „dreister Zugriff auf die ausschließliche Zu-
ständigkeit der Länder" bezeichnet —, 

(Frau Dr. Götte [SPD]: Hört! Hört!) 

halten wir GRÜNEN für kleinkariert und außerhalb 
jeder bildungspolitischen Vernunft. Da bin ich wohl 
etwas schärfer als die Kollegen von der SPD. Selbst-
verständlich bejahen wir GRÜNEN unter den verfas-
sungsmäßig garantierten Prinzipien auch den Födera-
lismus. Wir sehen darin eine Garantie für kulturelle 
und politische Vielfalt und — angesichts der politi-
schen Vergangenheit unseres Staates — ein wichtiges 
Gegengewicht gegen zentralstaatliche Fehlentwick-
lungen. Selbstverständlich bejahen wir auch die Kul-
turhoheit der Länder als Kernstück des Föderalis-
mus. 

Dennoch: Die Notwendigkeit einer zwischen Bund 
und Ländern abgestimmten Rahmenplanung ist doch 
wohl unbestreitbar. Und wenn der Bund in diesem 
Rahmen einen Untersuchungsbedarf hat, dann ist 
eine Enquete-Kommission, die am Ende ihrer Arbeit 
Empfehlungen ausspricht, doch wohl ein recht be-
scheidenes Instrument. Ein neuer „Deutscher Bil-
dungsrat" und die Fortschreibung des „Bildungsge-
samtplans" wären das, was wir unserer Meinung nach 
eigentlich bräuchten. 

(Beifall des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Ich denke, daß wäre auch das, was die Bürgerinnen 
und Bürger, die mit ihren Steuern immerhin die Rie-
senapparate der Kultusbürokratien und auch uns Bil-
dungspolitikerinnen und Bildungspolitiker bezahlen, 
eigentlich mit Recht von uns erwarten können. 

Jede Bürgerin und jeder Bürger, ganz gleich, in wel-
cher Region lebend, welchen Alters und Geschlechts, 
welcher Religion und Staatsangehörigkeit, hat das 
Recht auf Chancengleichheit in Bildung und Ausbil-
dung, und die ist auf Länderebene allein nun einmal 
nicht herzustellen. Und es sind die materiellen und 
organisatorischen Rahmenbedingungen für die Chan-
cengleichheit aller im Bildungssystem, die von den 
Menschen eingefordert werden. Daß sie dann lernen, 
sich bilden und weiterbilden wollen — da sind wir 
eigentlich recht unbesorgt. 

Bund und Länder sind gefordert, Voraussetzungen 
für selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Ler-
nen in und außerhalb von Schulen und Hochschulen, 
betrieblicher und überbetrieblicher Berufsausbildung 
zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, noch einmal bitte ich 
Sie daher um Zustimmung zur Einsetzung dieser 
Enquete-Kommission. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 

FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die heute vorliegende Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
zur Einsetzung einer Enquete-Kommission „Zukünf-
tige Bildungspolitik — Bildung 2000" weist gegen-
über den ursprünglichen Vorlagen der SPD und der 
GRÜNEN eine Reihe von Änderungen auf und ist als 
ein Kompromiß zu bezeichnen, der das Ergebnis der 
schon erwähnten zahlreichen Gespräche, vor allem im 
Kreise der Berichterstatter, war. Ich möchte mich auch 
für den Geist, der in diesen Gesprächen geherrscht 
hat, sehr bedanken. Denn man findet selten die Mög-
lichkeit, offen und mit Konturen und dennoch koope-
rativ miteinander umzugehen. 

Ich habe schon bei der ersten parlamentarischen 
Behandlung darauf hingewiesen, daß wir diese Initia-
tive begrüßen und darin eine Unterstützung der 
neuen Aufbruchstimmung sehen, die durch den Bun-
desbildungsminister in der bildungspolitischen Dis-
kussion ja auch angeregt worden ist. 

Meine Damen und Herren, der ursprüngliche An-
trag der SPD ist in den erwähnten Verhandlungen der 
Berichterstatter entschlackt worden — das ist keine 
negative Bewertung — , eine Reihe der in den Formu-
lierungen enthaltenen vorweggenommenen Wertun-
gen sind entfallen. Andererseits sind die — und ich 
meine: in ihrer Empfindlichkeit manchmal überspitz-
ten — Bedenken der Länder berücksichtigt worden. 
Aber dann ist ja diese Entschlackung deshalb wieder 
behindert worden, weil die auch den Rechtsausschuß 
bewegenden Vorbehalte der Länder zu einer so zu-
nächst nicht vorgesehenen Auflistung von bildungs-
politischen Zuständigkeiten des Bundes geführt ha-
ben — so nicht vorgesehen, weil wir uns als Bericht-
erstatter über diese Zuständigkeiten im klaren waren 
und sie guten Gewissens — d. h.: ohne Hintertüren — 
berücksichtigt zu haben glaubten. Aber die hier schon 
oftmals erwähnte Bereitschaft der Bildungspolitiker 
zum „Kern-Konsens" hat auch diese Hürde nicht zum 
Hindernis werden lassen. 

Aber im Ernst, meine Damen und Herren: Vor dem 
Hintergrund des Wortes vom „kooperativen Födera-
lismus " und vor den neuen europaweiten Entwicklun-
gen mutet manche übertriebene Bedenklichkeit 
merkwürdig an, so, als befürchte man ständig, es 
stehe ein bildungspolitischer Staatsstreich unmittel-
bar bevor. 

(Beifall des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Es ist kein Geheimnis, meine Damen und Herren, 
daß die FDP in ihrer bildungspolitischen Tradition die 
gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes mit ei-
nem stärkeren Akzent belegt. Aber bereits in der er-
sten Debatte über den ursprünglichen, damals noch 
unveränderten Antrag haben wir den Respekt vor der 
Kulturhoheit der Länder in bezug auf diese Enquete 
hervorgehoben und uns in den Berichterstatterge-
sprächen bemüht, den Erwartungen der Länder Rech-
nung zu tragen. Und ich sage offen: Um so mehr ent-
täuschten manche Kleinlichkeit und manche provin- 
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Neuhausen 

zielle Haltung, mit der wir Liberalen nicht einverstan-
den sein können. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Fragebereiche der 
Kommission sind hier schon erwähnt worden. So wie 
sie jetzt formuliert sind, besteht die Chance einer 
sachlichen Untersuchung, bei der es nicht um den 
Nachvollzug früher geschlagener Schlachten, son-
dern um den Blick in die Zukunft geht. Das reicht 
— das wurde gesagt — von der Entwicklung der Bil-
dungsbeteiligung und des Übergangs vom Bildungs- 
in das Beschäftigungssystem über die Frage nach den 
für die raschen Veränderungen in Wirtschaft und Ge-
sellschaft wichtigen und notwendigen Kenntnissen, 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und auch Verhaltensweisen 
des einzelnen und nach den Konsequenzen des Ein-
satzes neuer Kommunikationstechnologien bis zum 
Ziel des lebenslangen Lernens, und es berührt die 
Finanzierung des Bildungsbereichs, wie auch der 
Blick auf den sich entwickelnden europäischen Bin-
nenmarkt geworfen wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, für uns Liberale steht 
dabei entgegen mancher Mißinterpretation der ein-
zelne im Mittelpunkt einer Bildung, die neben ihrer 
Funktion als Vorbereitung auf die Arbeitswelt und das 
Leben in der Gesellschaft auch als ein wichtiges Mittel 
zur Existenzerhellung einen Wert an sich darstellt. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang von einem 
Konsens sprechen, meine Damen und Herren, dann 
verstehen wir darunter nicht, daß die Konturen unter-
schiedlicher Ansätze dabei verlorengehen. Aber wir 
verstehen darunter den Versuch, diese Konturen in 
Fragestellung und Beantwortung so herauszuarbei-
ten, daß wenig Raum für manche gegenseitige Unter-
stellung von Motiven bleibt, in der sich Vorurteile 
spiegeln, die aber mit der Wirklichkeit meist nicht zu 
tun haben. 

Meine Damen und Herren, als ich hier in der ver-
gangenen Woche in bildungspolitischem Zusammen-
hang hinsichtlich der Mühen des Lebens Demokrit 
zitierte, hat der amtierende Präsident Heinz Westphal 
danach gefragt, ob Demokrit früher oder später als 
Sisyphus gewesen sei. Ich darf heute antworten: Si-
syphus ist eigentlich immer, meine Damen und Her-
ren; denn er muß ja für alle Ewigkeit seinen Felsen 
den Berg hinaufwälzen, um ihn gleich darauf wieder 
zu Tal stürzen zu sehen. 

Dieses Bild läßt sich leicht auf die Bildungspolitik 
übertragen. Aber Albert Camus hat ihm eine positive 
Deutung gegeben. „Der Kampf gegen Gipfel", 
schrieb er, „vermag ein Menschenherz auszufüllen. 
Wir müssen uns Sisyphus als einen glücklichen Men-
schen vorstellen. " 

Vielleicht, Herr Kuhlwein, trifft das ja auch auf die 
künftigen Mitgleider der heute einzusetzenden En-
quete-Kommission zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
stimmen über die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses für Bildung und Wissenschaft auf Einsetzung einer 
Enquete-Kommission ab. Wer dieser Beschlußemp

-

fehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für innerdeutsche Be-
ziehungen (17. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD 
Bericht der Bundesregierung zur Lage der Na-
tion 
— Drucksachen 11/943, 11/1483 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schulze (Berlin) 
Heimann 
Dr. Knabe 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 30 Minuten vorgesehen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Kein Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Heimann. 

Heimann (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wir haben heute abend zwar nur noch 
eine kurze Debatte; aber wichtig ist, daß wir sie haben 
und daß wir heute gemeinsam der Bundesregierung 
sagen, was wir von ihr erwarten, wenn sie in Kürze die 
Gespräche mit der DDR über die Bildung einer Ge-
mischten Kommission — wir finden die Bezeichnung 
Gemeinsame Kommission besser — zur Förderung 
der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen führen 
wird. Die Bildung einer solchen Kommission ist be-
kanntlich beim Besuch von Generalsekretär Erich Ho-
necker in der Bundesrepublik vereinbart worden. 
Manche bezweifeln, ob eine solche Kommission 

überhaupt notwendig und nützlich ist. Ich will das 
jetzt nicht mehr kommentieren, sondern nur feststel-
len: Wenn es sie dann geben soll, muß wenigstens 
sichergestellt sein, daß die Treuhandstelle für Indu-
strie und Handel in Berlin (West) in vollem Umfang 
erhalten und weiterhin für die Abwicklung der bei-
derseitigen Wirtschaftsbeziehungen zuständig bleibt, 
daß Berlin angemessen in der Kommission vertreten 
ist und daß die Gemeinsame Kommission regelmäßig 
auch in Berlin (West) tagt. 
Dieser Beschluß aller Fraktionen des Deutschen 

Bundestages beweist, daß trotz der Meinungsunter-
schiede in vielen Fragen der Deutschlandpolitik, die 
zu leugnen ich gar kein Interesse habe, auch immer 
wieder Gemeinsamkeiten möglich sind, wie es Peter 
Lorenz in seiner letzten Rede hier vor dem Bundestag 
gefordert hat. 
Daß dies in einer solchen praktischen Frage und am 

Beispiel Berlin geschehen ist, dafür sage ich im Na-
men der SPD, die diesen Antrag eingebracht hat, den 
anderen Fraktionen und vor allem auch dem Kollegen 
Hoppe, der als Vorsitzender des Ausschusses für in- 
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Heimann 

nerdeutsche Beziehungen die Angelegenheit sehr be-
fördert hat, ausdrücklich Dank. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Gatter-
mann [FDP]) 

Als Berliner Bundestagsabgeordneter liegt mir 
daran, noch folgendes hinzuzufügen: Wir wissen, daß 
Verhandlungen mit der anderen Seite, wenn es um 
Berlin (West) geht, meist etwas schwieriger werden. 
Herr Staatssekretär von Würzen z. B. hat diese Erfah-
rung schon öfter machen müssen, aber — und dies als 
Kompliment gemeint — meistens haben er und an-
dere die Sache zu einem guten Ende führen können. 
Wenn wir jetzt auf der Gewährleistung der Rolle, die 
die Treuhandstelle und die Berlin (West) überhaupt 
im Handel mit der DDR in der Vergangenheit gespielt 
haben, beharren, dann doch nicht aus lauter Jux und 
Dollerei. Alle Mächte und Staaten — und dies sind 
mindestens sechs — , die in bezug auf Berlin Verant-
wortung tragen, Rechte wahrnehmen und eigene In-
teressen verfolgen, sollten dazu beitragen, daß Berlin 
(West) in Zukunft immer mehr eine für alle nützliche 
positive, konstruktive Rolle in der Zusammenarbeit 
zwischen West und Ost spielen kann. Berlin (West) 
muß aus der Ecke heraus, in die es gewollt und unge-
wollt in den Zeiten des Kalten Krieges gestellt worden 
ist. 
Interdependenz zwischen unterschiedlichen Ge-

sellschafts- und Wirtschaftsordnungen hilft, den Frie-
den in Europa genauso zu sichern wie Abrüstung und 
Rüstungskontrolle. Das immer noch wirksamste Mit-
tel, solche Interdependenz herzustellen, ist der Han-
del. Es geht also nicht darum, hier und da kleinliche 
Statusvorteile auf Kosten der anderen Seite zu errin-
gen, sondern dafür Sorge zu tragen, daß von dem 
interdeutschen Handel neben den wirtschaftlichen 
Vorteilen, die er für beide Seiten hat, auch eine poli-
tische Wirkung ausgeht, die die Verhältnisse im Her-
zen Europas entkrampfen und entspannen hilft. Berlin 
ist geographisch der Ort der kürzesten Wege zwi-
schen Ost und West. Damit es dies auch politisch wer-
den kann, ist noch eine große Anstrengung nötig. Dies 
ist ein kleiner, aber wichtiger Schritt. Wir danken der 
Bundesregierung, daß sie in diesem Beschluß eine 
Unterstützung ihrer eigenen Absichten sieht, wie Herr 
Staatssekretär von Würzen im Ausschuß erklärt hat. 
Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schulze. 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Antrag 
der SPD, der die Verbesserung der Stellung Berlins 
innerhalb der wirtschaftlichen Beziehungen der Bun-
desrepublik Deutschland mit der DDR zum Gegen-
stand hat, ist in allen Ausschüssen, die mit dieser 
Materie befaßt waren, auf breite Zustimmung gesto-
ßen und nach kleineren Änderungen im federführen-
den Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen als ge-
meinsame Entschließung aller Fraktionen einstimmig 
verabschiedet worden. Ich bin der gleichen Meinung 
wie der Herr Kollege Dr. Mitzscherling, der am  

15. Oktober dieses Jahres hier gesagt hat, daß dies 
wichtig und gut für Berlin sei. 

Wenn wir heute im Plenum des Deutschen Bundes-
tages über diesen Antrag eine Aussprache führen, 
dann soll sie unseren gemeinsamen politischen Willen 
sowohl unserer Bevölkerung in beiden Staaten in 
Deutschland, aber auch allen anderen Ländern der 
Welt gegenüber bekunden, daß für uns Berlin als 
Hauptstadt der Nation immer Zentrum innerdeut-
scher Politik ist, auf und um dessen Fundament sich 
die Beziehungen zwischen den beiden Staaten in 
Deutschland aufbauen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt vom 
Grundsatz her die geplante gemeinsame Wirtschafts-
kommission ausdrücklich. Die Kommission ist sicher 
— das ist hier schon vom Kollegen Heimann zum Aus-
druck gebracht worden — eine gute Möglichkeit, die 
innerdeutschen Beziehungen zu verbessern und zu 
vertiefen. 

Zur Verdeutlichung unseres Standpunktes für die 
Verhandlungen mit der DDR bezüglich der geplanten 
Gemeinsamen Kommission — wir haben sie „Ge-
meinsame Kommission" genannt und nicht Ge-
mischte Wirtschaftskommission — möchte ich kurz 
auf unsere Ausgangslage zurückkommen. Die Ge-
meinsame Kommission muß auf der Grundlage der 
bestehenden Abkommen und Regelungen, die zwi-
schen unseren jetzigen Schutzmächten, den Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften und den 
beiden Staaten in Deutschland abgeschlossen worden 
sind, eingerichtet werden. Das bedeutet für Berlin 
(West), daß seine Stellung durch diese neue Institution 
weder formal noch tatsächlich in irgendeiner Weise 
verschlechtert werden darf; denn die Bedeutung von 
Berlin für den innerdeutschen Handel ist seit jeher 
herausragend. Die TSI, die heutige Treuhandstelle 
für Industrie und Handel, hat ihren Sitz in Berlin. Ihre 
laufenden Gespräche mit dem Ministerium für Au-
ßenhandel der DDR finden abwechselnd in Berlin 
(Ost) und Berlin (West) statt. Diese auf dem Berliner 
Abkommen vom 20. September 1951 in der Fassung 
vom 16. August 1960 aufgebauten wirtschaftlichen 
Beziehungen und Einrichtungen sind für uns Aus-
gangspunkt zu einer quantitativen und qualitativen 
Verbesserung durch die neue Gemeinsame Kommis-
sion, nicht aber ein Wendepunkt zur Umkehr. 

Die Abwicklung der beiderseitigen Wirtschaftsbe-
ziehungen muß daher voll in der Zuständigkeit der 
TSI verbleiben. Ebenso muß gesichert sein, daß Berlin 
in der Gemeinsamen Kommission angemessen vertre-
ten sein wird. Daß Berlin auch ein Tagungsort bleibt, 
versteht sich hier von selbst. 

Ich selber bin auch sehr froh darüber, daß es uns 
gelungen ist, in dieser Frage zu einer Gemeinsamkeit 
zu kommen, und würde mir wünschen, daß Berliner 
Fragen weiterhin mit so großer Übereinstimmung und 
Sachlichkeit behandelt werden können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sellin. 
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Sellin (GRÜNE): Frau Präsidentin! Zunächst eine 
Vorbemerkung in bezug auf die Aktuelle Stunde von 
heute mittag: Vorgehen der DDR-Behörden gegen-
über Menschenrechts- und Friedensgruppen. Zwei 
Abgeordnete der GRÜNEN wollten heute nach Ber-
lin/DDR einreisen. Einer kam herein, einer nicht. 

(Jungmann [SPD]: Schweinerei!) 

Das nur als Ergänzung zur Aktuellen Stunde von 
heute mittag. 

Jetzt zu diesem Tagesordnungspunkt. Die SPD-
Fraktion beschäftigt sich in ihrem Antrag, der anläß-
lich des Berichtes der Bundesregierung zur Lage der 
beiden deutschen Staaten eingebracht worden ist, im 
Kern mit der Notwendigkeit, daß Berlin (West) auch 
künftig formal und tatsächlich voll in den deutsch-
deutschen Handel integriert bleibt. Die zuständige 
Stelle für den deutsch-deutschen Handel ist die Treu-
handstelle für Industrie und Handel in Berlin (West) 
auf seiten der Bundesrepublik und das Ministerium 
für Außenhandel der DDR in Berlin (Ost). 

Die historische Entwicklung des deutsch -deut-
schen Handels nach dem Zweiten Weltkrieg beruhte 
juristisch auf alliiertem Recht, insbesondere auf dem 
Militärregierungsgesetz Nr. 53 und der alliierten Ver-
ordnung Nr. 500. Auch nach dem Inkrafttreten des 
Außenwirtschaftsgesetzes am 1. September 1961 blie-
ben diese Bestimmungen in Kraft. Damit unterliegt 
der Wirtschaftsverkehr mit der DDR nach wie vor be-
sonderen alliierten Bestimmungen. 

Das Berliner Abkommen von 1951 über den Handel 
zwischen den Währungsgebieten der Deutschen 
Mark (D-Mark West) und der Deutschen Mark der 
Deutschen Notenbank (D-Mark Ost) gewährleistet 
die wirkungsvolle Einbeziehung von Berlin (West). 
Das Abkommen sieht vor, daß ein angemessener Teil 
der Lieferungen und Bezüge auf die Stadt Berlin 
(West) entfallen soll. Außerdem sichert die Abwick-
lung des Handels über die Treuhandstelle für Indu-
strie und Handel in Berlin (West), daß West-Berliner 
Interessen berücksichtigt werden. 

Eine zukünftig zu bildende gemeinsame Wirt-
schaftskommission zwischen der DDR und der Bun-
desrepublik darf die gefundene Praxis der Treuhand-
stelle nicht außer Kraft setzen. Die Gemeinsame Kom-
mission soll Berliner Vertreter/innen berücksichtigen 
und selbstverständlich auch routinemäßig in Berlin 
(West) tagen. 

Aus der geographischen Lage Berlins ergibt sich, 
daß der deutsch-deutsche Handel dienstleistungsmä-
ßig in Berlin besonders günstig vereinbart und abge-
wickelt werden kann. Dieser Standortvorteil sollte 
Berlin (West) weiterhin zugute kommen. 

Wir GRÜNEN können deshalb dem SPD-Antrag in 
der vorliegenden Fassung inhaltlich zustimmen. Lei-
der hat die CDU/CSU in die Beschlußvorlage deutsch-
landpolitische Ambitionen geschrieben, die ich nicht 
teile. Im Antrag der SPD wird von den beiden deut-
schen Staaten geredet. Die CDU/CSU änderte diese 
Formulierung und spricht von beiden Staaten in 
Deutschland. Wir GRÜNEN betonen die politische 
Realität der Zweistaatlichkeit. Wir halten es politisch 
für überholt, sich auf die Einheit Deutschlands hin zu 
orientieren. 

Zwei deutsche Staaten in Europa bedeuten für die 
jeweiligen Nachbarstaaten eine politische und wirt-
schaftliche Entspannung vor einer denkbaren Groß-
machtkonstellation in Mitteleuropa. Diese Situation 
hat im 20. Jahrhundert wesentlich dazu beigetragen, 
daß zwei Weltkriege von Deutschland aus angefan-
gen worden sind. Gesamteuropäische Politik verlangt 
wirtschaftliche, ökologische und soziale Zusammen-
arbeit nicht nur innerhalb Westeuropas, sondern ver-
stärkt mit allen osteuropäischen Ländern. Die wirt-
schaftliche, ökologische und soziale Lage in Ländern 
wie Polen, CSSR, Rumänien, Ungarn, UdSSR und 
selbstverständlich auch der DDR verlangt die Öffnung 
der Grenzen für jegliche Zusammenarbeit, die den 
Menschen eine lebenswertere Umwelt und Lebens-
qualität eröffnet. Es ist selbstverständlich, daß hierzu 
auch demokratische Grundrechte wie Meinungs - , 
Presse- und Versammlungsfreiheit gehören. Die DDR 
hat mit ihren jüngsten Eingriffen in die Arbeit der 
Umwelt- und Friedensgruppen in Berlin/DDR gegen 
diese Perspektive von Glasnost verstoßen. Es wäre 
eine hoffnungsvolle Perspektive, wenn die DDR die 
innere Souveränität aufbrächte, den „ganzen Gorba-
tschow" im Sinne des Wortes im eigenen Land anzu-
wenden. Einreiseverbote, Ausreiseverweigerungen 
sind Kennzeichen von mangelnder Kritikakzeptanz 
und Kritikfähigkeit gegenüber Andersdenkenden. 
Wirtschaftlicher Handel ist dringend notwendig. Er 

kann aber der Politik kein menschliches Antlitz ge-
ben. Und von daher: Menschenrechte in Ost und 
West. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 
Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wenn in diesen Tagen soviel über die Zusam-
menarbeit zwischen Ost und West gechrieben und 
geredet wird, dann ist es ja nur zu verständlich, wenn 
dabei die Abrüstungsvereinbarung im Vordergrund 
steht, weil praktizierte Abrüstung zugleich Vertrau-
ensbildung und Friedenssicherung bedeutet. Aber 
nicht geringschätzen darf man daneben die stabilisie-
rende Wirkung auch der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit. Für 'die Entspannung und die Sicherung des 
Friedens in Europa hat der Ost-West-Handel mit sei-
nen über die Jahre sich verstärkenden Beziehungen 
mit den Staaten des Ostens und nicht zuletzt mit der 
DDR eine bedeutsame Rolle gespielt. Es ist deshalb 
nur zu begrüßen, daß die innerdeutschen Wirtschafts-
beziehungen jetzt vertieft und  weiterentwickelt wer-
den  sollen; denn sie sind in der Tat eine verläßliche 
Grundlage für unsere Deutschlandpolitik. 
Wenn es nun gilt, eine Gemeinsame Kommission zu 

bilden und damit einen neuen Schritt zu tun, um zu 
einer qualitativen und quantitativen Verbesserung 
des innerdeutschen Handels zu kommen, dann muf 
allerdings garantiert sein, daß dies wirklich ein Schritt 
nach vorn wird. Das ist nur dann der Fall, wenn nicht 
an Berlin vorbeimarschiert wird. Damit dies nicht pas

-

siert, sind Wachsamkeit und Konsequenz geboten 
denn leider haben wir ja in Berlin Felder der Politik 
auf denen wir immer noch eine Bilanz des Mangels 
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registrieren müssen. Beispielhaft seien genannt: die 
Zwei-Tage-Besuchsregelung, der Jugendaustausch 
und der Sportverkehr, bei dem die sonst so zu begrü-
ßenden Städtepartnerschaften noch zu einem zusätz-
lichen Risikofaktor werden. 

Auf diesen von mir genannten Feldern muß die DDR 
endlich ihre Boykotthaltung korrigieren. Keinesfalls 
darf Berlin deshalb auch noch im Bereich der wirt-
schaftlichen Beziehungen ins Abseits geraten. 

Für die bevorstehenden Wirtschaftsgespräche kann 
deshalb die dem Bundestag vorliegende Beschluß-
empfehlung des innerdeutschen Ausschusses nur be-
kömmlich sein, ja die dort verbindlich festgelegten 
Konditionen sind unverzichtbar, damit die Position 
Berlins nicht geschmälert wird. — Ich will sie hier 
nicht noch einmal im einzelnen vortragen, sondern 
nehme ausdrücklich Bezug auf den Inhalt der einstim-
mig verabschiedeten Vorlage zu dem Antrag der SPD. 
Der Schulterschluß von Bundestag und Bundesregie-
rung in dieser Frage ist für Berlin lebenswichtig. Für 
die deutsch-deutschen Beziehungen kann es be-
stimmt förderlich sein, wenn die DDR Berlin aus der 
Schußlinie nehmen würde. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Mitzscherling. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die Debatte 
zeigt, daß alle Fraktionen dieses Hauses bessere wirt-
schaftliche Beziehungen zur DDR wollen. Auch wird 
deutlich, daß für uns der innerdeutsche Handel eben 
nicht schlichtweg Außenhandel, sondern von einer 
eigenen Bedeutung ist. Für uns sind bessere Wirt-
schaftsbeziehungen, engere Beziehungen zur DDR 
ein wichtiges Element besserer Gesamtbeziehun-
gen. 

Unserem vorwiegend politischen Interesse steht auf 
seiten der DDR vor allem ökonomisches Interesse ge-
genüber. Für sie hat der Handel mit den Währungs-
gebieten der DM-West — wie die Bundesrepublik 
und Berlin (West) im Berliner Abkommen von 1951 
genannt werden — einige nicht unbeträchtliche Vor-
teile. Immerhin geht mehr als ein Viertel aller DDR-
Lieferungen nach Berlin (West), das wegen seiner 
räumlichen Nähe zum Verkauf transportkosteninten-
siver oder leicht verderblicher Güter besonders geeig-
net ist. Doch trotz der vielfältigen Maßnahmen zur 
Förderung des innerdeutschen Handels konnten 
seine Schwächen seit Abschluß des Grundlagenver-
trages nicht wirklich überwunden werden. 

Denn was die Materialien zum Bericht zur Lage der 
Nation schon 1971 feststellten, gilt heute, 16 Jahre 
später, grundsätzlich noch immer: Die Warenstruktur 
des innerdeutschen Handels ist dem Entwicklungs-
stand beider Volkswirtschaften nicht angemessen. 
Das stetige Wachstum des innderdeutschen Handels 
hängt mehr denn je von der Fähigkeit der Wirtschaft 
der DDR ab, Erzeugnisse anzubieten, für die nach 
Qualität und Preis Nachfrage auf dem Markt der Bun-
desrepublik besteht. 

Entscheidend ist also nach wie vor die Fähigkeit der 
DDR, zu exportieren, um die erforderlichen Importe 
finanzieren zu können. Die aus dem Sonderstatus des 
innerdeutschen Handels im Verhältnis zur Europäi-
schen Gemeinschaft resultierenden Vorteile und die 
steuerlichen Präferenzen sind zweifellos geeignet, 
den Absatz von DDR-Produkten auf unseren Märkten 
zu erleichtern. Deshalb wollen wir Sozialdemokraten 
den Sonderstatus des innderdeutschen Handels erhal-
ten und treten allem entgegen, was ihn gefährden 
könnte. Wir freuen uns, daß diese Einstellung von den 
anderen Fraktionen geteilt wird. 

An den bestehenden Rechtsgrundlagen, die diesem 
Handel zugrunde liegen, darf niemand rütteln. Das 
Berliner Abkommen muß weiter gelten. Berlins Be-
deutung im innerdeutschen Handel muß herausra-
gend bleiben. Sie darf nicht geschmälert, Berlins Stel-
lung darf nicht geschwächt werden, schon gar nicht 
durch eine Kommission, die wir „Gemeinsame Kom-
mission" genannt wissen wollen, um jegliche Ver-
wechslungen mit  Kommissionen zu vermeiden, die im 
Außenhandel tätig sind. Ich wiederhole, was ich schon 
bei der Einbringung unseres  Antrags sagte. Für mich 
ist zumindest zweifelhaft, ob das vorgesehene Gre-
mium wirtschaftlich nützt. Aber wenn es nun schon 
eingerichtet wird, muß alles dafür getan werden, daß 
seine Existenz nicht zu deutschland- und berlinpoliti-
schen Nachteilen führt. 

Ich freue mich deshalb, daß sich alle Fraktionen in 
den beratenden Ausschüssen unserem Anliegen an-
geschlossen haben und der Bundesregierung einen 
klaren Verhandlungsauftrag geben. Wir werden dar-
auf achten, daß Berlin nicht zu kurz kommt: bei der 
Entsendung von Vertretern und als Tagungs- und 
Verhandlungsort. Wir wollen, daß Bewährtes erhalten 
bleibt. Die Treuhandstelle für Industrie und Handel 
muß wie bisher in Berlin tätig sein können. 

Lassen Sie mich abschließend sagen, meine Damen 
und Herren, daß jenseits der Bildung neuer Gremien 
noch einiges getan werden kann, um den Ausbau der 
deutsch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen zu för-
dern. Das gilt für beide Seiten. Die DDR-Wirtschaft 
erzeugt durchaus auch qualitativ hochwertige und 
preislich wettbewerbsfähige Produkte, die sich auf 
unseren Märkten absetzen lassen. Wer kennt bei uns 
nicht das schöne, aber sehr teure Meißner Porzellan? 
Aber wer weiß schon, daß viele unserer Uhren mit 
DDR-Uhrwerken betrieben werden, daß bei uns ange-
botene Textilien und Strümpfe aus der DDR kommen? 
Viele DDR-Erzeugnisse bleiben anonym, weil der 
westdeutsche Abnehmer es so wollte und der DDR-
Exporteur nachgab, um rasch an heißbegehrte Devi-
sen zu kommen. 

Mehr Marktforschung und Markenbewußtsein, 
bessere Service- und Vertriebsleistungen, doch auch 
eine größere Produkt- und Produktionsflexibilität 
könnten hier helfen. Die DDR ist zu fragen: Warum 
kommt die Gestattungsproduktion nicht voran, 
warum werden keine Joint Ventures abgeschlossen, 
warum wird der devisenbringende Wochenendtou-
rismus der Berliner nicht genutzt? Viele Felder sind 
ausbaufähig, vorrangig das der Kooperation im Um-
weltbereich. Die Bereitschaft in den DDR-Führungs-
etagen hierzu mag da sein, aber sie muß auch im Pro- 
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duktions- und Vertriebsbereich der DDR ankommen. 
Vielleicht ist das nach dem Honecker-Besuch verbes-
serte Klima hilfreich. 
Bei uns liegen die Schwierigkeiten nicht auf der Lie-

ferseite. Unsere Unternehmer produzieren vieles, was 
die DDR braucht. Doch die DDR kauft nur dann, wenn 
sie auch bei uns verkaufen kann. Deshalb muß immer 
wieder geprüft werden, wie wir unsere Bezüge aus 
der DDR steigern können, z. B. durch Abbau von Kon-
tingenten oder von Orientierungsgrößen. Mit ande-
ren Worten: Mehr wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit der DDR heißt auch, mehr DDR-Produkte auf un-
sere Märkte zu bringen. Nur dann werden sich die 
deutsch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen weiter-
entwickeln können, und das wollen wir alle. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 
Wer für die Beschlußempfehlung des Ausschusses 

für innerdeutsche Beziehungen stimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einigen Enthaltungen der Fraktion DIE 
GRÜNEN ist das angenommen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Doss, Günther, Hauser (Krefeld), 
Wissmann, Link, (Frankfurt), Dr. Becker 
(Frankfurt), Schulze (Berlin), Dr. Jobst, Dr. Un-
land, Jung (Limburg), Weiß (Kaiserslautern), 
Schwarz und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Cronen-
berg (Arnsberg), Dr. Thomae, Hein rich, 
Dr. Graf Lambsdorff, Dr. Haussmann, Frau Sei-
ler-Albring, Eimer (Fürth), Frau Würfel, Frau 
Folz-Steinacker, Nolting, Kohn, Gries, Frau 
Dr. Segall, Dr. Solms und der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ä n-
derung des Ladenschlußgesetzes 
—Drucksache 11/1042 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
—Drucksache 11/1462 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Urbaniak 

(Erste Beratung 36. Sitzung) 
Vom Ältestenrat sind für die Beratung 30 Minuten 

vorgesehen. Es kann auch weniger sein, meine Da-
men und Herren. Aber immerhin, es sind 30 Minuten 
vorgesehen. — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Doss. — Bitte schön. 

Doss (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Am 25. Juli 1986 
wurde im Deutschen Bundestag das Ladenschlußge-

setz letztmals novelliert. Zielsetzung der damaligen 
Regelung war, den seit Inkrafttreten des Ladenschluß-
gesetzes 1956 veränderten Reisegewohnheiten der 
Menschen Rechnung zu tragen und in wenigen aus-
gewählten Ausnahmebereichen auf Bahnhöfen, inter-
nationalen Flug- und Fährhäfen längere Öffnungszei-
ten zu ermöglichen. Alle, die seinerzeit am Entwurf 
der Novelle mitgearbeitet haben, waren der Überzeu-
gung, mit der Aktualisierung einer Passage des La-
denschlußgesetzes eine Lösung gefunden zu haben, 
die allen Beteiligten nutzt. 

Das Oberlandesgericht Frankfurt schuf jedoch mit 
seinem Urteil vom 1. Oktober 1987 durch eine Inter-
pretation des Gesetzestextes, die die vom Gesetzge-
ber verfolgte Zielsetzung erheblich einschränkte, eine 
völlig neue Situation. Das Oberlandesgericht redu-
zierte den im Text befindlichen Begriff „Reisende" auf 
„Flugreisende" und verfügte damit die Ausgrenzung 
von Tausenden von Bahn-, Bus- und Pkw-Reisenden, 
Besuchern, Begleitpersonal und Flughafenbeschäftig-
ten im Schichtdienst. 

Die per Gerichtsbeschluß ausschließlich privilegier-
ten Flugreisenden mußten sich in der Folge als solche 
ausweisen, um den versehentlichen Verkauf an einen 
Nichtflugreisenden und damit einen Gesetzesverstoß 
auszuschließen. Die Szenen, die sich ab dem 1. Okto-
ber 1987 in den Läden auf dem Frankfurter Flughafen 
abspielten, machten in aller Deutlichkeit die Absurdi-
tät dieser neuen Situation klar: überforderte Kassiere-
rinnen, erboste Kunden, verärgerte Einzelhändler, 
Unverständnis, mitleidiges Lächeln, Hohn und Spott 
und die nachdrückliche Bestätigung des Bildes vom 
übergenauen, alle Lebensbereiche regulierenden und 
kontrollierenden Deutschen. Die Resonanz war ent-
sprechend. Die Attribute „weltfremd" , „lächerlich", 
„kleinlich", und „fluggastfeindlich" waren noch die 
gemäßigtesten Beschreibungen. Vom „Rückfall in die 
Provinzialität" war ebenso die Rede wie vom „Auftrag 
zum phantasievollen Umgang mit dem Gesetz". 

(Urbaniak [SPD]: Wenn die Bundesregie

-

rung schon einen Gesetzentwurf vorlegt, 
Herr Kollege!) 

— Der blanke Neid, weil Sie gleich hören, daß wir so 
erfolgreich tätig waren! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die unmittelbaren Folgen des Frankfurter Urteils 
weiteten sich zur Provinzposse aus, die dem Ansehen 
des Flughafens als einer Drehscheibe des internatio-
nalen Verkehrs, als eines Aushängeschildes und einer 
Empfangsstation für Millionen ausländischer Besu-
cher nachhaltig zu schaden drohte. Die Einschrän-
kung des Serviceangebots bedeutet für den Frankfur-
ter Flughafen eine beträchtliche Benachteiligung im 
ohnehin harten Wettbewerb mit konkurrierenden eu-
ropäischen Nachbarflughäfen — mit nicht absehbaren 
Folgen für 150 Geschäfte mit 700 Beschäftigten auf 
dem Frankfurter Flughafen, mit einem befürchteten 
Umsatzrückgang von rund 30 %. 

Mit dem Tag des Urteils begann die Arbeit an der 
Lösung des entstandenen Problems. Herr Urbaniak, in 
den vergangenen 70 Tagen gleich sieben Sitzungs-
wochen wurde eine Formulierung erarbeitet und ab- 
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gestimmt, die der schon 1986 verfolgten Intention 
Rechnung trägt, eine abweichende Interpretation aus-
schließt und sicherstellt, daß unsere internationalen 
Flughäfen wettbewerbsfähig bleiben. Die Sorge, das 
notwendige Novellierungsverfahren werde auch bei 
schnellster Bearbeitung nicht vor Herbst 1988 abzu-
schließen sein, erwies sich als unbegründet. Der Ent-
wurf, den wir heute in zweiter und dritter Lesung 
beraten, macht die Fähigkeit der CDU/CSU-FDP-Ko-
alition deutlich, ein Problem schnell und zielgenau 
anzupacken und auch zu lösen. Er stellt darüber hin-
aus — jetzt sind Sie dran, meine Damen und Herren  — 
die  Bereitschaft aller Fraktionen in diesem Hause un-
ter Beweis, einem bestehenden und in seiner Dring-
lichkeit allseits bewußten Handlungsbedarf nachzu-
kommen und eine zeitgemäße sachliche Regelung zu 
finden. 

Der Entwurf entspricht der ursprünglichen Inten-
tion einer pragmatischen benutzerfreundlichen Lö-
sung. Er schließt Kontrollmaßnahmen aus, die in der 
Praxis kaum durchführbar sind und die Konflikte er-
zeugen, weil ihr Sinn nicht nachvollziehbar ist, weil 
sie verzögern und weil sie in Persönlichkeitsrechte 
eingreifen. 

Da die Entscheidung des Gerichts kurzfristig nicht 
revidierbar ist, muß der Gesetzgeber die Grundlagen 
dieser Entscheidung in dem von ihm gewollten Sinne 
ändern. Ein sogenannter Abmahnverein — von Pres-
seorganen als „Heckenschützen der Marktwirtschaft" 
bezeichnet — 

(Urbaniak [SPD]: Immer diese militärische 
Artikulation! Werden Sie ziviler, Herr Kol-

lege!) 

und seine anonyme Klientel haben einen interpreta-
tionsfähigen Begriff einseitig in ihrem Interesse aus-
gelegt. — Herr Kollege Urbaniak, ich habe Sie gerade 
nicht verstanden. 

(Urbaniak [SPD]: Sie sollen ziviler werden! 
„Heckenschützen" ist doch unerhört!) 

— Ich? Ich habe doch nur zitiert, was die Leute von der 
Presse darüber geschrieben haben. 

Das Gericht hat sich der angesprochenen Ausle-
gung angeschlossen — eine Entscheidung, die schwer 
verständlich ist, die wir aber akzeptieren müssen. 

Ich bin davon überzeugt, daß die jetzt gefundene 
Formulierung, die als Ergebnis intensiver Beratungen 
heute vorliegt, den Willen des Gesetzgebers doku-
mentiert, an internationalen Verkehrsknotenpunkten, 
an denen das Kaufverhalten der Benutzer von Fahr-
und Flugplänen bestimmt wird, die quasi exterritorial 
liegen und nur einem begrenzten Publikum zugäng-
lich sind, internationale Spielregeln — nämlich ein 
ungehinderter Verkauf an jedermann — Platz greifen 
zu lassen. 

Ein Votum für eine solche Ausnahmeregelung ist 
weder ein Votum gegen das Ladenschlußgesetz noch 
ein Einstieg in dessen weitere Aushöhlung. Das La-
denschlußgesetz hat sich seit 30 Jahren als ausgewo-
gener und funktionierender Kompromiß zwischen 
Einzelhandel, Mitarbeitern und Kunden bewährt. 

(Beifall bei der SPD) 

Daran hat sich nichts geändert. Daran ändern auch 
veränderte Situationen, die eine Aktualisierung und 
Ausnahmeregelungen für Teilbereiche verlangen, 
nichts. 

Mein besonderer Dank gilt daher den Kollegen von 
der FDP-Fraktion, denen es nicht leichtgefallen ist, lin 
Zuge dieser Novellierung an dieser Stelle auf eine 
weitergehende Liberalisierung im Hinblick auf eine 
zügige Beratung und eine zügige Lösung des Pro-
blems zu verzichten. 

Wir führen daher heute keine Debatte über das La-
denschlußgesetz an und für sich, sondern alleine über 
einen Tatbestand, der nach allgemeiner Auffassung 
eine Ausnahmeregelung rechtfertigt. Mit dem zur Ab-
stimmung vorliegenden Entwurf wird der Charakter 
des Ladenschlußgessetzes als einer Wettbewerbsre-
gelung für den kleinen und mittelständischen Einzel-
handel mit Schutzfunktion für die Beschäftigten nicht 
beeinträchtigt. 

Mit dem § 9 Abs. 3 des Ladenschlußgesetzes sollen 
alleine die rechtlichen Voraussetzungen dafür ge-
schaffen werden, den Verkauf von Waren auf interna-
tionalen Flug- und Fährhäfen während der allgemei-
nen Ladenschlußzeiten ohne Personenkontrollen zu 
ermöglichen. Die Koalition hat das Problem erkannt 
und in Rekordzeit gelöst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Sie ist en gros und en détail handlungsfähig. 
Ich bitte um Zustimmung zu unserem Gesetzent-

wurf. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wir beraten heute in zweiter und dritter 
Lesung eine Regelung im Rahmen des Ladenschluß-
gesetzes, die im § 9 lediglich dazu führt, Rechtssicher-
heit zu schaffen. Dafür treten wir immer ein. Die Be-
troffenen müssen eine klare Situation vorfinden. Das 
gilt vor allen Dingen für die Arbeitnehmer, die auf 
internationalen Flughäfen und im Bereich von inter-
nationalen Fährhäfen in den Läden und Ladenzeilen 
beschäftigt sind. Aber es gilt auch, für die Konsumen-
ten eine klare Situation zu schaffen. Darum haben wir 
Herrn Doss natürlich zugestimmt und gesagt: Dies 
wollen wir sehr schnell in Ordnung bringen. 
Dennoch wollen wir Ihnen sagen: Wenn die Bun-

desregierung dies 1986 ordentlich gemacht hätte 
— ich habe damals davon gesprochen, daß dies nicht 
im Schweinsgalopp geschehen dürfe — , wäre dies 
nicht notwendig gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 
Darum mußten Sie jetzt Ihre Initiative machen. 
Wir haben bei den Beratungen aber einige wichtige 

Punkte festgehalten. Zunächst einmal haben die Mit-
glieder der Fraktion der SPD klar herausgestellt, daß 
unbeschadet der vorliegenden Regelung ihre ent-
schiedene Haltung, die geltenden Ladenschlußbe-
stimmungen zu bewahren, weiterhin gilt. Mit uns ist 
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eine Öffnung des Ladenschlußgesetzes nicht zu ma-
chen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Heyenn [SPD]: Dürfen 
wir das Verhalten von Herrn Doss festhalten? 
— Herr Doss, bitte bleiben Sie standhaft ge-

genüber der FDP!) 

Dies werde ich natürlich dem Hause und Ihnen, lieber 
Kollege Heyenn, überhaupt nicht vorenthalten: Herr 
Doss hat sich dieser Meinung — das werden Sie jetzt 
durch Zuruf oder Nicken bestätigen — angeschlos-
sen. Herr Doss, Sie sind einer der wenigen Mutigen in 
der Koalition. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben dazu aber auch die Erklärung der Bun-
desregierung bekommen. Wir haben mit Befriedi-
gung zur Kenntnis genommen, daß mit der Gesetzes-
regelung, die wir heute verabschieden werden, eine 
Ausweitung und eine allgemeine Liberalisierung des 
Ladenschlußgesetzes nicht verbunden ist. Dies ist Ge-
genstand des Berichtes geworden; das ist auch gut so. 
Hier haben wir Klarheit. 

Der Ausschuß hat sich gründlich auch mit der Situa-
tion einer möglichen Konzentration von Einkaufszen-
tren, die sich in solchen Bereichen bilden könnte, be-
schäftigt und ist in dieser Beratung zu der Überzeu-
gung gekommen, daß dies eigentlich ausgeschlossen 
ist; das ist auch gut so. Wir wissen also, wo es hier lang 
geht. 

Wir wollen das Ladenschlußgesetz so erhalten, wie 
es ist und wie es sich bewährt hat. Schutzfunktionen 
für die Arbeitnehmer sind hiermit ganz entscheidend 
herausgestellt. Eine Ausweitung wird ausgeschlos-
sen. 

Ich darf hier feststellen, daß es auch kein Bedürfnis 
gibt, diese Ladenschlußzeiten zu erweitern, denn wir 
haben ja bei einer 38,5-Stunden-Wochenarbeitszeit 
64,5 Stunden Ladenöffnungszeit zur Verfügung; in 
den Wochen mit langen Samstagen sind es sogar 
68,5 Stunden. So viel freie Zeit für das Konsumieren 
oder Einkaufen hat es wohl noch nicht gegeben. Auch 
darum bitten wir die Koalition, die sozialdemokrati-
sche Position zur Kenntis zu nehmen. 

Wenn Sie mit dem Dienstleistungsabend kommen, 
dann können Sie das nur mit der Änderung des § 3 des 
Ladenschlußgesetzes verbinden und diesen öffnen. 
Dagegen werden wir uns stemmen, weil man Bewähr-
tes nicht aufgeben soll. Und wenn Sie glauben, dies 
sei ein Mittel, die dahinplätschernde Konjunktur zu 
beleben als ein Instrument Ihrer Wirtschaftspolitik, 
dann kann ich Ihnen nur sagen: Auch damit werden 
Sie es nicht schaffen, denn für die immer weiter stei-
gende Zahl von Arbeitslosen ist diese Regierung ver-
antwortlich. 

(Frau Folz-Steinacker [FDP]: Dem wollen wir 
ja abhelfen!) 

Da müssen Sie schon klotzen und nicht kleckern. 
Dazu sind Sie einfach nicht in der Lage. Sie sind wirt-
schaftspolitisch ausgebrannt. 

(Beifall bei der SPD — Doss [CDU/CSU]: Wie 
kann man eine so gute Rede am Ende so 
abfallen lassen! So unhö flich am Schluß!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Folz-Steinacker. 

Frau Folz-Steinacker (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Am 1. Oktober 1987 hat 
das OLG Frankfurt die bisher geltende Einkaufspra-
xis auf dem Frankfurter Flughafen in Frage gestellt. 

(Heyenn [SPD]: Dies ist richtig!) 

— Ich bedanke mich! — Dieses Urteil verpflichtete 
Geschäftsinhaber und Verkaufspersonal zu proble-
matischen Kontrollen beim Verkauf außerhalb der 
allgemeinen Ladenschlußzeiten. Nur gut einen Monat 
später, am 5. November 1987, fand die erste Lesung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs statt, den Koali-
tionsfraktionen und hessische Landesregierung fast 
gleichlautend eingebracht haben, und, Herr Kollege, 
wiederum einen guten Monat später wird dieser Ge-
setzentwurf heute in zweiter und dritter Beratung ab-
schließend behandelt. 

(Heyenn [SPD]: Das wäre der 9. Dezem

-

ber!) 

Das Gesetzgebungsverfahren wird damit noch in die-
sem Jahr, wenn der Bundesrat zustimmt, abgeschlos-
sen. 

Vielfach wird dem Gesetzgeber der Vorwurf ge-
macht, er reagiere nur sehr langsam und zu spät. Ich 
freue mich — natürlich auch die FDP — , daß wir mit 
diesem Gesetz genau das Gegenteil beweisen kön-
nen. Damit ist wieder einmal die Handlungsfähigkeit 
unserer Koalition bestätigt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Jungmann [SPD]: Müder Beifall bei der Ko

-

alition!) 

— Herr Kollege, solange ich nicht vom Podium herun-
tergehen und mich selbst beklatschen muß, bin ich 
ganz zufrieden. 

(Heyenn [SPD]: Aber es ist schon traurig, 
wenn man sich selbst Blumen schenken muß! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Wir sehen nicht 
nur die Quantität, sonder auch die Quali

-

tät!) 

Für die künftigen Diskussionen um den allgemei-
nen Dienstleistungsabend sehe ich es als gutes Omen 
an, daß wir auch die Opposition von der Notwendig-
keit des Gesetzes überzeugen konnten. Vielen Dank! 
Dieses Gesetz ist zwar kein Einstieg in eine allge-
meine Liberalisierung des Ladenschlusses, 

(Heyenn [SPD]: Gott sei Dank!) 

aber es ist ein weiterer kleiner Schritt in diese Rich-
tung, dem nach unserer Ansicht bald nächste folgen 
müssen. 

Ziel des Gesetzes ist es auch, daß künftig ohne dis-
kriminierende Kontrollen auf dem Frankfurter Flug-
hafen eingekauft werden kann. Deshalb hat sich die 
FDP von Anfang an für eine möglichst großzügige 
Regelung eingesetzt. Damit haben wir sichergestellt, 
daß nicht erneute Diskussionen oder gerichtliche Ver-
fahren heraufbeschworen werden, ob dieser oder je-
ner berechtigt sei einzukaufen. Der Frankfurter Flug-
hafen als Flugkreuz Nummer eins — das ist wohl un-
bestritten — in der Bundesrepublik braucht in dieser 
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Hinsicht Gott sein Dank nicht um sein Weltniveau zu 
fürchten. 

In dem einen Monat seit der ersten Lesung des 
Gesetzentwurfs ist die Diskussion um die Einführung 
eines allgemeinen Dienstleistungsabends ein gutes 
Stück vorangekommen. Wir sind sehr stolz darauf. 

Drei Ereignisse möchte ich allerdings ausdrücklich 
hervorheben: Einmal sind es die verlängerten Ham-
burger Abendöffnungszeiten an zwei Donnerstagen, 
die ein voller Erfolg waren, was Sie nicht bestreiten 
können. 

(Heyenn [SPD]: Kein Arbeitsplatz mehr!) 

— Zwei Abende sind auch ein bißchen wenig, um 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wir brau-
chen wohl fünf! Jetzt kommt es raus!) 

Ich möchte dem Hamburger Senat und insbesondere 
dem Hamburger Wirtschaftssenator ganz ausdrück-
lich meinen Dank und den Dank meiner Fraktion so-
wie meine Anerkennung für ihre mutige Entschei-
dung aussprechen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Verbraucher haben mit den Füßen und dem Pkw 
ganz deutlich abgestimmt und gezeigt, daß es ein 
Bedürfnis für solche verlängerten Abendöffnungszei-
ten gibt. 

(Heyenn [SPD]: Das sind so vorübergehende 
Erscheinungen wie die 5,3 % vom 13. Sep-

tember 1987!) 

—Herr Kollege, hören Sie weiter zu! 

Dagegen konnten auch die gewerkschaftlichen 
Störversuche Gott sei Dank nichts ausrichten. Fast 
gleichzeitig hat das Jahresgutachten des Sachver-
ständigenrates den wissenschaftlichen Nachweis für 
die Notwendigkeit einer Flexibilisierung der Laden-
schlußzeiten erbracht. 

(Jungmann [SPD]: Von denen hat Helmut 
Schmidt gestern gesagt, das seien Dilettan-

ten!) 

—Herr Kollege, das ist auch für Sie sehr wichtig. 

Die „Fünf Weisen" fordern den Gesetzgeber nach-
drücklich dazu auf, die Wachstumschancen für die 
Volkswirtschaft, die mit flexibleren Ladenschlußzei-
ten verbunden sind, ganz mutig zu nutzen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Die müssen 
sich da abends auch nicht hinstellen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Kollegin? 

Frau Folz -Steinacker (FDP): Nein. 
Diejenigen, die sich mit stereotypen Argumenten 

gegen die Einführung flexiblerer Ladenschlußzeiten 
wenden, sollten das Gutachten des Sachverständi-
genrates gründlich lesen. 

Inzwischen haben sich die Koalitionsparteien über 
die Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Änderung des 
Ladenschlußgesetzes in der ersten Jahreshälfte 1988 
ausdrücklich geeinigt. Ich begrüße dieses sehr. Damit  

ist nunmehr Klarheit über den weiteren Gesetzge-
bungsgang geschaffen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Alles zu Lasten der 
Verkäuferinnen!) 

I Ich möchte den Bundesarbeitsminister mit allem 
Nachdruck darauf hinweisen 

(Zuruf von der SPD: Er ist nicht hier!) 

— ich kann es nicht ändern —, daß wir kein Gesetz zur 
umfassenden Regelung aller Dienstleistungsbereiche 
in der Bundesrepublik wollen. 

Der Dienstleistungsabend ist für uns ein Stück mehr 
Freiheit, mehr Spielraum für selbstverantwortliche 
Entscheidungen 

(Frau Steinhauer [SPD]: Nun ist es aber ge

-

nug!) 

und nicht ein zusätzliches Reglementierungsinstru-
ment, liebe Kollegin. Ich fordere deshalb unseren 
Herrn Arbeitsminister Blüm auf, sich nicht als „Lord-
siegelbewahrer" eines überlebten Ladenschlusses zu 
profilieren 

(Zurufe von der SPD) 

und die hinhaltende Verzögerungstaktik seines Hau-
ses bei der Einführung eines allgemeinen Dienstlei-
stungsabends zu beenden. 

(Zuruf von der FDP: 30. Juni spätestens!) 

—Richtig. Der 30. Juni wird für uns ein Stichtag sein. 
Wir werden sehr gespannt sein. 

Der Dienstleistungsabend bedarf nur dort einer ge-
setzlichen Regelung, wo heute gesetzliche Hemm-
nisse bestehen. Da gibt es wohl gar keinen Zweifel. 
Dies entspricht dem allgemeinen Grundsatz, daß ein 
Gesetz nur dort gemacht werden soll, wo es wirklich 
absolut nötig ist. 

Mit Bedauern stellen wir fest, daß die Gewerkschaf-
ten ihre Polemik gegen den Dienstleistungsabend 
fortsetzen. Dank eines Gerichtsbeschlusses sind den 
deutschen Verbrauchern bisher Weihnachtsstreiks 
der Gewerkschaft erspart geblieben. Nicht dieses Ur-
teil, sondern die Urteilsschelte, die — ich will es um-
schreiben —, ein Funktionär der HBV noch vor der 
Veröffentlichung vorgenommen hat, ist ein Skandal. 

(Urbaniak [SPD]: Urteilsschelte ist legitim!  — 
Rind  [FDP]: Vor der Begründung!) 

—Ich muß das nicht wiederholen; man kann hier sehr 
gut hören. 

Ich kann nur hoffen, daß die Gewerkschaften auch 
in den anderen Gerichtsbezirken wenigstens auf die 
geplagten Hausfrauen und Familienväter Rücksicht 
nehmen, die durch die Weihnachtseinkäufe ohnehin 
genug belastet sind. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Die haben den gan

-

zen Tag Zeit einzukaufen!) 

—Liebe Kollegin, es gibt auch welche, die erst abends 
Zeit haben 

(Heyenn [SPD]: Weil sie erst nachmittags 
aufstehen?) 

und die dann gern einkaufen möchten. Wie steht es 
um die Argumente einer Gewerkschaft, die sich nur 
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dadurch zu helfen weiß, daß sie Streß und Zeitdruck 
der Mitbürger in der Weihnachtszeit für sich auszu-
nutzen sucht? 

(Jungmann [SPD]: Diese Gewerkschafts-
schelte ist ja unverschämt!) 

Ich möchte an diese Stelle das noch einmal aus-
drücklich betonen, worauf ich schon bei der ersten 
Lesung hingewiesen habe: Was auch immer die Ge-
werkschaften mit den Arbeitgeberverbänden an Ta-
rifverträgen aushandeln mögen, es kann und wird 
keine Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarif-
verträgen geben, die gegen den Dienstleistungs-
abend gerichtet sind. 

(Heyenn [SPD]: Ist das eine Drohung?) 
—Dies ist eine Erklärung, meine Damen und Herren, 
die ich mit allem Nachdruck für die FDP abgebe. Dar-
auf mögen sich alle Beteiligten einrichten. Die Koali-
tion wird so, wie es in der Koalitionsvereinbarung vom 
Frühjahr festgelegt ist und wie es jetzt noch einmal 
bestätigt worden ist — das kann ja wohl niemand von 
Ihnen bestreiten — , die gesetzlichen Voraussetzun-
gen für einen allgemeinen Dienstleistungsabend 
schaffen. 

(Beifall bei der FDP) 
Wir werden uns von diesem Ziel einer fortschrittli-
chen, freiheitlichen Regelung des Ladenschlusses we-
der durch das Störfeuer der Gewerkschaften noch 
durch die Querschüsse der Opposition abhalten las-
sen. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
—Heyenn [SPD]: Noch durch Herrn Doss! 
—Frau Weiler [SPD]: Noch durch die CDU/ 

CSU!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat jetzt Frau 
Beck-Oberdorf. 

Frau Beck -Oberdorf (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Offensichtlich ist das Hohe 
Haus hier ein sehr gutes Beispiel dafür, wie wenig 
Leute abends Lust haben zu arbeiten. Das kann man 
hier sehen. Ich kann das übrigens gut nachvollzie-
hen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — Dr. 
Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: Dienstlei-

stungsabend im Bundestag!) 

—Ja. 
Ich gehe schon davon aus, daß diese Debatte um 

Frankfurt eine kleine Vorrunde und ein Vorge-
schmack auf das ist, was auf uns zukommt, nämlich 
die Debatte um die generellen Ladenschlußzeiten, 
wozu Frau Folz-Steinacker soeben ja auch noch ein-
mal ein brennendes Plädoyer gehalten hat. 

(Rind [FDP]: Werden wir auch nicht verstek-
ken!)  

Erfahrene HBVlerinnen können bezeugen, daß 
diese Debatte um die Verlängerung der Öffnungszei-
ten immer nach dem Sommerurlaub losgeht, wenn die 
Herrschaften aus dem Urlaub wiederkommen, von 
warmen Italien-Abenden träumen und nun ihre Ein-

kaufsbummelei in gleicher Weise hier in der Bundes-
republik fortführen wollen. Sie vergessen dabei aller-
dings immer, daß in diesen Ländern eine lange Siesta 
angesagt ist. Darum kämpft hier natürlich niemand. 
Ich glaube, es ist niemand dabei vorzuschlagen, die 
Läden zwischen 12 und 17 Uhr zuzumachen. Dann 
könnten wir noch einmal anfangen zu diskutieren. 

Ich bin einmal gespannt, wie diese Regierung ver-
suchen wird, die Veränderung der Ladenöffnungszei-
ten, die immer so schön als Flexibilisierung bezeich-
net wird — wieder einer der vielen Euphemismen die-
ses Hauses — , als frauenfreundliche Politik auszule-
gen. Das wird ja hier getan. Auch hier ist vom Weih-
nachtsstreß die Rede: die armen Frauen, die armen 
Mütter, die für ihre Kinder die Geschenke zusammen-
raffen müssen. Es wird dabei immer unterschlagen, 
daß es gerade die Frauen sind, die hinter den Tresen 
stehen werden, und daß sie die extrem Betroffenen 
einer Änderung des Ladenschlusses sein werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Wir werden also vermutlich erleben, daß Herr Blüm 
— wie er das sehr gerne tut — mit feuchten Augen die 
sanfte Macht der Familie beschwören wird, während 
auf der anderen Seite die FDP im Kabinett die Auf-
gabe übernehmen wird, die Gesetzesnovellierung 
vorzunehmen 

(Zustimmung des Abg. Rind [FDP]) 

und genau die Grundlagen dafür zu schaffen, daß 
eben diese Frauen abends in der Familie fehlen wer-
den. 

(Beifall bei der SPD — Jungmann [SPD]: Und 
was sagt Frau Süssmuth?) 

Nicht anders wird das aussehen müssen, weil sie näm-
lich in den Geschäften arbeiten müssen. Ich weiß 
nicht, wie Sie sonst den geänderten Ladenschluß be-
werkstelligen wollen. 

Als zweites kommt noch hinzu, daß die Arbeitsver-
hältnisse, die dort entstehen werden, noch einmal be-
nachteiligender für Frauen sein werden, als sie eh 
schon sind, weil dort natürlich noch mehr Flexibilisie-
rung und Teilzeitarbeit in schlechtestem Maße statt-
finden wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Diese Art von Frauenpolitik kennen wir zur Ge-
nüge. Das heißt dann eben: Ein Sträußchen am Mut-
tertag für Frauen, aber hinten herum, wo reale Politik 
gemacht wird, kommt das heraus, was hier jetzt an-
steht. Das Ladenschlußgesetz ist von der Idee her ein 
Arbeitsschutzgesetz; dessen sollten wir uns hier wie-
der besinnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber gut, hier geht es zunächst einmal um den 
Frankfurter Flughafen. Ich gebe sofort zu, daß auch 
ich auf Reisen außerhalb der normalen Einkaufszeiten 
manchmal Bedarf an einem Brötchen oder einer Tafel 
Schokolade habe. Ich persönlich habe weniger 
Schwierigkeiten, Chanel No. 5 oder einen Pelzmantel 
als Reisebedarf anzuerkennen. Auch das alles gibt es 
in Frankfurt. Wir haben also insofern schon ein Stück-
chen Pilotprojekt für die Erweiterung der Laden-
schlußzeiten. 
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Da aber auch wir davon ausgehen, daß es zu einer 
Posse wird, wenn man sich beim Einkauf ausweisen 
muß, und auch wir diese pingelige Grenzziehung 
nicht mit vertreten wollen, stimmen wir dem vorlie-
genden Gesetzentwurf zu, obwohl ich noch einmal 
betonen möchte, daß sich Kollegen und Kolleginnen 
von mir im Ausschuß zum Teil anders verhalten ha-
ben, weil sie eben die Gefahr sehen, daß hier der Ein-
tritt und der Dammbruch vorbereitet werden für län-
gere Ladenöffnungszeiten, und sich insofern enthal-
ten oder gegen diesen Entwurf gestimmt haben. Wir 
sagen noch einmal: Generell in der Ladenschlußde-
batte stehen wir ganz hart gegen jede Änderung. —
Gut, es gibt Unterschiede. Ich stehe gegen jede Ände-
rung; meine Kollegin von hinten guckt schon „böse". 
Andere Vorschläge werden wir sicherlich in der gene-
rellen Debatte noch einmal hier benennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Mit der „Kollegin von 
hinten" war ich nicht gemeint, möchte ich hiermit mit-
teilen. 

(Heiterkeit) 
Ich stimme Ihnen ausnahmsweise zu. 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 

schließe die Aussprache. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-

setzentwurf. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
und Schlußabstimmung ein. Wer dem Gesetz als Gan- 
zem zuzustimmen wünscht, bitte ich, sich zu erheben. 
—Gegenprobe! — Enthaltungen? — Soweit ich sehen 
konnte, ist der Gesetzentwurf einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 bis 11 auf: 

7. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
16. Mai 1985 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Dänemark 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei Kata-
strophen oder schweren Unglücksfällen 
—Drucksache 11/361 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
—Drucksache 11/981 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Kalisch 
Dr. Nöbel 
Dr. Hirsch 
Wüppesahl 

(Erste Beratung 20. Sitzung) 

8. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 

19. Dezember 1984 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Großherzogtum Lu-
xemburg über den Verlauf der gemeinsamen 
Staatsgrenze 

—Drucksache 11/477 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1345 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schwarz 
Voigt (Frankfurt) 
Dr. Lippelt (Hannover) 

(Erste Beratung 27. Sitzung) 

9. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
26. März 1982 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien über 
die Berichtigung der deutsch-belgischen 
Grenze im Bereich der regulierten Grenzge-
wässer Breitenbach und Schwarzbach, Kreise 
Aachen und Malmedy 

—Drucksache 11/476 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1346 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Wulff 
Voigt (Frankfurt) 
Dr. Lippelt (Hannover) 

(Erste Beratung 27. Sitzung) 

10. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur dem Internationalen 
Kakao-Übereinkommen von 1986 

—Drucksache 11/630 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1444 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Sauter (Epfendorf) 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 11/1449 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Borchert 
Dr. Struck 
Frau Rust 

(Erste Beratung 27. Sitzung) 

11. Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dr. Miltner, Gerster (Mainz), Regens- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. Dezember 1987 	3389 

Vizepräsident Frau Renger 

purger, Fellner, Dr. Blank, Dr. Blens, Clemens, 
Dr. Hüsch, Kalisch, Dr. Kappes, Krey, Neu-
mann (Bremen), Dr. Olderog, Weiß (Kaiserslau-
tern), Frau Dr. Wisniewski, Zeitlmann und Ge-
nossen und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Dr. Hirsch, Richter, Lüder 
und der Fraktion der FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes 
—Drucksache 11/1190 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1492 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Hämmerle 
Wüppesahl 
Dr. Kappes 
Richter 

(Erste Beratung 46. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf zum Vertrag mit dem Königreich Dänemark. Ich 
rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzu-
stimmen wünscht, bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist ange-
nommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf zum Vertrag mit dem Großherzogtum Lu-
xemburg. Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 5, 
Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz als 
Ganzem zuzustimmen wünscht, bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist einstimmig angemommen. 

Wir stimmen nunmehr über den Gesetzentwurf zum 
Vertrag mit dem Königreich Belgien ab. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 5, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig 
angenommen. 

Wir stimmen jetzt zum Gesetzentwurf zum Interna-
tionalen Kakao-Übereinkommen von 1986 ab. Ich rufe 
das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzu-
stimmen wünscht, bitte ich, sich zu erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun-
gen der GRÜNEN ist der Gesetzentwurf angenom-
men. 

Wir kommen nunmehr zu dem von den Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung des Bundespersonalvertretungs-
gesetzes. Mir ist mitgeteilt worden, daß der Herr Be-
richterstatter noch zu uns zu sprechen wünscht. Herr 
Dr. Kappes, Sie haben das Wort. 

Dr. Kappes (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich will hier nur mitteilen, daß mir 
das Bundesministerium der Justiz heute nachmittag 
auf dem Weg über den Sekretär des Innenausschusses 
mitgeteilt hat, es habe formale Bedenken gegen die  

vorliegende Ausschußfassung des Gesetzentwurfes. 
Nach Meinung des Bundesjustizministeriums soll die 
Einleitung zu Art. 1 entfallen. 
Ich habe das mit Frau Kollegin Hämmerle, die Be-

richterstatterin für die sozialdemokratische Fraktion 
ist, abgestimmt; wir könnten dem zustimmen. Die bei-
den anderen Berichterstatter sind nicht hier. Es beste-
hen aber sicher keine Bedenken, dieser Anregung des 
Justizministeriums zu folgen. Inhaltlich ändert sich 
nichts dabei. 

(Zuruf von der SPD: Einverstanden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Sind alle einverstan-
den? 

(Zustimmung) 
—Daß ist großartig; ich danke vielmals. 
Danke schön, Herr Berichterstatter. 
Wir können zur Einzelberatung und Abstimmung 

kommen. Der Berichterstatter hat gesagt, Art. 1 soll 
wegfallen. 

(Zuruf: Nur die Einleitungsformel!) 
—Nur die Einleitungsformel. 

(Frau Hämmerle [SPD]: Der Anfang von 
Art. 1 entfällt!) 

—Aha! Ich bitte um Entschuldigung. 
Ich lasse über die Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-

schrift mit der vom Berichterstatter vorgeschlagenen 
Änderung abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so angemommen. 
Wir treten in die 

dritte Beratung 
und Schlußabstimmung ein. 
Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 

wünscht, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — 
Die  Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so 
angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12 und 13 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Dritten Protokoll vom 12. Mai 1987 zur Ände-
rung des Vertrages vom 27. Oktober 1956 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland, der 
Französischen Republik und dem Großherzog-
tum Luxemburg über die Schiffbarmachung 
der Mosel 
—Drucksache 11/1177 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Verkehr 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Saibold und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Übernahme des internationalen WHO-Ko-
dexes für die Vermarktung von Muttermilch

-

ersatz 
—Drucksache 11/552 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
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Vizepräsident Frau Renger 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über-
weisen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist 
nicht der Fall. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung (11. Ausschuß) Vorschlag für eine 
Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtli-
nie 80/1107/EWG zum Schutz der Arbeitneh-
mer vor der Gefährdung durch chemische, 
physikalische und biologische Arbeitsstoffe 
bei der Arbeit 
—Drucksache 10/5980 Nr. 2.44, 11/1480 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Fuchtel 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt für die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 und die Zu-
satztagesordnungspunkte 4 bis 6 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 32 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/1441 — 

ZP4 

Beratung der Sammelübersicht 33 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/1493 — 

ZP5 

Beratung der Sammelübersicht 35 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/1495 — 

(bereits erledigt) 

ZP6 

Beratung der Sammelübersicht 36 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/1496 — 

Auch hierzu ist keine Aussprache vorgesehen. 

Wer stimmt diesen Beschlußempfehlungen des 
Ausschusses zu? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 3 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem Antrag 
des Bundesministers der Finanzen 

Einwilligung in die Veräußerung eines bun-
deseigenen Grundstücks in Stuttgart-Feuer-
bach gem. § 64 Abs. 2 BHO 
—Drucksachen 11/903, 11/1455 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Simonis 
Roth (Gießen) 
Zywietz 
Frau Rust 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses zu? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen 
so beschlossen. 

Damit sind wir am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 10. Dezember 1987, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.33 Uhr) 

Berichtigungen 

42. Sitzung, Seite 2869 B: In der rechten Spalte ist der 
Name „Müller (Düsseldorf) " durch den Namen „Mül-
ler (Pleisweiler) " zu ersetzen. 

Seite 2883 A: In der rechten Spalte ist der Name „Mül-
ler (Düsseldorf)" durch den Namen „Müller (Pleiswei-
ler) " zu ersetzen. 

47. Sitzung, Seite 3301 D: Im endgültigen Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung über den Entwurf ei-
nes Achten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
(Drucksachen 11/789, 11/1404, 11/1405) sind bei den 
abgegebenen Stimmen die Zahl 345 durch die 
Zahl 347 und bei den Nein-Stimmen die Zahl 124 
durch die Zahl 126 zu ersetzen. 

Seite 3302 C: In der rechten Spalte der Nein-Stimmen 
ist vor dem Namen „Ibrügger" der Name „Huonker" 
einzufügen. 

Seite 3302 D: In der linken Spalte der Nein-Stimmen 
ist vor dem Namen „Bahr" der Name „Dr. Apel" ein-
zufügen. 

Seite 3304 A: Im endgültigen Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/1425 sind bei 
den abgegebenen Stimmen die Zahl 360 durch die 
Zahl 361 und bei den Ja-Stimmen die Zahl 149 durch 
die Zahl 150 zu ersetzen. Ferner ist bei den Ja-Stim-
men vor dem Namen „Andres" der Name „Dr. Apel" 
einzufügen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 11. 12. 
Dr. Ahrens * 11. 12. 
Andres 11. 12. 
Frau Becker-Inglau 11. 12. 
Frau Beck-Oberdorf 11. 12. 
Frau Blunck * 11. 12. 
Böhm (Melsungen) *  11. 12. 
Frau Brahmst-Rock 11. 12. 
Büchner (Speyer) * 11. 12. 
Frau Fischer * 11. 12. 
Dr. Friedrich 11. 12. 
Frau Ganseforth 11. 12. 
Glos 11. 12. 
Dr. Götz 9. 12. 
Gries 9. 12. 
Dr. Glotz 11. 12. 
Haack (Extertal) 11. 12. 
Frau Dr. Hellwig 11. 12. 
Frau Hoffmann (Soltau) 11. 12. 
Jaunich 9. 12. 
Jung (Düsseldorf) 9. 12. 
Kittelmann *  11. 12. 
Kolb 11. 12. 
Kreuzeder 11. 12. 
Dr. Langner 9. 12. 
Lemmrich * 11. 12. 
Marschewski 11. 12. 
Dr. Mertens (Bottrop) 11. 12. 
Dr. Möller 11. 12. 
Dr. Müller *  11. 12. 
Dr. Neuling 11. 12. 
Petersen 11. 12. 
Rauen 11. 12. 
Reuschenbach 9. 12. 
von Schmude 11. 12. 
Schröer (Mülheim) 10. 12. 
Schulze (Berlin) 11. 12. 
Frau Seuster 11. 12. 
Frau Dr. Timm * 11. 12. 
Frau Trenz 11. 12. 
Frau Vennegerts 11. 12. 
Dr. Warnke 11. 12. 
Wieczorek (Duisburg) 11. 12. 
Wilz 9. 12. 
Würtz 11. 12. 
Zeitlmann 9. 12. 
Zierer * 9. 12. 
Dr. Zimmermann 9. 12. 

*für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) (Drucksa-
che 11/1461 Fragen 7 und 8): 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Welche Informationen hat die Bundesregierung darüber, daß 
entgegen der Zusage von Ministerpräsident Albrecht und Bun-
desfinanzminister Dr. Stoltenberg die am 25. Juni 1987 feierlich 
von Ministerpräsident Albrecht der Öffentlichkeit übergebene 
Rauchgasentschwefelungsanlage beim Kohlekraftwerk Busch-
haus nie in Vollbetrieb war, und welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 

Hat die Braunschweigische-Kohlebergwerke-AG (BKB) die 
Auflagen zum Betrieb des Kohlekraftwerks Buschhaus einge-
halten, und wenn nicht, welche Folgerungen geben sich dar-
aus? 

Zu Frage 7: 

Eine Zusage von Ministerpräsident Albrecht und 
Bundesminister Dr. Stoltenberg, daß die Abgasent-
schwefelungsanlage des Kraftwerks Buschhaus im-
mer im „Vollbetrieb" gewesen sei, ist der Bundesre-
gierung nicht bekannt. Dagegen ist der Bundesregie-
rung bekannt, daß es Schwierigkeiten beim Betrieb 
der Abgasentschwefelungsanlage gibt und gegeben 
hat. Eine Entscheidung, ob und inwieweit hieraus Fol-
gerungen zu ziehen sind, wird erst nach vollständiger 
Aufklärung des Sachverhalts möglich sein. 

Zu Frage 8: 

Die Prüfung der Frage, ob die Braunschweigische 
Kohlebergwerke AG die Auflagen im Zusammenhang 
mit der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
für den Betrieb des Kraftwerks Buschhaus eingehal-
ten hat, liegt ausschließlich in der Zuständigkeit des 
Landes Niedersachsen. Nach einer mir zugegange-
nen Mitteilung ist die Frage bisher nicht abschließend 
geprüft. Diese Auskunft entspricht auch der von Mini-
sterpräsident Albrecht in der Pressekonferenz am 
4. Dezember 1987 abgegebenen Erklärung. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Seidenthal (SPD) (Drucksache 11/1461 
Fragen 9 und 10): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Rauchgasentschwe-
felungsanlage des Kraftwerkes Buschhaus nur unter mechani-
schen und prozeßtechnischen Schwierigkeiten betrieben wird 
und diese Einschränkungen dazu geführt haben, daß der 
Block „C" (Kraftwerk Offleben) zur Zeit außer Betrieb und das 
Kraftwerk Buschhaus nur mit halber elektrischer Leistung ge-
fahren wird, damit die vorgegebenen Grenzwerte eingehalten 
werden? 

Welche arbeitsmarktpolitischen Konsequenzen sind zu erwar-
ten, wenn Kraftwerk Buschhaus und der Block „C" (Kraftwerk 
Offleben) mit voller elektrischer Leistung gefahren wird und die 
vorgegebenen Grenzwerte von 400 mg SO/m 3  Rauchgas und 
der vom Oberverwaltungsgericht Lüneburg festgelegte Schwe-
feldioxyd-Ausstoß von 35 000 Tonnen pro Jahr nicht eingehal-
ten werden können? 

Zu Frage 9: 

Ja. 

Zu Frage 10: 

Eine erste Beurteilung der Rechtslage läßt einen 
Verstoß gegen Bestimmungen der Genehmigungen 
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erwarten, wenn die Kraftwerke Buschhaus und Offle-
ben II, Block C, mit voller Leistung, aber ohne ausrei-
chende Abgasentschwefelungsanlagen betrieben 
werden. Ob dies jedoch zu arbeitsmarktpolitischen 
Konsequenzen führt, ist abhängig von den Maßnah-
men, die die zuständigen Behörden des Landes Nie-
dersachsen ggf. auf der Grundlage der §§  20 (teil-
weise oder ganze Betriebsuntersagung) und 21 (teil-
weiser Widerruf der Genehmigung) des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes zu treffen haben. Da es sich 
hierbei um Ermessensentscheidungen handelt, kön-
nen u. a. bei der Ausübung des pflichtgemäßen Er-
messens auf arbeitsmarktpolitische Gesichtspunkte 
berücksichtigt werden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 11/1461 Fragen 27 und 
28) : 

Treffen nach den Erkenntnissen der Bundesregierung Beob-
achtungen der Presse (FAZ vom 2. November 1987) zu, nach 
denen politische Repräsentanten der Bundesrepublik Deutsch-
land bei Vorträgen und anderen Gelegenheiten in Spanien sich 
der englischen Sprache bedienen, obwohl ohnehin gedol-
metscht werden muß, und hat die Bundesregierung Verständnis 
für die Verwunderung, die solches Verhalten in Spanien aus-
löst? 

Trifft es zu, daß Ministerien der Bundesregierung in ihren 
Korrespondenzen mit der spanischen Regierung sich immer 
mehr eines — oftmals fehlerhaften — Englisch bedienen, und ist 
die Bundesregierung bereit, ihre Mitarbeiter anzuweisen, solche 
Korrespondenzen künftig in deutscher oder spanischer Sprache 
abzuwickeln? 

Zu Frage 27: 

Soweit sich die Pressemeldung auf Mitglieder der 
Bundesregierung bezieht, ist festzuhalten, daß BM 
Bangemann seinen Vortrag vor der deutsch-spani-
schen Handelskammer in Madrid am 20. September 
1987 auf deutsch gehalten hat. Eine spanische Über-
setzung des Vortragstextes wurde verteilt. 

Zu Frage 28: 

Die gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesre-
gierung (GGO) und die ergänzenden Bestimmungen 
des Auswärtigen Amtes gehen von dem Grundsatz 
aus, daß beim schriftlichen Verkehr mit ausländischen 
Regierungen die deutsche oder deren Landessprache 
benutzt werden. Dies wird in der Praxis auch so gehal-
ten. Einer besonderen Anweisung, den Schriftverkehr 
künftig in deutscher oder spanischer Sprache zu füh-
ren, bedarf es angesichts dieser Praxis daher nicht. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen der Abgeordneten Frau Hensel (GRÜNE) 
(Drucksache 11/1461 Fragen 29 und 30): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
südafrikanische Premier Botha anläßlich des Stapellaufs der 
SAS Drakensberg erklärte, mit der Fertigstellung dieses Schiffes 
sei der Beweis erbracht, daß Südafrika eigene U-Boote bauen 
könne? 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor. oh in 
Südafrika gegenwärtig U-Boote gebaut werden? 

Zu Frage 29: 

Der südafrikanische Staatspräsident Botha hat am 
11. November 1987 anläßlich der Indienststellung des 
Marine-Versorgungsschiffes ,,Drakensberg" in Kap-
stadt unter anderem folgendes erklärt: „Ich hoffe, ich 
lebe lange genug, um noch das erste U-Boot, welches 
in Südafrika gebaut wird, in Empfang zu nehmen. " 
Diese Aussage läßt nach Auffassung der Bundesregie-
rung nicht zwingend den Schluß zu, daß Südafrika 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt in der Lage ist, eigene 
U-Boote zu bauen. 

Zu Frage 30: 

Der Bundesregierung liegen darüber keine Infor-
mationen vor. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage 
des Abgeordneten Verheugen (SPD) (Drucksache 
11/1461 Frage 31): 

Kann die Bundesregierung im Hinblick auf die Notiz „Im 
Zwielicht" in der Nr. 23 vom 20, November 1987 der Zeitschrift 
PUBLIK-FORUM bestätigen, daß die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau keine Geschäfte mit der Republik Südafrika oder von der 
Republik Südafrika kontrollierten öffentlichen oder wirtschaftli-
chen Einrichtungen tätigt? 

Über Kreditvergaben der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau entscheiden ausschließlich die dafür in Gesetz 
und Satzung vorgesehenen Organe. Eine Bekannt-
gabe von Kreditdaten ist nicht zulässig. Die Bundes-
regierung kann deshalb die Frage weder bejahen 
noch verneinen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
11/1461 Fragen 34 und 35): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bezeichnung „nicht 
verheiratet" von verwitweten Steuerpflichtigen auf der Lohn-
steuerkarte als Diskriminierung empfunden wird, und ist die 
Bundesregierung bereit, die Initiative dafür zu ergreifen, daß die 
frühere Regelung, die die Bezeichnung als „verwitwet" vorsah, 
wieder hergestellt wird? 

Weshalb wurde die frühere Regelung überhaupt geändert? 

Nach den Grundsätzen des Datenschutzes ist die 
Angabe des Familienstandes auf der Lohnsteuerkarte 
nur zulässig, soweit steuerliche Gründe dies erfor-
dern. Weil aber nicht oder nicht mehr verheiratete 
Personen (Ledige, Verwitwete, Geschiedene) steuer- 
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lich gleichbehandelt werden und um den daten-
schutzrechtlichen Bedenken Rechnung zu tragen, 
wurden im Einvernehmen mit den obersten Finanzbe-
hörden der Länder die Angaben zum Familienstand 
auf der Lohnsteuerkarte auf die neutralen und für die 
Lohnsteuererhebung ausreichenden Eintragungen 
„verheiratet" und „nicht verheiratet" beschränkt. 

Diese ab 1983 geltende Regelung sollte nicht als 
Diskriminierung verwitweter Personen verstanden 
werden. Eine solche kann nach meiner Ansicht auch 
nicht in der Bezeichnung „nicht verheiratet" gesehen 
werden, zumal die Lohnsteuerkarte ausschließlich für 
den Lohnsteuerabzug bestimmt ist und nur einem 
sehr begrenzten Personenkreis vorgelegt wird. Auch 
bleibt es den betroffenen Arbeitnehmern unbenom-
men, zum Beispiel dem Arbeitgeber den tatsächlichen 
Familienstand mitzuteilen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher nicht, eine 
Änderung der geltenden Regelung vorzuschlagen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Heistermann (SPD) (Drucksache 
11/1461 Fragen 36 und 37): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß es Trup-
penübungsplätze mit und Truppenübungsplätze ohne Überlas-
sungsvertrag gibt, und gedenkt die Bundesregierung hier ein-
heitliche Regelungen herbeizuführen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, für den Truppenübungs-
platz Senne einen Überlassungsvertrag mit den britischen 
Streitkräften abzuschließen, der auch ein neues Gesamtnut-
zungskonzept umfaßt? 

Zu Frage 36: 

Die Truppenübungsplätze stehen den alliierten 
Streitkräften bereits aus der Zeit vor dem 1. Juli 1963, 
zum Teil aus besatzungsrechtlicher Zeit, zur Verfü-
gung. Für keinen der Truppenübungsplätze wurde 
bisher eine Überlassungsvereinbarung geschlossen. 

Zu Frage 37: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch für den 
Truppenübungsplatz Senne mit den britischen Streit-
kräften über den Abschluß einer Überlassungsverein-
barung zu verhandeln. Sie wird hierbei auch die sich 
aus der Benutzung des Übungsplatzes ergebenden 
Probleme erörtern. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 11/1461 
Frage 40) : 

Wie hat der Vorsitzende des Landesverbandes Schleswig-
Holstein der CDU, Dr. Stoltenberg, nach dem Parteitagsproto-
koll des CDU-Landesparteitages in Travemünde, das dem Par-
lamentarischen Staatssekretär Dr. Häfele in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages vom 2. Dezember 1987 zur Verfu-

gung stand, die Umstande dargestellt, unter denen er bei der 
Suche nach einem neuen Generalsekretär für den CDU-Landes-
verband Schleswig-Holstein Einsicht in die Personalakte eines 
damaligen Oberstleutnants der Bundeswehr erhalten hat, und 
hat eine schriftliche Einverständniserklärung des Betroffenen im 
Bundesministerium der Verteidigung vorgelegen? 

Wie mein Kollege Häfele bereits in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1987 
klargestellt hat, hat der Landesvorsitzende der CDU 
Schleswig-Holstein nicht in die Personalakte des spä-
teren Generalsekretärs des Landesverbandes Einsicht 
genommen. Vielmehr hat der damalige beamtete 
Staatssekretär im Bundesministerium der Verteidi-
gung auf fernmündliche Anfrage beim damaligen 
Bundesminister, der in Urlaub war, einige Tage nach 
dieser Anfrage sinngemäß mitgeteilt, er — der Staats-
sekretär — habe selten eine Personalakte mit einem so 
hervorragenden Werdegang eines jungen Offiziers 
gesehen. 

Diese Auskunft — auch hierauf hat mein Kollege 
Häfele bereits hingewiesen — ist selbstverständlich 
mit Einverständnis des Betroffenen erfolgt. Eine 
schriftliche Einverständniserklärung ist nicht erfor-
derlich. 

Ergänzen möchte ich noch, daß sich dieser Vorgang 
im Jahre 1980 — genauere Daten kann ich Ihnen nicht 
mehr nennen — abgespielt hat. Das ganze ist ein 
völlig normales Geschehen, bei dem sich alle Beteilig-
ten absolut korrekt verhalten haben. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
11/1461 Fragen 41 und 42): 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Ankündigung des 
Bundeskanzlers in seiner Regierungserklärung, die Bedingun-
gen für die Arbeit privater gemeinnütziger Stiftungen zu verbes-
sern, mit der geplanten Belastung dieser Stiftungen durch die 
Quellensteuer, und wird deshalb eine Herausnahme dieser Stif-
tungen aus der Quellensteuer beabsichtigt? 

Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung im ein-
zelnen vorbereitet, um die Bedingungen für die Arbeit gemein-
nütziger Stiftungen zu verbessern und den Anreiz zu verstärken, 
daß privates Vermögen für gemeinnützige Zwecke zur Verfü-
gung gestellt wird? 

Zu Frage 41: 

Gemeinnützige Stiftungen sind zwar grundsätzlich 
von der Körperschaftsteuer befreit. Nach § 5 Abs. 2 
Nr. 1 KStG erstreckt sich die Steuerbefreiung aber 
nicht auf inländische Einkünfte, die dem Steuerabzug 
unterliegen. Durch die neue Kapitalertragsteuer wird 
der Steuerabzug auf Zinseinnahmen ausgedehnt. Alle 
steuerbefreiten Körperschaften sollen hierdurch 
gleichmäßig belastet werden. Eine Sonderregelung, 
die gemeinnützige Stiftungen von dieser Belastung 
ausnimmt, ist nicht vorgesehen. 

Zu Frage 42: 

Die Frage der steuerlichen Behandlung gemeinnüt-
ziger Stiftungen gehört zum Prüfungsauftrag der Un- 
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abhängigen Sachverständigenkommission zur Unter-
suchung des Gemeinnützigkeitsrechts. Sobald das 
Gutachten vorliegt, wird sich die Bundesregierung 
eine Meinung dazu bilden, ob gemeinnützige Stiftun-
gen künftig über das derzeitige Maß hinaus steuerlich 
gefördert werden sollen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
11/1461 Frage 46): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, nachdem sie 
Hinweise erhalten hat, daß Firmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland an der Giftgasproduktion für den Irak beteiligt 
waren bzw. sind? 

Die Bundesregierung hat erstmals im Jahre 1984 
Hinweise erhalten, daß zwei deutsche Firmen be-
stimmte Waren, die für eine Giftgasherstellung miß-
braucht werden könnten, in den Irak ausführen woll-
ten. Sie hat daraufhin im August 1984 durch Rechts-
verordnung nach dem Außenwirtschaftsgesetz eine 
zusätzliche Genehmigungspflicht für die Ausfuhr sol-
cher Waren eingeführt. Genehmigungen für die Aus-
fuhr in den Irak wurden nicht erteilt. 

Die Bundesregierung hat erstmals Ende 1986 Hin-
weise erhalten, daß nach Einführung der Genehmi-
gungspflicht ungenehmigte Ausfuhren in den Irak 
vorgenommen worden sein sollen. Die zuständigen 
Behörden haben daraufhin bei den fraglichen Firmen 
Außenwirtschaftsprüfungen durchgeführt. Die Aus-
wertung der Betriebsprüfungsberichte ergab den Ver-
dacht von Zuwiderhandlungen gegen das Außenwirt-
schaftsrecht. Deshalb wurde die Staatsanwaltschaft 
befaßt, die zur Zeit wegen des Verdachts strafbarer 
Verstöße ermittelt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Eid (GRÜNE) (Druck-
sache 11/1461 Fragen 47 und 48): 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Zusam-
menarbeit der Firmen Industriekontor Lübeck (IKL) und Ho-
waldtswerke (HDW) mit der Republik Südafrika beim Bau des 
Versorgungsschiffes SAS Drakensberg? 

Welche anderen Firmen neben IKL und HDW haben nach 
dem Wissen der Bundesregierung Südafrika beim Bau der SAS 
Drakensberg unterstützt? 

Zu Frage 47: 

Nach dem Handbuch „Jane's Fighting Ships 
1987/88" ist das Versorgungsschiff Drakensberg in 
Südafrika entworfen und konstruiert worden. 

In diesem Zusammenhang sind den genannten Fir-
men weder Genehmigungen nach Kriegswaffenkon-
trollgesetz noch Außenwirtschaftsgesetz erteilt wor-
den. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
über eine genehmigungspflichtige Zusammenarbeit 
der Firmen IKL und HDW mit der Republik Südafrika 
beim Bau des Versorgungsschiffes Drakensberg vor. 

Zu Frage 48: 

Über eine genehmigungspflichtige Beteiligung an-
derer Firmen liegen der Bundesregierung keine Infor-
mationen vor. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Beer (GRÜNE) 
(Drucksache 11/1461 Fragen 49 und 50): 

Bestreitet die Bundesregierung die Tatsache, daß südafrikani-
sche Techniker beim Industriekontor Lübeck für den Bau des 
Versorgungsschiffes SAS Drakensberg und für den U-Boot-Bau 
ausgebildet worden sind? 

Hat die Bundesregierung Informationen darüber, ob bundes-
deutsche Firmen außer in den Fallen der U-Boot-Blaupausen

-

Lieferungen nach Südafrika und der Zusammenarbeit beim Bau 
der SAS Drakensberg in weiteren Projekten des Kriegsschiffs-
baus in Südafrika engagiert sind? 

Zu Frage 49: 

Nach Auskunft des Ingenieurkontors Lübeck (IKL) 
konnte eine mit Vertrag aus 1984 vorgesehene Unter-
stützung für den U-Boot-Bau in Südafrika wegen Ab-
bruch des Vertrages nicht durchgeführt werden. Dar-
über hinaus habe des IKL zu keinem Zeitpunkt Ver-
träge oder Vereinbarungen für die Ausbildung von 
südafrikanischen Technikern mit einer südafrikani-
schen Firma oder Regierungsstelle oder Privatperso-
nen abgeschlossen oder entsprechende Dienstleistun-
gen durchgeführt. 

Der Bundesregierung liegen keine gegenteiligen 
Erkenntnisse vor. 

Zu Frage 50: 

Der Bundesregierung liegen keine derartigen Infor-
mationen vor. Erforderliche Genehmigungen würden 
nicht erteilt werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatssekretärs Jagoda auf die Frage des Ab-
geordneten Müller (Pleisweiler) (SPD) (Drucksache 
11/1461 Frage 51): 

Hat die Bundesregierung bei ihrem Beschluß, bei offenen 
Badekuren den Pensionskostenzuschuß der Krankenkassen 
künftig zu halbieren, erwogen, welche Auswirkungen dies auf 
die Zahl derjenigen hat, die offene Badekuren nutzen, und wel-
che wirtschaftlichen Auswirkungen diese Kürzungsmaßnahme 
bei den bundesdeutschen Badeorten haben wird? 

Nach den von der Koalition am 3. Dezember 1987 
beschlossenen Eckwerten zur Strukturreform im Ge-
sundheitswesen soll nun der Zuschuß zu den Kosten 
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für Unterkunft und Verpflegung bei der offenen Bade-
kur halbiert werden, während die medizinischen Lei-
stungen unberührt bleiben. Deshalb geht die Bundes-
regierung davon aus, daß bei der Inanspruchnahme 
der offenen Badekuren keine wesentlichen Verände-
rungen eintreten, zumal auch die heutigen Zuschüsse 
nur einen Teil der Kosten für Unterkunft und Verpfle-
gung abdecken. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatssekretärs Jagoda auf die Fragen des Abge-
ordneten Schulhoff (CDU/CSU) (Drucksache 11/1461 
Fragen 52 und 53) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Arbeitsämter 
in zunehmendem Maße von der Herabbemessung der Arbeits-
losenhilfe nach § 136 Abs. 2 Arbeitsförderungsgesetz Gebrauch 
gemacht wird? 

Hält es die Bundesregierung gegebenenfalls nicht für gebo-
ten, gerade wegen der Probleme, die bei älteren Langzeitar-
beitslosen bestehen, die Anwendungspraxis des § 136 Abs. 2 
Arbeitsförderungsgesetz zu überdenken? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Ar-
beitsämter in zunehmendem Maße von der Herabbe-
messung der Arbeitslosenhilfe nach § 136 Abs. 2 b Ar-
beitsförderungsgesetz Gebrauch machen. Zwar häuf-
ten sich im Winterhalbjahr 1886/87 die Eingaben zur 
Herabbemessung der Arbeitslosenhilfe. Ihre Zahl ist 
aber inzwischen wieder zurückgegangen. Aus den 
mir vorliegenden Daten ergibt sich, daß sich die Zahl 
der Herabbemessungen der Arbeitslosenhilfe nach 
§ 136 Abs. 2 b Arbeitsförderungsgesetz inzwischen 
auf einem niedrigen Niveau stabilisiert hat. 

Die Arbeitslosenhilfe ist — wie Sie wissen — eine 
Lohnersatzleistung. Sie richtet sich nach dem ausf al-
lenden Arbeitsentgelt. Nach Ablauf von drei Jahren 
ist das zuletzt erzielte Arbeitsentgelt kein zuverlässi-
ger Maßstab mehr für die aktuellen Verdienstmög-
lichkeiten des Arbeitslosen. Das für die Bemessung 
der Arbeitslosenhilfe maßgebliche Arbeitsentgelt ist 
dann unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
zelfalles neu festzusetzen. Hat sich der Arbeitslose 
fortgebildet, kann das maßgebliche Arbeitsentgelt zu 
erhöhen sein. Häufig ist es aber beizubehalten oder 
niedriger festzusetzen. Eine Minderung ist allerdings 
nach § 136 Abs. 2 c Arbeitsförderungsgesetz ausge-
schlossen, wenn der Arbeitslose das 58. Lebensjahr 
vollendet hat. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Arbeitsämter gegenwärtig bei der Prüfung der Frage, 
für welche Beschäftigung ein Arbeitsloser nach Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes noch in Betracht 
kommt, d. h. welches Arbeitsentgelt er erzielen kann, 
regelmäßig nicht kleinlich verfahren, sondern ihren 
Beurteilungsspielraum sachgerecht ausschöpfen. Sie 
sieht deshalb zur Zeit keine Veranlassung, auf eine 
Änderung der Anwendungspraxis des § 136 Abs. 2 b 
Arbeitsförderungsgesetz hinzuwirken. 

Im übrigen mache ich darauf aufmerksam, daß die 
Dreijahresfrist erst durch die 7. Novelle zum Arbeits-
förderungsgesetz eingeführt worden ist und das bis  

dahin geltende Recht, wonach jederzeit herabbemes-
sen werden konnte, verbessert hat. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Gerster (Worms) (SPD) (Drucksache 
11/1461 Fragen 54 und 55): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die prakti-
schen Auswirkungen der neuen Grußordnung (ZDV 10/8) nach 
Einführung in der Bundeswehr vor, insbesondere der Anwen-
dung von Ziffer 628: „Untergebene sprechen unmittelbare Vor-
gesetzte mit Disziplinargewalt auch außer Dienst mit der dienst-
lichen Anrede an."? 

Gilt die in Ziffer 628 beschriebene Pflicht zur dienstlichen 
Anrede für alle Arten außerdienstlicher Begegnung, etwa bei 
privaten Einladungen, im Verein, in der Gaststätte, in der Sauna, 
bei Nachbarn im Mehrfamilienhaus oder in einer Wohnsied-
lung? 

Zu Frage 54: 

Der bisherige Zeitraum ist zu kurz für eine konkrete 
Bewertung. 

Zu Frage 55: 

Nach dem eindeutigen Wortlaut der Bestimmung 
gilt die dienstliche Anrede für unmittelbare Vorge-
setzte mit Disziplinargewalt auch für die von Ihnen 
angesprochenen Beispielsfälle. Als unmittelbarer 
Vorgesetzter hat der Disziplinarvorgesetzte — ebenso 
wie Gruppen- und Zugführer — nach der Vorgesetz-
tenverordnung das Recht, den ihm unterstellten Sol-
daten in und außer Dienst, innerhalb und außerhalb 
umschlossener militärischer Anlagen Befehle zu ertei-
len. Mit der dienstlichen Anrede soll die besondere 
Stellung, die dem Disziplinarvorgesetzten zukommt, 
verdeutlicht werden. 

Besteht allerdings zwischen den Soldaten eine 
freundschaftliche Bindung, kann insbesondere in den 
von Ihnen aufgezeigten Situationen auf die militäri-
sche Form der Anrede verzichtet werden. Es kommt 
immer auf den Einzelfall an. Im übrigen weise ich dar-
auf hin, daß dieses Konzept auf Beschlüsse einer Ab-
teilungsleiterkonferenz aus dem März 1982 zurück-
geht. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage des 
Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksache 11/1461 
Frage 56) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die angeblich vorliegende Ein-
verständniserklärung des damaligen Oberstleutnants im Bun-
desministerium der Verteidigung zur Einsichtnahme in seine 
Personalakte durch den Vorsitzenden des Landesverbandes 
Schleswig-Holstein der CDU, Dr. Stoltenberg, dem Verteidi-
gungsausschuß in nichtöffentlicher Sitzung vorzulegen? 

Der Offizier hatte sein Einverständnis mündlich er-
klärt. Die Einsichtnahme wurde durch den für Perso-
nal zuständigen Staatssekretär im BMVg vorgenom-
men. 
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Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Simonis (SPD) (Drucksache 
11/1461 Frage 57): 

Welche Vorkehrungen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
treffen, um zu verhindern, daß bei der Bewerbung von Bundes-
wehrsoldaten für Parteiämter in Zukunft Einsicht in ihre Perso-
nalakten genommen wird? 

Es sind keine neuen Vorkehrungen erforderlich. 
Am 10. Juli dieses Jahres haben wir Bestimmungen 
erlassen, die eingehend regeln, wem Einsicht in Per-
sonalakten zu gewähren und wem Auskunft aus Per-
sonalakten zu erteilen ist. Politische Parteien gehören 
nicht zu diesen Berechtigten. Dagegen bestehen 
keine Bedenken, daß Auskünfte aus den Personalak-
ten dann erteilt werden dürfen, wenn der betroffene 
Soldat dem zugestimmt hat und keine dienstlichen 
Interessen entgegenstehen. Unter diesen Vorausset-
zungen können auch politische Parteien Auskunft aus 
den Personalakten eines Soldaten eben mit dessen 
Zustimmung erhalten. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 11/1461 
Frage 58): 

Läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung die Tatsache, 
daß das mehrheitlich der Deutschen Bundesbahn gehörende 
„Deutsches Reisebüro" wie einer Anzeige in der „Welt" vom 
13. November 1987 zu entnehmen ist, nun schon für eine fünfte 
und sechste Wiederholungsreise nach Südafrika u. a. mit Ver-
längerungsmöglichkeiten in Namibia wirbt, mit den Vorstellun-
gen der Bundesregierung zur Überwindung des undemokrati-
schen und unterdrückerischen Apartheidsystems in Südafrika 
vereinbaren, und wie beurteilt die Bundesregierung diese Akti-
vitäten des „Deutschen Reisebüros"? 

Das Deutsche Reisebüro, bei dem die Deutsche 
Bundesbahn eine Mehrheitsbeteiligung besitzt, han-
delt kaufmännisch eigenständig. Es führt als Eigen-
veranstalter keine Südafrika-Reisen durch. 

Im übrigen darf ich mich auf meine Antworten auf 
die Frage Nr. 39 und die Zusatzfragen des Abgeord-
neten Weiss (München) in der Fragestunde am 2. De-
zember dieses Jahres (45. Sitzung) beziehen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Fischer (Homburg) (SPD) (Druck-
sache 11/1461 Fragen 59 und 60): 

Ist, nachdem der Bundesminister für Verkehr im Herbst 1986 
von einer damals geplanten Verlagerung von Bereichen der 
Stoffgruppen und der maschinentechnischen Gruppen des 
Gleisbauhofs Homburg Abstand genommen hat, der seitdem 
praktizierte Abbau von 26 qualifizierten Arbeitsplätzen in den 
Bereichen eine der vom Bundesminister für Verkehr damals 
erwähnten Alternativen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der Arbeits-
marktlage ein derartiges Vorgehen gerade in diesem struktur-
schwachen Gebiet, und hält sie dies für die sozial verträglichste 
Maßnahme? 

Zu Frage 59: 

Die Rücknahme der 26 Dienstposten beim Gleis-
bauhof Homburg/Saar im Jahr 1987 steht nicht in Zu-
sammenhang mit den Ihnen im Schreiben vom 
12. November 1986 mitgeteilten organisatorischen 
Alternativen, deren Durchführung die Deutsche Bun-
desbahn unverändert nicht beabsichtigt. Sie beruht 
vielmehr auf der im gesamten Bereich der Oberbau-
erhaltung seit 1982 schrittweise vollzogenen Perso-
nalbedarfsanpassung an das rückläufige Arbeitsauf-
kommen sowie der Rationalisierung der Arbeitsab-
läufe. 

Zu Frage 60: 

Die Bundesregierung mißt der Arbeitsplatzerhal-
tung im Bereich der Bundesverwaltungen insbeson-
dere in strukturschwachen Gebieten hohe Bedeutung 
bei. Für diese Zielsetzung sieht sie allerdings im Be-
reich der Deutschen Bundesbahn, die in einem ausge-
prägten Wettbewerb mit der übrigen Verkehrswirt-
schaft steht und wie ein Wirtschaftsunternehmen zu 
führen ist, nur einen geringen Handlungsspielraum. 
Gleichwohl ist der Fortbestand des Ausbesserungs-
werkes Burbach als Ausdruck der Anerkennung der 
Sonderlage des Saargebietes zu bewerten. 

Die von Rationalisierungsmaßnahmen betroffenen 
Mitarbeiter werden unter Wahrung der Sozialverträg-
lichkeit in den anderen Bedarfsbereichen eingesetzt. 
Entlassungen finden nicht statt. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Brück (SPD) (Drucksache 11/1461 
Fragen 61 und 62): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn auf Grund der Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt in den kommenden Jahren größere Personaleng-
pässe in den Ballungsräumen erwartet und deswegen beabsich-
tigt, Aufgaben in der Oberbauerhaltung in zunehmendem Maße 
in strukturschwache Gebiete wie das Saarland zu verlagern? 

Welche Folgen wird dies konkret für den Gleisbauhof Hom-
burg-Saar haben? 

Zu Frage 61: 

Personalengpässe werden von der Deutschen Bun-
desbahn im Bereich der Oberbauerhaltung nicht er-
wartet und sind daher auch nicht Gegenstand aktuel-
ler Überlegungen der Deutschen Bundesbahn. 
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Zu Frage 62: 
Meiner Antwort auf Ihre erste Frage können Sie 

entnehmen, daß sich für den Gleisbauhof Homburg/ 
Saar keine personalwirtschaftlichen Folgen ergeben. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Saibold (GRÜNE) (Drucksa-
che 11/1461 Frage 63): 

Wie gedenkt die Bundesregierung den Anschluß der Region 
Niederbayern an das Schnellbahn-System der Deutschen Bun-
desbahn zu sichern, wenn jetzt auch noch der einzige IC-Halt 
— des „Johann-Strauß" — in Plattling gestrichen wird? 

Nach Angaben der Deutschen Bundesbahn wird die 
Anbindung der Region Niederbayern an das Fernver-
kehrsnetz der Deutschen Bundesbahn durch zeitge-
rechte Anschlußverbindungen auch weiterhin ge-
währleistet sein. 
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